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19. Dezember 1907. Beiſetzung König Oskars von Schweden. 

23. Dezember. Der Schah von Perſien ſchwört auf den Koran, nie wieder etwas gegen Bas 
Parlament zu unternehmen. 

25. Dezember. Ein Edikt der Kaiſerin von China verſpricht für die Zukunft Einführung einer 
Verfaſſung. 

28. Dezember. General d' Amade wird an Stelle Drudes zum Oberbefehlshaber von Caſablanca 
ernannt. 


30. Dezember. Frankreich verſpricht nach Beſetzung der Kasbah Mediuna Caſablanca zu räumen. 
31. Dezember. Die amerikaniſche Schlachtflotte trifft in Argentinien ein. 


1. Januar 1908. 

Verklungen ſind die Weihnachtsglocken, und wenn dieſe Zeilen 
dem Leſer zu Geſicht kommen, wird ein neues Jahr eingeläutet. Wir 
blicken zurück und verſuchen wohl auch, das Dunkel einer Zukunft zu 
durchdringen, die immer eine andere iſt, als ſich vorherſehen oder kon— 
jekturieren ließ. J 

Auch das ſcheidende Jahr hat einen anderen Verlauf ges 
nommen, als teils befürchtet, teils gehofft wurde. In diplomatiſcher 
Beziehung hat es, wie man wohl urteilen hört, für uns keine günſtige 
Wendung genommen. Es konnte ſcheinen, als wolle ſich eine Lawine 
deutſch-feindlicher Koalitionen unter Führung Englands zuſammen— 
ballen, um auf Deutſchland herabzuſtürzen. In erſtaunlicher Ein— 
mütigkeit bemühte ſich die Preſſe Englands, Frankreichs, Rußlands 
und all der kleinen Hetzer, die mindere Machtfaktoren vertreten, Deutſch— 
land als den Friedensſtörer der Zukunft darzuſtellen, um aus der 
Phantaſie dieſes Zukunftsbildes die Notwendigkeit zu deduzieren, dieſen 
Störer des allgemeinen Friedens unſchädlich zu machen. Mit unend— 
licher Schadenfreude wurden die verleumderiſchen „Enthüllungen“ 
einer Kamarilla von Senſationsjournaliſten begrüßt und geglaubt, die 
eine Zeitlang die Luft in Deutſchland verpeſteten. Aus der Ferne ließ 
ſich nicht erkennen, daß dieſe Höflinge der ſchlechten Inſtinkte eines Pu— 
blikums, wie es überall zu finden iſt, ſo kläglich ſcheitern würden. Man 
glaubte, ein Recht gefunden zu haben, dieſes Deutſchland, das man 
verhaßt zu machen in jahrelanger Verdächtigung ſeiner Beſtrebungen 
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bemüht geweſen war, nunmehr auch als verächtlich hinzuſtellen. Was 
alles in Anlaß des Hardenprozeſſes zur Verunglimpfung Deutſchlands 
in Frankreich zumal geſchrieben worden iſt, entzieht ſich der Wiedergabe 
in einem Blatt, das ſich ſelbſt achtet. Aber es iſt keine Übertreibung, 
zu ſagen, daß die Wirkung eine geradezu verhängnisvolle zu werden 
drohte. Auch läßt ſich nicht verkennen, daß der völlige Umſchwung des 
Urteils, den die an den Tag getretene Wahrheit hervorrief, eine nicht 
geringe Verlegenheit dort verurſachte, wo die Schadenfreude am 
größten geweſen war. Wir haben nicht gefunden, daß ein ernſthafter 
Verſuch gemacht worden wäre, gut zu machen, was nach dieſer Richtung 
hin geſündigt worden war. Das iſt eine Ehrenpflicht, deren Erfüllung 
noch ausſteht. 

Was aber jenes diplomatiſche Bild der Umkreiſung und Vereinze— 
lung betrifft, ſo iſt es mehr Schein als Wirklichkeit. Wir haben im Laufe 
der letzten Wochen mehrfach Gelegenheit gehabt, dieſen Gedanken aus— 
führlich darzulegen. Die Aufgaben, die das hingegangene Jahr uns 
ſtellte, haben unſere auswärtigen Intereſſen mehr geſtreift, als intenſiv 
in Anſpruch genommen. Wir haben mit Dänemark die Frage der 
Optantenkinder zu einem beide Teile befriedigenden Abſchluß gebracht, 
die braunſchweigiſche Erbfolge endgültig geregelt und damit Träumereien, 
die über die Landesgrenzen hinausblickten, den Boden entzogen. Wir 
haben in Südweſtafrika einen ſchweren Aufſtand völlig niedergeworfen 
und uns dabei an dem Heldenmut, der wunderbaren Ausdauer und der 
Opferwilligkeit unſerer Truppen erfreuen können. Wir haben das 
Syſtem unſerer Kolonialverwaltung von Grund aus reformiert, und 
bei der Vorbereitung dieſer Reform uns davon überzeugen können, 
daß in dieſer wichtigen Frage die Nation ebenſo ihrem erhabenen Führer 
folgt, wie in allen Fragen, die den Ausbau unſerer Wehrkraft zu 
Waſſer wie zu Lande betreffen. Wir haben endlich, wie auch alle unſere 
Gegner zugeſtehen, eine ehrenvolle Rolle auf dem Haager Kongreß 
geſpielt und ſowohl die Intereſſen der Humanität wie der Wahrhaftig— 
keit und des geſunden Menſchenverſtandes mit Nachdruck und Erfolg 
vertreten. Verträge auf Koſten dritter haben wir allerdings nicht ge— 
ſchloſſen; wir haben weder ein Marokko vergeben, noch ein Agypten 
garantiert, noch ein Perſien in Einflußſphären zerlegt, ſondern uns 
damit begnügt, auszubauen und feſtzuhalten, was unſer iſt, und da— 
neben dafür einzuſtehen, daß uns das Recht der offenen Türe nicht ge— 
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mindert wurde. Das wejentliche aber war doch, daß wir auch im Jahre 
1907 wie in den vorausgegangenen Jahren unſere nationale 
Kraft lebendig erhielten und im Verhältnis zu 
dem erfreulichen Wachstum unſeres Volkes aus- 
gebauthaben. Trotz der Störungen, welche wirtſchaftliche Kriſen, 
die auf anderem Boden reiften, auch bei uns zur Folge hatten, iſt der 
Wohlſtand der Nation gewachſen, und wenn wir gleich kein Volk von 
Rentnern ſind, nennen wir uns doch mit Stolz ein Volk von Arbeitern, 
und wir dürfen es wohl ſagen: in keinem Lande der Welt wird ſo ge— 
arbeitet wie bei uns. Wir könnten hinzufügen, daß auch nirgends mehr 
ſchöpferiſche Erfindungsgabe lebendig wirkt. Das laufende Jahr hat 
uns die Löſung des großen Problems der lenkbaren Luftſchiffahrt gebracht, 
das dem Namen des Grafen Zeppelin Unſterblichkeit ſichert. Wer wollte 
verkennen, daß die wunderbare Vielſeitigkeit Kaiſer Wilhelms und das 
tatkräftige Intereſſe, das er jedem wirklichen Fortſchritt und jeder ernſten 
Wiſſenſchaftlichkeit zuwendet, die neue Periode naturwiſſenſchaftlicher 
und techniſcher Errungenſchaften mächtig gefördert hat. So ſoll man 
uns auch das Jahr 1907 nicht ſchelten. Es hat uns trotz allem den Frie— 
den gesichert und die Zuverſicht nicht gemindert, daß Deuſchland, 
feſt auf eigenen Füßen ſtehend, auch heute noch in Ehren das ſtolze 
Wort wiederholen darf: „Wir Deutſchen fürchten Gott und ſonſt nichts 
auf der Welt!“ 

Es ſind im Laufe des Jahres mehrfache Verſuche gemacht worden, 
den nationalen Rivalitäten ihre Härten und Spitzen zu nehmen. Wir 
wiſſen, daß es in Frankreich einen Kreis und vielleicht weite Kreiſe 
von Patrioten gibt, welche die zwiſchen beiden Nationen beſtehende 
Spannung gern beſeitigen möchten, und die Anſicht vertreten, daß ein 
natürliches Intereſſe ſie zuſammenführen müßte. Aber leider iſt der 
Einfluß dieſer Kreiſe nur gering. Sie treten kaum an die Offentlichkeit, 
und wo ſie es tun, finden ſie keine Beachtung. Der Kultus der 
nationalen Phraſe, zumeiſt von franzöſierten Juden deutſcher Her— 
kunft in der Pariſer Preſſe gepflegt, läßt ſie nicht aufkommen. 
Es gibt in Frankreich einen Terrorismus der Publiziſtik, der in 
Zeitungen, Volksreden und Parlamentsverhandlungen zu einer 
Art vielleicht halb unbewußten Schauſpielertums führt, dem ſich 
nicht ſo leicht jemand zu entziehen vermag. Im Grunde ſind 
es lauter Redensarten alten Gepräges, die unter vier Augen wohl 

1* 


1 ee 


aelegentlich verleugnet werden, die aber wie ein Bann die Offentlich 
keit beherrſchen. Wir wollen nicht exemplifizieren; die Tatſache läßt 
ſich nicht beſtreiten. 

Frankreich lebt heute politiſch unter dem Druck der Marokko— 
frage, und die politiſche Leitung der Republik ſteht vor der ſchwierigen 
Aufgabe, die Verträge von Algeciras in Einklang zu bringen mit einer 
Aktion, deren Anfänge ſich verfolgen, deren Konſequenzen ſich aber 
nicht berechnen laſſen. Sehen wir richtig, ſo geht die Tendenz dahin, 
dem Problem den akuten Charakter zu nehmen und es zu einem chroni— 
ſchen zu machen. Aber auch angenommen, daß Herr Pichon bemüht 
ſein ſollte, es wirklich zu ſchließen, iſt wenig Ausſicht, daß er damit zum 
Ziele kommt, denn neben ihm und gegen ihn arbeiten andere Macht— 
faktoren, das marokkaniſche Komitee, die Finauz und die ehrliche koloniale 
Begeiſterung von Männern wie Rene Millet, die das völlige Übergehen 
Marokkos in franzöſiſche Hände als eine natürliche und notwendige 
Entwicklung fordern. Ob zunächſt als Protektorat, wie Tunis, oder wie 
Algier dem Reich feſt angegliedert, mag ihm gleichgültig ſein; das eine 
lenkt zum anderen über. Aber weder das eine noch das andere iſt mit 
den Vereinbarungen von Algeciras in Einklang zu bringen, und uns 
ſcheint, daß es in der Tat dem franzöſiſchen wie dem allgemeinen Inter— 
eſſe meiſt entſpricht, an dieſem Programm von Algeciras feſtzuhalten. 
Die Machtpolitik, zu der Frankreich durch die Umſtände gedrängt wor— 
den iſt, hat zwar Abdul Aziz gefügig gemacht, aber das Volk ſo ſehr 
gegen alles Franzöſiſche erbittert, daß leider neue „Notwendigkeiten“ 
zum Einſchreiten alle Tage eintreten können. Im Augenblick gelten 
die Beni-Suaſſen für gebändigt, Herr Pichon hofft, daß es auch in 
Caſablanca bald ſo weit ſein werde, daß man die weiteren Sorgen der 
von Frankreich organiſierten Polizei werde überlaſſen können. Auch 
wird ein neuer großer Sieg über Mulay Hafid gemeldet. Nebenher 
aber kommt die Nachricht, daß in Fez eine Revolution auszubrechen 
drohe, und im Augenblick verhindern die Winterregen jede weitere 
Operation. Vor Caſablanca iſt ein Kommandowechſel eingetreten. 
General d' Amade erſetzt den am Sumpffieber erkrankten General 
Drude. Aller Wahrſcheinlichkeit nach wird er, ſobald die Witterung 
es erlaubt, einen Vorſtoß gegen die Kasbah der Mediuna unternehmen, 
die zerſtört werden ſoll, um den ſteten Bedrohungen, denen Caſablanca 
ausgeſetzt bleibt, ein Ende zu machen. 


Die inneren Zuſtände Frankreichs ſind wenig erhebend. Einmal 
dauert der Krieg gegen die Kirche unter Anwendung von Härten fort, 
die allem geſunden Rechtsgefühl widerſprechen. Dann macht ſich die 
Wirkung des radikal-ſozialiſtiſchen Regiments in einer Abnahme des 
Gefühls der Verantwortlichkeit dem Staate gegenüber geltend. Wir 
wollen nicht zum Beleg dafür all die zahlreichen Ausſtände herzählen, 
die im letzten Jahre in Frankreich ſtattgefunden haben. Verwandte 
Krankheitserſcheinungen hat es auch bei uns gegeben. Aber der Streik 
der franzöſiſchen Seeleute im Juni trug doch einen ſehr bedenklichen 
Charakter, weil er die Flotte zu desorganiſieren drohte, was neben 
Ereigniſſen, die ſich im Hafen von Toulon abſpielten und die noch heute 
nicht ganz aufgeklärt ſind, nicht mit Unrecht den franzöſiſchen Patrioten 
Sorge macht. Noch ſchlimmer war die ſogenannte paſſive Revolution 
der Weinbauern, die ſchließlich den ganzen „Midi“ in Mitleidenſchaft 
zog, einen ſeparatiſtiſchen Charakter annahm und Meutereien einzelner 
Regimenter nach ſich zog. Das alles war dann mit einem Male vorüber, 
man weiß kaum wie. Die Zeitungen hörten auf, davon zu ſchreiben, 
und das Strohfeuer verpuffte, ohne Spuren zu hinterlaſſen. In letzter 
Zeit iſt der herausfordernde Ton, den der „Temps“ gegen Deutſchland 
einſchlägt, um ſo mehr aufgefallen, als man gewöhnt iſt, in dieſem Blatte 
das Organ des Miniſteriums des Auswärtigen zu erkennen. Offenbar 
müſſen dieſe Beziehungen nicht mehr beſtehen, da Herr Pichon viel zu 
korrekt iſt, um an derartigen „Anrempelungen“ Vergnügen zu finden. 

In unſeren Beziehungen zu England haben die letzten Tage 
des Mai eine gewiſſe Rolle geſpielt. Die engliſchen Journaliſten waren 
unſere Gäſte und hatten die Ehre, vom Kaiſer angeſprochen und beim 
Reichskanzler in glänzender Geſellſchaft bewirtet zu werden. Der Wider— 
hall, den dieſer Gegenbeſuch der Engländer in der engliſchen Preſſe 
fand, war überaus erfreulich. Noch weit entgegenkommender waren 
die Stimmen, die während des Beſuchs laut wurden, den Kaiſer Wil— 
helm in Windſor und Highceliffe gemacht hat. Das weſentliche iſt aber 
wohl, daß ſich in der Weltlage eine Wandlung dadurch vorbereitet, daß 
deutlicher, als es bisher der Fall war, ein gewiſſer Gegen ſa tz zwiſchen 
den Intereſſen Englands und ſeines ja paniſchen Bundes- 
genoſſen zutage zu treten beginnt. Wir haben auf dieſen inneren 
Gegenſatz ſchon an dem Tage hingewieſen, da das Bündnis zum zweiten— 
mah und zwar erweitert abgeſchloſſen wurde. Einzelne engliſche Stimmen, 
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die auf die Gefahren des Bündniſſes hinwieſen, waren periodisch wieder: 
kehrend in der Preſſe zu hören, aber ſie fanden wenig Beachtung. 
Neuerdings hat nun eine Rede, welche Graf Okuma vor der Handels— 
kammer von Kobe hielt, in England unliebſames Aufſehen gemacht. 
Er ſagte — nach der Wiedergabe des „Kobe Herald“, der offenbar nur 
einen Auszug bietet —: „Auch Indien und die Südſee werden neueren 
Waren guten Abſatz bieten. Aber damit dürft ihr euch nicht zufrieden 
geben, ihr ſolltet auch von Zeit zu Zeit nach Europa fahren und braucht 
dabei nicht fremde Schiffe zu benutzen. Japaniſche Fahrzeuge können 
euch überall hinfahren. Jeder Ort, an dem die japaniſche Flagge weht, 
kann als zu Japan gehörig betrachtet werden. So erſtreckt ſich die 
Souveränität Japans über den Pazifiſchen Ozean, die chineſiſchen Ge— 
wäſſer, den Indiſchen Ozean und Korea. Ihr könnt unter dem Schutz 
der japaniſchen Flotte überall hin. 

Die 300 Millionen Inder ſuchen, weil ſie von Europäern geknechtet 
werden, den Schutz Japans. Sie haben begonnen, europäiſche Waren 
zu boykottieren; wenn daher Japan die Gelegenheit nicht benutzt und 
nicht nach Indien zieht, werden die Hindus enttäuſcht ſein. Wer die 
Wohltaten des Himmels nicht annimmt, dem ſendet er Unheil. Seit 
langen Zeiten war Indien das Land der Schätze. Alexander der Große 
hat dort ſo viel Schätze gewonnen, daß er hundert Kamele mit ihnen 
beladen konnte. Auch Mahomet und Attila haben die Reichtümer In— 
diens an ſich genommen. Weshalb ſollten die Japaner nicht ihre Hand 
über dieſes Land ausſtrecken, jetzt, da die Einwohner uns ihre Arme 
zuwenden? Japan ſollte nach Indien ziehen in den ſüdlichen Ozean, 
oder in andere Länder der Erde.“ 

Natürlich iſt Graf Okuma, als außer der praktiſchen Politik ſtehend, 
ſofort verleugnet worden. Aber wenn man auch, wie wir es tun, nicht 
glaubt, daß die japaniſche Regierung ſich in ein derartiges Abenteuer zu 
ſtürzen geneigt iſt, läßt ſich doch nicht überſehen, daß hier ein Wunſch ausae- 
ſprochen wird, der in Indien ſeinen Widerhall findet, und daß nichts dafür 
bürgt, daß der heute phantaſtiſch erſcheinende Plan nicht aufgenommen 
wird, wenn England einmal in einen europäiſchen Krieg verwickelt ſein 
ſollte. Wir halten das ſogar für im höchſten Grade wahrſcheinlich. 

So iſt es nicht gerade auffallend, daß neuerdings in der „Times“ 
Stimmen laut werden, die ſehr wenig Nachſicht für Japan zeigen. 
Eine Pekinger Depeſche des Blattes vom 27. Dezember weiſt darauf 
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hin, daß man in Europa die Lage der Mandſchurei falſch beurteile. 
Namentlich ſei es ein Irrtum, zu glauben, daß die Japaner ihre Truppen 
aus dem Lande gezogen hätten. Die ganze ſüdliche Hälfte der Mand— 
ſchurei, die Bahn von Kwanſhengtze bis Dalny ſei, wie es in Kriegs— 
zeiten war, von japaniſchen Truppen beſetzt, obgleich das Land ganz 
ruhig ſei. Die 10. Diviſion unter G.-L. Ando ſtehe in Liauyang, dem 
ſtrategiſchen Zentrum der Mandſchurei, während ſechs Bataillone unter 
Gen.-Gouverneur Oſhima die Eiſenbahn halten. 

Auf jeder Station revidieren bewaffnete japaniſche Soldaten 
jedes Eiſenbahnkoupee zur Beläſtigung der Reiſenden, ſpeziell der 
Damen, die ſich über das unziviliſierte und brutale Verhalten der Leute 
beklagen. Den Chineſen aber, die ihre Eiſenbahn von Peking nach 
Mukden führen wollen, geſtatten die Japaner es nicht. 

Ernſter aber ſei das folgende, was beſonders unter den Engländern 
Entrüſtung hervorgerufen habe. China wollte die Peking —Hſin-min— 
tunlinie 50 Meilen nördlich nach Fa-ku-menn fortführen, um ein reiches, 
fruchtbares und dicht bevölkertes Gebiet zu erſchließen. Darüber wurde 
am 8. November ein Kontrakt mit einer engliſchen Firma abgeſchloſſen. 
Es war ein vorzügliches Geſchäft, das auch der Nordbahn zugute kommen 
mußte, in der, lange vor der Okkupation der ſüdmandſchuriſchen Bahn 
durch die Japaner, viel engliſches Geld angelegt war. Nun proteſtiert 
Japan zwar nicht gegen den Bau, ſondern verbietet ihn einfach, und 
zwar weil dadurch der ſüdmandſchuriſchen Bahn Konkurrenz gemacht 
werde. Es ſei, ſo ſchließt das in einem Londoner Briefe der „Kreuz— 
Ztg.“ bereits wiedergegebene Telegramm, ganz unmöglich, dieſes Ver— 
bot in Einklang mit der Politik der offenen Tür zu bringen! Ebenſo 
hat Japan nichts getan, um den Wünſchen Chinas auf Anlage von Tele— 
graphenlinien in der ſüdlichen Mandſchurei entgegenzukommen. 

Das klingt ſehr verſtimmt und mag wohl der Schmerzensruf eines 
der Intereſſenten an den chineſiſchen Eiſenbahnbauten ſein. Es verdient 
aber inſofern Beachtung, als dadurch die Nachrichten beſtätigt werden, 
die uns aus ruſſiſcher Quelle zugehen und die einhellig über die Rück— 
ſichtsloſigkeit des japaniſchen Vordringens klagen. Unter dieſen Um— 
ſtänden iſt es begreiflich, daß Auſtralien jetzt daran geht, ſich eine 
eigene Kriegsmarine einzurichten und ebenſo die ſchon jüngſt erwähnte 
Errichtung einer engliſchen Marineſtation in Esquimault auf Van 
couver. Auch andere Kombinationen werden erwogen. 
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Während der „Figaro“ in alter Weiſe verhetzend in einem Artikel 
über die Rüſtungen ausführte, daß im Hinblick auf die Anſtrengungen 
Deutſchlands kein Engländer, wie friedfertig immer er geſinnt ſei, 
daran zweifeln könne, daß die Unabhängigkeit Englands in höchſter Ge— 
fahr ſein werde, wenn Deutſchlands Flotte je in die Lage käme, der 
engliſchen die Spitze bieten zu können, (eine Ausführung, die zu unſerem 
Befremden von der „Weſtminſter Gazette“ ohne jeden Kommentar 
wiedergegeben wird), finden wir in einem Leitartikel der „Times“ die 
folgende Betrachtung: „Wir wiſſen nicht, ob die Vereinigten Staaten 
jemals offiziell als ein Faktor in dem Zwei-Mächte-Standard aner— 
kannt worden ſind. Er war in ſeinem Urſprung ausſchließlich darauf 
berechnet, der Seemacht in Europa die Wage zu halten. Ob jetzt die 
Vereinigten Staaten und in welchem Verhältnis, mit heranzuziehen 
ſind, das iſt eine zu umfaſſende und verwickelte Frage, als daß ſie ſich 
aus dem Stegreif beantworten ließe.“ Dazu bemerkt die „Weſtminſter 
Gazette“: „Auch wir halten die Frage für umfaſſend und verwickelt, 
aber es wird viel mehr koſten, uns davon zu überzeugen, daß die two— 
Power rule jemals angemeſſen (properly) auf die Kombination Deutſch— 
land und Vereinigte Staaten angewandt werden kann.“ Auch wir ſind 
dieſer Meinung, wie wir denn die Theorie an ſich für abſurd halten, 
weil ſie zu einer Progreſſion führen muß, die Leiſtungsfähigkeit und 
Opferwilligkeit auch der reichſten und patriotiſchſten Nation ſchließlich 
überſteigen muß. 

Über die Entwicklung der Reformbewegung in China lauten die 
Berichte widerſpruchsvoll. Sicher iſt ja, daß China in die allgemeine 
aſiatiſche Umbildung mit eingetreten iſt. Ein Dekret, das die Einführung 
einer Verfaſſung ankündigt, iſt bereits veröffentlicht. Aber die Re— 
gierung behält ſich vor, den Zeitpunkt zu beſtimmen, an dem dieſe Ab— 
ſicht verwirklicht werden ſoll. Zunächſt handele es ſich um vorbereitende 
Maßregeln, auch ſolle die nationale Ziviliſation und der Unterricht in der 
Moral nicht angetaſtet werden. Der Tze Cheng Jonan, das iſt der Staats— 
rat in Peking, und die Tze Si Chu, die Provinziallandtage, ſollen 
dem künftigen Parlament als Grundlage dienen. Einſichtige An— 
träge der Provinziallandtage dürfen von den Gouverneuren 
dem Tze Cheng Jonan zur Beſtätigung vorgelegt werden. Daneben 
werden Preßgeſetze angekündigt, die beſtimmt ſind, der Agi— 
tation in den Provinzen entgegenzutreten; auch ſcheint die Abſicht zu 
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beſtehen, die politischen Geſellſchaften unter die Kontrolle des Thrones zu 
ſtellen. Andere Nachrichten aus ruſſiſcher Quelle behaupten, daß die Re— 
formen an dem Widerſtande der Anhänger des Alten ſcheitern müßten. 
Die bereits dekretierte Durchführung des allgemeinen obligatoriſchen 
Schulunterrichts habe ſich als unmöglich erwieſen, weil es an Lehrern 
fehle; kurz, von der Abſicht zur Verwirklichung ſei noch ein weiter Weg. 

Auch über die perſiſche Verfaſſung und ihre Ausſichten 
gehen die Nachrichten weit auseinander. Sehr merkwürdige und, wie 
uns ſcheint, beachtenswerte Ausführungen finden ſich im „Courrier 
Européen“ aus der Feder eines Perſers Abdol Hoſſein Kheirollah. 
Alle Schwierigkeiten ſeien das Werk geheimer politiſcher und religiöſer 
Geſellſchaften, die einerſeits von Rußland, andererſeits von England 
ausgenutzt würden. England habe infolge des mandſchuriſchen Krieges 
alles zurückgewonnen, was es an Boden während der letzten 12 Jahre 
verloren hatte. Der Schah in Schah, Mahmed Ali, ſei ein Werkzeug 
der Ruſſen. Es frage ſich nun, ob England ihn entthronen werde. Der 
Onkel des Schah, Sill-es Sultan, der engliſche Kandidat, habe ſich bereit 
erklärt, den Thron anzunehmen, und die jüngeren Brüder des Schah 
ſeien unfähig, ihn ſtreitig zu machen. Sill-es Sultan laſſe es aber an 
perſönlichem Mut fehlen, dagegen ſei er ſehr reich, und ſein Vermögen 
ſei in England untergebracht. Kheirollah ſieht trübe in die Zukunft. 
Perſien ſei für die Verfaſſung nicht reif, wahrſcheinlich ſtehe es vor einer 
Periode der Wirren, die Rußland wohl benutzen werde, um ſich zum 
Herrn der kaſpiſchen Küſte zu machen. Auch die „Nowoje Wremja“ 
vom 24. Dezember beſchäftigt ſich mit Sill-es Sultan. Er iſt General- 
gouverneur von Schiras und hat großen Einfluß unter den kriegeriſchen 
Bachtiaren, die mit alten Mauſergewehren bewaffnet ſein ſollen. Der 
Schah habe Sill-es Sultan den Befehl zugehen laſſen, Perſien zu ver— 
laſſen, aber der ungehorſame Generalgouverneur habe den Abgeſandten 
mit dem Revolver bedroht und fortgeſchickt. Daß die „Nowoje Wremja“ 
hieran eine Verdächtigung Deutſchlands knüpft, nimmt uns nicht wunder, 
das gehört zu ihrem eiſernen Beſtande. Intereſſant iſt nur die plötz— 
liche Schwenkung, welche die ruſſiſche Politik in Perſien vollzogen hat. 
Urſprünglich für die Autokratie des Schahs eintretend, iſt ſie jetzt auf 
ſeiten des perſiſchen Parlaments getreten, d. h. ſie hat ſich der eng— 
liſchen Politik angeſchmiegt, was ja mit dem von Herrn Iswolski ver— 
folgten Syſtem in vollem Einklang ſteht. 
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Wie weit dieſes Zuſammengehen auch in Konſtantinopel 
ſtattfindet, iſt ſchwer zu verfolgen. Eben jetzt, da die 7 Jahre des Man— 
dats der an der Reformarbeit in Mazedonien beteiligten fremden Offi— 
ziere ablaufen, hat die Pforte den Wunſch ausgeſprochen, die Zivil— 
agenten, Finanzräte und höheren Offiziere der mazedoniſchen Gen— 
darmerie in ihre Dienſte zu nehmen. Es ſcheint, daß dieſer Wunſch 
nicht erfüllt werden ſoll, obgleich wir glauben, daß er bei dem guten 
Willen der Pforte, Ordnung in Mazedonien zu ſchaffen und ihre Autorität 
aufrechtzuerhalten, keineswegs unbillig iſt. Die letzten Jahre haben 
gezeigt, daß die Schwierigkeiten in Mazedonien darauf zurückzuführen 
ſind, daß Bulgarien, Serbien und Griechenland, deren Regierungen 
ja ſtets ihre loyale Haltung beteuern, offenbar nicht imſtande ſind, 
der Banden Herr zu werden, die, von ihren Grenzen ausgehend, das 
unglückliche Land nicht zur Ruhe kommen laſſen. Sollte nicht dort ein 
(uos ego! mehr am Platze ſein, als in Konſtantinopel? Auch über dieſe 
Frage bringt die „Nowoje Wremja“ einen eingehenden Artikel, der ſich 
nicht ſcheut, Herrn v. Kiderlen-Wächter in empörender Weiſe zu ver— 
dächtigen. Man weiß wirklich nicht mehr, was man zu dieſem Treiben 
ſagen ſoll, zumal ſich aus der Korreſpondenz, die dieſe Beſchuldigung 
erhebt, ergibt, daß ſie ihre Nachrichten aus den Kreiſen der ruſſiſchen 
Botſchaft in Konſtantinopel ſchöpft. 
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Januar 1908. Franzöſiſche Truppen beſetzen die Kasbah Mediuna. 

3. Januar. Zuſammenſtoß zwiſchen Weißen und Japanern in Vancouver. 

„Januar. Verſchiebungen im franzöſiſchen Miniſterium: Briand Juſtiz, Doumerques Unter 
richt, Cruppi Handel. 

5. Januar. d' Amade trifft in Caſablanca ein. 


N 


8. Januar 1908. 

Die Duma hat ihre Weihnachtsferien angetreten. Man wird im 
großen und ganzen wohl ſagen dürfen, daß ſie redlich bemüht geweſen 
iſt, ihre Arbeitspflichten zu erfüllen, und daß ſie das Programm Stolypin 
zu dem ihrigen gemacht hat. Ein Zentrum von 170 Oktobriſten und 
50 gemäßigten Mitgliedern der Rechten ſtellt die moraliſche Autorität 
der Verſammlung dar, und es iſt gewiß von Bedeutung, daß das Zentrum 
des Reichsrats mit dieſem konſtitutionell monarchiſchen Kern Hand in 
Hand geht. Die Geſinnungsgenoſſen beider Körperſchaſten finden ſich 
zu gemeinſamen Beratungen, die natürlich keinen offiziellen Charakter 
tragen, periodiſch zuſammen. Da das Zentrum des Reichsrats 70 Mit— 
glieder zählt, neben 50 Mitgliedern der Rechten und 16 linksſtehenden, 
bedeutet das eine ſehr weſentliche Kräftigung der Regierung. Aber der 
zu bewältigende Arbeitsſtoff iſt ein ganz ungeheuer großer. Nicht 
weniger als 385 Anträge ſind von der Regierung der Duma zugegangen, 
und dazu kommen dann noch die Initiativanträge, die aus dem Schoß 
der Verſammlung ſelbſt hervorgehen. Man wird alſo abzuwarten haben, 
welches die praktiſchen Arbeitserfolge dieſer dritten Vertretung des 
ruſſiſchen Volkes ſein werden, und danach ſein Urteil zu bilden haben. 
Bisher haben wir keine wirklich überwiegende politiſche Kraft in der 
Verſammlung zu erkennen vermocht. Der Schwerpunkt fällt nach 
wie vor außerhalb der Duma; das Entſcheidende iſt die Haltung des 
Miniſterpräſidenten Stolypin, der korrekt an dem Programm des 
17. Oktober feſthält, aber, wie wir zu erkennen glauben, mit außer— 
ordentlichen Schwierigkeiten zu kämpfen hat. Wir rechnen dazu auch 
die Tatſache, daß — was ja nicht wundernehmen kann — die ruſſiſche 
Bureaukratie geblieben iſt, was ſie war. Die Routine herrſcht in alter 


er Mae 


Weiſe, und die alten Schäden drängen an die Oberfläche. Dafür liegt 
ein ungeheures Material in den Berichten der Zeitungen vor, die viel— 
leicht ungenierter, als es früher geſchah, die Offentlichkeit zum Zeugen 
fortbeſtehender Mißbräuche anrufen. Der große Prozeß, den die Ver— 
teidiger von Port Arthur auszufechten haben, um die Tatſache der 
Kapitulation zu rechtfertigen, macht den übelſten Eindruck, nicht nur 
weil er zeigt, daß Sorgloſigkeit, Unklarheit und Verwirrung in faſt allen 
Zweigen der Verwaltung lähmend auf die militäriſchen Aktionen ein— 
gewirkt haben, und daß innerhalb der Feſtung bis zum letzten Augen— 
blick Rivalitäten beſtanden, die eine Einheitlichkeit in der Leitung der 
Verteidigung faſt zur Unmöglichkeit machten, ſondern weil auch der Präſi— 
dent des Gerichtshofes die Verhandlung mit ſo handgreiflicher, gegen 
Stöſſel gerichteter Parteilichkeit leitet. Ebenſo ſpricht aus den Ausſagen 
der Zeugen Haß und Verbitterung und das Bemühen, ſich auf Koſten 
des unglücklichen Generals zu rechtfertigen. Tatſache bleibt, daß, als 
Stöſſel kapitulierte, er über nicht mehr als 6000 Kombattanten zu ver— 
fügen hatte und daß 20000 Kranke in den Hoſpitälern lagen. Er hätte 
ſich noch ein oder zwei Tage halten können, auf die Gefahr hin, daß 
auch dieſer Reſt bei einem nicht mehr abzuwehrenden Sturm der Ja— 
paner geopfert werden mußte. Wie oft aber iſt ihm der Entſatz als 
unmittelbar bevorſtehend angekündigt worden? Ebenſo oft folgte die 
Enttäuſchung, die lähmend und entmutigend wirken mußte. Wir glauben 
nicht, daß an dem unglücklichen Ausgange des Krieges ihn eine größere 
Verantwortung trifft, als ſonſt jemanden in den Reihen der Generale, 
die ein ſelbſtändiges Kommando führten. Dieſer Krieg war verloren, 
bevor er begonnen wurde, das wird das Endurteil ſein, das die Ge— 
ſchichte einmal fällen wird. 

Steht das Urteil des Gerichts in dieſem Prozeß noch aus, ſo iſt 
der Spruch der Richter in dem Prozeß der Unterzeichner des Wyborger 
Aufrufs bereits gefallen. Mit Ausnahme von zweien ſind alle Unter— 
zeichner zur gleichen Strafe, drei Monaten Gefängnis, verurteilt wor— 
den. Das Publikum hat die Verurteilten, als ſie den Gerichtshof ver— 
ließen, mit Blumen überſchüttet und billigt offenbar das Leitmotiv 
der Verteidigung: wenn das Volk aufgerufen wurde keine Steuern 
zu zahlen und keine Rekruten zu ſtellen, ſo ſei das aus Patrotismus 
geſchehen, um Schlimmeres zu verhüten! Daß das Gericht dieſen 
Standpunkt nicht einnehmen konnte, liegt auf der Hand, es mußte nach 
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den geltenden Geſetzen urteilen, und danach iſt der Spruch noch ver— 
hältnismäßig milde ausgefallen. Aber es kann wohl als ſicher angenom— 
men werden, daß die ungeheure Mehrzahl der Ruſſen bereit geweſen 
wäre, den „Wyborgern“ ihre Schuld zu vergeben, denn die Neigung, 
nicht nach der vollzogenen Tat, ſondern nach den Motiven, die zur Tat 
führten, zu urteilen, liegt nun einmal im Blut der Nation. 

Die Lage im Innern des Reiches iſt auch heute noch beunruhigend. 
Zwar die Arbeiter ſind müde und tief enttäuſcht zu ihrer Arbeit in 
Fabriken und Werkſtätten zurückgekehrt. Die Bauern glauben nicht 
mehr an die Erfüllung der phantaſtiſchen Verheißungen, die ihnen 
von den Männern der erſten und zweiten Duma vorgeſpiegelt wurden, 
und beſcheiden ſich mit dem, was ihnen von der Regierung geboten 
wird, um ihre materielle Lage aufzubeſſern; aber es iſt doch eine furcht— 
bare Verwilderung als Niederſchlag der Revolution zurückgeblieben. 
Das Kontingent, das ſie zu den Räuberbanden ſtellen, ſcheint ſehr groß 
zu ſein, und es geht kein Tag dahin, an dem nicht von Mordtaten von 
entſetzlicher Roheit berichtet wird. Auch die Sozialrevolutionäre haben 
nicht entwaffnet. In Sebaſtopol wurde noch kürzlich ein unterirdiſches 
Lager von Bomben, Säuren und anderen Sprengmitteln entdeckt. 
und die ruſſiſchen Zeitungen behaupten, daß es ſich hier um eine Bomben— 
fabrik mit weit ausgedehnter Kundſchaft handele. In Riga iſt vor 
wenigen Tagen bei einer 20jährigen Lettin ein Verzeichnis zu er— 
mordender Deutſchen gefunden worden, in dem die Namen der bereits 
erledigten Opfer durchſtrichen waren, darunter auch der des Paſtor 
Zimmermann, von deſſen Ermordung wir ſeinerzeit berichtet haben. 
Von dem jüngjten Gerücht, das wir in engliſchen und franzöſiſchen 
Blättern verzeichnet gefunden haben, daß nämlich ein Anſchlag entdeckt 
ſei, den Reichsrat in die Luft zu ſprengen, und ein anderer Anſchlag, 
der gegen den Miniſterpräſidenten gerichtet war, wiſſen wir nicht, wie 
weit es Glauben verdient. Auch bei Zarskoje Sſelo ſollen Bomben 
gefunden ſein, und die Wachen auf der Linie Gatſchina—Zarskoje ſeien 
verſtärkt. Immerhin iſt es erfreulich, zu ſehen, daß jolche Anſchläge 
bisher meiſt rechtzeitig entdeckt worden ſind; den Raubmorden vorzu— 
beugen, ſcheint freilich unmöglich. Ebenſo machtlos ſtehen Regierung 
und Geſellſchaft der namentlich unter der Jugend wütenden Epidemie 
der Selbſtmorde gegenüber. Sie ſind überaus zahlreich in den Kreiſen 
der Beamten und gehen dort meiſt auf das Motiv zurück, einer Strafe 
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für Unterſchlagung zu entgehen. Noch häufiger aber ſind die Selbſt— 
morde in den Reihen der Jugend. Der „Golos Moskwy“ notiert 15 Fälle 
für einen Monat. Darunter die folgenden: in Tiflis erſchießt ſich der 
Sekundaner Karaſew, in Sſaratow ein 18jähriger ehemaliger Gym— 
naſiaſt Paſchunow, in Odeſſa nimmt ſich ein Gymnaſiaſt auf der Straße 
in Gegenwart vieler Spaziergänger durch Trinken von Karbolſäure 
das Leben; in Jekaterinoſlaw erſchießt ſich der Schüler der Kommerz— 
ſchule Krawtſchenko, in Twer verwundet ſich ein Realſchüler ſchwer 
an der Hüfte, dieſer Verſuch ſteht in Zuſammenhang mit dem kurz 
vorausgegangenen Selbſtmorde von zwei Gymnaſiaſtinnen; in Glaſow 
vergiftet ſich eine minderjährige Gymnaſiaſtin, in Tomsk eine Schülerin 
der Tertia der Stadtſchule mit Eſſigſäure, in Petersburg die Zuhörerin 
des mediziniſchen Inſtituts Koloſowskaja mit Kokain, in Odeſſa ver— 
brennt ſich ein junges Mädchen, das wenige Tage vorher das Examen 
als Acoucheurin abgelegt hatte! 

Eine dieſer Unglücklichen hat einen Zettel hinterlaſſen, in dem ſie 
als Grund des Selbſtmordes Überdruß am Leben angibt. 

Der „Golos Moskwy“ knüpft hieran eine Betrachtung, die darauf 
hinweiſt, daß in Zeiten großer geiſtiger Kriſen auch bei anderen Nationen 
die Manie des Selbſtmordes aufgetreten ſei. Aber — fährt das Blatt 
fort — in unſeren Tagen liegt die Frage ernſter. Unſere Jugend wächſt 
in einer Zeit heran, in der die Geſellſchaft die Pornographie pflegt, 
und hat nicht Schamgefühl genug, um ſich vom Selbſtmorde zurück— 
halten zu laſſen. Der Fluch unſerer Übergangszeit liegt darin, daß wir 
die Seele unſerer Jugend ausplündern ließen. Man hat ihr Gott ge— 
nommen und ihr nichts dagegen gegeben. Die Predigt vom Über— 
menſchen auf dem Gebiete der ethiſchen Möglichkeiten und die Predigt 
eines utopiſchen Paradieſes auf dem Gebiet ſozialer und politiſcher 
Möglichkeiten haben die jugendliche Phantaſie vergiftet. Als ſie dann 
auf reale Möglichkeiten ſtieß, war „Überdruß am Leben“ die Folge. 

Auch auf den Univerſitäten wollen normale ſtudentiſche Verhält— 
niſſe noch immer nicht eintreten. In Odeſſa hat man nicht nur viele 
hundert Studenten ausſchließen und ausweiſen müſſen, ſondern auch 
gegen das Profeſſorenkollegium ſtrafend eingreifen und den Dekan der 
juriſtiſchen Fakultät Koſinski abſetzen und unter Gericht ſtellen müſſen. 
Zu regelmäßigen Vorleſungen und zu ruhiger Arbeit ſcheint man noch 
auf keiner Univerſität zurückgekehrt zu ſein. 
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Kurz, das alles iſt wenig erbaulich und läßt die Aufgabe der Männer, 
die an der Rekonſtruktion Rußlands arbeiten, unendlich ſchwierig erſchei— 
nen. Es werden noch Jahre hingehen müſſen, ehe die ungeheure Er— 
ſchütterung überwunden iſt, an deren Folgen das heutige Rußland krankt. 

Von den franzöſiſchen Angelegenheiten iſt wenig zu ſagen. General 
Drude hat vor ſeiner Rückkehr nach Frankreich noch die Kasba Mediuna 
eingenommen, obgleich dieſer „Erfolg“ ſeinem Nachfolger zugedacht 
war. Es iſt zum Glück ohne alles Blutvergießen geſchehen. Der „Feind“ 
räumte den Platz, als die Franzoſen anrückten. Es ſind aber bei einem 
ſpäteren Vorſtoß 2500 Hammel erbeutet worden. Auch die Beni Snaſſen 
gelten als unterworfen und zahlen ihre Pön meiſt in Naturalien. Da— 
gegen ſcheint die jetzt in Angriff genommene Einführung der neuen 
Polizei ernſte Schwierigkeiten zu bringen. Die Bevölkerung iſt ſo miß— 
trauiſch geworden, daß ſie ſich auch gegen wohlgemeinte und nützliche 
Ordnungen ſträubt, wenn ſie aus franzöſiſcher Hand kommen. Viel— 
leicht hilft dem Sultan, in deſſen Namen ja die Polizeireform geſchieht, 
die große Anleihe von 150 Mill. Francs, die ihm in Paris bereitet 
worden iſt, dieſe Widerſtände zu brechen, die an ſich ausſichtslos ſind. 

Man hat neuerdings an die häufigen Anweſenheiten König Leo— 
polds von Belgien in Paris Konjekturen geknüpft, die mit der Kongo— 
frage in Zuſammenhang gebracht wurden, und dabei an das eventuelle 
Vorkaufsrecht Frankreichs erinnert. Das iſt wohl müßiges Geſchwätz. 
Einmal kann nicht zweifelhaft ſein, daß Belgien ſchließlich den Kongo— 
ſtaat übernehmen wird. Sollte aber dieſe Übernahme in einer Form 
geſchehen, die in Widerſpruch zu den Beſtimmungen der Kongoakte 
ſteht, gegen deren Nichtbeachtung mit Recht proteſtiert worden iſt, ſo 
iſt wohl ſicher eine internationale Regulierung dieſer Frage zu erwarten. 
Es ſind nicht weniger als 13 Staaten neben Belgien auf das lebhafteſte 
an dieſer Frage intereſſiert und Artikel 36 der Akte ſieht ihr Eingreifen 
auf Grund gemeinſamen Einverſtändniſſes ausdrücklich vor. 

Als Kurioſum erwähnen wir noch, daß Herr Paul Leroy-Beaulieu 
in der Neujahrsnummer der „Revue des deux Mondes“ mit großer 
Entſchiedenheit für den Rückzug Frankreichs aus Marokko eintritt. Aber ob- 
gleich ſeiner Argumentation der Reiz einer wohlbegründeten Überzeugung 
nicht abzuſtreiten iſt, kann natürlich nicht daran gedacht werden, daß 
er einen Eindruck auf die Leiter der franzöſiſchen Politik macht. Das 
muß vielmehr als ausgeſchloſſen gelten. 
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An politiſchem Intereſſe tritt im Augenblick alles vor der Diskuſſion 
zurück, die ſich in der engliſchen, japaniſchen und amerikaniſchen Preſſe über 
die Folgen der engliſch-japaniſchen Allianz entſponnen hat. Auf die 
Symptome der ſich zuſpitzenden Gegenſätze zwiſchen dem, was den Eng— 
ländern, und dem, was den Japanern vorteilhaft iſt, haben wir'ſchon mehr— 
fach hingewieſen. Die Rede des Grafen Okuma vor der Handelskammer 
in Kobe, deren Wiedergabe ſich trotz aller Dementis als völlig zutreffend 
erwieſen hat, war ſo bezeichnend, daß es unmöglich war, ihre Bedeutung 
zu überſehen. Denn Graf Ofuma it fein leichtfertiger Jüngling, der 
unüberlegte Einfälle in die Offentlichkeit wirft, ſondern ein alter Herr 
von bald 70 Jahren, einer der Begründer des neuen Japan. Er war 
Finanzminiſter von 1869—1881, Miniſter des Auswärtigen von 1888 
bis 1889, Miniſter der Landwirtſchaft und des Handels 1896-1897, 
Miniſterpräſident und Miniſter des Auswärtigen im Jahre 1898. Er 
iſt der Begründer der Fortſchrittspartei, Begründer und Präſident der 
Univerſität Tokio. Wenn ein Mann in ſeiner Stellung und mit ſeinen 
Erfahrungen für Japan Indien und den ganzen Oſten in Anſpruch 
nimmt, ſo will er entweder für dieſen Gedanken Propaganda machen, 
oder aber er weiß, daß die Wünſche ſeines Volkes hinter ihm ſtehen. 
Der „New-Pork Herald“ nennt die Rede einen Schlag in das Geſicht 
Englands (a slap in the face for England), und der Londoner „Daily 
Chronicle“ urteilt, daß, wenn ein Mann wie Okuma ſage, daß Indien 
durch die Alliierten ſeines eigenen Vaterlandes bedrängt werde, darin 
ein böſes Omen zu erkennen ſei. Die großen amerikaniſchen Zeitungen 
aber ſind jetzt alle voller Betrachtungen über Zukunftsmöglichkeiten, 
die ſie in ſehr düſteren Farben ſchildern. Sie rechnen dabei auch mit 
einem eventuellen Zuſammenſtoß der amerikaniſchen und der japaniſchen 
Seemacht, obgleich der Streitpunkt, der zum Ausgangspunkt der ameri— 
kaniſch-japaniſchen Gegenſätze wurde, im Prinzip von beiden Regie— 
rungen beigelegt iſt. Die Japaner proteſtieren nur gegen ein ſie ſpeziell 
treffendes Ausnahmegeſetz, und Präſident Roſevelt erklärt, daß er ſein 
Veto einſetzen werde, wenn ein ſolches Geſetz vom Kongreß votiert 
werden ſollte. Andererſeits haben die Japaner laut genug geſagt, daß 
ſie keinerlei Anſchläge gegen die Philippinen im Sinne hätten. Trotz— 
dem will es nicht ruhig werden und die jüngſten Schlägereien zwiſchen 
Japanern und Weißen in Vancouver haben die Erregung noch geſteigert. 
Nun iſt aber Vancouver engliſches Gebiet und die Rede Okumas gegen 


Engliſch-Indien nicht gegen die Vereinigten Staaten gerichtet. Ebenſo 
iſt Auſtralien doch engliſche Kolonie, und dort iſt die Sorge um ein mög— 
liches Eindringen von Aſiaten faſt noch größer als in Kanada und in den 
Vereinigten Staaten. Der „Sidney Morning Herald“ erklärt, Auſtra— 
lien werde unter allen Umſtänden auf ſeinem Kontinent die Suprematie 
der weißen Raſſe aufrecht erhalten, das ſolle man in England nicht 
vergeſſen. Werde Auſtralien vom Mutterland im Stich gelaſſen, ſo 
werde es ſich ſelbſt zu verteidigen wiſſen; ein Kompromiß ſei undenk— 
bar, die Frage der aſiatiſchen Einwanderung eine Frage auf Leben und 
Sterben. Ahnlich hat ſich Mr. Deakin, alſo eine politiſche Autorität in 
auſtraliſchen Fragen, ausgeſprochen. Dieſe entſchloſſene Abneigung 
gegen die Aſiaten trifft aber ebenſoſehr die engliſchen Inder wie die 
Japaner, ſo daß auch hier die Rede Okumas wie eine Drohung auf— 
gefaßt worden iſt. Bedenkt man nun, daß eben jetzt ein bitterer Gegen— 
ſatz zwiſchen den Weißen in Südafrika, ſpeziell in Transvaal, und 
den Indern zum Ausbruch gekommen iſt, und daß engliſche Inder, die 
jahrelang in Transvaal gelebt und in Aſien wie in Afrika unter eng— 
liſchen Fahnen für England gefochten haben, des Landes verwieſen 
werden, weil ſie ſich der von ihnen als Schimpf empfundenen Legitima— 
tion durch einen Fingerabdruck nicht unterwerfen wollen, ſo verſteht 
man wohl, welche Verlegenheit dieſe aſiatiſchen Probleme bereiten. 
Rechtlich liegt die Frage ſo, daß im Jahre 1903 Lord Milner die in 
Transvaal lebenden Inder überredete, ſich regiſtrieren zu laſſen, wo— 
durch ihre Berechtigung zu freiem Aufenthalt feſtgeſtellt werden ſollte, 
und ihnen zugleich verſprach, daß ihnen das Kommen und Gehen für 
alle Zukunft dadurch geſichert bleiben werde. Solange Transvaal 
Republik war, hatte es überhaupt keinerlei Beſchränkung für die Ein— 
wanderung von Indern gegeben. Das geſchah erſt nach der Annexion 
durch die ſogenannte „peace Preservation Ordinance”. Es wurden 
aber 1903 nicht weniger als 13000 derartige Aufenthaltsſcheine erteilt. 
Das wird von der neuen Regiſtration Law vom Jahre 1907 ignoriert, 
die für alle im Lande anweſenden Aſiaten, gleichviel ob Inder oder 
Chineſen, eine neue Regiſtrierung und den Fingerabdruck vorſchreibt, 
Nun erklären die Inder, lieber ſterben zu wollen, als ſich dieſer Prozedur 
zu unterwerfen — und bisher läßt ſich der Ausgang nicht abſehen. 
England will in das Recht Transvaals zu eigener Geſetzgebung in 
inneren Angelegenheiten nicht eingreifen und hat andererſeits nicht 
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geringe Sorge wegen des Widerhalls, der nach Indien hinüberklingt, 
das ohnehin erregt iſt und durch die Rede Okumas ſich in ſeinen nationalen 
Beſtrebungen ermutigt fühlt. Es iſt nicht wunderbar, daß dieſe aſiati— 
ſchen Fragen, wie in Zeiten kommender Wandlungen ſtets zu geſchehen 
pflegt, in Zuſchriften an die Redaktionen der Zeitungen traktiert werden. 
So ſchlägt eine Zuſchrift der „Weſtminſter Gazette“ vor, den Strom 
der indiſchen Auswanderer nach Mauritius, in die Bermudas, nach 
Britiih Guayana und Honduras, nach Jamaika und Trinidad zu 
leiten. Aber es wird dabei nicht berückſichtigt, daß die indiſchen 
Anſiedler in Transvaal meiſt Kaufleute ſind, zum Teil Grund— 
beſitzer und daß ein Kaufmannsgeſchäft ſich nicht ſo ohne weiteres 
umpflanzen läßt. Im Augenblick ſind noch 7000 Inder in Trans- 
vaal; kehren ſie alle dem Zwang gehorchend nach Indien zurück, 
ſo werden aus ihnen ebenſo viele Führer gegen das Syſtem des 
engliſchen Regiments. 

Eine Parallele zur nationalen Bewegung in Indien bietet Egypten. 
Die Egypter verlangen Aufhebung der Okkupation ihres Vaterlandes 
durch engliſche Truppen, unter Berufung auf die 1887 abgeſchloſſene 
Konvention von Drummond Wolff, welche für die Räumung Egyptens 
das Jahr 1890 in Sicht nahm. Dieſer Wunſch oder vielmehr dieſe Forde— 
rung iſt ſchon lange und vielfach ausgeſprochen worden. Auch läßt ſich 
nicht beſtreiten, daß es eine rechtliche Baſis für die Fortſetzung der eng— 
liſchen Okkupation nicht gibt. Bei der Okkupation im Jahre 1882 ver- 
ſprachen die Engländer, nach Verlauf von ſechs Monaten das Land 
zu räumen, dann folgte das Abkommen zwiſchen der Türkei und Groß— 
britannien vom 24. Oktober 1885, gegen welches Frankreich und Ruß— 
land Einſprache erhoben; am 29. Oktober 1888, als die Vereinbarung 
über die Schiffahrt auf dem Suezkanal erfolgte, erklärte England aus— 
drücklich, daß der gegenwärtige Zuſtand Egyptens nur ein vorüber— 
gehender (transitoire et exceptionel) ſei, wie denn bis zum Jahre 1889 
eine lange Reihe von Erklärungen abgegeben worden iſt, durch welche 
England ſich zu der Auffaſſung bekennt, daß es Egypten zu räumen 
habe. Nach dem engliſch-franzöſiſchen Abkommen vom 8. April 1904 
aber erklärte zwar Frankreich, daß es die engliſche Aktion nicht 
behindern werde, auch nicht verlangen werde, daß England einen 
Endtermin für die Okkupation ſetzen ſolle, aber dadurch wurde die von 
England uſurpierte Übernahme der Verwaltung Egyptens nicht legali— 
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ſiert, ſondern Frankreich hatte nur auf die Initiative verzichtet, der es 
bis 1904 hohen Wert beilegte. Weder der Sultan noch eine andere 
Macht iſt dem franzöſiſch-engliſchen Abkommen beigetreten, und es iſt 
ganz richtig, wie Freyeinet in ſeinem Buch über die egyptiſche Frage 
ausführt (1905 Paris), daß der egyptiſche Staat durch das europäiſche 
Konzert konſtituiert worden iſt, und daß nur das europäiſche Konzert 
rückgängig machen könne, was es feſtgeſetzt habe. „L'Europe peut 
evoquer la question et réclamer une solution conforme au droit.“ 
So ſchloß Freyeinet ſeine Ausführungen. 

Nun ſteht nichts feſter, als daß niemand in Europa heute die Ab— 
ſicht hat, England vor dieſe Rechtsfrage zu ſtellen, und wir haben die 
obigen Tatſachen nur in Erinnerung gebracht, weil in Egypten ſelbſt 
eine, je länger je mehr anſchwellende, Bewegung vor der großen Offent— 
lichkeit für dieſen Rechtsſtandpunkt eintritt. Seit dem 27. Dezember 
1907 hat der Führer der Bewegung Muſtafa Kamel Paſcha ſeine An— 
hänger zu einer egyptiſchen „Nationalpartei“ zuſammengefaßt und auf 
einer konſtituierenden Verſammlung zu Kairo wurde das „organiſche 
Statut der egyptiſchen Nationalpartei“ einhellig angenommen. Es 
waren 1019 Perſonen, die ſich auf dieſes Programm verpflichteten, 
und zum lebenslänglichen Haupt der Partei wurde Muſtafa Kamel 
Paſcha erwählt, dem ein comité dirigeant von 30 Perſonen und 
ein Exekutivkomitee von acht Perſonen an die Seite tritt, um 
die Angelegenheiten der Partei zu beraten und zu leiten. All— 
jährlich tritt eine Generalverſammlung als Nationalkongreß zu— 
ſammen, deſſen Verhandlungen in arabiſcher, franzöſiſcher und 
engliſcher Sprache veröffentlicht werden. Es ſchließen ſich hieran 
Beſtimmungen über die Finanzen der Partei und über die Grün— 
dung eines Zentralklubs in Kairo, der in allen Städten Egyptens 
Filialen haben ſoll. 

Was die Nationalpartei erreichen will, zeigt die im „Etendard 
Egyptien“ Nr. 254 vom 28. Dezember 1907 veröffentlichte Rede, mit 
der Muſtafa Kamel Paſcha die konſtituierende Verſammlung eröffnete. 
„Wir ſind — ſo begann er — die Partei der Hoffnung, des Lebens, 
des Vaterlandes und der Unabhängigkeit.“ Es handele ſich nicht darum, 
eine politiſche Partei zu gründen, ſondern darum, die Nation aus ihrem 
Schlummer aufzuwecken und die Fellahs zur Menſchenwürde wieder 
empor zu heben. Der Zutritt zur Partei ſtehe jedem Egypter frei, der 
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mit friedlichen Mitteln das Ziel, die Unabhängigkeit des Landes, er- 
reichen wolle. Denn mit denen, die, wie die Arabiſten, einen Aufſtand 
ins Auge gefaßt hätten, wolle er nichts zu ſchaffen haben, das ſeien 
Feinde des Vaterlandes. Aber mit den Mitteln des guten Rechts wolle 
er ſein Ziel erreichen. Es ſei ein fundamentaler Irrtum, anzunehmen, 
daß die Egypter ſich fügen müßten, weil die Engländer die ſtärkeren 
ſeien. 

„Wir ſind die Starken dank unſerem heiligen Recht. Wir ſind 
ſtark durch das Ehrenwort, das ſie uns gegeben haben, durch die Ver— 
gangenheit unſeres Landes, ſeine Gegenwart und ſeine Zukunft, durch 
die Ziviliſation, mit der wir uns bewaffnet haben, und die uns das 
Recht erwirbt, zu den unabhängigen Nationen zu gehören.“ Er haſſe 
keineswegs die Engländer, ſondern nur die engliſche Okkupation und 
das abſolute engliſche Regiment. Dieſes wolle er aus allen Kräften 
und jederzeit bekämpfen. Da das Recht unbeſiegbar ſei, werde früher 
oder ſpäter Egypten auch den Sieg erringen. Es ſei keineswegs richtig, 
daß, wie Lord Cromer behaupte, er und ſeine Partei die Hand auf das 
egyptiſche Finanzweſen legen und die Rechte der Gläubiger Egyptens 
ſchädigen wollen. Vielmehr habe die Nationalpartei in ihr Programm 
den Punkt aufgenommen, daß ſie die europäiſche Finanzkontrolle an— 
erkenne, die eine Art Kondominium bleiben müſſe, bis die Schulden 
getilgt ſeien. Er wolle die Intereſſen Egyptens und ſeiner ausländiſchen 
Gäſte verſöhnen, die ſich ja ein Verdienſt um Egypten erworben hätten. 
Aber er wiſſe wohl, daß die Feinde der Nationalpartei jetzt ihre An— 
ſtrengungen verdoppeln würden. Darum tue Eintracht not. „Tragt 
das Haupt hoch, ihr Nachkommen der Pharaonen, ihr Erben der Zivili— 
ſation des Islam. Gebt mit großmütiger Hand denen, die an der Erſtar— 
kung Egyptens arbeiten, ſeid einig, um euer heiliges Recht zum Sieg 
zu führen und eure Freiheit zurückzugewinnen. So ruft denn alle mit 
mir: es lebe Egypten, es lebe die Unabhängigkeit.“ 

Dieſe Rede, deren beſonderen Schwung unſer Auszug nur abge— 
ſchwächt wiedergeben konnte, kündigt ohne Zweifel eine neue poli— 
tiſche Macht an. Sie ſchöpft ihre Kraft aus dem Patriotismus, aus dem 
Geſchick des Führers, der es verſtanden hat, ſich ganz auf dem Boden 
der Legalität zu behaupten, ſo daß ſeinen Beſtrebungen mit den gelten— 
den Geſetzen nicht beizukommen iſt. Es fragt ſich nur, ob das Ziel, die 
Erweckung des Fellahs zu politiſch-patriotiſchem Leben überhaupt 
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erreichbar iſt. Daran hängt wohl alles. Gelingt es nicht, ſo ſcheitert 
Muſtafa Kamel. 

Wir fügen nur noch hinzu, daß Muſtafa Kamel ſich mehrfach dazu 
bekannt hat, die Stellung des Sultans als Kalifen und Oberhaupt des 
geſamten Islam unzweideutig anzuerkennen. Auch in dieſer Hinſicht 
können ſeine politiſchen Beſtrebungen den Engländern unbequem 
werden. 


9. Januar 1908. Proteſt des perſiſchen Parlaments gegen ruſſiſche Grenzverletzungen. Ver— 
haftung ruſſiſcher Terroriſten in Lauſanne. 

10. Januar. Einfall von Abeſſiniern in das italieniſche Somala-Gebiet. 

11. Januar. Proklamation Mulay Hafids zum Sultan in Fez. 

12. Januar. Der Negus von Abeſſinien verſpricht den Italienern Genugtuung. 

13. Januar. Türkiſch-perſiſche Grenzkonflitkte. 


15. Januar 1908. 

Mr. Pearſon hat nun auch die „Times“ aufgekauft. Als wir im 
November 1904 davon berichteten, wie er den „Standard“ kaufte, 
wieſen wir auf die traurige Bedeutung der Tatſache hin, daß Organe 
der öffentlichen Meinung mit dem neuen Beſitzer auch die politiſche 
Geſinnung wechſeln, die ſie bisher vertreten hatten. Es liegt aber, ab— 
geſehen hiervon, eine politiſche Gefahr darin, wenn die einflußreichſten 
und meiſt verbreiteten Zeitungen in die Hände eines Beſitzers über. 
gehen, zumal wenn dieſer ein rückſichtsloſer Geſchäftsmann iſt, wie 
Mr. Pearſon. Sein Vater, ein engliſcher Landgeiſtlicher, ſcheint ein 
Idealiſt geweſen zu ſein. Wir ſchließen es daraus, daß er dem Sohn 
den Vornamen Cyrill gab, offenbar nach dem Slavenapoſtel, für den 
er eine beſondere Verehrung gehegt haben muß. Der junge Cyrill 
Pearſon wurde 1866 geboren, iſt alſo jetzt bald 42 Jahre alt. Er hat 
ſich, kaum den Knabenſchuhen entwachſen, der journaliſtiſchen Lauf— 
bahn zugewandt und ſich ſehr bald auf eigene Füße geſtellt. Es iſt 
charakteriſtiſch, daß ſeine erſte journaliſtiſche Gründung ſeinen eigenen 
Namen trägt: „Pearſon Weekly“, dem bald ein „Pearſon Magazine“ 
folgte. Offenbar erkannte er ganz richtig, daß vor allem ſein Name 
bekannt werden müſſe. Dann wandte er ſich, ohne die alten Unter— 
nehmungen aufzugeben, größeren Gründungen zu. So erſchien das 
„Royal Magazine“, und 1900 eine Penny Tageszeitung, der „Daily 
Expreß“. 1903 folgte die „St. James Gazette“ und 1904 der Ankauf 
des „Standard“. Er beſitzt aber außerdem in Neweaſtle on Tyne zwei 
große Zeitungen, die „North Mail“ und die „Evening Mail“, in Bir— 
mingham ſogar drei: „Gazette“, „Expreß“ und „Evening Despatch“. 
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Dffenbar will er die öffentliche Meinung Englands von den großen 
wirtſchaftlichen Mittelpunkten aus beherrſchen. Der Ankauf des „Stan— 
dard“ erfolgte im Intereſſe der Chamberlainſchen Tarifreform. Cham— 
berlain ſoll ihn einen „great hustler', d. h. einen Mann genannt haben, 
der ſich rückſichtslos durch die Menge in den Vordergrund zu drängen 
verſteht. Jetzt iſt Pearſon Vizepräſident der Tarifreformliga und Prä— 
ſident der Tarifkommiſſion von 1903. Lord Northcliffe, der ehemalige 
Sir A. C. W. Harmsworth, der aus dem Redaktionszimmer in das 
Haus der Lords erhoben wurde, hat über den Ankauf der „Times“ 
durch Mr. Pearſon ſein Urteil dahin abgegeben, das werde eine ausge— 
zeichnete Sache für die Tarifreform werden (an excellent thing for 
Tarif Reform). Wir zweifeln nicht daran, daß er recht hat, erinnern aber 
daran, daß die Tarifreform nur ein Mittel für die imperialiſtiſche Politik 
Chamberlains war, und meinen, aus alledem den Schluß ziehen zu 
müſſen, daß wir vor einer neuen Kampagne der imperialiſtiſchen Politik 
ſtehen. Wir bedauern es um ſo mehr, als die freundſchaftlichen Töne, 
die von jenſeit des Kanals zu uns herüber klangen, dadurch leicht über— 
tönt werden können, und es überaus ſchwer iſt, ſich der Suggeſtion zu 
entziehen, die eine einheitlich geführte Aktion weit verbreiteter Zeitungen 
nun einmal auf die öffentliche Meinung eines Landes auszuüben pflegt. 

Es iſt aber nicht vergeſſen, daß der „Daily Expreß“, die erſte durch 
ganz England gedrungene Geſchäftsgründung Pearſons, die ſenſa— 
tionellſte und unzuverläſſigſte Zeitung des Landes war, und das ſagt 
ſehr viel. Die Spekulation auf die Freude an der Senſation des Augen— 
blicks und auf die Leichtgläubigkeit und das kurze Gedächtnis der Leſer 
trug klingende Früchte und bot die Mittel zu immer weiteren Unter— 
nehmungen im gleichen Stil. Vielleicht führen ſie ſchließlich auch ihn in 
die Kammer der Lords wie Mr. Harmsworth, der ſich durch „Daily 
Mail“, „Daily Mirror“, „Evening News“, „Daily Record and Mail“ 
den Weg bahnte und ebenſo wie Pearſon richtigen Blickes das agita— 
toriſche Moment der Chamberlainſchen Politik erkannte und ſich ihr 
zu Dienſt ſtellt. 

Nun iſt Mr. Pearſon in noch weit höherem Grade das Ideal eines 
husinessman. Ein hagerer, hochaufgeſchoſſener Mann, deſſen bart— 
und farbloſes Geſicht nicht erkennen läßt, wie alt er iſt. Seine Augen 
blicken ſcharf beobachtend hinter einer Brille hervor, das Haar iſt zur 
natürlichen Tonſur gelichtet. So ungefähr zeichnet ihn ein Korreſpor 
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dent des „Temps“, von dem er ſich kürzlich interviewen ließ. Er habe, 
jagt dieſer Korreſpondent, noch niemals den Typus des britiſchen Ge— 
ſchäftsmannes deutlicher ausgeſprochen gefunden. Wo aber die Preſſe 
ſich zum Werkzeug des „Geſchäftes“ degradiert, geht ihr die Würde 
verloren, und der Anſpruch auf Achtung, denn eine redlich vertretene 
Überzeugung auch da verdient, wo man ſie nicht teilen kann. Über— 
zeugungen aber ſollen nicht erkauft werden, und wenn die „Times“ 
mit dem Übergang in Pearſons Hände nicht den Geſinnungsſprung 
vollzieht, den vor vier Jahren der „Standard“ machen mußte — es 
war in der Tat ein salto mortale —, jo wird doch auch ſie auf den An— 
ſpruch verzichten müſſen, auf den ſie ſtolz war: die Politik ihrer Über— 
zeugung zu vertreten. Dieſe Politik war uns feindſelig, aber es war 
doch die Politik der „Times“. Sie wird fortan die Richtung ihrer Ge— 
danken von Mr. Pearſon beſtimmen laſſen, und nur noch die Form, 
nicht der Inhalt gehört ihr in Zukunft. Bei dem ungeheueren Apparat 
des Nachrichtendienſtes, den Herr Pearſon übernimmt und den er 
wahrſcheinlich erweitern wird, dürfte ſich bald ganz England genötigt 
ſehen, die Weltereigniſſe in dem Lichte zu ſehen, das ſeinen Zielen 
dienlich iſt, und nichts ſpricht dafür, daß dieſes Ziel die objektive Wahr— 
heit ſein wird. 

Wie leicht es aber möglich iſt, das Urteil eines Landes irre zu leiten, 
das hat uns die Geſchichte der letzten Jahre an den ſchlagendſten Bei— 
ſpielen gezeigt. Wir erkennen es auch an der Haltung, welche die fran— 
zöſiſche Preſſe in der Marokkofrage eingenommen hat. Es wurde alles 
daran geſetzt, um die Vorſtellung zu erwecken, daß den Marokkanern 
die „Ordnungsarbeit“ Frankreichs gerade recht ſei. Fanden Konflikte 
ſtatt, ſo ſchrieb man ihnen einen rein lokalen Charakter zu, jagten die 
Franzoſen einen Haufen ſchlecht bewaffneter Reiter mit Hilfe ihrer 
Artillerie auseinander, ſo war es ein großer Sieg, unter keinen Um— 
ſtänden aber — ſo iſt mal über mal erklärt worden — ſei ein ernſter 
Krieg zu erwarten und keinenfalls werde die Regierung ſich über die 
Beſtimmungen von Algeciras hinwegſetzen. Aber ganz unmerklich 
wurde die Lage ernſter, wie ſich aus beiläufigen, gewöhnlich bald demen— 
tierten Nachrichten erkennen ließ, und immer größer wurde die Ab— 
hängigkeit, in welche der Sultan geriet, den man mit Umgehung der 
marokkaniſchen Staatsbank in pekuniäre Abhängigkeit zu bringen be— 
müht war. Gerade jetzt negotiiert man eine Anleihe von 150 Millionen 
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Frances, deren Garantien naturgemäß dem franzöſiſchen Einfluß auf 
lange Jahre hinaus den Boden ſichern müſſen. 

Für die Art, wie das franzöſiſche Publikum über die Tragweite 
der ſich vorbereitenden Ereigniſſe getäuſcht wird, mögen zwei Depeſchen 
des „Temps“ aus Tanger vom 10. dienen. Die erſte gibt eine Meldung 
aus Caſablanca vom 8. Januar wieder und jagt: 

„Mulay el Amin, Gouverneur von Caſablanca und Onkel des 
Sultans, iſt geſtern um 3 Uhr morgens aus Rabat eingetroffen. Er 
hat dem General d' Amade ſeinen Beſuch gemacht und ihn gebeten, 
der franzöſiſchen Armee den Dank des Sultans für das Einſchreiten 
der franzöſiſchen Armee zu ſagen. Zugleich ſprach er ſeinen Glückwunſch 
aus, daß die Kasba von Mediuna eingenommen ſei. Mulay el Amin 
fügte hinzu, es ſei notwendig, daß die Franzoſen ihr Werk fortſetzten 
und die Rebellen bis in ihre Schlupfwinkel verfolgten und vernichteten“ 
(et les anéantissent). 

Die zweite Depeſche lautet: 

„Das geſtern verbreitete Gerücht von Unruhen in Mequinez und 
Sefar beſtätigt ſich, ſoweit die letztere kleine Stadt in Betracht kommt, 
die einige Kilometer ſüdöſtlich von Fez liegt. Ein Teil des Judenviertels 
und einige Häuſer von Muſelmännern ſind von den Berbern geplündert 
worden. Übrigens trugen dieſe Unruhen keinerleipolitiſchen 
Charakter. Sie ſind die Folge der Kapitulation der Agenten des 
Machſen vor den Meuterern in Fez während der letzten Tumulte 
(bagarres). Die Verbindungen mit dem Süden ſind infolge ſchlechter 
Witterung völlig unterbrochen, und man hat ſeit einigen Tagen keine 
Nachricht über Mulay Hafid. Aber alles berechtigt zur Annahme, daß 
die Verſprengung der Mahalla Mulay Rechids durch den General 
Drude, bei der Einnahme von Mediuna dem Anſehen von Mu— 
lay Hafid, das ſchon erſchüttert war, den letzten Stoß ge— 
geben und ſeine Lage verſchlechtert hat. Die letzten 
Nachrichten aus Rabat über Einführung der Polizei ſind recht befrie— 
digend.“ 

Offenbar kann der franzöſiſche Leſer aus dieſen Nachrichten nur 
den Schluß ziehen, daß alles zum beſten ſteht. Die braven Marokkaner 
bitten ſelbſt um weitere franzöſiſche Strafexpeditionen ins Innere des 
Landes hinein. Wo Unordnungen ſtattfinden, richten ſie ſich gegen 
Juden und Muſelmänner und ſind ganz geringfügig. Mulay Hafids 
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Lage jtellt ſich als ausſichtslos dar, und mit der Organiſation der Polizei 
geht es vortrefflich. 

Dazu kommt noch die völlige Verſtändigung mit Spanien und 
die bald zum Abſchluß gelangende 150-Millionenanleihe für Abd el 
Aziz. Man reibt ſich zufrieden die Hände und freut ſich, daß alles ſo 
hübſch in Einklang mit der Akte von Algeciras gebracht wird. Aber 
ſchon 24 Stunden danach kommt die Nachricht, daß Mulay Hafid in 
Fez zum Sultan proklamiert und Abd el Aziz abgeſetzt iſt, daß der 
heilige Krieg gepredigt wird, und daß man ihn motiviert mit der zwiſchen 
Abd el Aziz und den Franzoſen beſtehenden Vereinbarung. Es iſt wenig 
wahrſcheinlich, daß unter ſolchen Umſtänden Lyautey die angekündigte 
Zurückziehung ſeiner Truppen nach Algier ausführen wird. Wohl 
ſelten hat die Wahrheit dem falſchen Schein ſtärker ins Geſicht ge— 
ſchlagen und wir verſtehen es wohl, wenn man in Frankreich jetzt die 
bange Frage aufwirft, was nun geſchehen ſoll? Denn unzweifelhaft 
ſtecken in dem marokkaniſchen Problem, ſo wie es ſich jetzt geſtaltet hat, 
ſehr ernſt zu erwägende Möglichkeiten. Die „pénétratjon paeifique” 
Herrn Delcaſſés iſt ad absurdum geführt, denn, das ſoll doch noch ein— 
mal recht nachdrücklich wiederholt werden, ſein Programm, die Gleichung 
Marokko — Egypten, iſt die Quelle aller Schwierigkeiten, welche die 
letzten Jahre in Nordafrika gebracht haben, ganz wie die beiden Bünd— 
nisverträge Englands mit Japan Schuld tragen an allen Verwickelungen 
in Aſien und im Stillen Ozean. 

Unſere Nachbarn jenſeits der Vogeſen und unſere Vettern jenſeits 
des Kanals wollen es zwar nicht wahr haben, aber die unerbittliche 
Folgerichtigkeit der Tatſachen hat es bewieſen. Die nicht weiße Welt 
des Orients erhebt ſich, und das trifft wie Frankreich in Afrika, ſo vor— 
nehmlich England in Aſien, obgleich die aſiatiſche Bewegung auch nach 
Franzöſiſch-Hinterindien überzugreifen beginnt. Über die indiſche Frage 
hat Jaques Bardoux kürzlich in den „Débats“ eine eingehende Studie 
veröffentlicht, die in dem Schluß gipfelt, daß trotz der jetzt eingetretenen 
Beruhigung das indiſche Problem in vollem Umfange beſtehen bleibe. 
„Wir ſtehen,“ ſagt er, „nicht vor einer politiſchen Kriſis, die durch Ver— 
waltungsfragen hervorgerufen iſt, ſondern vor einem ſozialen Konflikt, 
den pſychologiſche Kräfte beſtimmt haben.“ Ein Mahrattiſcher Brah— 
mine Tilak, einer der hervorragendſten Kenner des Sanfkrit, deſſen 
indiſches Organ der „Keſari“ (Löwe) iſt und der in engliſcher Sprache 
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jeine Anſichten in der Zeitung „Mahratta“ vertritt, gibt die Parole 
der Partei der „Extremiſten“ aus, die ſich als Ziel eine autonome Kon— 
föderation ſtellt und wenn ſie jetzt unterlegen iſt, doch die Phantaſie 
der Maſſen zu gewinnen verſtanden hat. Dazu kommt noch, daß Indien 
vor einer furchtbaren Hungersnot ſteht. „Alle menſchliche Hoffnung 
iſt jetzt verſchwunden — ſchreibt Benjamin Aitken in der „Contem— 
porary Review“ — daß eine ſchreckliche Hungersnot von einem Teil 
Indiens abgewendet werden kann, der zwei ganze Provinzen und Teile 
von drei anderen umfaßt. Dieſe beiden Provinzen ſind Punjab und 
die „vereinigten Provinzen“, und die drei anderen Najputana, die 
Central India Agency und die Central-Provinzen. Die „vereinigten 
Provinzen“ ſind, was man vor fünf Jahren die Nordweſt-Provinzen 
und Oudh nannte. Dort liegen die wohl bekannten Städte Allahabad, 
Lucknow, Cawnpore, Benares und Agra. Die Central India Agency 
und Rajputana aber ſind Verbindungen wichtiger Eingeborenenſtaaten 
unter eigenen Fürſten. In dieſem ungeheuren Gebiete iſt zweierlei 
geſchehen, das Sommergetreide iſt verdorrt, und das Winterkorn iſt 
nicht ausgeſät worden. Das erſte bedeutete ſehr großen Mangel bei 
Hungerpreiſen während des Winters, das zweite wirkliche Hungersnot 
vom März bis zum Fallen des Juniregen 1908“. Nun wird unter den 
Indern verbreitet, die Hungersnöte ſeien nie ſo ſchrecklich und ſo häufig 
geweſen, wie unter engliſcher Herrſchaft, was notoriſch unwahr iſt; 
vielmehr hat England ſehr viel getan, dem Unheil vorzubeugen, aber 
nicht die hiſtoriſche Wahrheit, ſondern der Glaube des Augenblicks be— 
dingt die Stimmung des Volkes, und dieſe Stimmung iſt in ſteigender 
Erregung. Aitken meint, den Unglücklichen ſei überhaupt nicht zu helfen, 
und ſchildert ſeine eigenen Erfahrungen bei früheren Hungersnöten. 
Damals aber fehlte noch das Moment polttiſcher Agitation, das jetzt 
wirkſam iſt. 

Die indiſche Frage in Transvaal ſoll, wie die „Weſtminſter Ga— 
zette“ ſchreibt, einem Kompromiß entgegengehen, was ſehr erfreulich 
wäre; aber das Blatt ſpricht ſich zugleich mit großer Entſchiedenheit 
dahin aus, daß ein Eingreifen der Reichsregierung nicht ſtattfinden 
werde, ſo daß die ſchließliche Löſung in Händen der Regierung von 
Transvaal bleibt, die ſoeben 15 Inder hat einkerkern laſſen. Da nun außer 
den Indern noch 36 676 Chineſen am Rand find, während bisher nur 
2000 repatriiert wurden, bleibt bei der ausgeſprochenen Abneigung 
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aller englischen Kolonien gegen farbige Einwanderung die Schwierig— 
keit lebendig und es darf als ein Glück betrachtet werden, daß nicht 
auch die Japaner verſucht haben, hier ihren Überſchuß abzuwerfen. 

In Egypten zeigt die neugegründete Nationalpartei weniger 
politiſche Klugheit, als wir glaubten vorausſetzen zu dürfen. Der 
„Etendard Egyptien“ erhebt jetzt Anſprüche auf den Sudan, der in 
Wirklichkeit von Egypten, nicht von England erobert ſei, und deſſen 
Bedürfniſſe aus den Taſchen Egyptens bezahlt würden: England habe 
höchſtens Anſpruch auf eine Entſchädigung für die aufgewandte halbe 
Million Pfund, und für die hundert kampfunfähigen Soldaten, die 
der Sudanfeldzug koſtete; das habe noch lange kein Eroberungsrecht ge— 
ſchaffen. Dieſe Ausführungen ſind A. F. gezeichnet, ſtammen alſo nicht 
von Muſtafa Kamel Paſcha her, aber ſie zeigen, daß auch hier die Span— 
nung in der Zunahme iſt. 

Man möchte gern annehmen, daß der Einfall der Amhara-Abeſ— 
ſinier außerhalb dieſer Zuſammenhänge liegt und mit der ſogenannten 
äthiopiſchen Bewegung nichts zu ſchaffen hat. Aber ganz ſicher iſt das 
nicht. 

Von den amerikaniſch-japaniſchen Differenzen it es ziemlich ſtill 
geworden. Dagegen kommt in der engliſchen Preſſe immer deutlicher 
zum Ausdruck, daß die Rede Okumas vor der Handelskammer von Kobe, 
trotz aller Milderungen, die der offiziöſe Telegraph brachte, in Wirklich— 
keit doch die drohenden Hinweiſe auf die Aufgaben Japans in Indien 
enthielt, die ſo viel Aufſehen erregten. Noch vor wenigen Tagen kam 
das in höchſt charakteriſtiſcher Weiſe in einem Brief an den Herausgeber 
der „Weſt. Gazette“ zum Ausdruck. Graf Okuma habe nur wiederholt, 
was er ſchon oft vorher als das eigentliche Ziel der japanichen Politik 
bezeichnet habe. 

Auch ſonſt regt ſich in England die Kritik. In der „Contemporary 
Review“ finden wir einen fulminanten Artikel von F. A. Meckenzie 
„Die Japaner in Korea“, der die Unſittlichkeit der japaniſchen Politik 
dieſem unglücklichen Staat gegenüber in vernichtender Weiſe bloßlegt. 
Wir wollen den Inhalt nicht reſümieren. Dieſe Ausführungen ver— 
dienen ſtudiert zu werden, da ſie ein intereſſantes Kapitel neueſter 
Geſchichte erzählen. Aber der Verfaſſer gibt u. a. ein Geſpräch wieder, 
das er vor einigen Wochen mit „einem der einflußreichſten“ Japaner 
in Korea hatte. 
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„Sie müſſen verſtehen,“ ſagte jener Japaner, „daß ich nicht offizielle 
Anſichten wiedergebe. Aber, wenn Sie mich als Privatmann fragen, 
worauf unſere Politik ausgeht, kann ich nur ſagen, wir wollen ein Ende 
machen. Das kann noch einige Generationen in Anſpruch nehmen, 
aber es wird kommen. Das koreaniſche Volk wird von Japan abſorbiert 
werden. Sie werden unſere Sprache ſprechen, leben wie wir und einen 
integrierenden Teil von Japan bilden. Es gibt nur zwei Methoden 
kolonialer Verwaltung. Nach der einen regiert man als Fremder über 
ein Volk. Das hat England in Indien getan, und deshalb kann 
her fegiment nicht dauern. Indien muß von 
eurer Herrſchaft frei werden. Nach der anderen Methode 
abſorbiert man ein Volk, und das wollen wir tun und darauf richtet 
ſich unſere Energie.“ 

Aber dieſe Energie ſcheint ſich ebenſo auf gewiſſe chineſiſche Ge— 
biete werfen zu wollen, ſie zeigt ſich überall, wo die japaniſche Ein— 
wanderung in größerem Maße vordringt, und es kann daher nicht 
wundernehmen, wenn die Nationen, die ſich durch die japaniſche Real— 
politik bedroht fühlen, ihrer Einwanderung Schranken zu ſetzen ſuchen. 
Wir glauben aber zu bemerken, daß Amerika als Ziel einer Expanſions— 
politik aufgegeben iſt und daß heute der Blick der Japaner ſo gut wie 
ausſchließlich auf das aſiatiſche Feſtland gerichtet iſt. Die auf der Fahrt 
in den Stillen Ozean begriffene amerikaniſche Flotte beſucht jetzt die 
braſilianiſchen Häfen. Nach engliſchen Nachrichten ſollen die ans Land 
geſchickten Matroſen ſich ſchlimmer Ausſchreitungen ſchuldig gemacht 
haben und über hundert Mann deſertiert ſein. Man darf wohl hoffen, 
daß hier große Übertreibungen vorliegen. Anderenfalls wäre es uner— 
läßlich, die unzuverläſſigen Elemente aus dem Beſtande der Mann— 
ſchaft rückſichtslos auszuſcheiden und für einen Erſatz durch unbedingt 
ſichere Leute Sorge zu tragen. Dieſe Frage iſt ſo überaus wichtig, daß 
wir uns nicht denken können, daß irgend etwas verſäumt werden wird, 
um dieſes Ziel zu erreichen. Dafür bürgt die Entſchloſſenheit des Präſi— 
denten, der ſich ſein Werk nicht in den Anfängen wird verderben laſſen. 
Über die Aufgaben dieſer Flotte hat ſich ein eben in Nizza eingetroffener 
amerikaniſcher Hauptmann, John W. Rice, von dem „Courrier Euro— 
péen“ befragen laſſen. Rice kommt direkt aus Cavite, dem Hafen von 
Manila, und hat regen Anteil an der Anlage der großen Verteidigungs— 
anſtalten, die Amerika in den Philippinen errichtet hat. Die Ver— 
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einigten Staaten, führte er aus, hätten die von Spanien abgetretenen 
Inſelgruppen faſt ohne widerſtandsfähige Werke übernommen, und 
deshalb ſei die Anlage von Befeſtigungen unerläßlich geweſen. Die 
großen Opfer, die Amerika im ſpaniſchen Kriege brachte, und die Koſten, 
welche die Beendigung des Panamakanals verſchlinge, verliehen ihm 
ein Recht auf eine überwiegende Stellung im Stillen Ozean, und 
zwar um ſo mehr, als im Hinblick auf die Konkurrenz Japans 
der Einfluß auf China verſtärkt werden müſſe. Bevor Atlan— 
tiſcher und Pazifiſcher Ozean in direkter Verbindung ſtehen, ſeien 
die Philippinen und Hawai ſorgſam zu überwachen. Man habe 
daher, um vor einer Überraſchung geſichert zu ſein, wie ſie Port 
Arthur erlebte, den Hafen von Manila durch ein Syſtem unter— 
irdiſcher Minen geſchützt. In 6 Häfen und auf 9 Punkten der 
Inſeln, die ihnen vorliegen, ſei ſchweres Geſchütz des neueſten 
Typus aufgeſtellt worden. Im ganzen 110 Kanonen, die einen 
genügenden Küſtenſchutz böten. 

Die amerikaniſche Flotte, die nach San Francisco gehe, beſtehe 
aus 19 Panzerſchiffen, 10 Panzerkreuzern und 6 geſchützten Kreuzern. 
Dieſe gewaltige Macht werde die Erregung, die in San Francisco 
herrſche, beſeitigen; ſei aber erſt einmal der Panamakanal fertig, ſo 
habe es weiter keine Not. Er wiſſe ſehr wohl, daß Japan — um nur die 
mächtigſte Marine im fernen Oſten zu nennen — ohne Unterlaß an der 
Verſtärkung ſeiner Flotte arbeite und im Auslande Schiffe bauen laſſe, 
die an Tonnengehalt und vielleicht auch in der Ausrüſtung den beſten 
amerikaniſchen Schiffen: „Minneſota“, „Vermont“, „Kanſas“, „Lui— 
ſiana“, „Connecticut“ ähnlich ſeien, aber er glaube nicht, daß ſie wie 
dieſe Schiffe mit Geſchützen von 16 Zoll ausgerüſtet ſeien. Mit der 
Bevölkerung der Philippinen gebe es allerdings noch Schwierigkeiten, 
aber ſie würden mit der Zeit verſchwinden und das Land blühe ſicht— 
lich auf. Auf Hilfe von ſeiten der Philipinos im Kriegsfalle rechne 
Amerika nicht, und deshalb ſeien auch Anſtalten getroffen worden, 
um ein Landungskorps nach Cavite zu ſchaffen. Sollte aber 
wirklich ein Kampf unvermeidlich werden, ſo werde es eine 
Seeſchlacht geben, und er wage zu behaupten, daß niemals gleich 
ſtarke Flotten in einer Seeſchlacht einander gegenüber geſtanden 
hatten. Für die Richtigkeit der Wiedergabe dieſes Geſpräches zeichnet 
Henri Renou. 


Wir ſchließen mit Erwähnung des Memorandums über die Löſung 
der eljaß-lothringiichen Frage, das Herr Francis Laur nach Higheliffe 
expediert hat. Er hat begreiflicherweiſe keinerlei Antwort erhalten, 
und man wundert ſich bei uns nur über die politiſche Naivität, die zur 
Abfaſſung und Abſendung der Denkſchrift gehört hat. Für Deutſchland 
gibt es ſeit dem Frankfurter Frieden keine Frage Elſaß-Lothringen, 
ganz wie es für Frankreich ſeit 1860 keine Frage Savoyen gibt. 


16. Januar 1908. König Guſtav eröffnet den ſchwediſchen Reichstag. 

17. Januar. General d' Amade beſetzt Settat. Mulay Hafid proklamiert den heiligen Krieg 
gegen Frankreich. 

18. Januar. Die Neutraliſierung Norwegens wird vom Storthing einſtimmig angenommen. 

19. Januar. Rücktritt des Präſidiums des deutſchen Flottenvereins. 

22. Januar. Demiſſion des Kabinetts Gudew (Bulgarien). 


22. Januar 1908. 

Seit der Abſetzung von Abd el Aziz am 31. Dezember und der 
Proklamierung Mulay Hafids in Fez am 3. Januar ſind bald vier 
Wochen hingegangen und noch vermag niemand zu ſagen, welches die 
weitere Entwicklung dieſer marokkaniſchen Tragödie ſein wird. Die 
pénétration pacifique wird immer blutiger, und trotz der allezeit höchſt 
korrekten Erklärungen, die Herr Pichon abgibt, nehmen die Exeigniſſe 
einen höchſt inkorrekten Verlauf. So optimiſtiſch auch der offiziöſe 
franzöſiſche Telegraph über alles berichtet, was die Aktion Frankreichs 
in Marokko betrifft, über den Ernſt der Lage täuſcht ſich wohl niemand 
mehr. In Frankreich ſelbſt befehden ſich die Zeitungen, die vor kurzem 
noch Hand in Hand gingen. Die einen geben Abd el Aziz mitleidslos 
preis und wiſſen kaum Worte genug zu finden, um ihren Schützling 
von geſtern klein zu machen — „dieſer Herrſcher ohne Treu und 
Glauben, ohne Anſehen und ohne Fähigkeiten, der Schuld trägt an 
den Schwierigkeiten des Augenblicks und an den Gefahren, welche 
uns die Vergangenheit brachte, Abd el Aziz, hat die Niedermetzelung 
der Europäer geſchehen laſſen, vielleicht ſogar geplant und inſpiriert, 
und niemals die Sicherheit unſerer Volksgenoſſen verbürgen wollen“, 
ſo ſchreibt der „Meſſidor“, und verlangt, daß Frankreich in keiner 
Weiſe eingreife in den Thronſtreit der Brüder — während, um nur 
den vornehmſten der Eiferer anzuführen, der „Temps“ Tag für Tag 
ſeine Beredſamkeit daran ſetzt, um eine energiſche Weiterführung der 
einmal begonnenen Aktion zu befürworten. Trotz des „ſehr erfreu— 
lichen“ Verlaufs, den die Verhandlungen Herrn Pichons in Madrid 
genommen haben, ſteht ſo gut wie feſt, daß die ſpaniſche Regierung 
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keinerlei Neigung hat, auch nur um Haaresbreite über die Verpflich 
tungen hinauszugehen, die ſie in Algeciras auf ſich genommen hat und 
die militäriſchen Expeditionen in das Innere des Landes hinein waren 
keineswegs vorgeſehen. Die franzöſiſche Politik aber, wenn ſie ſich nach 
wie vor durch Ereigniſſe wie den Kampf von Settat, oder wie es vorher 
das Bombardement von Caſablanca war, überraſchen läßt, wird ſchließ— 
lich in die Überraſchung eines Religions- und Raſſenkrieges hineinge— 
führt werden und damit die allgemeinen Intereſſen der Kultur nicht 
fördern, ſondern auf das empfindlichſte ſchädigen und gefährden. Trotz 
der „Entente“ läßt dieſe Sorge ſich ſehr deutlich aus den Stimmen der 
engliſchen Preſſe heraushören. Unmittelbar nach der Proklamierung 
Mulay Hafids ſchrieb der Korreſpondent der „Times“ aus Tanger: 

„Ganz wie Marrakeſch die öffentliche Meinung des Südens be— 
herrſcht, beſtimmt Fez den Norden, und es iſt durchaus ſicher, daß jeder 
Stamm und jede Stadt im nördlichen Marokko in kürzeſter Friſt den 
neuen Sultan proklamieren wird, ſobald Abſchriften der Proklamation 
und der offiziellen Aktenſtücke aus Fez eingetroffen ſein werden. In 
den Händen von Abd el Aziz bleibt wenig mehr als die Stadt Rabat, 
und auch dort iſt das Volk ihm feindſelig. Daß aber die Küſtenſtädte 
des Südens zu Abd el Aziz halten, iſt mehr der Anweſenheit franzöſiſcher 
Kriegsſchiffe und der Furcht vor einem Bombardement zu danken, 
als der Geſinnung des Volkes.“ 

Dazu bemerkt die „Weſtm. Gazette“: 

„Wir ſind keineswegs erſtaunt, daß die Nachrichten (aus Fez) in 
Frankreich mit nicht geringem Unbehagen aufgenommen worden ſind. 
Die Lage wird immer komplizierter, und Marokko erweiſt ſich, wie wir 
oft geſagt haben, nicht als ein „gelobtes Land“, ſondern als ein Weſpen— 
neſt, in das, wie jedermann weiß, nur ein Tor ſeine Hände ſteckt“ (into 
which every body recognises the awkwardness of having to put your 
hand). 

Nun hat freilich Frankreich ſich nicht ohne Glück und Geſchick zwei 
ſolche Weſpenneſter zu eigen zu machen verſtanden, und ſo mag man es 
ſchließlich begreifen, wenn es auch die marokkaniſchen Weſpen zu zähmen 
hofft. In Algier und in Tunis ſcheinen die Weſpen ihre Stachel nicht 
mehr zu brauchen. Aber all zu ſicher fühlt man ſich offenbar auch dort 
nicht. Der in den letzten Wochen viel beſprochene Plan, in Algier die 
eingeborene Bevölkerung zu naturaliſieren um durch die allgemeine 
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Wehrpflicht hier den Erſatz an Mannſchaft zu finden, den die zurück— 
gehende Bevölkerungsziffer Frankreichs nicht mehr bieten kann, hat in 
Algier ſelbſt unter den dort lebenden Franzoſen wahre Beſtürzung 
hervorgerufen. So ſchreibt die „Depeche Algérienne“, daß, wenn dieſe 
Maßregel ausgeführt werden ſollte, die Nachricht von einer franzöſiſchen 
Niederlage ſofort zum Signal einer furchtbaren Empörung und des 
wildeſten Fanatismus werden müßte. „Die Naturaliſierung der Ein— 
geborenen würde in kurzem für Franzöſiſch-Algier das Ende bedeuten. 
Wir glauben nicht, daß ſich eine Regierung bereit finden wird, ein ſolches 
nationales Unglück, eine ſolche Kataſtrophe der Ziviliſation herauf— 
zubeſchwören.“ 

Wir müſſen geſtehen, daß nach all den enthuſiaſtiſchen Schilde— 
rungen Algiers, an denen die franzöſiſche Literatur ſo reich iſt, uns 
dieſes Urteil der gewiß gut unterrichteten „Depeche Algérienne“ nicht 
wenig überraſcht hat. Seit der Beſitznahme Algiers ſind 77 Jahre hin— 
gegangen, und noch immer iſt der Zündſtoff, den die Aſche bedeckt, ſo 
lebendig, daß über Nacht ein alles verzehrender Brand ausbrechen 
könnte! Wenn das wahr ſein ſollte, dann allerdings erſcheint das 
marokkaniſche Abenteuer doppelt verwegen. Inzwiſchen iſt die Nach— 
richt eingetroffen, daß am 8. auch Meknes Abdul Hamid zugefallen iſt, 
und aus Rabat meldet die „Agence Havas“, daß die ſpaniſche Geſandt— 
ſchaft ſich bemüht (redouble ses instances), vom Maghſen eine Reihe 
von Konzeſſionen zu erhalten, die, wenn nicht anders, erzwungen 
werden würden (elle saurait se passer du makhzen pour obtenir ces 
concessions). Dieſe Angelegenheit gewinnt einen noch auffallenderen 
Anſtrich dadurch, daß der „Temps“ — der übrigens darauf hinweiſt, 
daß die „Agence“ ihre Nachricht den Viſieren Abd el Aziz danke — 
bemerkt, dieſe Anſprüche Spaniens ſtänden meiſt im Widerſpruch zur 
Akte von Algeciras. Offenbar macht ſich hier die natürliche Rivalität 
Spaniens und Frankreichs in Marokko geltend, die durch ihr Abkommen 
nur ſchlecht verdeckt wird. Das Motiv für Spanien, gerade jetzt Zu— 
geſtändniſſe zu erlangen, dürfte aber in der Erwägung zu finden ſein, daß 
es höchſte Zeit iſt, die bedrängte Lage des Sultans auszunutzen. Weiß 
doch niemand, wie lange er noch etwas zu vergeben haben wird. Ein— 
mal gewährte Konzeſſionen aber wird, wenn erſt die Kriſis ihr Ende 
gefunden hat, der künftige Herr von Marokko wohl oder übel anerkennen 
müſſen. 


Gewiß iſt damit die Reihe der Schwierigkeiten, die ſich an die 
marokkaniſche Frage knüpfen, noch lange nicht erſchöpft und es ſcheint 
uns ein Irrtum der Leiter der franzöſiſchen Politik zu ſein, wenn ſie 
glauben, daß es in ihrer Hand liegt, den Gang der Entwicklung des 
Problems nach ihrem Willen zu leiten. Die ſchönſten Programme 
ſcheitern an der harten Wirklichkeit, und wenn nicht alles täuſcht, wird 
Frankreich auf Jahre hinaus wie mit eiſernen Klammern in ſeiner 
Politik an Marokko gefeſſelt ſein. 

Übrigens taucht nach langer Zeit der Name des Urhebers dieſer 
Politik wieder aus ſeiner Verſenkung hervor. Die „Nowoje Wremja“ 
bringt eine aus beſonderer Quelle ſtammende, Nk—k gezeichnete Notiz, 
der zufolge Herr Delcaſſé beſtimmt ſei, der Nachfolger Bompards auf 
dem Botſchafterpoſten in Petersburg zu werden. Herr Delcaſſé ſei 
als ein aufrichtiger Freund der alliance franco-russe bekannt, und ſtehe 
noch jetzt in lebhafter Fühlung mit den leitenden ruſſiſchen Kreiſen. 
Das letztere iſt nicht unwahrſcheinlich, was aber Herrn Delcaſſés Stellung 
zur alliance franco-russe betrifft, jo rechnet Nk—k, der ihm die Stätte 
bereiten will, offenbar auf das kurze Gedächtnis der Ruſſen. Bekannt— 
lich war es Herr Delcaſſé, der in kritiſcher Zeit den ruſſiſchen Antrag 
auf Ausdehnung der Allianz auf den fernen Oſten ablehnte, und erſt 
dadurch den ruſſiſch-japaniſchen Krieg mit all ſeinen böſen Folgen mög— 
lich machte. Aber gewiß liegt es nicht im ruſſiſchen Intereſſe, alte 
Rancünen in jetziger Zeit wieder hervorzuholen, und da die Nachricht 
von dem bevorſtehenden Rücktritt Herrn Bompards auch anderweitig 
beſtätigt wird, mag es mit der Anwartſchaft Herrn Delcaſſés, jo weit 
er ſelbſt mitzureden hat, ſeine Richtigkeit haben. 

Er wird, wenn er nach Petersburg kommen ſollte, immer noch 
eine ſchwierige Lage vorfinden. Es iſt zwar im allgemeinen ſtiller ge— 
worden. Das Bedürfnis nach Ruhe, die natürliche Folge der voraus— 
gegangenen furchtbaren Aufregungen, macht ſich in den breiten Maſſen 
geltend, ebenſo auch das Bedürfnis nach Genuß, eſthetiſchen und phyſi— 
ſchen. Die Winterſaiſon in Petersburg und Moskau iſt ſehr lebendig 
geweſen und auch das Geſchäftsleben iſt rege. Es dringen namentlich 
große engliſche Kapitalien in Rußland ein, die jetzt mit weit beſſeren 
Ausſichten auf Erfolg arbeiten als das franzöſiſche und belgiſche Kapital, 
das in der Ara der Witteſchen Induſtriegründungen ſo ungeheure Ver— 
luſte erlitten hat. Auch hat die Regierung ſich definitiv für Anlage eines 
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zweiten Gleiſes an der ſibiriſchen Bahn entſchloſſen, was ebenfalls 
Arbeit und Verdienſt bringt; endlich ſtehen die Rüſtungsarbeiten bevor, 
die das verlorene Material zu Waſſer und zu Lande wiederherſtellen 
ſollen. Nun heißt es freilich, daß die ſehr hohen Forderungen zur Be— 
gründung einer neuen Marine auf Widerſpruch in der Duma ſtoßen 
würden und das iſt nicht unwahrſcheinlich. Aber es läßt ſich mit großer 
Beſtimmtheit annehmen, daß ein für die Regierung annehmbarer 
Kompromiß ſchließlich gefunden wird. Ein Staat wie Rußland kann 
ſich großen Opfern nach dieſer Richtung nicht entziehen. Wir denken 
in dieſem Zuſammenhang an den Oſtſeevertrag, von dem in letzter Zeit 
in engliſchen und franzöſiſchen Blättern ſoviel und in einem Deutſch— 
land wenig günſtigen Sinne die Rede geweſen iſt. So viel wir wiſſen, 
gibt es aber einen ſolchen Vertrag überhaupt nicht, wohl aber ſollen 
Verhandlungen im Gange ſein, die auf eine gegenſeitige Garantie des 
status quo der Ufer des inneren Baltiſchen Meeres hinzielen. Daß 
aus der Oſtſee ein mare clausum gemacht werden ſollte, wird ebenſo 
wenig beabſichtigt, wie durch die jüngſten Mittelmeerverträge an eine 
Schließung dieſes Meeres gedacht wurde. Für Rußland, das gerade 
jetzt in ſeinen Hafenanlagen erhebliche Wandlungen vorzunehmen ge— 
denkt, aber muß ſowohl dieſe gegenſeitige Garantie wie die Erneuerung 
ſeiner Kriegsflotte natürlich von größtem Wert ſein. Daß man dabei 
die unerläßlichen Aufgaben für die Reformen im Innern des Reiches 
nicht vernachläſſigt, iſt das weſentlichſte Ziel der Arbeit der Duma, 
deren Früchte uns in den Verhandlungen entgegentreten müſſen, die 
nach Wiederaufnahme der Sitzungen am 21. Januar bevorſtehen. 
Das Neujahrsfeſt hat dem Miniſterpräſidenten Stolypin ein über— 
aus gnädiges Reſkript des Zaren und die Ernennung zum Staats— 
ſekretär gebracht, wodurch alle Gerüchte widerlegt werden, die von 
einer bevorſtehenden Reaktion und ſeiner Verabſchiedung verbreitet 
wurden. Er ſteht offenbar feſter als je. Dagegen iſt, was nur erfreulich 
ſein kann, der Miniſter der Volksaufklärung Kaufmann unter Be— 
förderung zum Oberhofmeiſter verabſchiedet worden. Sein Nachfolger 
iſt der Geheimrat Schwartz, der ſich durch ſeine frühere Tätigkeit den 
Aufgaben, denen er in ſeinem Reſſort — dem ſchwierigſten von allen — 
gegenüberſteht, ihn von dieſen jetzt beſonders bedenklichen Liebhabereien 
ablenken werden. Zum Präſidenten des Reichsrats iſt Herr Akimow, 
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zum Vizepräſidenten Herr Golubew ernannt worden. Beides Konſer— 
vative. 

Wie aber die Geſamtlage in Petersburg beurteilt wird, mag an 
dem folgenden Schlußſatz einer Korreſpondenz des „Journal des De- 
bats“ illuſtriert werden: 

„Wir brauchen für den Augenblick keine Emeute zu fürchten; aber 
nichts wird die anarchiſtiſchen Attentate beſchwören können. Von dieſer 
Seite iſt alles zu erwarten. Der Tod ſchwebt über dem Haupt unſerer 
großen Würdenträger. Es bedarf heute eines ſeltenen Mutes, um in 
Rußland eine hohe Beamtenſtellung anzunehmen. Die Reihe der Ver— 
brechen iſt noch lange nicht erſchöpft. Und da es üblich iſt, an den Schluß 
des Jahres einige Vorherſagungen für das neue Jahr zu knüpfen, ſo 
fürchte ich ſehr, daß das Jahr 1908 durch ein Verdoppeln der Brand— 
ſtiftungen, der Exploſionen und der Morde gekennzeichnet ſein wird. 
Ich wünſche von ganzem Herzen, mich zu täuſchen. Aber die Sym— 
ptome ſind zurzeit in höchſtem Grade beunruhigend.“ 

Auch wir fürchten, daß der Mann recht haben lönnte. Es liegt die 
Gefahr in der entſetzlichen Verwilderung der Jugend, die in den Vor— 
jahren der Revolution und während der Revolution erwachſen iſt. 
Dem Einfluß von Schule, Eltern und Univerſität unzugänglich, von 
den Schlagworten terroriſtiſchen Heroentums durchtränkt, Übermenſchen, 
bevor ſie zu Menſchen geworden, ohne jeden Reſpekt vor dem, was 
die Alten die Nous: aypazor nannten, vor den ungeſchriebenen Geſetzen 
edler Menſchlichkeit, wie vor den Geſetzen ihres Vaterlandes, leben 
ſie in einer Welt, die nur ihnen verſtändlich iſt. Man hat geſagt, ſie 
brauchten einen Moſes, der ſie 40 Jahre durch die Wüſte führe, um dann 
eine neue Generation nach Rußland zurückzugeleiten, und gewiß läßt 
ſich die Lage des Augenblicks nicht draſtiſcher und nicht troſtloſer kenn— 
zeichnen! 

Die auswärtige Politik Rußlands blickt mehr, als es den Anſchein 
hat, nach dem fernen Oſten. Einmal iſt man eiferſüchtig bemüht, ſich 
den Reſt von Einfluß in Perſien zu wahren, dann beunruhigen die 
japaniſchen und chineſiſchen Angelegenheiten. Die Japaner richten 
ſich offenbar darauf ein, Teile der Südmandſchurei zu behalten, und 
der herriſche Ton, den ſie den Chineſen gegenüber anſchlagen, denen 
ſie den Bau einer Verbindungsbahn zur mandſchuriſchen Bahn ver— 
bieten, erregt auch in Rußland Beſorgnis, wo man für das Amurgebiet 


fürchtet. Die gleichen Sorgen werden übrigens auch in England und 
in Amerika laut. Eine Londoner Korreſpondenz der „Sun“ führt aus, 
daß, ſolange japaniſche Soldaten noch in der Mandſchurei zu finden 
ſeien, die „offene Tür“ nichts anderes ſein werde, als ein ſchlechter Witz. 
Der Vertreter eines der größten Handlungshäuſer habe ſich darüber 
folgendermaßen ausgeſprochen: 

„Die Japaner nutzen die Lage aus, die der Krieg geſchaffen hat. 
Sie ſind als Eroberer in ein Gebiet eingedrungen, das ihnen nicht ge— 
hört, und als Eroberer haben ſie ſich zu Herren des Handels dieſer Ge— 
biete gemacht. Es iſt ganz gleichgültig, welche diplomatiſche Vor— 
ſtellungen dagegen in Tokio erhoben werden, ſie werden trotz allem 
den Handel anderer Mächte aus der Mandſchurei völlig ausſchließen, 
bis man ſie zwingt, fortzuziehen. Die Frage iſt nur: wer wird ſie 
zwingen? Zurzeit iſt die Lage genau dieſelbe wie vor Ausbruch des 
Krieges mit Rußland. Auch die Ruſſen waren kraft der Okkupation 
Herren des mandſchuriſchen Handels und damals proteſtierten die 
Japaner am lauteſten. Jetzt ſind die Japaner an die Stelle der Ruſſen 
getreten und haben ihre Rolle übernommen, die anderen Mächte aber 
proteſtieren. Die Tür iſt ſo wenig offen wie vor dem Kriege.“ 

Ein amerikaniſcher Offizier, der durch die Mandſchurei reiſte, um 
die Gründe des Niederganges des amerikaniſchen Handels feſtzuſtellen, 
fand die Erklärung eben in jener Eiſenbahnfrage, auf die wir oben hin— 
wieſen. Die ſüdmandſchuriſche Bahn, welche Niuſchwang und Dalny 
berührt, iſt in japaniſchen Händen, der Bau der von Peking ausgehenden 
Bahn aber wurde von den Japanern genau an der Stelle ſiſtiert, wo 
ſie der ſüdmandſchuriſchen Bahn bei ihrem Handel mit den großen 
Städten des Innern Konkurrenz gemacht hätte. Die „Sun“ führt an 
einer Reihe draſtiſcher Beiſpiele aus, wie der fremde Handel, ſpeziell 
aber der amerikaniſche, unter den Folgen des japaniſchen Syſtems 
der „offenen Tür“ verdrängt werde, und klagt zugleich mit großer 
Bitterkeit über die parteiiſche Haltung der japaniſchen Gerichte, wenn 
man genötigt ſei, bei ihnen Schutz zu ſuchen. Dennoch wäre es töricht 
zu glauben, daß aus ſolchen oder ähnlichen Gründen der amerikaniſch— 
japaniſche Gegenſatz in einen Krieg ausmünden könnte. Beide Teile 
wünſchen ihn nicht und beide haben ſehr gewichtige Gründe dafür. Der 
in New Vork erſcheinende „Gaelie American“, das Organ der Sin 
Fein, alſo ein entſchiedener Gegner Englands, vertritt die Theſe, daß 
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ein amerikaniſch-japaniſcher Krieg ſchon deshalb vermieden werden 
müſſe, weil nur England aus ihm Nutzen ziehen würde. Im Fall des 
Krieges würde England ſofort der Sorge ledig fein, die ihm die drohende 
indiſche Revolte bereite, und ebenſo würde für längere Zeit ſowohl die 
japaniſche, wie die amerikaniſche Handelskonkurrenz wegfallen. Ein 
Vorwand, den Japanern die Dienſte der Allianz zu verſagen, würde ſich 
finden laſſen, denn England werde von beiden Parteien ſeinen Vor— 
teil zu ziehen ſuchen. Mit Amerika könne es nicht brechen, weil ganz 
Lancaſhire von der Baumwolle der Südſtaaten der Union in Abhängig— 
keit ſtehe, Japan aber habe, um ſeine neue Induſtrie ins Leben zu 
rufen, große Verpflichtungen auf ſich genommen und ſei zumeiſt von 
England pekuniär abhängig. Es ſtehe daher vor der doppelten Gefahr, 
entweder auf die engliſche Allianz verzichten zu müſſen, oder aber ſich 
darin zu finden, daß die japaniſche Politik von England gemacht werde, 
das, wie die Entente mit Rußland beweiſe, ſtets bereit ſei, ſich mit einem 
Feinde auf Koſten eines Alliierten zu verſtändigen. Es folgen noch ſehr 
bittere Bemerkungen über das Verhalten der engliſchen Politik Amerika 
gegenüber, die wir nicht wiederholen wollen. Uns iſt die Argumentation 
des „Gaelie American“ aus einem anderen Grunde intereſſant. Unſere 
Leſer erinnern ſich, daß ſowohl M. Asquith wie Sir Edward Grey am 
15. Januar Reden gehalten haben, die der Vergrößerung der eng— 
liſchen Marine galten. Sir Edward ſagte, daß, da andere Mächte Neigung 
zeigten, ihre Marinen zu vergrößern, es unmöglich ſein werde, daß Eng— 
land die Reduzierung ſeiner Flotte fortſetze. Er finde es ganz natürlich, 
daß fremde Nationen zum Schutz ihres Handels und um die Verbindung 
zwiſchen ihren Beſitzungen aufrecht zu erhalten, ihre Flottenpläne er— 
weiterten, aber England habe dazu den gleichen Anlaß und müſſe zudem 
ſeine Seemacht in unerreichbarer (unimpared) Stärke behaupten, weil 
die Unabhängigkeit und das Leben des Landes davon abhänge. Im 
Augenblick ſei England jeder wahrſcheinlichen Kombination überlegen, 
aber im Hinblick auf die neuen Marineprogramme werde es unerläß— 
lich, auch die engliſche Marine zu vergrößern. 

Nun wollen wir nicht weiter urgieren, daß eine Reduzierung 
der engliſchen Flotte überhaupt nicht ſtattgefunden hat. Man hat 
davon zwar geſprochen, ſie aber tatſächlich durch den Bau neuer 
„Dreadnoughts“ verſtärkt. Aber wir meinen, daß die durch alle 
engliſchen Blätter gehende Exemplifizierung an der deutſchen 
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Flotte unmöglich in der Abſicht Sir Edwards Grey gelegen 
haben kann. Aller Wahrſcheinlichkeit nach ſind ſeine Gedanken auf den 
fernen Oſten gerichtet geweſen, wohin für den immerhin denkbaren, 
obgleich unſerer Meinung nach höchſt unwahrſcheinlichen Fall eines 
Krieges, England, ſelbſt wenn es wider die Verpflichtungen ſeines 
Allianz-Traktats, wie der „Gaelie American“ annimmt, neutral bleiben 
ſollte, einen beträchtlichen Teil ſeiner Marine ſenden müßte. Die Folge 
der japaniſchen Allianz aber war bekanntlich die Konzentrierung der 
engliſchen Flotte im Atlantiſchen Ozean. Nur die durch Entſendung 
engliſcher Schiffe in den Stillen Ozean eintretende Verſchiebung könnte 
nach dem engliſchen Marineſtandart eine weitere Vermehrung der eng— 
liſchen Flotte erklären. Wir müßten alſo daraus ſchließen, daß in Eng— 
land in der Tat die Regierungskreiſe an die Wahrſcheinlichkeit eines 
amerikaniſch-japaniſchen Krieges glauben, und dieſe Kombination 
drängt ſich uns um ſo mehr auf, als das Kabinett Campbell Bannermann 
dieſen Rüſtungen zur See das wertvollſte Stück ſeines Reformpro— 
gramms, die Altersverſicherung, wird opfern müſſen. Denn in der Tat, 
wenn die vorgeſehenen Erſparniſſe im Marine- und Kriegsbudget 
nicht ſtattfinden, ſondern die Ausgaben noch erhöht werden, dann laſſen 
ſich ſchwer die Mittel für jene Formen ſozialer Fürſorge beſchaffen, in 
welchen Deutſchland allen Völkern der Welt ſoweit voraus iſt. 


23. Januar 1908. Wiederbeſetzung Settats durch Truppen Mulay-Raſchids. 

26. Januar. Entdeckung einer republikaniſchen Verſchwörung in Liſſabon. Neue Kämpfe 
d' Amades mit den Maroffanern. 

27. Januar. Straßenkämpfe in Täbris. Hirtenbrief der deutſchen Biſchöfe gegen den Moder— 
nismus. 


t 29. Januar 1908. 

Wenn man nach dem Gebaren der Preſſe die Geiſtesrichtung der 
Nationen beurteilen wollte, müßte man zu dem Trugſchluß gelangen, 
daß der Grundzug der Empfindungen, die von Nation zu Nation gehen, 
eine unedle Schadenfreude iſt, die nicht nur in äußeren Mißerfolgen 
des anderen den eigenen Vorteil zu erkennen glaubt, ſondern auch ſitt— 
liche Schäden, die beim Nachbarn hervortreten, mit beſonderer Genug— 
tuung erſtehen ſieht. Was iſt nicht alles — und in welchem Ton über 
legenen Tugendbewußtſeins — jenſeits der Vogeſen in Anlaß des 
Harden-Prozeſſes geſchrieben worden? Selbſt die Japaner haben in 
Anlehnung an die Pariſer Preſſe ſich in die Bruſt geworfen und von 
der tiefen ſittlichen Verworfenheit der Deutſchen geſchrieben, freilich 
um überaus draſtiſch und wirkſam vom „Eaſtern World“, der in deut— 
ſcher und engliſcher Sprache wacker unſere Intereſſen im fernen Oſten 
vertritt, in die ihnen gebührenden Schranken zurückgewieſen zu werden. 
Als die Wahlrechtstumulte in Berlin ſtattfanden, tönte uns ein neuer 
Ausbruch der Schadenfreude aus der franzöſiſchen Preſſe entgegen. 
Sie wartete offenbar auf jenen dritten großen Tag, an dem nach der 
hiſtoriſchen Schablone Frankreichs die „Revolution“ zu ſiegen pflegt. 
Denn nicht weniger als eine Revolution wurde prognoſtiziert, und 
über den Haufen grüner Jungen, die von unſerer Schutzmannſchaft 
in ſicherer Überlegenheit auseinandergeſprengt wurden, vergaß man 
in Paris, daß es nicht ſo lange her iſt, ſeit das ganze Südfrankreich in 
offener Rebellion ſtand und meuternde Regimenter den Gehorſam ver— 
ſagten. In ſolchen Angelegenheiten iſt das Gedächtnis der Herren, welche 
die „öffentliche Meinung“ machen, ganz außerordentlich ſchwach. Wir 
möchten aber in Anlaß der ungeheuerlichen Entrüſtung, die von eben 
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dieſer Preſſe über das preußiſche Wahlrecht markiert wurde, doch ein— 
mal darauf hinweiſen, daß jedes Wahlrecht, das ehrlich gehandhabt 
wird, hundertmal beſſer iſt als die ausgeklügelte Scheinvollkommen— 
heit von Wahlſyſtemen, die bewußt und ſyſtematiſch umgangen werden, 
um durch eine kaum noch verdeckte Wahlbeeinfluſſung den Abjolutismus 
von Parteien zu begründen, die, wenn ſie an die Spitze der Staats— 
regierung getreten ſind, ihre Macht ausnutzen zur Unterdrückung aller, 
die nicht zu den Siegern gehören. Das gilt, mit geringen mildernden 
Abwandlungen, heute von allen parlamentariſchen Staaten der Welt 
und hat im Bewußtſein derer, die nicht vor den Maſſen heucheln, ſchon 
lange jenes „Ideal“ des allgemeinen, geheimen, direkten und gleichen 
Wahlrechts völlig diskreditiert? In England exiſtiert es bekanntlich 
noch nicht und die Wahl iſt dort ſo teuer, daß nach wie vor faſt aus— 
ſchließlich der engere Kreis der durch Tradition, Bildung und Stellung 
hervorragenden Männer Zutritt zum Parlament findet. Zu welcher 
Tyrannis, zu welchem Gewiſſenszwang und zu welchen Gewalttätig— 
keiten aber in Frankreich die ſkrupelloſe Herrſchaft der Radikalſozialiſten 
geführt hat, das haben die Erfahrungen der franzöſiſchen Katholiken 
und die tatſächliche politiſche Entrechtung des franzöſiſchen Adels deut— 
lich genug bewieſen. Wir wollen nicht weiter exemplifizieren, die Bei— 
ſpiele ſind rings umher zu finden. Die ſchlimmſte Wirkung des Sy— 
ſtems, und das ſpüren auch wir im Reich, liegt wohl darin, daß ſich die 
ſchließlich gewählten Vertreter in ſehr zahlreichen Fällen in eine Ab— 
hängigkeit von ihren Wählern begeben, die das freie Vertreten der 
eigenen Überzeugung faſt ganz ausſchließt. In der großen Maſſe der 
Wähler aber geben erfahrungsgemäß nicht die beſten Elemente die 
Parole aus. Es iſt dies ein trauriges Thema, das dem Patrioten ernſte 
Sorgen für die Zukunft bereiten muß. Bei uns it die Konſequenz, 
die zum Parlamentarismus hinüberführt, glücklicherweiſe nicht gezogen 
worden. Wir haben keine Parteiminiſterien, und das Königtum iſt 
nicht zur bloßen Dekoration herabgewürdigt worden. Dabei aber wird 
es, jo hoffen wir ſicher, auch in Zukunft bleiben, trotz der Kleinmütigen, 
die auch in Deutſchland das Aufſteigen eines parlamentariſchen Sy— 
ſtems ankündigen. 

Eine oft verkannte Wahrheit, die ſich in der Praxis des Parlamen— 
tarismus ausgebildet hat, iſt, daß in England und Frankreich in Wirk— 
lichkeit auch nicht die Parlamente, ſondern die abſoluten Miniſter— 
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präſidenten regieren, ſo lange ſie ihrer fügſamen Majorität ſicher ſind. 
In England wird durch das Alternieren der beiden großen Parteien, 
welche die geſamte Nation umfaſſen, die dadurch möglich gewordene 
Willkür eingeſchränkt; in Frankreich, wo das Temperament der Nation 
leichter rebelliert und infolgedeſſen die Miniſterien ſchneller wechſeln, 
wird dagegen ohne Rückſicht auf die wahrſcheinlichen oder möglichen 
Nachfolger Politik gemacht, und das erklärt viele Erſcheinungen nicht 
nur der inneren, ſondern auch der äußeren Politik der Republik. 

So kann kaum noch ſtrittig ſein, daß die geſamte marokkaniſche 
Politik Frankreichs im Lande keineswegs populär iſt. Herr Delcaſſé 
hatte es verſtanden, für das Phantom jeiner pénétration pacifique 
den Schein eines Enthuſiasmus zu erwecken, und hinterließ ſeinen 
Nachfolgern ein fait accompli, das wohl oder übel als ſolches anerkannt 
werden mußte. Nunmehr, wo die Tatſachen über ſeiner Doktrin zu 
Gericht ſitzen, iſt er zur Verteidigung ſeiner Politik wieder an die Offent— 
lichkeit getreten. Wie wir ſchon jetzt hervorheben wollen, da nur die 
wenig eingehenden Auszüge vorliegen, welche die franzöſiſchen Blätter 
gebracht haben, ſprach er nicht ohne der hiſtoriſchen Wahrheit Gewalt 
anzutun. Wir werden das nachweiſen, ſobald die ſtenographiſchen 
Berichte über ſeine Rede und über den noch ausſtehenden Schluß der 
Verhandlung vorliegen. Was ſchon jetzt feſtſteht, iſt, daß die franzöſiſche 
Politik ſehr ernſtlich mit dem neuen Faktor Mulay Hafid zu rechnen hat, 
und daß, wenn nicht der moraliſche Mut zu einem Aufgeben der bis— 
herigen Methoden gefunden wird, und der Gedanke fällt die Akte von 
Algeciras in ein Inſtrument zur Durchführung der pénétration paci— 
fique umzuwandeln, noch ſchwere und langwierige Kriſen zu erwarten 
ſind. 

Aus Rußland liegen ſowohl erfreuliche als bedenkliche Nachrichten 
vor. Zu den erſteren zählen wir die Tatſache, daß die Arbeiter in Peters— 
burg es abgelehnt haben, am 21. Januar, dem Gedenktage der Demon— 
ſtration Gapons, mit der die ruſſiſche Revolution eröffnet wurde, durch 
einen Ausſtand zu begehen. Das zeugt von einer heilſamen Ernüchte— 
rung. Erfreulich iſt es, daß es gelungen iſt, im Gehilfen des Chef der 
Sicherheitspolizei zu Warſchau, Rakowski, ein Haupt der Terroriſten 
zu entlarven. Der Mann ſtand in Verbindung mit den ruſſiſchen Revo— 
lutionären in Lauſanne und iſt unter ſtarker Bedeckung in Ketten nach 
Petersburg geſchafft worden. Daß die von der „Slowo“ gebrachte 
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Nachricht, Kuropatkin ſolle unter Gericht geſtellt werden, ſich als wahr 
erweiſt, wollen wir nicht hoffen. Kuropatkin mag an manchem Miß— 
griff Schuld tragen, das iſt möglich, wohl auch wahrſcheinlich; aber alle 
Nachrichten, die über ihn vom Kriegsſchauplatz nach Deuſchland ge— 
drungen ſind, ſtellen ihn als einen Ehrenmann, einen warmen Patrioten 
und als einen Feldherrn dar, der wie ein Vater für ſeine Soldaten ge— 
ſorgt hat. Auch daß er ein tapferer Mann iſt, kann nicht beſtritten werden. 
Daß er nicht der Lage gewachſen war, iſt ein Unglück, aber er hat ſich 
doch nicht in die Stellung gedrängt, die ihm in verhängnisvoller Stunde 
zufiel. 

Bei den unerfreulichen Nachrichten denken wir an etwas ganz 
anderes: an das Wiederauftauchen der intoleranten ſlavophilen Richtung, 
von der man doch allen Grund hatte anzunehmen, daß ſie auf lange 
hinaus abgewirtſchaftet habe. Sie kombiniert ſich mit der im heiligen 
Synod auch nach dem Tode Pobedonoszews fortlebenden Intoleranz, 
die trotz der feierlich verkündeten Gewiſſensfreiheit die alte Zwangs— 
herrſchaft der orthodoxen Kirche wieder einführen will. Das wird aber 
gewiß am Widerſpruch des Zaren ſcheitern, der ſein einmal gegebenes 
Wort gehalten wiſſen will, und auch ſchwerlich am Miniſterpräſidenten 
und an der Majorität der Duma Fürſprecher finden. Bedenklicher iſt 
die wühlende Arbeit der „Nowoje Wremja“, die in einer langen Reihe 
von Artikeln panſlaviſtiſche Agitation treibt, und wie ſie es vor der 
Revolution zu tun pflegte, ihre giftigſten Pfeile gegen Deutſchland 
richtet. 

Wir ſetzen einige der jüngſten Proben dieſer Geſinnung her, denn 
es iſt nützlich, davon Akt zu nehmen. In einer längeren Ausführung, 
die mit Behagen von unſerer ſchlechten Finanzlage ausgeht, aber offen— 
bar nicht weiß, daß Deutſchland wohl derjenige Staat iſt, der an nicht 
angegriffenen Steuerobjekten die größten Reſerven hat, wird an der 
Hand der jüngſten Kriſis im Flottenverein, der Berliner Demonſtra— 
tionen uſw. ausgeführt, daß vorläufig wenigſtens in Perſien und Klein— 
alten Rußland vor uns Ruhe haben werde. „Womit auch die von der 
preußiſchen Politik angeregten Zwiſtigkeiten in Deutſchland enden 
mögen, in jedem Fall verſprechen ſie, wenngleich nicht ein Aufgeben, 
ſo doch eine Unterbrechung des deutſchen Vordringens im Orient. Und 
das iſt ein großer Gewinn für den allgemeinen Frieden.“ Wohlver— 
ſtanden auch die „Nowoje Wremja“ hat nach franzöſiſchem Muſter 
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ihre penetration pacifique vor. Das geht in grotesker Weiſe aus ihrer 
„ſlaviſchen Überſicht“ vom 20. Januar hervor. 

Das Slaventum, ſo wird in breiter Ausführung dargelegt, habe 
im Laufe des Jahres 1907 ein trauriges Bild geboten. Im Süden 
erringe die von Deutſchland planmäßig unterſtützte Hartnäckigkeit des 
Sultans Erfolg über Erfolg, im Weſten habe ein räuberiſcher teutoniſcher 
Anfall gegen ſlaviſches Land ſtattgefunden, im Oſten dauere der Kampf 
des „ruſſiſchen Kosmos“ mit dem „in den letzten Zügen liegenden 
Chaos“ fort. Aber das Horoſkop für die Zukunft ſei günſtig. In 
der Türkei lebten 8 Millionen Slaven. Neben 3 Millionen Mazedoniern 
erkennen zwar noch die Bulgaren die Souveränität des Sultans 
an, und 1½ Millionen Bosnier und Herzegowiner ſeien zu zeit— 
weiliger Okkupation den Oſterreichern ausgeliefert, aber Abdul Hamid 
jet ſchwer krank (er iſt, wie feſtſteht, ſeit Jahren nicht jo kräftig und 
geſund geweſen wie jetzt) und ſchon 67 Jahre alt. Man brauche nur 
nach Marokko zu blicken, um zu begreifen, von wie großer Wichtig— 
keit die Frage der Thronfolge werden könne. Damit wird die Per— 
ſpektive eines Thronſtreites in der Türkei dem Leſer eröffnet und natur— 
gemäß ſteigen dabei auch die großen Aufgaben am Horizonte auf, die 
den Slavophilen dann zufallen müſſen. Es folgt ein Blick auf Rumänien. 
König Karol ſei ſchon 69 Jahre alt (er iſt kerngeſund und gehört einem 
langlebigen Geſchlecht an). Es laſſe ſich darauf rechnen, daß ſein Nach— 
folger den 3 Millionen Rumänen in Oſterreich ſein Ohr leihen werde, 
der alte König habe ſie niemals hören wollen. In Oſterreich-Ungarn 
herrſche der 77jqährige Kaiſer Franz Joſef, der jetzt vor ſeinem 60jährigen 
Jubiläum ſtehe, ſo daß es kein Wunder ſei, wenn es von der Frage der 
Nachfolge nicht ſtill werde. Die morganatiſche Ehe des Thronfolgers 
Franz Ferdinand und das verſchiedene Erbrecht, das ſeine Kinder in 
Oſterreich und in Ungarn genießen, mache ein Auseinanderfallen des 
Reiches wahrſcheinlich. Dagegen habe in dem glücklichen Bulgarien 
der Fürſt, um ſeine Dynaſtie auf breitere Baſis zu ſetzen, zum zweiten— 
mal geheiratet; die über den 63jährigen König Peter von Serbien und 
ſeinen Sohn ausgeſprengten Gerüchte ſeien falſch, die Karageorgiewitſch 
vielmehr durch ihre Verſchwägerung mit den Neguſch-Petrowitſch ge— 
nügend geſichert. Nur die Ofterreicher ſuchten das gute Einvernehmen 
zu ſtören. Nikolai von Montenegro endlich ſei zwar 67 Jahre alt, aber 
friſch und geſund. Man ſieht den Niedergang auf der einen, das friſche 
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Aufblühen auf der anderen Seite. „Das alles — ſo ſchließt die „Nowoje 
Wremja“ — gibt zu denken, und die ſlaviſchen Politiker werden gut tun, 
ſich auf Veränderungen vorzubereiten, die nach dem Geſetz der Natur 
möglich ſind, damit die Ereigniſſe ſie nicht überraſchen, und damit im 
laufenden Jahre die Ausſichten des Slaventums nicht ebenſo verſpielt 
werden, wie es im vorigen Jahrhundert ſo oft geſchehen iſt.“ 

Nun, das gibt die Ausſicht auf eine friſche und fröhliche Agitation 
neuer Slavenkomitees, etwa nach dem Muſter der Jahre 1876 und 77! 
Aber man ſolle doch meinen, daß Rußland beſſere Dinge zu tun hat. 

Im Augenblick bringt die Frage der Erneuerung der ruſſiſchen 
Flotte reichlichen Stoff zu Erörterungen, und die Anſichten gehen zu— 
nächſt noch weit auseinander. Trotzdem glauben wir guten Grund zur 
Annahme zu haben, daß die Gegenſätze ſich ſchließlich in einem Kom— 
promiß ausgleichen werden, da ſich ja nicht beſtreiten lätzt, daß die Re— 
gierung einer unabweislichen Pflicht Rechnung trägt, wenn ſie auf die 
Erneuerung ihrer Streitkräfte hinarbeitet. Über Tempo und Methoden 
dieſer Erneuerung wird ſich diskutieren laſſen, nicht über das Prinzip, 
an dem die Regierung wohl unter allen Umſtänden feſthalten wird. 

In der Schulfrage iſt wiederum die Begründung lettiſcher und 
eſtniſcher Katheder für proteſtantiſche Theologie an der Univerſität 
Dorpat zur Beratung geſtellt worden. Es läßt ſich wohl auch hier 
darauf rechnen, daß ſchließlich eine nüchterne Erwägung den Ausſchlag 
geben wird. Um dieſe Profeſſuren zu wirkſamer Tätigkeit zu führen, 
müßte vor allem eine wiſſenſchaftlich-theologiſche Literatur in lettiſcher 
und eſtniſcher Sprache geſchaffen werden. Sie iſt nicht vorhanden. 
Wer ſoll ſie ſchaffen? Etwa die Führer des lettiſch-eſtniſchen Nationalis— 
mus? Daran iſt nicht zu denken, es fehlen ihnen alle Bildungsvoraus— 
ſetzungen dazu. Endlich kann es ſich nur um Überſetzung deutſcher 
Schriften handeln, die, wenn ſie gleich mit großem Aufwand an Zeit 
und Koſten hergeſtellt werden ſollten, nur die Bedeutung einer nationa— 
liſtiſchen Demonſtration haben würde, ohne einem wirklichen Bedürf— 
niſſe zu genügen. Mit dem gleichen Recht könnten lettiſch-eſtniſche Ka— 
theder für alle Wiſſenſchaften gefordert werden: ein Gedanke, den 
man nur laut auszuſprechen braucht, um ſeinen Widerſinn ſofort ein— 
leuchtend zu machen. Der Schluß, der ſich daraus ergibt, iſt wohl, daß 
die ganz phantaſtiſche Idee einer lettiſch-eſtniſchen Wiſſenſchaft an ſich 
ein Abſurdum iſt. Wo auf dem Gebiete des Schulweſens und des 
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höheren Unterrichts jo viele ernſte reale Bedürfniſſe zu befriedigen ſind, 
erſcheint es wie eine Frivolität, wenn ein phantaſtiſcher Kuliſſenbau 
errichtet werden ſoll, nur um der Großmannsſucht unlauterer Volks 
ſchmeichler ein Schlagwort mehr zu liefern. 

Der unmittelbar bevorſtehenden Wiedereröffnung der Sitzungen 
des engliſchen Parlaments wird erfreulicherweiſe Campbell Banner— 
man in wiederhergeſtellter Geſundheit beiwohnen können, wenn auch 
die Hauptlaſt der Debatten wahrſcheinlich von ſeinen Miniſterkollegen 
zu tragen ſein wird. Aus einer Rede Winſton Churchills glaubt man 
ſchließen zu dürfen, daß der Kampf um die Reform des Oberhauſes 
um ein weiteres Jahr verſchoben iſt. Es liegen im Augenblick dringendere 
Fragen vor: die Durchführung der Altersverſorgung für die Arbeiter 
und die Abwehr eines bevorſtehenden neuen Anlaufs der Schutzzöllner, 
die jüngſt bei einer Erſatzwahl in Devon dem liberalen Kandidaten eine 
Niederlage beigebracht haben. 

Auch die Probleme der auswärtigen Politik rücken in den Vorder— 
grund. Die Wirren in Marokko werden als eine Unbequemlichkeit emp— 
funden, und den Wandlungen, die ſich im Stillen Ozean vorbereiten, 
wendet ſich die öffentliche Aufmerkſamkeit immer mehr zu. Eine Politik 
völliger Enthaltſamkeit läßt ſich auf die Dauer nicht in dieſen Gewäſſern 
behaupten, die noch vor wenigen Jahren vornehmlich engliſchen Ein— 
flüſſen dienten. Erfreulicherweiſe ſcheint nun Japan in den Fragen 
ſeiner Auswanderungspolitik Wege einſchlagen zu wollen, die der Über— 
ſchwemmung Amerikas mit unliebſamen Elementen ein Ziel ſetzen. 
Japan wird ſich aber noch zu weiteren Rückſchritten bequemen müſſen, 
um das von allen Kulturvölkern nunmehr übernommene Prinzip der 
offenen Tür zu ſeinem Rechte gelangen zu laſſen. Die von Japan in 
der Mandſchurei durchgeführte Ausſchließung aller Konkurrenz und die 
Gewaltſamkeit, mit der es ſeinen Willen wohl begründeten und voll— 
berechtigten Intereſſen Chinas entgegenſtellt, haben nicht nur in China 
Widerſpruch hervorgerufen. Er iſt in der engliſchen, amerikaniſchen, 
ruſſiſchen Preſſe ſehr deutlich zum Ausdruck gekommen. Man denkt 
an das Schickſal, das Japan mit allen Mitteln einer treuloſen Politik 
Korea bereitet hat, und glaubt zu erkennen, daß es den anſchließenden 
mandſchuriſchen Gebieten eine gleiche Zukunft zugedacht hat. Am 
weiteſten ſteht Deutſchland von dieſen japaniſchen Problemen ab, aber 
ſelbſtverſtändlich ſind auch wir an einer Löſung intereſſiert, die dem 
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deutichen Gedanken der Welterſchließung durch Wahrung des Prin 
zips der offenen Tür Rechnung trägt. 

Wenn einmal die Geſchichte auf die Zeiten zurückblickt, die wir 
heute durchleben, wird ſie, ſofern ſie nach Wahrheit ſtrebt, anerkennen 
müſſen, daß es eine wohltätige Macht iſt, die im Deutſchen Reiche unter 
einer mächtigen Hand vereinigt iſt. Wohin wir auch auf den Verlauf 
der Ereigniſſe blicken mögen, die ſeit der Erſtehung des Reichs die Welt 
bewegt haben, iſt die Diplomatie und die Kriegsmacht Deutſchlands 
dafür eingetreten, Konflikte zu verhüten, nicht ſie zu fördern oder gar 
hervorzurufen. Bekanntlich wird von franzöſiſcher Seite die Panik 
von 1875, ganz wie die Panik von 1905 in entgegengeſetztem Sinne 
ausgelegt. Aber im erſten Fall galt es einer ſich vorbereitenden monar— 
chiſtiſch-klerikalen Verſchwörung eine rechtzeitige Warnung zugehen zu 
laſſen, weil dieſe Beſtrebungen in einen Krieg auszumünden drohten, 
den wir nicht wollten. — Das letztere erkennt der neueſte Geſchichts— 
ſchreiber der dritten Republik Hanotaux rückhaltlos an. „Le prince de 
Bismarck“ — jagt er — „ne voulait pas la guerre en 1875“ (Bd. 3, S. 290), 
ſo daß wir uns weitere Erörterungen der Frage erſparen können. Was 
aber die Kriſis von 1905 betrifft, ſo hat ihre Löſung durch die Verein— 
barungen von Algeciras aller Wahrſcheinlichkeit nach Eurapa einen 
Krieg erſpart, in den die Abenteuerpolitik des ehrgeizigen Miniſters 
trieb, dem das Netz ſeiner Allianzen den Blick getrübt hatte. Keine von 
ihnen hätte, wenn Deutſchland wirklich entſchloſſen war, ſeine Über— 
macht zu nutzen, Frankreich ſchützen können. Aber wir haben nicht Krieg, 
ſondern Wahrung völkerrechtlicher Verträge gewollt, und das haben 
wir erreicht und werden wir auch fürder behaupten. Darüber ſoll ſich 
niemand täuſchen. Völkerrechtliche Verträge, für die eine Nation ſich 
verbürgt hat, gehören zu dem Ehrenſchild, den ſie unbefleckt den nach— 
folgenden Generationen zu hinterlaſſen hat. Auf dieſer ſittlichen Grund— 
anſchauung beruht die fortſchreitende Humaniſierung der Welt, an der 
mitzuarbeiten jede Nation nach ihren Gaben berufen iſt. 


30. Januar 1908. Unruhen und Verhaftungen in Lijfabon. 

31. Januar. Dr. Jameſon demiſſioniert als Miniſterpräſident des Kaplandes. 

J. Februar. Ermordung König Karls von Portugal und des Kronprinzen Ludwig Philipp. 
2. Februar. Manuel II. König von Portugal. 

3. Februar. Blutiges Gefecht Gen. d'Amade's gegen die Mzampas. 

3. Februar. Merriman Miniſterpräſident des Kaplandes. 

5. Februar. Die belgiſche Regierung zieht ihre Kongovorlage zurück. 


5. Februar 1908. 

Der erſchütternde Ausgang des Königs Dom Carlos von Portugal 
und ſeines Thronfolgers drängt alle anderen Tagesfragen in den Hinter— 
grund. Die rein menſchliche Teilnahme, die ſich der unglücklichen Königin 
zuwendet, die gleichzeitig den Gemahl und ihren Erſtgeborenen ver— 
lieren mußte, die Sorge um den jungen König, der das furchtbar ſchwere 
Erbe und die blutige Krone überkommen hat, die ihm durch den Unter— 
gang derjenigen zufiel, die ihm auf Erden die Liebſten waren, ſie gehen 
durch die geſamte Welt, ſo weit ſie nicht zum finſteren Reich jener Sek— 
tierer gehört, deren ruchloſe Hände den Mord vollzogen. 

Dem Hiſtoriker und Politiker fällt die Aufgabe zu, die Tatſache 
nach ihren Urſachen zu ergründen und die Frage zu beantworten, ob es 
ſich nur um ein Verbrechen weniger Fanatiker handelt, oder ob nicht viel— 
mehr hier die Symptome einer tiefer liegenden Krankheit zutage getreten 
ſind? Seit am 1. März 1881 Alexander II. von Rußland den Nihiliſten 
zum Opfer fiel, ſchien zunächſt die Entrüſtung, welche die Tat hervor— 
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rief, die werbende Kraft des Verbrechens zu überwiegen. Man hat 
erſt nachträglich erfahren, wie oft Alexander III. in gleicher Gefahr 
geſchwebt hat; dann aber folgte eine lange Reihe von Anſchlägen und 
Morden gegen Staatsoberhäupter. Mac Kinley und Carnot, die Kaiſerin 
Eliſabeth, König Humbert, Alexander von Serbien fielen ihnen zum 
Opfer, und noch iſt in friſcher Erinnerung, wie König Alfons XIII. von 
Spanien und ſeine ihm eben angetraute Gemahlin wie durch ein Wunder 
dem gleichen Schickſal entgingen. In allen dieſen Fällen ſind die Mörder 
Lateiner oder Slaven geweſen, denn in dieſen beiden Raſſen hat ſich 
das Gift des Anarchismus am tiefſten eingefreſſen. Wie viel Attentate 
Schiemann, Deutſchland 1908. 4 
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durch rechtzeitige Entdeckung verhütet worden ſind, wiſſen wohl nur 
diejenigen, welche die Zentren der anarchiſtiſchen Bewegung beauf— 
ſichtigen. Dieſe Zentren ſind in Italien, Spanien, Portugal, Braſilien, 
und die Aſyle der flüchtigen Verbrecher in London, der Schweiz, Chicago 
zu ſuchen. Namentlich iſt London ſolch ein Aſyl, und wenn nach ge— 
ſchehenem Morde die öffentliche Meinung Englands regelmäßig die 
Aufhebung der Anarchiſtenneſter fordert, wird es ebenſo regelmäßig nach 
etwa 14 Tagen davon ſtill, und alle Verſuche, die bisher gemacht worden 
ſind, den Königsmord überall von dem den politiſchen Verbrechern 
gewährten Aſylrecht auszuſchließen, ſind bisher an dem Widerſpruch 
von Großbritannien, Italien und der Schweiz geſcheitert. Das iſt tief 
zu beklagen, ganz wie die Aufhebung der Todesſtrafe für Mord, und 
ſpeziell für politiſchen Mord, in einer Reihe europäiſcher und ameri— 
kaniſcher Staaten. In Portugal beſteht z. B. die Todesſtrafe ſeit 1867 
nicht mehr, und es wird, wenn die Mörder des Dom Carlos feſtgenommen 
werden ſollten, nicht möglich ſein, über ſie ein Todesurteil zu fällen. 
Wir halten es aber für ſicher, daß die Gewißheit, einer Hinrichtung 
zu entgehen, weſentlich dazu beiträgt, dem mordenden Anarchismus 
Adepten zuzuführen. Von einer Schuld, die König Carlos ſeinem Volke 
gegenüber gehabt hätte, kann füglich keine Rede ſein. Man wird ſich 
vielmehr der Überzeugung nicht verſchließen können, daß, was der König 
und ſein leider zurückgetretener Miniſter Franco für Portugal getan 
haben, richtig war, und daß ſie den vielleicht einzigen Weg eingeſchlagen 
haben, der zu einer Geſundung des Staates führen konnte. Es laſſen 
ſich eben die Schablonen hergebrachter politiſcher Begriffe keineswegs 
ohne weiteres auf Portugal übertragen. Das Königreich hat ſeit 1826 
ſeine Verfaſſung und iſt nach den allmählich eingeführten Modifikati— 
onen dieſer Verfaſſung zwar ein parlamentariſch regierter Staat, in 
deſſen Regiment ſich zwei große Parteien, die Regeneratoren (oder Kon 
ſervativen) und die Progreſſiſten ablöſen, in Wirklichkeit handelt es 
ſich aber nicht um verſchiedene politiſche Programme, ſondern um die 
alternierende Ausbeutung des Staates durch die Führer dieſer Parteien 
und ihren Anhang. Dem Sieger, das iſt demjenigen Führer, der ſich 
die Majorität im Parlament zu ſichern wußte, fallen die Würden und 
Amter des Reiches zu, und um ſie, nicht um politiſche Grundſätze, wird 
in Portugal gekämpft. Iſt der Führer der Konſervativen Hintze Ribeiro 
Miniſterpräſident, ſo übernimmt ſein Rival de Caſtro das Präſidium 
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der Bodenkreditbank; tritt umgekehrt de Caſtro an die Spitze des Mini— 
ſteriums, ſo fällt der Bodenkredit Herrn Ribeiro zu. So iſt es ſeit 1893 
immer geweſen. Nun iſt es notoriſch, daß beide „Parteien“ ihre Macht 
in ſchamloſer Weiſe mißbraucht haben, um ſich zu bereichern, und daß 
das Land darüber ganz zugrunde zu gehen drohte. Als am 17. Mai 
1906 wiederum ein Miniſterwechſel ſtattfinden ſollte, der das alte Spiel 
von neuem gebracht hätte, entſchloß ſich der König, dazwiſchen zu fahren. 
Er berief ein ehemaliges Mitglied des konſervativen Miniſteriums, 
Franco, einen energiſchen Mann, der die Schäden kannte, die an Por— 
tugal zehrten, zu ſich, und beauftragte ihn mit der Bildung des Mini— 
ſteriums. Franco übernahm die ihm damit zufallende Aufgabe, den 
portugieſiſchen Augiasſtall zu reinigen, und mit Hilfe ſeiner ſorgfältig 
ausgewählten Miniſterkollegen ſchritt er rüſtig an die Arbeit. In allen 
Zweigen der Verwaltung wurde ſeine ſtarke Hand fühlbar. Er wußte 
Ordnung in die Finanzen zu bringen und Sparſamkeit bei Hofe wie 
im Staatshaushalt durchzuſetzen, er ſtrafte, wo Mißbräuche vorlagen, 
und fand am Könige, der die Notwendigkeit dieſes Syſtems anerkannte, 
eine feſte Stütze. Um ſo ſtörriſcher zeigte ſich das im September 1906 
zuſammentretende Parlament. Es war nicht möglich, von ihm die Zu— 
ſtimmung zu den Reformen des Miniſters zu erhalten, und eine hart— 
näckige Obſtruktion machte ſogar die Beratung des Budgets unmöglich. 
Schließlich blieb — wenn anders die Rückkehr zum alten Syſtem nicht 
wieder erfolgen ſollte — nichts übrig, als die Kammer aufzulöſen. 
Das geſchah im Frühjahr 1907. Da eine Neuwahl zweifellos eine neue 
Obſtruktionsmajorität gebracht hätte, beſchloßen der König und ſein Mi— 
niſter vorläufig ohne Parlament zu regieren und die notwendigen Re— 
formen durch Königliche Dekrete durchzuführen. Aber Franco iſt noch 
weniger glücklich geweſen, als vor 1½ Jahrhundert ſein großes Vorbild 
Pombal, und man kann zweifelhaft ſein, ob ſeine Aufgabe nicht die ſchwie— 
rigere war. In Portugal gibt es neben den Anhängern Dom Miguels, 
deren Agatition nicht wenig dazu beigetragen hat, das Land zu korrum— 
pieren, auch eine ſtarke republikaniſche Partei, deren linker Flügel in 
Verbindung mit den Anarchiſten zu ſtehen ſcheint. Auch iſt eine 
regierungsfeindliche Agitation in Heer und Flotte eingedrungen. Wir 
erinnern daran, daß am 16. April 1906 zwei portugieſiſche Kriegsſchiffe 
meuterten, und wenn die große Mehrzahl der Regimenter als un— 
bedingt zuverläſſig zu betrachten iſt, ſo gilt das doch nicht von allen. 
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Zu alle dem kam die Unzufriedenheit mit der auswärtigen Bolitif 
des Königs, die, ſeit König Eduard im April 1903 ſeinen Beſuch in Liſſabon 
gemacht hatte, in ein engliſch-portugieſiſches Schutz- und Trotzbündnis 
ausmündete. Nun liegt ja auf der Hand, daß dieſe Allianz einer Schutz— 
herrſchaft Englands gleichkam, und das verletzte den Stolz der portu— 
gieſiſchen Nation. Sie verkannte, daß, wenn England, dem die portu— 
gieſiſchen Häfen, zumal in den Azoren, geöffnet wurden, große Vorteile 
aus dieſem Bündnis zog, andererſeits die engliſche Garantie der kolo— 
nialen Integrität Portugals der Erhaltung des portugieſiſchen Beſitz— 
ſtandes in Afrika gleichzuachten war. Ohne die Hilfe Englands 
wären die Kolonien wohl dem drohenden portugieſiſchen Staats— 
bankerott zum Opfer gefallen. König Carlos ſowohl wie nament— 
lich der Kronprinz lebten aber in den Traditionen Heinrichs des See— 
fahrers, und unſere Leſer erinnern ſich wohl noch, daß der Kronprinz 
die afrikaniſchen Kolonien aus perſönlicher Anſchauung kennen gelernt 
hat. Zu anderen Zeiten und in anderer Verbindung hätte das wohl 
das Volk an die Dynaſtie feſſeln müſſen. Aber zwiſchen England und 
Portugal liegt die Erinnerung ſchwerer Demütigungen, die Portugal hin— 
nehmen mußte, und dieſe Erinnerung iſt merkwürdig lebendig geblieben. 

Man darf gewiß nicht annehmen, daß der König und ſein Miniſter 
die Gefahren überſahen, die ihnen drohten. Dazu traten die Anzeichen 
gar zu deutlich ans Licht. Auch wollten ſie keineswegs dauernd gegen 
die Verfaſſung regieren. Vielmehr war bereits für den Mai die Be— 
rufung des Parlaments angekündigt worden. Bis dahin ſollte die gröbſte 
Reformarbeit fertiggeſtellt ſein. Konnte dann ein wohlgeordnetes 
Budget vorgelegt und auf lebendige Erfolge in den Kolonien hinge— 
wieſen werden, jo ließ ſich hoffen, daß das Parlament ein beſſeres Ent- 
gegenkommen zeigen werde. Die Hoffnung ſteigerte ſich, als es gelang 
im Januar einem Komplott auf die Spur zu kommen und der Führer 
habhaft zu werden. Nach den Berichten, die aus Badajos durch beſonderen 
Kurier dem „New York Herald“ zugingen, handelte es ſich darum, 
Franco zu ermorden und danach eine Revolution zu erregen, bei der 
man auf die Unterſtützung von geheimen Organiſationen der Repu— 
blikaner und Arbeiter rechnete, die mit Bomben und Revolvern bewaffnet 
waren. Die Verſchworenen wollten verſchiedene Feſtlichkeiten benutzen, 
um ihren Staatsſtreich auszuführen. Die Königliche Familie war in 
Villa Viçoſa mit dem Herzog der Abruzzen, die meiſten Offiziere der 


— 55 
Armee wie der Flotte hatten eine Galavorſtellung im Theater vor, 
und die Spitzen der Beamtenſchaft waren auf einem Ball, den eine der 
Geſandtſchaften gab. 

Dieſen Anſchlag entdeckte die Polizei rechtzeitig; ſie umzingelte 
das Haus, in dem die Führer der Verſchwörung beiſammen waren. 
Als aber die Türen von den Poliziſten erbrochen wurden, löſchten die 
Verſchworenen die Lichter, und in der Verwirrung gelang es den meiſten, 
zu entkommen. Einige aber wurden gefangen, darunter Joao Chagras 
und Franco Borger, beides Journaliſten. Auch fand man ein Lager 
von Bomben im Keller des Hauſes. Aus den ergriffenen Papieren 
erfuhr man alles Detail des Planes. Der Korreſpondent des „New York 
Herald“ meldet außerdem, daß die Polizei noch einem zweiten Plan 
auf die Spur gekommen ſei, demzufolge am 31. Januar, am Jahres— 
tage der Revolte von Oporto, ein Aufſtand ausbrechen ſollte, wenn 
der erſte Anſchlag mißlinge. Endlich notieren wir, daß das „Diario 
popolar“ vom 23. Januar die Bemerkung brachte, in die Verſchwörung 
vom 22. ſeien zahlreiche Offiziere verwickelt. 

Das alſo iſt dem Königsmorde vorausgegangen. Wir ſehen der 
weiteren Entwicklung nicht ohne Sorge entgegen. Franco hat ſeine 
Demiſſion auf den Wunſch der beiden Königinnen eingereicht. Er ſoll, 
wie es heißt, nach Braſilien gehen. Aber wer wird ſtark genug ſein, 
nach ihm die Zügel zu führen? Das neugebildete Miniſterium ſoll ein 
Miniſterium „monarchiſcher Konzentration“ ſein. Aber wird Dom 
Miguel — wie es ſeine Pflicht als Ehrenmann wäre — jetzt endlich 
ſeine doch ausſichtsloſen Anſprüche fahren laſſen, und wird die republi— 
kaniſche Partei von ihren Utopien, der Anarchismus von ſeiner Ruch— 
loſigkeit laſſen? Wir ſehen zunächſt keine Ausſicht, daß auch nur eine 
dieſer Vorausſetzungen Wirklichkeit wird. Wenn aber Portugal Republik 
werden ſollte, ſo bedeutet das ein politiſches Chaos, wie es ſüd- und 
mittelamerikaniſche Republiken darſtellen, und es fragt ſich, ob die Nach— 
barſtaaten geneigt ſein werden, ſolche Zuſtände zu dulden. Zum Schutze 
der Dynaſtie iſt ein Teil der engliſchen Kriegsflotte den Tajo hinauf 
nach Liſſabon gefahren, und das kann einen heilſamen Druck auf den 
unzuverläſſigen Teil der portugieſiſchen Flotte ausüben. Ob auch auf 
die Revolutionäre im Innern, wagen wir nicht vorherzuſagen. 

Natürlich haben dieſe unerhörten portugieſiſchen Ereigniſſe große 
Beſorgnis in Spanien wachgerufen, das ja gleichfalls mit republikaniſchen 
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und anarchiſtiſchen Anſchlägen zu rechnen hat. Die ſpaniſchen Truppen 
ſind an die portugieſiſchen Grenzen gerückt, ein Kordon, wie man zu 
tun pflegt, um ein Land vor Peſtverſeuchung zu ſchützen. Es iſt nicht 
wahrſcheinlich, daß unter ſolchen Verhältniſſen Spanien Neigung zeigen 
wird, ſich mehr als unbedingt geboten iſt, in die marokkaniſchen Wirren 
zu vertiefen. 

Wir finden nicht, daß die ſo großes Aufſehen erregenen Debatten 
in der franzöſiſchen Kammer viel dazu beigetragen haben, die marok— 
kaniſche Frage zu klären. Zwar Herr Delcaſſé iſt wieder in der Ver— 
ſenkung verſchwunden, aus der er ſo unerwartet auftauchte, und nachdem 
der erſte Beifallsrauſch verflogen iſt, den ſein patriotiſcher Bruſtton bei 
ſeinen Zuhörern in der Kammer hervorzurufen verſtand, hat ſich ſo 
ziemlich alles in Frankreich wieder von ihm abgewandt. Man erkannte, 
daß die ſcheinbare Improviſation eine lange vorbereitete, wohlmemo— 
rierte, auf alle Effekte berechnete Redeſtudie war, und der „Figaro“ 
gibt die allgemeine Stimmung in einer ſeiner amüſanten Karikaturen 
wohl ganz treffend wieder, wenn er uns Delcaſſé zeigt, wie er ſeinem 
eigenen Standbild einen Lorbeerkranz aufs Haupt drückt. Auch ver— 
zichten wir unter dieſen Umſtänden auf die geplante Zurechtſtellung 
ſeiner Verdrehungen des hiſtoriſchen Tatbeſtandes. Das Material dazu 
gaben der „Gaulois“ und „Le Journal“ vom 12. Juli 1906, der „Matin“ 
vom 23. Juni 1906 und endlich der „Meſſidor“ vom 27. Januar 1908. 
Sie ſchlagen Herrn Delcaſſé mit ſeinen eigenen Worten und ſind, mit 
Ausnahme des „Meſſidor“, von uns im 5. Bande von „Deutſchland 
und die große Politik“ (S. 211 f.) bereits ausführlich wiedergegeben 
worden. Die lange Reihe der Reden, die vorhergingen und nachfolgten, 
haben nichts eigentlich neues gebracht. Daß Herr Jaures die Marokko— 
politik Frankreichs jetzt verurteilt, aber, wie ihm nachgewieſen wurde, 
nicht immer ſo gedacht hat, war ſchon früher bekannt, die übrigen Redner 
lavierten zwiſchen der Akte von Algeciras und der Idee der pénétration 
pacifique jo gut es eben gehen wollte, Herr Pichon endlich war wie 
immer höchſt korrekt. Wie er jedoch ſein korrektes Programm auch korrekt 
ausführen wird, vermögen wir nicht vorauszuſehen. Frankreich hat 
es ſchwerer als andere Mächte, zwiſchen Abd el Aſis und Mulay Hafid 
neutral zu bleiben, da es ſich zu ſehr nach der einen Seite engagiert hat. 
Das Mandat Europas aber, mit dem Frankreich arbeitet, hat ſeine durch 
die Akte von Algeciras genau bezeichneten Grenzen. 


In der Thronrede König Eduards VII. hat namentlich der Hinweis 
auf den Kongoſtaat und auf die mazedoniſchen Wirren Aufmerkſamkeit 
erregt, daneben die lange nicht gehörten Worte über die durch den Beſuch 
Kaiſer Wilhelms erfreulich geſtalteten Beziehungen zu Deutſchland. 
Von allen drei Punkten läßt ſich ſagen, daß ſie auf die Zukunft hin— 
weiſen. Wir wünſchen die deutſch-engliſchen Beziehungen weſent— 
lich beſſer geſtaltet zu ſehen. Noch dauert das Hetzen unſerer alten Gegner 
in der Preſſe fort, und ebenſo wird, ſelbſt in Regierungsorganen, darauf 
hingewieſen, daß der beſcheidene Ausbau unſerer Flotte England nötige, 
auch ſeinerſeits mit der Verſtärkung ſeiner Flotte zu rechnen. Aber 
wir nehmen das nicht tragiſch, da wir wohl wiſſen, daß England nicht 
anders können wird, als einen Teil ſeiner Flotte auf die oſtaſiatiſchen 
Stationen zurückzuſenden. 

Was aber den Kongoſtaat betrifft, ſo darf man wohl annehmen, 
daß jetzt, da die Annexion durch Belgien ſo gut wie ſicher iſt, auch Maß— 
regeln bevorſtehen, die den ſchwarzen Einwohnern des Kongobeckens 
die gleiche Behandlung ſichern, wie ſie den ſchwarzen Untertanen Eng— 
lands zuteil wird. Daß auch dort gelegentlich Menſchlichkeiten vor— 
kommen, die jeder Philanthrop bedauern und jeder Geſetzgeber ſtrafen 
muß, wird man ja nirgends beſſer wiſſen als im engliſchen Kolonialamt. 
Im Hinblick auf die von England in der Türkei vertretene Reform— 
polikit ſind wir weniger optimiſtiſch. Der Sultan kann in der Frage 
der Juſtizreform die Zugeſtändniſſe nicht machen, die in Widerſpruch 
zu der Stellung ſtehen, die er als geiſtliches Oberhaupt des Islam ein— 
nimmt. Er iſt eben der Kalif. 

Auch Baron Aehrenthal hat in ſeinem Expoſé die mazedoniſchen 
Verhältniſſe berührt und auf die Notwendigkeit hingewieſen, daß die 
Pforte energiſch und konſequent gegen das Bandenweſen vorgehe. 
Daß das geſchehen wird, glauben wir beſtimmt. Es liegt im 
eigenſten Intereſſe der Pforte, und wenn wir recht unterrichtet ſind, 
hat ſie in letzter Zeit ſehr bedeutende Streitkräfte in Mazedonien 
zuſammengebracht, und an dem guten Willen des Sultans, endlich mit 
dem räuberiſchen Bandenweſen der Bulgaren, Serben und Griechen 
aufzuräumen, kann gar nicht gezweifelt werden. 

In Anlaß dieſer orientaliſchen Dinge ſei noch darauf hingewieſen, 
daß die Verwicklungen an der perſiſch-türkiſchen Grenze Waſſer auf die 
Mühle der prinzipiellen Gegner der Türkei ſind, die einen Anlaß zum 
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Eingreifen nur allzu gern ſich vorbereiten ſehen. Es iſt in höchſtem 
Grade wünſchenswert, daß die Türkei ihre Forderungen nicht über— 
ſpannt und daß ſie darauf verzichtet, ſich die gegenwärtigen Schwierig— 
keiten Perſiens zunutze zu machen. Der Rückſchlag könnte gefährlich werden. 

Dagegen hat eine faſt als ſelbſtverſtändlich zu betrachtende Be— 
merkung des Miniſters in der ruſſiſchen Preſſe viel böſes Blut gemacht. 
Er ſprach davon, daß die Anlage von Verbindungsbahnen zwiſchen den 
öſterreichiſchen, bosniſchen, türkiſchen und griechiſchen Linien bevorſtehe, 
jo daß ſich als Endergebnis eine Verbindungslinie Wien Athen ergeben 
würde. Das wäre, wie auf der Hand liegt, ein großer Fortſchritt, der 
gewiß dem Frieden ebenſo zugut kommen würde wie der Kultur dieſer 
doch noch ſehr rückſtändigen Gebiete. Aber „Nowoje Wremja“, „Ruß“ 
und andere Blätter ſind darüber in hellen Zorn geraten. Das ſei eine 
„oſtgermaniſche“ Bahn, Berlin mit Athen verbunden! Schrecklich! 
Aber wie ſollen denn die künftigen Bahnen angelegt werden, wenn nicht 
nach dem vom Frhrn. v. Aehrenthal angekündigten Plan, und exiſtiert 
dieſe gefährliche „oſtgermaniſche“ Bahn nicht ſchon durch den Orient— 
expreß, der von Berlin aus ſehr bequem zu erreichen iſt? Vollends 
unerfindlich aber iſt, wie durch dieſen Bahnbau — der übrigens ein 
Werk langer Hand iſt — die Mürzſteger Konvention verletzt worden 
ſein ſoll. Aber in Fragen auswärtiger Politik iſt die „Nowoje Wremja“ 
von jeher ebenſo unzurechnungsfähig geweſen wie in allen Fragen, in 
denen ihre chauviniſtiſche Grundſtimmung mitſpielt. 

Die über den bevorſtehenden Rücktritt des Miniſterpräſidenten 
Stolypin umlaufenden Gerüchte ſind nunmehr in bündigſter Form 
wiederrufen worden. Daß es Leute gibt, die ihn gern beſeitigen möchten, 
kann freilich nicht bezweifelt werden, auch nicht, daß ſie am Hofe ver— 
treten ſind. Aber Kaiſer Nikolaus II. hat die gute Eigenſchaft, ein treuer 
Freund zu ſein und an dem einmal gegebenen Wort feſtzuhalten. Wenn 
nun die Leute, die Stolypin beſeitigen wollen, vornehmlich daran denken, 
die Inſtitutionen vom 31. Oktober aufzuheben, und weil Stolypin jich 
mit dieſen identifiziert hat, auch ihn zu Fall zu bringen, vergeſſen ſie, 
daß der Zar jetzt ſchützend vor Duma und Miniſter ſteht. Sie werden 
ihr Ziel nicht erreichen, ſolange die Duma nicht in die Verirrungen 
ihrer beiden Vorgängerinnen verfällt. 

Die Unterſuchung im Prozeß Stöſſel iſt nunmehr beendigt. Die 
Plaidoyers ſtehen bevor, danach das Urteil. 


6. Februar 1908. Der franzöſiſche Senat nimmt die Vorlage über Verkürzung der übungen 
von Reſerve und Landwehr an. 

7. Februar. Raiſuli gibt Maclean frei. Freilaſſung aller politiſchen Gefangenen in Liſſabon. 

S. Februar. Beiſetzung des ermordeten Königs und des Kronprinzen in Liſſabon. 

9. Februar. Kämpfe d' Amade's mit den Schauja. 

10. Februar. Konſtituierung des Miniſteriums Helmsteertk in Holland. 

11. Februar. Schiedsvertrag zwiſchen Frankreich und den Vereinigten Staaten. 


12. Februar 1908. 


Wie zu erwarten war, haben die letzten Kammerverhandlungen 
über die marokkaniſche Frage die offenbar weiter um ſich greifende 
Sorge des franzöſiſchen Publikums keineswegs beruhigt. Die allge— 
meine Empfindung ſcheint zu ſein, daß trotz aller ireniſchen Verſicherungen 
des Miniſteriums die franzöſiſche Politik immer tiefer in das Labyrinth 
eines Abenteuers verwickelt wird, aus welchem kein Ariadnefaden den 
Rückweg angibt. Vermochten die klingenden patriotiſchen Gemeinplätze 
Delcafjes einen Augenblick des Rauſches hervorzurufen, jo trat die 
Ernüchterung für franzöſiſche Verhältniſſe erſtaunlich ſchnell ein, und 
heute iſt jedermann bemüht, den alten Protagoniſten der pénétration 
pacifique wieder hinter den Kuliſſen der politiſchen Schaubühne ver— 
ſchwinden zu laſſen. Nicht einmal den Ruhm, den er für ſich als Urheber 
der intimen Annährung an England beanſprucht, wollen ſeine ehe— 
maligen Freunde ihm gönnen. Der „Meſſidor“ iſt ſo grauſam geweſen, 
daran zu erinnern, daß Delcaſſé urſprünglich ein entſchloſſener Gegner 
Englands war und daß erſt der Beſuch, den König Eduard VII. im 
Jahre 1903 in Paris machte, in ihm jene Sinnesänderung hervorrief, 
die zu dem folgenreichen Vertrage vom 8. April 1904 führte. Uns fehlt 
das Material, dieſe Frage mit Sicherheit zu entſcheiden. Unwahr— 
ſcheinlich iſt es keineswegs, daß der „Meſſidor“ recht hat, denn darüber 
kann doch kein Zweifel ſein, daß am Vorabend des ruſſiſch-japaniſchen 
Krieges das engliſch-franzöſiſche Abkommen eine furchtbare Enttäuſchung 
für Rußland bedeutete. Es kann Herrn Delcaſſé ja nur zur Ehre gereichen, 
wenn er einige Skrupel empfand, ehe er ſeinen Namen unter das denk— 
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würdige Aktenſtück ſchrieb. Aber er hat all jene ungewöhnliche Geſchick— 
lichkeit daran geſetzt, ſoweit irgend möglich den Schein der alliance 
[ranco-russe zu retten. Daß er nicht viel Glück damit hatte, wird den— 
jenigen noch gewärtig ſein, die die Erinnerung an den Beginn der 
Kriſis im fernen Oſten feſtgehalten haben. Uns iſt eine Karikatur des 
„Daily Graphic“ im Gedächtnis geblieben, die am 31. März 1905 
erſchien. Sie zeigte in wild erregtem Meer das ertrinkende Rußland. 
Am Ufer, mit einem Rettungsgürtel in der rechten Hand, ſah man 
Marianne ſtehen, noch zögernd, ob ſie zum Wurf ausholen ſolle, und 
darunter die Unterſchrift: Jetzt verſinkt er beſtimmt, nun iſt meine 
Zeit gekommen! („He'll never menage it. Now is my time!“) 

So alſo beurteilte man damals dieſe Politik in England — wenige 
Wochen danach aber traf die Nemeſis Herrn Delcaſſé. Er verlor den 
Boden unter ſeinen Füßen, ſein Miniſterſeſſel brach zuſammen, er 
ſelbſt wurde eine politiſche Nullität, ohne Macht und ohne Einfluß. 
Das einzige, was ihm übrig blieb, war, ſich zu verbergen und der Zeit 
zu überlaſſen, ihre Schleier über die geſcheiterten Pläne ſeines Ehr— 
geizes zu decken. Aber er hinterließ ein Erbe, von dem Frankreich ſich 
nicht freizumachen vermochte: das Phantom des franzöſiſchen Marokko, 
das ſich an Tunis und Algier naturgemäß angliedern ſollte, als Krönung 
des gewaltigen franzöſiſchen Kolonialreichs, das, jo wie Herr Delcaſſé 
es geträumt hatte, nicht Wirklichkeit werden will. Wir wollen hier 
nicht rekapitulieren, was ſeit dem Sturze Delcaſſés alles geſchehen iſt. 
Aber es iſt doch nützlich, daran zu erinnern, daß die Konferenz von 
Algeciras, die Herr Tardieu in einem dickleibigen Buch als einen Triumph 
franzöſiſcher Politik gefeiert hat, trotz aller Unterſtützung, die Frankreich 
von rechts und links auf der Konferenz fand, in Wirklichkeit dem 
deutſchen Programm „Internationaliſierung des marokkaniſchen Pro— 
blems auf der Baſis des Prinzips der offenen Tür“ den ſchließlichen 
Sieg geſichert hat. Wir wollen damit nicht ſagen, daß dieſer Sieg ſchon 
heute errungen iſt, wir ſind noch fern von ihm, und noch ganz kürzlich 
hat ein Franzoſe der Welt verkünden können, daß Caſablanca bereits 
eine ganz franzöſiſche Stadt jei; aber dem Prinzip der offenen Tür 
gehört die Zukunft, wenn anders Frankreich nicht den Verſuch machen 
will, in Marokko ein zweites mexikaniſches Abenteuer zu wagen, das 
leicht für die dritte Republik werden könnte, was für den dritten Napoleon 
Mexiko wurde: der erſte Schritt auf einer verhängnisvollen abſchüſſigen 
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Bahn. Denn darüber kann heute kaum noch ein Zweifel ſein, daß einfluß— 
reiche franzöſiſche Politiker bemüht ſind, unter dem Schutz der Kuliſſe 
von Algeciras tatſächlich zu eben dem Programm zurückzukehren, das 
ſo energiſch in allen offiziellen Kundgebungen verleugnet wird. Da 
wir dieſe Zeilen ſchreiben, findet in der franzöſiſchen Kammer die Debatte 
über die Interpellation Jaurés' ſtatt, die allerlei unbequeme Fragen 
an die Regierung ſtellt. Wir erfahren aus dem Text der Interpellation, 
daß beide Sultane Abd el Aziz und Abdul Hamid ſich an unſere Re— 
gierung gewandt haben, wahrſcheinlich um ihren Schutz gegen tatſäch— 
liche Verletzung der Akte von Algeciras anzurufen, und das iſt gewiß 
eine merkwürdige Tatſache. Vielleicht iſt es den Franzoſen ebenſo 
merkwürdig erſchienen, daß ihnen dieſe Geſuche des Sultans und des 
Gegenſultans nebſt unſerer Antwort ſofort mitgeteilt worden ſind — 
und doch war es das Normale und einzige Korrekte. Frankreich hat 
ſich gedrängt, die Verantwortung dafür auf ſich zu nehmen, daß die 
Beſtimmungen der Akte von Algeciras Wirklichkeit werden; es hat 
eiferſüchtig darauf beſtanden, daß ihm und Spanien die Organiſation 
der Hafenpolizei überlaſſen bliebe, unter der Scheinkontrolle jenes 
Schweizers, der mit dem Moment, da er ſein Amt antrat, gleichſam 
unſichtbar wurde; es hat, von den Ereigniſſen gedrängt, Strafexpeditionen 
organiſiert, bombardiert, requiriert, Orden verliehen, Schlachten ge— 
ſchlagen und Anleihen in Ausſicht geſtellt, und dadurch ſchließlich in 
dieſer andersgläubigen Bevölkerung die Vorſtellung erweckt, daß an 
dem entſetzlichen Chaos, zu dem ſich die altgewohnten Ordnungen 
und Lebensverhältniſſe aufgelöſt haben, niemand Schuld trage als 
Frankreich. Das iſt, ohne jede Schminke dargelegt, die marokkaniſche 
Wirklichkeit. Wir bedauern das tief, denn nicht Frankreich und nicht 
Marokko allein werden durch die Folgeerſcheinungen dieſer höchſt unge— 
rechten und unglücklichen Politik getroffen. Die friedlichen Beziehungen, 
die der Welthandel in den morakkaniſchen Handelsſtädten anzubahnen 
begonnen hatte, ſind unterbrochen und vorausſichtlich für lange Zeit 
ſchwer geſchädigt. Die ohnehin ſteigende Erregung der islamiſchen 
Welt entzündet ſich an den marokkaniſchen Ereigniſſen und droht einen 
Fanatismus zu erregen, von dem man zu hoffen begann, daß er all— 
mählich ganz verſchwinden werde. Es iſt das Unerhörte geſchehen, 
daß Abdul Hamid ſich bereit gefunden hat, im Sultan von Konſtantinopel 
ſeinen Khalifen, d. h. ſein geiſtliches Oberhaupt anzuerkenen; gegen die 
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Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in Algier proteſtiert der 
Schreckensruf der dort lebenden Franzoſen, die für ſich und ihre Familien 
fürchten, wenn die alten Herren des Landes bewaffnet werden ſollten. 
Auch in Egypten läßt ſich der Reflex der marokkaniſchen Exeigniſſe 
verfolgen. In beinahe drohendem Ton verlangt die ſtetig anwachſende 
Nationalpartei die Organiſation einer autonomen Verwaltung, deren 
Aufgabe es ſein ſoll, durch Tilgung der alten Schuldverpflichtungen 
die endliche Räumung des Landes herbeizuführen. Sogar die Rückgabe 
des Sudan an Egypten gehört zu den Forderungen, die ſie erhebt. 
Das alles aber geſchieht zu einer Zeit, da die Erfolge Japans die politiſche 
Phantaſie der Aſiaten mit Träumen genährt haben, die ſich zu dem 
Schlagworte zuſammengeballt haben: Aſien für die Aſiaten. 

Nun hat, wie der Telegraph ſoeben meldet, Herr Pichon mit Geſchick 
und in ſeiner maßvollen Art die Jaurésſche Interpellation beantwortet 
und nochmals ſeinen Entſchluß wiederholt, in der marokkaniſchen Aktion 
nicht über die Grenzen des abſolut Notwendigen hinauszugehen und 
an dem Programm von Algeciras feſtzuhalten. Das Verfahren unſerer 
Regierung ſei ihm ein Beweis ihrer Courtoiſie und ihrer freundſchaft— 
lichen und korrekten Haltung, die er in gleich freundſchaftlicher Weiſe 
entgegengenommen habe. Auch der Miniſterpräſident Clemenceau 
griff in die Debatte ein, um die Eroberungsgelüſte der kolonialen Heiß— 
ſporne und die Befürchtungen von Jaures zu verſpotten, und das gibt 
in ſeiner Summe eine erfreuliche Wendung, die für die Zukunft beſſere 
Ausſichten eröffnet, als ſich zunächſt annehmen ließ. Es iſt aber in 
dieſem Zuſammenhange nicht ohne Intereſſe, daß die „Nowoje Wremja“ 
ſehr ernſtlich mit der anglophilen Politik Clemenceaus ins Gericht geht, 
was freilich denen wunderbar genug erſcheinen wird, die nicht überſehen 
haben, daß eben die „Nowoje Wremja“ es war, die mehr als alle übrigen 
ruſſiſchen Blätter für eine Verſtändigung mit England eingetreten iſt. 
Aber dieſe unübertroffene ruſſiſche Wetterfahne ſcheint die politiſche 
Lage Rußlands für beſonders günſtig zu halten, um alle Welt mit ihrem 
Zorn und ihrer Macht zu bedrohen. Es ſind noch nicht 14 Tage hinge— 
gangen, ſeit ſie Oſterreich-Ungarn zur Rede ſtellte und gleichzeitig die 
Türkei auf die Gefahren hinwies, die ein Mißachten ſlavophiler Gebote 
nach ſich ziehen könne; Deutſchland iſt ſchon längſt das Ziel ihrer leiden— 
ſchaftlichſten Angriffe; nun ſind auch Frankreich und England an die 
Reihe gekommen. Und doch müßte man aus den letzten Verhandlungen 
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des englischen Parlaments den Schluß ziehen, daß die jüngſt perfekt 
gewordenen Verträge für Rußland ganz außerordentlich vorteilhaft 
geweſen ſind. Lord Fitzmaurice und Lord Curzon haben wegen dieſer 
Verträge alle Schalen ihres Zornes über Sir Edward Grey ausgegoſſen. 
Weder in Tibet noch in Afghaniſtan, noch endlich in Perſien und im 
perſiſchen Golf iſt ihnen genug geſchehen — das ſcheint doch zu beweiſen, 
daß mindeſtens ein für Rußland annehmbarer Ausgleich der beider— 
ſeitigen Intereſſen ſtattgefunden hat. Deshalb wird ſich wohl annehmen 
laſſen, daß das grobe Geſchütz des Herrn Suworin beſtimmt iſt, ohne 
beſonderen Schaden anzurichten, im leeren Raum zu verpuffen. Auch 
liegt das Bedenkliche dieſer Zänkereien nicht darin, daß etwa die „Nowoje 
Wremja“ die auswärtige Politik Rußlands beeinflußt, das iſt kaum 
möglich, ſondern vielmehr in dem Wiederaufleben der ſlavophilen 
Tendenz, der die öffentliche Meinung Rußlands ſtets ſehr zugänglich 
geweſen iſt und die ſchon ſoviel Unheil angerichtet hat. Die jlavophile 
Idee verlangt aber zu ihrer Verwirklichung den Zuſammenbruch von 
drei großen Staaten: Deutſchland, Oſterreich-Ungarn, Türkei, und 
deshalb iſt ſie an ſich ein politiſcher Nonſens. Die Gefahr liegt in der 
nationalen Unduldſamkeit den nichtruſſiſchen Reichsangehörigen gegen— 
über, in dem Egaliſierungsbeſtreben, das keine hiſtoriſch gewordenen 
Bildungen dulden will, und in dem Verkennen der nächſten Aufgaben 
einer geſunden Politik, die darauf gerichtet ſein müßte, im Innern 
des Reiches all die kleinen und großen Schäden zu beſeitigen, deren 
letzte Konſequenz die Revolution geweſen iſt. Das Slavophilentum 
kombiniert ſich aber mit reaktionären Beſtrebungen, und dieſe ſind, wie 
nicht ernſtlich genug wiederholt werden kann, höchſt gefährlich. Man 
kann ohne jede Übertreibung ſagen, daß das Vertrauen des Auslandes 
in der Reihe der ruſſiſchen Würdenträger nur einem, dem Miniſter— 
präſidenten Stolypin gehört und daß der Kredit, deſſen Rußland doch 
bedarf, um die Maßregeln durchzuführen, die unerläßlich ſind, wenn das 
Reich geſunden ſoll, an ſeinem Namen hängt. Man ſagt ja, daß kein 
Menſch unerſetzlich ſei, und gewiß wird jeder frei gewordene Platz 
ſchnell genug beſetzt, aber erworbenes Vertrauen läßt ſich nicht vererben. 
Das ſollte ſich auch die Duma geſagt ſein laſſen, und den Miniſter nicht 
im Stich laſſen, wo er mit ſeiner Perſon für Vorlagen der Regierung 
eintritt. Uns ſcheint die vornehmſte Aufgabe der Duma darin zu liegen, 
Kautelen für die gewiſſenhafte Ausführung der un— 
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zweifelhaft wohlmeinenden Abſichten des Miniſteriums zu finden. 
Denn nicht an den Geſetzen, ſondern an ihrer ſchlechten Ausführung 
hat es gelegen, daß Rußland trotz ſeines Reichtums an Menſchen, an 
Boden und an Bodenſchätzen noch immer im Verhältnis zu ſeiner 
Kopfzahl ein armes Land iſt, das faſt wehrlos der Natur gegenüberſteht, 
als einziger Staat des europäiſchen Kontinents, in dem heute noch 
eine wirkliche Hungersnot möglich iſt. 

Mit großer Genugtuung regiſtrieren wir, daß die Londoner 
Schiffahrtskonferenz zu einer Verſtändigung zwiſchen allen großen 
Schiffahrtslinien geführt hat, obgleich es an ernſten Schwierigkeiten 
dabei nicht gefehlt hat. Herr Ballin, der mit bekannter Umſicht in 
richtiger Schätzung der realen Intereſſen auch ſeiner Konkurrenten, 
unſere großen Linien vertrat und die Verhandlungen leitete, iſt in ſeinem 
Friedenswerk ſehr erfolgreich von Mr. Lloyd George unterſtützt worden, 
demſelben, dem es vor wenigen Monaten gelang, den drohenden General— 
ſtreik der engliſchen Eiſenbahner durch einen alle Teile befriedigenden 
Ausgleich zu verhindern. Weniger erfreulich ſind die Erklärungen, 
durch welche Sir Edward Grey für England die Anerkennung der 
Unverletzlichkeit des Privateigentums im Seekriege ausdrücklich abgelehnt 
hat. Die Schlußakte der Haager Konferenz vom 29. Juli 1899 hatte 
auf amerikaniſche Anregung den Seekrieg nach dieſer Richtung hin 
humaniſieren wollen. Damals widerſprachen, indem ſie ſich der Ab— 
ſtimmung enthielten, England, Frankreich und Rußland. Auch die 
vorjährige Konferenz brachte nicht die erwünſchten Ergebniſſe, aber es 
blieb wenigſtens die Hoffnung, daß die Praxis des Seekrieges ſich der 
Kaperei von Staats wegen — denn das iſt es doch — enthalten werde. 
Dieſe Hoffnung muß nunmehr aufgegeben werden, denn es iſt nicht 
denkbar, daß der eine Staat den humanen Standpunkt behaupten 
kann, wenn der andere ſich über ihn hinwegſetzt. Aber wir wollen 
trotzdem nicht allzu peſſimiſtiſch urteilen. Vielleicht führt gerade die 
Erklärung Sir Edwards dazu, daß die mächtige engliſche Handelswelt 
ihren Einfluß daran ſetzt, kriegeriſche Konflikte nach Möglichkeit zu 
erſchweren. Bei der ungeheuren Ausdehnung des engliſchen See— 
handels kann als abſolut ſicher angenommen werden, daß auch in einem 
ſchließlich ſiegreichen Seekriege die engliſche Kaufmannſchaft ganz unge— 
heure Verluſte erleiden müßte, zumal die heutige Weltlage darauf 
hinzuweiſen ſcheint, daß jeder Krieg, der nicht Kolonialkrieg iſt, in einen 
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Koalitionskrieg ausarten muß. Auch wird wohl niemand ſich vermeſſen 
wollen vorherzuſagen, welche Koalitionen möglich und welche unmöglich 
ſind. Ein Aufſatz von Pfitzer in den „Grenzboten“, der in ausgezeichneter 
Weiſe die Probleme des Stillen Ozeans klarlegt, wird jedem ruhig 
denkenden Politiker zeigen, wie ſchwierig es iſt, eine rückſſichts loſe 
Intereſſenpolitik durchzuführen. Wer ohne ausreichenden Grund die 
Intereſſen einer Macht niederzutreten ſucht, gerät, er mag es wollen 
oder nicht, auch in Konflikt mit den Intereſſen der Mächte, die indirekt 
getroffen werden. Läßt ſich doch ſchon heute ſagen, daß die großen Ozean— 
dampfer einen internationalen Charakter haben. Keiner von ihnen 
trägt nur die Intereſſen einer Macht übers Meer, das wird jeder Blick 
in die Paſſagierliſten und in die Frachtbriefe zeigen! Denken wir uns 
einen dieſer Dampfer gekapert, oder auch nur in ſeiner Reiſe für längere 
Zeit aufgehalten, ſo werden dadurch die weiteſten Kreiſe geſchädigt, 
und damit iſt ein Stoff zu Entſchädigungsanſprüchen gegeben, der zu 
höchſt unbequemen Reklamationen führen muß, ganz abgeſehen davon, 
daß aller Wahrſcheinlichkeit nach auch die eigenen Untertanen der Macht, 
welcher die Kriegsbeute zufällt, mit geſchädigt werden. Es iſt kaum 
denkbar, daß die welterfahrenen engliſchen Kaufleute nicht mit dieſen 
Wahrſcheinlichkeiten rechnen ſollten. 

In Portugal hat man nun den ermordeten König und ſeinen 
Kronprinzen zu Grabe getragen. Franco hat ſich in Marſeille, wir wiſſen 
nicht wohin, eingeſchifft, und die Nation hat nun das Regiment erhalten, 
nach dem ſie verlangte. Aber die neue Regierung fühlt ſich ſo wenig 
ſicher, daß ſie den jungen König und die beiden Königinnen von den 
Beſtattungsfeierlichkeiten fern hielt, und durch eine Reihe von Maßregeln 
bewies, daß ſie dem Willen der Maſſe, nicht der eigenen Einſicht folgte. 
Freilaſſung von Verbrechern und Amneſtierung von Meuterern ſind 
gewiß nicht dazu angetan, Achtung zu gewinnen. Wir bezweifeln auch 
ſehr ernſtlich, ob ſich auf dieſem Wege Dankbarkeit und Liebe erwerben 
läßt. Endlich iſt der Schutz, den England bietet, nicht dazu angetan, 
den Dank der Nation hervorzurufen. Gerade die engliſche Seite der 
Politik Dom Carlos' war — ob mit Recht oder mit Unrecht, mag dahin— 
geſtellt bleiben — ſehr wenig populär. Jedenfalls läßt ſich die Lage 
immer noch als kritiſch bezeichnen und bis jetzt vermögen wir die ſtarke 
Hand nicht zu erkennen, die das unglückliche Land zu normalen Ver— 
hältniſſen zurückführen könnte. 
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Dem Gerede über einen bevorſtehenden ruſſiſch-öſterreichiſchen oder 
ruſſiſch-türkiſchen Konflikt ſchenken wir nicht den geringſten Glauben. 
Das iſt blinder Lärm, der in Zeitungsredaktionen entſtanden iſt und 
bald genug verſtummen wird. Da wir ſchließen, trifft die Nachricht 
ein, daß Muſtapha Kamel Paſcha plötzlich geſtorben iſt. Gerade in letzter 
Zeit iſt von dieſem leidenſchaftlichen egyptiſchen Patrioten viel die Rede 
geweſen. Er war der Organiſator der egyptiſchen Nationalpartei, und 
damit iſt auch die Frage geſtellt, ob ſie ihn überleben wird. 


14. Februar. 1908. Mulay Hafid verhandelt mit D’Amade. 
Die Spanier beſetzen Mar Chika. 

15. Februar. Mulay Hafid appelliert wegen des Blutvergießens in Caſablanca an das diplo— 
matiſche Korps in Tanger. 

16. Februar. Ernennung General Bekmanns zum General-Gouverneur von Finnland. 
Erfolge General Willeocs gegen die Zakkakehls. 


19. Februar 1908. 

Die Spannung, welche die marokkaniſche Frage hervorrief, beginnt 
augenſcheinlich nachzulaſſen. Man gewinnt immer mehr den Eindruck, 
daß das Miniſterium Clemenceau-Pichon bemüht iſt, die Aktion Frank— 
reichs in Einklang mit den Vereinbarungen von Algeciras zu halten. 
Im weſtlichen Marokko iſt es offenbar ruhig geworden, ſo daß General 
Lyautey, wie es heißt, im Begriff iſt, nach Paris zurückzukehren. Von 
den Beni Snaſſen werden Feindſeligkeiten nicht mehr gefürchtet, und 
in dem ſchwierigen Lavieren zwiſchen Sultan und Gegenſultan wird 
nach Möglichkeit der Schein einer neutralen Haltung behauptet. Daß 
die marokkaniſche Staatsbank einen Vorſchuß von 2½ Millionen Fres. 
zur Beſoldung der marokkaniſchen Garniſonen in den Hafenſtädten 
bewilligt hat, könnte zwar als eine Parteinahme für Abdul Aſis gedeutet 
werden, hat aber allgemeine Zuſtimmung gefunden, weil dieſe Maßregel 
unerläßlich war, um die Ordnung in den Häfen aufrecht zu erhalten. 
Auch iſt nicht der Sultan, ſondern Marokko ſelbſt der Träger dieſer 
Schuld, und wenngleich ſie von El Mokri, dem Miniſter Abdul Aſis, 
übernommen wurde, müßte doch auch Mulay Hafid ihr gerecht werden, 
wenn die Herrſchaft ihm dereinſt zufallen ſollte. Ob er ſich ſchließlich 
wird behaupten können, iſt freilich noch ſehr unſicher. Es läßt ſich in 
ſeiner Haltung eine gewiſſe Verlegenheit nicht verkennen. Einerſeits 
iſt er bemüht, Fühlung mit den Franzoſen zu gewinnen, andererſeits 
hat er laut genug über „das barbariſche Gemetzel“, das die Franzoſen 
in Caſablanca und im Gebiet der Schauja angerichtet hätten, Klage 
geführt. Auch ſcheint uns, daß man in Frankreich die Ausſichten, die 
ſich Abdul Aſis für eine Rückkehr nach Fez bieten, allzu optimiſtiſch 
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betrachtet. Aber das eine ſteht wohl feſt, daß, wenn Frankreich bei dieſer 
Politik bleibt, internationale Schwierigkeiten nicht zu fürchten ſind, wie 
denn auch die Beſetzung von MarxCChika durch die Spanier, durch den 
ſpaniſch-marokkaniſchen Vertrag vom 26. April 1860 vollauf gerecht— 
fertigt wird. Sie trägt zudem einen proviſoriſchen Charakter und es 
läßt ſich wohl darauf rechnen, daß die in Melilla laut gewordene Beun— 
ruhigung ſich um ſo eher legen wird, als kein Zweifel darüber beſteht, 
daß Spanien keinerlei Neigung hat, ſich auf ein marokkaniſches Abenteuer 
einzulaſſen. Das verbietet, abgeſehen von allem anderen, die Kriſis, in 
der Portugal ſich quält, und deren Löſung ſich leider nicht abſehen läßt. 

So optimiſtiſch die offiziöſen Berichte aus Liſſabon lauten, ſo 
wenig vertrauenerweckend erſcheint uns die Lage. Was bisher von 
ſeiten der Regierung geſchehen iſt, zeugt nicht von kräftigem Willen, 
ſondern vielmehr von faſſungsloſer Ratloſigkeit. Die Parole heißt 
nachgeben und beide Augen zudrücken, um die Gefahren nicht ſehen 
zu müſſen, die von allen Seiten drohen. Die Günſtlingswirtſchaft in 
der Zeit vor Franco ſcheint von neuem zu beginnen und die republi— 
kaniſche Propaganda erhebt kühner als je ihr Haupt. Sie geht freilich 
mit ihren anarchiſtiſchen und terroriſtiſchen Ausläufern heute durch alle 
Staaten lateiniſcher Zunge. In Barcelona iſt eines ihrer gefährlichſten 
Neſter, und es fällt doch ſchwer, zu vergeſſen, daß König Alfons XII. 
und ſeine Gemahlin am 31. Mai 1906 nur wie durch ein Wunder einem 
der ruchloſeſten Attentate entrannen, von denen die Geſchichte weiß; 
das will aber wahrlich viel ſagen, wenn man an die Geſchichte der letzten 
30 bis 40 Jahre zurückdenkt. Spanien hat vollauf damit zu tun, die 
große Anſteckungsgefahr abzuwehren, die ihm von Portugal her droht, 
und dürfte, ſobald es irgend möglich iſt, ſich von den marokkaniſchen 
Angelegenheiten zurückzuziehen ſuchen. Sein Intereſſe läßt ſich im 
weſentlichen ganz wie das unſere dahin fixieren, daß es die Abſorbierung 
Marokkos durch eine andere Macht nicht dulden kann, zumal wenn 
dieſe, wie die Erfahrung lehrt, in ihren Dependenzen zu einer handels— 
politiſchen Prohibitivpolitik zu greifen pflegt. 

In betreff Portugals iſt zu der politiſchen übrigens auch eine 
finanzielle Kriſis getreten, die, wie man hoffen darf, mit engliſcher 
Hilfe überwunden werden wird, zurzeit aber das neue Miniſterium 
nötigt, zu demſelben Syſtem der Erſparniſſe zu greifen, wegen deſſen 
Franco vornehmlich geſtürzt wurde. Politiſch fällt unter dieſen Um— 
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ſtänden Portugal naturgemäß noch mehr als es früher der Fall war 
unter den Einfluß Englands. Daß dieſe ſüdeuropäiſchen Allianzen eine 
Stärkung der Stellung Englands bedeuten, kann man übrigens unter 
den gegenwärtigen Verhältniſſen ſchwerlich annehmen; ihre Bedeutung 
liegt wohl vornehmlich darin, daß ſie den Umkreis der engliſchen Einfluß— 
ſphäre zeigen, wenn es erlaubt iſt, dieſen Begriff auf europäiſche Staaten— 
verhältniſſe zu übertragen. Hiſtoriſch betrachtet gehörte Portugal ſeit 
über anderthalb hundert Jahren zu ihr, während in Spanien eine Kon— 
kurrenz mit Frankreich beſtand, die heute zur Kooperation beider Mächte 
geführt hat und einer Garantie gleich zu achten iſt, bei welcher die 
dynaſtiſche Verbindung Spaniens mit dem engliſchen Königshauſe eine 
Art Verſicherung gegen republikaniſche Beſtrebungen bedeutet. Auch 
das ſind Momente, die für die Beurteilung der Geſamtlage Europas 
nicht ohne Intereſſe ſind. 

In England macht ſich neuerdings wieder eine chauviniſtiſche 
Strömung in der öffentlichen Meinung geltend. Irren wir nicht, ſo 
iſt ſie zum Teil darauf zurückzuführen, daß die Wählerſchaft ſich, wenn 
auch langſam, wieder den Konſervativen zuzuwenden beginnt. Das 
liberale Miniſterium ſieht ſich dadurch genötigt, mit den Schlagworten 
zu rechnen, die von konſervativer Seite ausgehen, und da nichts in 
England lauteren Widerhall findet als die Frage der Aufrechterhaltung 
des engliſchen Übergewichts zur See, ſcheint man ſich allmählich darauf 
einrichten zu wollen, von dem Zwei-Mächte-Standard zu einem Drei— 
Mächte-Standard überzugehen. Ein einflußreiches engliſches Blatt 
hat unſere Ausführungen in der Wochenſchau vom 12. Februar als 
Beweis für die Notwendigkeit eines ſolchen Programms angeführt. 
Das iſt ſehr ſchmeichelhaft, läßt ſich aber aus dem Inhalt unſerer Aus— 
führungen nicht rechtfertigen. Bei dem rein defenſiven Charakter unſeres 
Flottenplanes liegt außerdem auf der Hand, daß Deutſchland nur den 
Vorwand gibt, um Maßnahmen zu erklären, die durch die Möglich— 
keiten hervorgerufen werden, welche ſich im fernen Oſten vorbereiten. 
Möglichkeiten — keineswegs Notwendigkeiten, denn wir halten nach 
wie vor daran feſt, daß die Entſendung des amerikaniſchen Geſchwaders 
in den Pacific eine Handlung weiſer Staatskunſt iſt, die der Erhaltung 
nicht der Erſchütterung des Weltfriedens dienen ſoll. Soeben iſt die 
amerikaniſche „Armanda“ in Valparaiſo eingetroffen, ihr nächſtes Ziel 
it Callao, man wird ſie wohl im Mai in den Philippinen ſehen. 
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Inzwiſchen gehen die Vorbereitungen zur Wahlkampagne weiter. 
Präſident Rooſevelt hat ſich, wie es in ſeiner Natur liegt, durch die 
heftigen Angriffe, die von allen Seiten gegen ihn laut wurden, in ſeinem 
Vorgehen gegen die Ausſchreitungen des Kapitalismus nicht irre machen 
laſſen, und gerade das könnte ſchließlich doch dahin führen, daß der 
tapfere Kämpe, trotz allem noch einmal zum Präſidenten gewählt wird. 
Einen ebenbürtigen demokratiſchen Konkurrenten hat er nicht, wohl 
aber zahlreiche Anhänger in der demokratiſchen Partei. Die beiden 
republikaniſchen Kandidaten, der von ihm ſo energiſch unterſtützte Taft 
und Mr. Hughes ſcheinen nicht ſtark genug, eine Majorität zu erringen. 
Wenn es dahin kommen ſollte, daß die Fortführung der von Rooſevelt 
vertretenen Politik in Frage geſtellt wird, darf man wohl annehmen, 
daß ſchließlich alle Republikaner ſich auf ihn vereinigen, und dann dürfte 
die Ablehnung kaum möglich ſein. Doch das ſind Konjekturen, mehr 
nicht, und der ſchließliche Ausgang ſteht zu dem in gewiſſer Abhängigkeit 
von der Entwicklung der Dinge im fernen Oſten, die niemand mit Sicher— 
heit vorherſehen kann. 

Völlig überraſchend iſt in den letzten 8 bis 14 Tagen Kriegslärm 
aus Rußland laut geworden. Mit plaſtiſcher Deutlichkeit wurde das 
Geſpenſt eines ruſſiſch-türkiſchen Krieges vorgeführt, der angeblich un— 
mittelbar bevorſtehen ſollte. Auch an der bei ſolchen Gelegenheiten 
nie verſagenden großen Intrige, die aus dem Hinterhalt dieſen angeb— 
lichen Zukunftskrieg vorbereitet haben ſollte, fehlte es natürlich nicht. 
Deutſchland und Dfterreich als Intriganten, die Türkei als williges 
Werkzeug und das arme Perſien als Lockmittel, um beide, Rußland 
und die Türkei, aufeinander zu hetzen. So etwa laſſen ſich die Grund— 
gedanken der Alarmiſten zuſammenfaſſen, die die Kriegstrommel ſchlugen 
und Tag für Tag ihr „videant consules’ riefen. 

In Wirklichkeit ſcheint es ſich um eine durch politiſchen Spiritismus 
hervorgezauberte Halluzination zu handeln, für die man das „Publikum“ 
von langer Hand vorbereitet hat. Die „Nowoje Wremja“ hatte, wie 
unſeren Leſern erinnerlich ſein wird, ſchon geraume Zeit ihrer Feind— 
ſchaft gegen Deutſchland in einer langen Serie giftiger Leitartikel Luft 
gemacht. Dieſe Leitartikel fanden, wie ſelbſtverſtändlich, ihr noch bös— 
artigeres Echo von London her, wo Herr Weſſelitzki (Argus), der ſeine 
ſchimpfliche Ausweiſung aus Berlin offenbar immer noch in grimmigem 
Herzen hegt, die „Nowoje Wremja“ als Senſationskorreſpondent vertritt. 
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In einem Brief vom 5. Februar läutete er Sturm: der Friede im nahen 
Orient werde vom „Zentrum Europas“ her bedroht. Das habe ihm 
einer der einflußreichſten britiſchen Diplomaten anvertraut. Dieſer 
Diplomat gab Herrn Argus Weſſelitzki einen ſchnellen Überblick über 
die Lage Europas. Die portugieſiſchen Ereigniſſe ſeien höchſt bedauerlich, 
aber den Frieden würden ſie nicht gefährden, wohl aber ſei die Lage 
im Südoſten bedrohlich. Deutſchland könne ſich darüber nicht beruhigen, 
daß der ruſſiſch-engliſche Antagonismus aufgehört habe, dem es ſeine 
Erfolge verdanke. Da ſei dann Kaiſer Wilhelm nach England gefahren, 
um eine engliſch-deutſche Verſtändigung herbeizuführen, die weit in— 
timer ſein ſollte als die ruſſiſch-engliſche und die engliſch-franzöſiſche 
Entente. Seine Pläne ſeien aber am Widerſpruch der engliſchen Miniſter 
geſcheitert und Mr. Haldane habe ſich ſogar genötigt geſehen, bei ſeinem 
Widerſpruch Formen zu verletzen, die ſonſt beobachtet werden. Trotz 
dieſer Niederlage aber ſuche Deutſchland den Schein zu erwecken, als 
ſei eine Verſtändigung erreicht worden, was freilich nur bei den Sozi— 
aliſten und einigen wenigen Radikalen Beifall finde. Vollends er— 
nüchtert aber ſei nunmehr alle Welt infolge der „koloſſalen Vergrößerung“ 
der deutſchen Flotte, und nach der Rede des Admirals Tirpitz wiſſe jetzt 
jedermann, daß Deutſchland die Engländer aus der Nordſee verdrängen 
und ſie in England ſelbſt bedrohen wolle. Dagegen ſei der Erfolg Deutſch— 
lands in Wien und in Konſtantinopel in der Tat ſehr groß. Das Ergebnis 
dieſer den Reformen in Mazedonien feindſeligen Politik aber ſei eine 
Zuſpitzung der Geſamtlage, da Rußland durch das Verhalten Oſterreichs 
in ſeinen Intereſſen auf das empfindlichſte geſchädigt werde uſw. 
Parallel damit erſchien am 16. Februar ein vom 10. datierter 
Petersburger Brief im „Journal des Débats“. Im Innern Rußlands, 
ſchreibt der Verfaſſer, ſehe es nach wie vor gleich ſchlimm aus: Attentate, 
Expropriationen, Morde, Verſchwörungen — aber darum kümmere 
man ſich nur wenig. Die auswärtige Politik nehme alles Intereſſe in 
Anſpruch. Es rieche nach Pulver und Rußland werde ſeine Rolle in 
der europäiſchen Politik wieder aufnehmen. Der Anlaß der Kriſis 
aber ſei der folgende: Bekanntlich ſei Rußland in den Krieg mit Japan 
von Deutſchland gedrängt worden !!); damit es in Europa ohnmächtig 
werde, habe man ihm die japaniſche Schlinge um den Kopf geworfen. 
Das Reſultat ſei bekannt. Danach habe Deutſchland die Ruſſen 
gegen Polen aufgehetzt, um auch dieſen Feind zu vernichten, und endlich, 
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trotz der von Iswolski mit ſo großem Geſchick herbeigeführten ruſſiſch— 
engliſchen Entente, welche der Welt bewies, daß fortan nicht Rußland, 
ſondern Deutſchland der Gegner der Engländer ſei, vor fünf Wochen 
einen Vertrag mit Rußland und Schweden abgeſchloſſen, durch den 
die Oſtſee für ein mare clausum erklärt, daß heißt zu einem mare teu— 
tonicum gemacht wurde. Aber dank der Wachſamkeit und der patri— 
otiſchen Entrüſtung der „Nowoje Wremja“ „qui reflete souvent, sous 
une forme un peu vive, la pensée impériale' habe die ruſſiſche Regierung 
durch eine Note kundgetan, daß ſie niemals auf einen ſolchen Plan 
eingegangen ſei. Deutſchland aber habe ſich danach auf den Gedanken 
einer Garantie des territorialen status quo zurückgezogen, und ſo die 
heikele Frage der Aland-Inſeln aufgebracht, die noch ſchwebe. Jetzt 
aber ſuche die deutſche Intrige auch für die Küſten des Schwarzen Meeres 
eine Garantie des gegenwärtigen Beſtandes zu erlangen, um ſich den 
Türken und den Rumänen gefällig zu erweiſen, und den Ruſſen jeden 
Fortſchritt in der Richtung zum Balkan, in Kleinaſien und im Mittel— 
meer unmöglich zu machen. 

„So lagen die Dinge, und die Geiſter waren bereits überhitzt, als 
die Nachricht eintraf, daß Oſterreich-Ungarn ſoeben mit dem Sultan 
einen Vertrag betreffs Verlängerung ſeiner Eiſenbahnen nach Mitro— 
witza und nach Saloniki abgeſchloſſen habe. Wenn Kleinaſien uns fortan 
verſchloſſen iſt, wenn wir jede Hoffnung aufgeben müſſen, uns einen 
Weg ins Mittelmeer, jei es durch Europa, ſei es durch Aſien, zu bahnen, 
ſo iſt das deutſche Werk der Bagdadbahn geſichert, der deutſche Einfluß 
in Kleinaſien feſtgelegt und auf dem Wege, auch nach Indien zu dringen. 
Dieſer Schlag ſoll zuerſt uns (die Ruſſen) treffen, bevor er durch eine 
natürliche Rückwirkung Italien und dann England trifft. Deutſch— 
land iſt bereits ſeines Einfluſſes in Rumänien ſicher. Es ſoll auch in 
Athen dominieren, der Marſch nach Saloniki (denn Oſterreich iſt nur 
die Vorhut Deutſchlands) gibt ihm wirtſchaftlich und ſtrategiſch das 
Übergewicht auf der Balkanhalbinſel. So wird der ſlaviſche Block in 
zwei Hälften zerſchnitten, rechts Montenegro, links Serbien und Bul— 
garien. Italien verliert alle Hoffnung auf die albaniſchen Küſten, der 
engliſche Handel im Orient wird ruiniet, Indien vielleicht ernſtlich ge— 
fährdet. Sollte Europa, das ſo viele Anſtrengungen daran geſetzt hat, 
um die ruſſiſche Flotte vom Mittelmeer fernzuhalten, nur für die deutſche 
Flagge gearbeitet haben?“ 
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Wir verzichten auf die Wiedergabe der Schlußbetrachtungen und 
wollen nur unſerem Erſtaunen Ausdruck geben, daß ein Blatt wie die 
„Débats“, dieſes Gemenge bewußter Unwahrheiten und poltitiſcher 
Phantaſtereien in ſeinen Spalten aufgenommen hat. Aber offenbar 
haben wir hier eine getreue Wiedergabe deſſen, was an politiſchem 
Gerede in den aufgeregten und nervöſen Kreiſen der Petersburger 
Geſellſchaft umgeht. 

Der „Golos Moskwy“ vom 14. Februar hat bei einer Reihe von 
Moskauer Politikern eine Umfrage veranſtaltet, um zu erfahren, was 
ſie von dem Kriegslärm dächten. Die meiſten antworteten, die Gerüchte 
ſeien hartnäckig und beunruhigend, und eine Erklärung des Miniſters 
der auswärtigen Angelegenheiten unerläßlich. 

Graf F. A. Murawiew ſagte: Ich fürchte, es kommt zum Kriege. 
Aber ich bin überzeugt, daß die Lehren der letzten Kampagne nicht ver— 
loren ſind, und daß unſer Feldzug ein anderes Reſultat haben wird, 
als der japaniſche Krieg. 

N. F. Richter: Sie haben an der Adelsverſammlung teilgenommen 
und geſehen, wie leidenſchaftlich die Parteien einander gegenüberſtehen. 
Darf man bei ſolcher Unſtimmigkeit im Innern vom Beginn kriegeriſcher 
Operationen reden? Gott bewahre uns vor einem Kriege! 

Baron Krüdner-Struve, Mitglied des Reichsrats, will nach Peters— 
burg fahren, um zu hören, wie man dort auf den Kriegslärm reagiert. 
Fürſt P. D. Dolgornkow will an die Möglichkeit eines Krieges nicht 
glauben. Wenn zwei Koloſſe mit tönernen Füßen aneinander geraten, 
gebe es ein Unglück für die Bevölkerung beider Länder. 

K. N. Paſchalow: Ein ruſſiſch-türkiſcher Krieg wäre der tollſte 
Unſinn. Weshalb ſollen wir uns denn mit den Türken ſchlagen? Was 
brauchen ſie von uns, und was wollen wir von ihnen? Aber in unſerer 
Zeit der Phantasmagorien und der unwahrſcheinlichen Abenteuer iſt 
alles möglich. Vielleicht haben wir „Freunde“, die uns in dieſes unſinnige 
Unternehmen drängen. Es iſt eben alles denkbar, aber es wird ein ſo 
vollfommener Wahnſinn ſein, daß man ihn nicht mehr über— 
trumpfen kann. 

Ein Herr Perepelkin, der als letzter der Reihe aufgeführt wird, 
ſagt, er ſei zwar kein Politiker, aber das wolle er doch ſagen: Gott bewahre 
uns vor einem Kriege, denn wie immer er auslaufen mag, er wird 
unſer Land noch mehr zu Grunde richten. 
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Es ſchließt ſich hieran eine lange Ausführung über die Steitkräfte 
der Türkei und über ihre Bewaffnung, und der Geſamteindruck, den 
man gewinnt, iſt, daß in der Tat auch in Moskau ein ruſſiſch-türkiſcher 
Krieg für möglich gehalten wird. 

Fragt man, wie all der abſolut grundloſe Lärm entſtanden iſt, 
ſo ergibt ſich, daß er zunächſt auf die übertreibenden und aufregenden 
Nachrichten zurückzuführen iſt, den die Berichte der „Nowoje Wremja“ 
von der türkiſch-perſiſchen Grenze brachten. Wir haben von dieſen 
Gegenſätzen mehrfach geſprochen. Es handelt ſich um ſtrittige Gebiete, 
die von nomadiſchen Stämmen bewohnt werden, die je nach ihrem 
augenblicklichen Vorteil bald dieſen bald jenen der benachbarten Ge— 
bieter als Herrn anerkennen, ſo daß eine wirklich zuverläſſige Grenze 
eigentlich niemals beſtanden hat. Dazu kommt, daß der Sultan die 
Anſteckung der in Perſien zurzeit vorherrſchenden konſtitutionell demo— 
kratiſchen Ideen fürchtet. Er will ſie ſich vom Leibe halten. Deutſch— 
land aber iſt ſeit geraumer Zeit bemüht geweſen, dieſe perſiſch-türkiſchen 
Streitigkeiten aus der Welt zu ſchaffen, und hat mehr als einmal in 
Konſtantinopel zu verſöhnender Haltung geraten, auch Zuſagen erhalten, 
die eine ireniſche Stimmung zeigten. Nebenher wieſen die jüngſten Er— 
eigniſſe in Wan darauf hin, daß neue Unruhen in Armenien zu erwarten 
ſeien, und das hat zu Verſtärkungen der türkiſchen Truppen geführt, 
aber ſo viel uns bekannt iſt, keineswegs zu einer Mobiliſierung der 
aſiatiſchen Streitkräfte. An eine Abſicht der Türken, Rußland anzu— 
greifen, iſt vollends nicht zu denken. Es ſcheint vielmehr dieſe türkiſche 
Truppenverſtärkung für Rußland ein gelegener Vorwand zu ſein, um 
nunmehr ſeinerſeits Truppen im Kaukaſus zu konzentrieren und die 
dort fortdauernden Unruhen energiſch niederzuſchlagen, was ganz uner— 
läßlich iſt. Es ſollen 4 Diviſionen mobiliſiert werden, die wohl aus— 
reichen werden, die Ruhe herzuſtellen und für alle Fälle eine Achtung 
gebietende Stellung an den türkiſchen Grenzen einzunehmen, vielleicht 
auch, um wenn nötig, in Perſien einzuſchreiten und dort die Konſe— 
quenzen aus dem ruſſiſch-perſiſchen Vertrage zu ziehen. Nicht unmöglich 
iſt auch, daß dieſe Scheingefahr benutzt wird, um den Fürſten Woronzow 
Daſchkow, den wenig energiſchen Statthalter des Kaukaſus, durch eine 
feſtere Hand zu erſetzen. Was aber den Lärm wegen der Mitrowitzabahn 
betrifft, ſo hat er noch weniger reale Unterlagen. Durch Artikel 25 des 
Berliner Vertrages, den bekanntlich auch Rußland und die Türkei garan— 
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tiert haben, behielt ſich Oſterreich-Ungarn das Recht vor, im Sandjaf 
von Nowibazar „Garniſonen zu halten und Militär- und Handelsſtraßen 
zu beſitzen“; der weiter in Frage kommende Artikel 29 aber ſagt: „Mon— 
tenegro muß ſich mit Oſterreich-Ungarn verſtändigen, durch das neue 
montenegriniſche Gebiet (Antivari und ſein Küſtenland) hindurch eine 
Straße und eine Eiſenbahn anzulegen und zu unterhalten.“ Von beiden 
Rechten iſt bisher, ſo weit die Anlage von Eiſenbahnen in Frage kommt, 
nicht Gebrauch gemacht worden. Wenn Sſterreich jetzt tun will, was 
ihm bereits 1878 zu tun freiſtand, iſt ihm gewiß kein Vorwurf daraus 
zu machen, und ebenſo wenig trifft die Türkei ein Vorwurf, wenn ſie 
ihre Bahnen mit den öſterreichiſch-ungariſchen in Verbindung ſetzt. 
Wenn Rußland darin eine Verletzung des Mürzſteger Vertrages erblickt, 
der eine Wahrung des status quo von 1903 vorſieht, ſo hat der Frhr. 
v. Aehrenthal mit vollem Recht darauf hingewieſen, daß dieſer Vertrag 
den politiſchen, nicht den wirtſchaftlichen status quo betraf und betrifft. 
Da Oſterreich-Ungarn der ruſſiſchen Gegenforderung einer Verbindungs— 
bahn von der Donau zum Adriatiſchen Meer (Serbien-Montenegro), 
die ebenfalls wirtſchaftlichen Zwecken dienen ſoll, das größte Entgegen— 
kommen gezeigt, und von dem ihm durch den Artikel 29 zuſtehenden 
Vetorecht keinen Gebrauch gemacht hat, läßt ſich wohl mit Beſtimmtheit 
darauf rechnen, daß die Erregung bald ſchwinden und ruhiger Erwägung 
Platz machen wird. Den Vorteil davon würden alle an der Erſchließung 
des Balkans intereſſierten Mächte ziehen, vor allem aber Mazedonien, 
das, wie ſich hoffen läßt, mit der Bahn und dem regeren Verkehr auch 
den Frieden finden wird, nach dem das durch die Rivalität der Serben, 
Bulgaren und Griechen ſeit einem halben Menſchenalter geplagte Land, 
ſeufzt. Aber eine Schlußbetrachtung iſt hier doch noch anzuknüpfen. 
Weshalb hat ſich bei dieſer aufregenden Diskuſſion alles Gift und aller 
Haß gegen Deutſchland gerichtet? Seit einem Jahrhundert haben Deutſch— 
land und Rußland zueinander geſtanden. In den politiſchen Kriſen 
der Jahre 1828 und 1829, während der polniſchen Aufſtände von 1831 
und 63, während des Krimkrieges, wie während des orientalischen 
Kriges von 18778, wie endlich während des letzten japaniſchen Krieges 
haben Preußen und Deutſchland es Rußland möglich gemacht, ohne 
Sorge für ſeine Weſtgrenzen ſeine volle Kraft dem Feinde entgegen— 
zuwerfen, auch haben wir Rußland diplomatiſch in den Augenblicken 
höchſter Kriſis die weſentlichſten Dienſte geleiſtet. Der Dank dafür iſt 
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von der ruſſiſchen Regierung durch ihre Haltung 1866 und 1870 abge— 
ſtattet worden, und wir haben das nicht vergeſſen. Aber die öffentliche 
Meinung Rußlands iſt uns ſtets feindſelig geweſen. Sie ſcheint ſich nur 
denjenigen freundſchaftlich zuzuwenden, die ihrem Vaterlande Übles 
tun, und es am wenigſten zu vertragen, daß man den Augenblick nicht 
nützt, wo man dem Nachbarn ſchaden kann. Auf die Moral, die ſich 
daraus ſchließlich für den Nachbarn ergeben könnte, brauchen wir wohl 
nicht weiter einzugehen. 


20. Februar 1908. Proteſt Abdul Aziz gegen die Beſetzung von Mar Chika. Kämpfe vor 
Caſablanca. General Stöſſel wird zum Tode verurteilt. 

23. Februar. Differenzen zwiſchen der perſiſch-türkiſchen Grenzkommiſſion. 

24. Februar. Verurteilung des ehemaligen italieniſchen Unterrichtsminiſters Nafi zu einer 
Gefängnisſtrafe. 


26. Februar 1908. 

Wie wir vorausſetzten, iſt der Kriegslärm, der ſo völlig unerwartet 
von Petersburg her ertönte, bereits verſtummt. Es war eine Preß— 
kampagne, deren Signal von England her durch den Arguskorreſpon— 
denten der „Nowoje Wremja“ gegeben wurde, im Redaktionsbureau 
Herrn Sſuworins weiter zugeſpitzt und von der geſamten ruſſiſchen 
Preſſe übernommen wurde. Der Petersburger und Moskauer „Geſell 
ſchaft“ erſchien der unmittelbar bevorſtehende ruſſiſchstürkiſche Krieg 
bereits als Realität und der allgemeinen Suggeſtion vermochte ſich — 
wie die Symptome zeigen — ſelbſt die ruſſiſche Regierung, vom Mini— 
ſterium des Auswärtigen bis in das Kriegsminiſterium hinein, nicht 
zu entziehen. Die engliſche und ein Teil der italieniſchen Preſſe akkom 
pagnierte dieſen alarmiſtiſchen Chor, ſo daß der Eindruck der war, 
daß nach einem mot d’ordre gearbeitet wurde. Dabei richtete ſich der 
Zorn weniger gegen die Türkei, als gegen die deutſche Intrigue, die 
Oſterreich-Ungarn in das Abenteuer der Sandjakbahn, die Türkei in 
einen Krieg mit Perſien gedrängt und endlich Rußland zur Wahrung 
ſeiner Ehre und ſeiner Intereſſen genötigt habe, im Kaukaſus zu rüſten, 
um den türkiſchen Anſchlägen in Kleinaſien zuvorzukommen. Sogar 
ein Bruch mit Sſterreich, das Verrat an dem Mürzſteger Überein— 
kommen geübt habe, wurde als wahrſcheinlich angenommen, ſo völlig 
ſchien alles politiſche Urteil zu verſagen. 

Und jetzt ſieht ſich das offizielle Organ der Regierung, die „Roſſija“, 
veranlaßt, zu erklären, daß das alles „Viel Lärm um nichts“ war. Das 
Mürzſteger Abkommen iſt nach wie vor in ungeſchwächter Geltung, 
gegen den Plan, die bosniſchen Eiſenbahnen nach Mitrowitza zu führen, 
läßt ſich nichts einwenden, er iſt durch die Akte des Berliner Kongreſſes, 
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durchaus gerechtfertigt, von einer Kriegsgefahr an den kaukaſiſchen 
Grenzen kann keine Rede ſein. Weder die Türkei noch Rußland haben 
Maßregeln getroffen, die darauf hinweiſen. Aber allerdings ſcheint 
es in Petersburg als eine Notwendigkeit angeſehen zu werden, daß, 
wenn Oſterreich ſeinen handelspolitiſchen Einfluß durch einen Bahnbau 
auf der Balkanhalbinſel erweitert, auch Rußland eine Kompenſation 
zu fordern berechtigt ſei. Als ſolche Kompenſation wurde eine Bahn 
verlangt, die aus Serbien an das Adriatiſche Meer führen ſoll. „Aber“, 
ſchrieb ſofort die „Nowoje Wremja“, „wir ſind überzeugt, daß Oſterreich— 
Ungarn lieber auf den Bau der Mitrowitzabahn verzichten, als den 
Bau einer adriatiſchen Bahn zulaſſen wird.“ 

Daß das Wiener Kabinett ſogleich dieſem ruſſiſch-ſerbiſchen Projekt 
in liebenswürdigſter Weiſe entgegenkam, war — wir wiſſen nicht recht — 
ob eine Überraſchung oder eine Enttäuſchung. Für die „Nowoje Wremja“ 
und ihre Hintermänner jedenfalls das letztere. Aber, ſo darf man wohl 
fragen, was war der politiſche Zweck dieſer ſo lächerlich ausklingenden 
Intrigue? 

Die „Nowoje Wremja“ iſt jo unvorſichtig geweſen, uns die Schlüſſel 
des Rätſels zu geben. In einem Leitartikel vom 17. Februar wirft 
ſie die Frage auf: „Mit England, oder mit Deutſchland?“ Eigentlich 
ſei dieſe Frage durch das ruſſiſch-engliſche Abkommen bereits entſchieden. 
Aber ſeither habe es eine Kaiſerzuſammenkunft vor Swinemünde 
und den Beſuch Iswolskis in Wien gegeben. In London aber habe 
Lord Curzon die Schatten jenes England heraufbeſchworen, das ein 
friedliches Zuſammenleben zwiſchen Walfiſch und Elefant für undenkbar 
erklärte. Dieſe Rede habe den germanophilen Kreiſen in Petersburg 
neue Zuverſicht gegeben; aber man überſchätze Curzons Bedeutung, 
dieſer „ruſſophobe Chauviniſt“ genieße keinen Einfluß. Man wiſſe, 
daß er und ſeine Geſinnungsgenoſſen es durch ihren Ruſſenhaß möglich 
gemacht hätten, daß Deutſchland heute eine Flotte habe, mit deren Hilfe 
es wie einſt Wilhelm der Eroberer, ſeine Heere auf England werfen 
und den engliſchen Handel vernichten könne. Auch ſeien die Politiker 
vom Schlage Curzons ſchuld am Aufkommen der gelben Raſſe, die 
jetzt die engliſchen Kolonien bedrohe. Das wiſſe man auch in England 
und deshalb habe das gegenwärtige liberale Kabinett nicht nur ſein 
aſiatiſches Abkommen mit Rußland geſchloſſen, ſondern es ſei im Begriff, 
„ein ähnliches Abkommen“ in betreff des nahen Orients abzuſchließen. 
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Hieran wird ein recht grober Ausfall gegen den Frhrn. v. Aehrenthal 
geknüpft, und dann kommen wir an die Reihe: Deutſchland, das, wie 
aus der Geſchichte bekannt ſei, ſeine Exiſtenz Rußland zu danken habe. 

Hätte Rußland ſeinen Sieg bei Kunnersdorf ausgenutzt, ſo hätte 
Preußen nie zur Kriegsmacht auswachſen können, in Tilſit habe Ruß— 
land Preußen gerettet, Alexander II. durch ſeine Haltung die Einigung 
Deutſchlands möglich gemacht und ebenſo die Einigung des Deutſchland 
verbündeten Italiens. 

„Welcher Lohn iſt nun Rußland dafür geworden? Auf dem Berliner 
Kongreß hat Deutſchland uns nach einem ſiegreichen Kriege mit den 
Türken genötigt, zwei blühende ſlawiſche Länder, Bosnien und die Herze— 
gowina, einem deutſchen Vorpoſten, dem deutſch-magyariſchen Oſter— 
reich-Ungarn zu überlaſſen, und endlich durch den Bau der Bagdadbahn 
das reiche Süd- und Weſtrußland wie eine eherne Rieſenſchlange um— 
ſchlungen und ihm den Ausgang in das warme eisfreie Meer verſperrt. 
Und dasſelbe Deutſchland hat den unnatürlichen Dreibund begründet, 
der ſeine Mauſer und Mannlicher direkt gegen den ſlawiſchen Oſten 
richtet. Jetzt, da es zu einer gewaltigen politiſchen Macht angewachſen 
iſt, erklärt Deutſchland ohne Rückhalt, daß es ſich auf der Linie des 
ſchwächſten Widerſtandes ausdehnen wolle, und drängt Rußland, deſſen 
Diplomatie ja halb deutſch iſt, in den fernen Oſten.“ 

Es ſchließt ſich hieran eine Reihe gleich unſinniger und unehrlicher 
Vorwürfe, und der Artikel ſchließt folgendermaßen: 

„Dagegen hat England durch ſeine Zugeſtändniſſe in Zentralaſien 
unſer Preſtige in Aſien gehoben. Kann man danach noch ſchwanken? 
Unſere Diplomatie ſtand während des Sommers auf der richtigen 
Bahn.“ 

Aus alledem folgt wohl, daß die Sandſchakfrage mit allem, was 
darum und daran hängt, benutzt wurde, um eine gefürchtete engere 
Verſtändigung zwiſchen Deutſchland und Rußland zu hintertreiben, 
wobei, wie in hohem Grade wahrſcheinlich iſt, engliſche Gelder mit an 
der Arbeit geweſen ſind. Es ſind die Argumente der „Times“ und der 
„National Revue“, die aus den Londoner Korreſpondenzen des Herrn 
Weſſelitzti wie aus den Redaktionsfabrikaten der „Nowoje Wremja“ 
ſprechen, in bewußter Verkehrung der Wahrheit und handgreiflicher 
mala fides. Oder weiß etwa die „Nowoje Wremja“ nichts davon, welche 
Abſichten der Politik Rußlands zugrunde lagen, die in kritiſcher Zeit 
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dem mit drei Gegnern kämpfenden Großen Friedrich in den Rücken 
fiel? Sie weiß wohl auch nicht, daß bei Kunersdorf Soltykow die Schlacht 
bereits verloren hatte und nur das Eingreifen Laudons die Niederlage 
in einen Sieg verwandelte. Es gehört wahrhaftig ein ganz ungewöhn— 
licher Grad von Unverfrorenheit dazu, die Theſe aufzuſtellen, daß 
Preußen der Kaiſerin Eliſabeth Dank ſchuldig ſei. Was aber die weitere 
Abrechnung von Dank und Gegenleiſtung betrifft, ſo liegt uns nichts 
ferner, als Dienſte zu vergeſſen, die uns die Kaiſer Alexander J. und II. 
geleiſtet haben, und daß Alexander J. ſich in Tilſit den Bialyſtoker Kreis, 
der preußiſches Land war, von Napoleon ſchenken ließ, wollen wir 
ihm nicht einmal verdenken, obgleich er vorher, im Jahre 1804, im 
Mittelpunkt einer Verſchwörung ſtand, die uns Oſt- und Südpreußen 
entreißen ſollte; aber unſer Schuldkonto it über und über abge— 
tragen! Die Jahreszahlen 1831, 1853—55, 1863, 187778, 1904 bis 
heute ſprechen ſo laut, daß wir die daran ſich knüpfenden Tatſachen nicht 
zu wiederholen brauchen. Auch das Jahr 1878! Und in dieſer Ange— 
legenheit des Berliner Kongreſſes möchten wir der „Nowoje Wremja“ 
doch das Gewiſſen ſchärfen. Es iſt eine bewußte Lüge, wenn ſie behauptet, 
daß Bosnien und die Herzegowina von Deutſchland der öſterreichiſchen 
Politik ausgeliefert worden ſind. Bosnien und die Herzegowina waren 
der Preis, um den Rußland 1876 und 1877 in feſten Verträgen die 
Neutralität Oſterreichs erkaufte, wie noch kürzlich in dem ſo lehrreichen 
Buch von Gorjäinow: „Bosporus und Dardanellen“ urkundlich dar— 
gelegt wurde. Dieſes Buch iſt ruſſiſch geſchrieben. Daß aber Oſterreich 
rechtzeitig wußte, daß Rußland bereit ſei, dieſen Preis zu zahlen, dankte 
es dem Verrat eines ruſſiſchen Diplomaten mit ruſſiſchem — nicht mit 
deutſchem Namen, Herrn Sſuworin — der ſich dafür die Spielſchulden 
bezahlen ließ, die er in Wien gemacht hatte. 

Es iſt kläglich, daß man all dieſe Dinge ſagen muß. Aber dieſe 
journaliſtiſche Giftmiſcherei droht zu einer internationalen Kalamität 
zu werden und hat mit einer anſtändigen, ihrer Ehre bewußten Publiziſtik 
nichts mehr gemein. 

Und nun die engliſche Preßkampagne! Da ſei zunächſt mit be— 
ſonderem Nachdruck darauf hingewieſen, daß das offizielle Organ der 
Regierung, die „Weſtminſter Gazette“, von vornherein einen durchaus 
korrekten und freundſchaftlichen Ton angeſchlagen hat. Die „Weſt— 
minſter Gazette“ hofft, daß beide Eiſenbahnprojekte, das ruſſiſch-ſerbiſche 
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wie das öſterreichiſch-ungariſche, verwirklicht werden, und erwartet 
davon Früchte, die dem Frieden dienen. Eingehender und im Ton 
noch freundſchaftlicher iſt die „Morning Poſt“: 

„Daß Oſterreich-Ungarn — ſchreibt ſie — ſeine Blicke Kleinaſien 
zuwendet, iſt natürlich und wünſchenswert und wird dazu beitragen, 
dieſe Länder in engere Verbindung mit Europa zu ſetzen. Was aber 
Deutſchland in Kleinaſien getan hat, iſt für die Gebiete, in denen die 
deutſche Tätigkeit ihr Feld hatte, von höchſtem Wert geweſen. Es iſt 
ein Jammer, daß politiſche Eiferſüchteleien, die oft hätten vermieden 
werden können, die Rivalität geſteigert haben, die ſo leicht zwiſchen 
Kaufleuten verſchiedener Nationen entſteht, die in derſelben Region 
arbeiten. Die freundſchaftliche Geſinnung, die Deutſchland uns zeigt, 

. wird vielleicht zu Vereinbarungen führen, welche dieſe Rivalität 
in Kleinaſien mildern. . . .“ 

Das ſind aber auch die einzigen Stimmen in der Reihe der großen 
engliſchen Blätter — ſoweit ſie uns zu Geſicht gekommen ſind —, 
welche dieſen Ton anſchlagen. Die geſamte Preſſe der konſervativen 
Oppoſition nimmt leidenſchaftlich gegen Oſterreich-Ungarn und gegen 
uns Partei. Die „Times“ faßt allen Ernſtes die Frage an, ob jetzt, da 
durch das Vorgehen Baron Ahrenthals das europäiſche Konzert in der 
mazedoniſchen Reformfrage aufgelöſt ſei, nicht England in die Lage 
kommen könne, einzuſchreiten, obgleich damit das Riſiko eines europäiſchen 
Krieges verbunden ſei. Das Blatt neigt aber dazu, die Frage zu ver— 
neinen: „Wir haben zu wählen zwiſchen einer Politik, die human und 
großmütig, aber gefährlich iſt und ein Abenteuer bedeutet, und einer 
Politik, die friedlich und vorſichtig iſt.“ Beides zu vereinigen ſei keine 
Hoffnung. 

Völlig maßlos iſt „The Nation“. Ihre perſönlichen Ausfälle über— 
gehen wir, weil es uns nicht ziemt, ſie zu wiederholen. Das Blatt nimmt 
leidenſchaftlich für Rußland Partei und ſieht in der Mitrowitzabahn eine 
9 für den europäiſchen Frieden, wobei es Rußland und Italien 
als Verbündete Oſterreich gegenüberſtellt. Nebenher erfahren wir, daß 
die engliſche Eiſenbahn von Smyrna nach Aidin die einzige in Klein— 
aſien ſei, die nicht ſchlimmſter Exploitation, ſondern der Kultur diene 
uw. „Daily Chronicle“ entrüſtet ſich über die Sondervorteile, die 
Oſterreich ſich ausbedungen habe, „Spectator“ findet es zyniſch, daß 
die augenblickliche Schwäche Rußlands benutzt werde, um ehrgeizige 
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Pläne zu verwirklichen, und mit demſelben Argument fährt die „Pall 
Mall Gazette“ vor, die Türkei als tertius gaudens würde allein den 
Vorteil haben. Alles in allem ſei die Politik von Baron Ahrenthal in 
ſonderbar ungünſtiger Zeit angekündigt worden und jedenfalls nicht 
geeignet, gute Beziehung zu Rußland und das Vertrauen auf Erhaltung 
des europäiſchen Friedens, noch endlich die Reformen in Mazedonien 
zu fördern. „Daily Mail“ findet die Erbitterung Rußlands ſehr begreif— 
lich und weiſt darauf hin, daß Deutſchland hinter Oſterreich ſtehe, und 
ſchließt mit der doch ſehr intereſſanten Bemerkung, daß, wenn der Zar 
zur Aufrechterhaltung des ruſſiſchen Einfluſſes auf der Balkanhalbinſel 
Maßregeln ergreifen ſollte, die geſamte Nation hinter ihm ſtehen werde. 
Auch könnte er in ſolchem Fall auf reiche Geldhilfe rechnen, wobei 
freilich nicht ganz deutlich zu erkennen iſt, ob dieſe Geldhilfe aus Rußland 
oder von anderer Seite zu erwarten wäre. (In such an event, he could 
count upon ample supplies of Money, for the wealth of Russia, which 
really exists, was never poured out for the unpopular struggle with 
Japan.) 

Der „Standard“ endlich — um dieſe Überficht englifcher Stimmen 
abzuſchließen — kommt zu dem Ergebnis, daß nur Deutſchland Nutzen 
von den neuen Bahnen haben werde, was ſich durch einen Blick auf die 
Bagdadbahn und ihre große Zukunft erkläre. Der engliſche Baum— 
wollhandel aber werde dann in gleichem Verhältnis zurückgehen. 

Wir meinen, dieſe Blütenleſe zeigt mit genügender Deutlichkeit, 
daß in dieſer Preſſe die Neigung beſteht, den Konflikt zu ſchärfen und 
ihn womöglich in einen Krieg ausmünden zu laſſen. Mit welchen Hinter— 
gedanken, das hat ſie freilich nicht ausgeſprochen. Zum Glück iſt nun 
aber die Kriſis überwunden, auch die türkiſchen Truppen, die auf perſiſchem 
Boden ſtanden, ſind nunmehr zurückgezogen, ſo daß der letzte Schein— 
vorwand zu einer Beunruhigung den Boden verloren hat. Wohl aber 
wird die Erinnerung an dieſe Epiſode bewahrt bleiben, und das kann 
nur nützlich ſein. 

Am 20. Februar, als dieſe Agitation bereits abzuflauen begann, 
iſt wie durch ein Wunder der Großfürſt Nikolai Nikolajewitſch einem 
Attentat entronnen, das ihm, dem Juſtizminiſter und dem Stadt— 
hauptmann von Petersburg, galt. Zwei Stunden, bevor der Großfürſt 
mit Gefolge von einer Faſanenjagd heimkehrte, wurden auf dem Newski 
Proſpekt, in der großen Morskaja und neben dem Hotel d'Europe, acht 
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Terroriſten verhaftet, welche Bomben von ungeheurer Exploſivkraft mit 
ſich führten. Es haben dann über 40 Verhaftungen ſtattgefunden, und 
man hofft, das Hauptneſt der Terroriſten damit ausgehoben zu haben. 
Einer von ihnen iſt Italiener dem Namen nach, von den anderen, 
ſoweit ſie bisher bekannt ſind, drei Juden, acht junge Mädchen! Es 
iſt entſetzlich, und es drängt ſich immer wieder die Frage auf, ob 
denn nicht internationale Vereinbarungen möglich ſind, um dieſe 
Mörder aus Prinzip unſchädlich zu machen? Es iſt eine Form des 
moraliſchen Defekts, wie bei den Mördern aus Schwachſinn, 
auf welche die Kinder- und Frauenmorde zurückzuführen ſind, die 
in den letzten Jahren in ſo erſchreckender Weiſe zugenommen haben; 
in beiden Fällen haben Staat und Geſellſchaft ein Anrecht auf Schutz, 
und nirgends ſcheint ein Aſylrecht, wie England es bietet, weniger 
berechtigt. Das Proklamieren der anarchiſtiſchen Doktrin iſt aber ebenſo 
anſteckend wie die anarchiſtiſche Tat, und die gewaltſame Unterdrückung 
von beiden hat mit dem Problem der freien Meinungsäußerung nichts 
zu ſchaffen. In Rußland hat die Entdeckung dieſer terroriſtiſchen Ver— 
ſchwörung das eine Gute gehabt, daß die dritte Duma öffentlich und 
nachdrücklich ihrem Abſcheu vor dem politiſchen Morde Ausdruck gegeben 
hat, was bekanntlich die erſte wie die zweite Duma zu tun ablehnten. 

Inzwiſchen iſt das Urteil im Prozeß Stöſſel geſprochen worden. 
Man hat ihn zum Tode verurteilt, ohne ihm die Standesrechte abzu 
ſprechen, und ihn zugleich dem Zaren zur Begnadigung auf zehn Jahre 
Feſtung empfohlen. Wir halten dieſes Urteil keineswegs für gerecht, 
ganz wie die Führung des Prozeſſes uns parteiiſch erſcheint. Die Frage 
nach dem Zuſtande, in welchem Stöſſel die Feſtung übernahm, durfte 
in den Verhandlungen nicht berührt und ebenſowenig von der Rolle 
geſprochen werden, welche der Flotte während der Verteidigung der 
Feſtung zufiel. Der 1½ Monate dauernde Prozeß hat den allerpein 
lichſten Eindruck hinterlaſſen; Neid und Haß führten das Wort, und alles 
ſchien verſchworen, die Schuld auf dieſen einen abzuwälzen. Der Beweis 
iſt nicht erbracht worden, daß die Feſtung ſich noch länger als 48 Stunden 
hätte halten können; dieſe 48 Stunden aber hätten Tauſenden von Ver 
wundeten und Kranken das Leben gekoſtet. Es ſteht feſt, daß die Ver 
teidigung bis zuletzt mit bewunderungswürdiger Tapferkeit geführt 
worden it. Das 25. Infanterieregiment hat 80 Proz. ſeiner Offiziere 
und 145 Proz. jeiner Soldaten verloren, was ſich daraus erklärt, daß Leute, 
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die 5—6 mal verwundet waren, immer wieder, ſobald ſie ein Gewehr 
tragen konnten, zu ihren Baſtionen zurückkehrten. In einer Redoute 
blieben von 160 Mann zwei am Leben, und von dieſen war einer ſchwer 
verwundet. Und nun bedenke man, daß Port Arthur acht Monate lang 
von jeder Verbindung abgeſchnitten war, daß die ruſſiſche Flotte ſeit 
Tſuſhima nicht mehr exiſtierte und die Trümmer der Armee ſich in 
Tienlin ſammelten, verwildert und inſubordiniert. Szenen, wie ſie in 
der mandſchuriſchen Armee ſich abgeſpielt haben, ſind in Port Arthur 
nicht vorgekommen. Nein, es hat weit Schuldigere gegeben als den 
General Stöſſel, von den Spekulanten am Jalu bis zu den unbotmäßigen 
Generalen, den unglücklichen oder ungeſchulten Feldherren, zur langen 
Reihe derjenigen, denen der Krieg eine Quelle der Bereicherung wurde, 
und der noch weit ſchlimmeren Elemente, die das Unglück ihres Vater— 
landes nutzten, um ihre revolutionären Ziele zum Triumph zu führen. 
Daß das Todesurteil nicht ausgeführt werden wird, iſt ja ſelbſt— 
verſtändlich, aber es wird auf die Form der Begnadigung ankommen. 
Man fragt ſich wohl, ob die oſtaſiatiſche Tragödie bereits aus— 
geſpielt hat. Es gibt Leute, die daran zweifeln. So erfahren wir erſt 
jetzt aus dem „Gaelie American“, daß der Premier von Kanada Sir 
Wilfried Laurier Ende vorigen Monats geſagt hat, daß die Zeit nahe 
ſei, da die Flotten Englands und Japans einen gemeinſamen Feind 
bekämpfen würden (the warships of Japan and England would be 
riding the sees together against a common enemy). Bisher iſt unſeres 
Wiſſens dieſe Außerung nicht in die Preſſe gedrungen. Wir halten die 
Nachricht des „Gaelie American“ jedoch trotz ſeiner offenkundigen Feind— 
ſchaft gegen England für richtig, da wir das Blatt ſtets zuverläſſig in 
ſeiner Berichterſtattung gefunden haben. Es ſchließt mit der Bemerkung, 
daß Sir Wilfried nicht geſagt habe, wer dieſer gemeinſame Feind Englands 
und Japans ſei; es könne daher vielleicht die Schweizer Flotte gemeint 
ſein, gewiß nicht Englands lieber „kith and kin“ Uncle Sam. 
Anmerkung. Grit nachträglich finden wir die Rede Lauriers 
in der Wochenausgabe der „Times“ Seite 31 wiedergegeben. Der 
„Gaelie American“ hat alſo recht berichtet. f 
In betreff der marokkaniſchen Angelegenheiten macht ſich in Frank— 
reich eine ſteigende Beunruhigung bemerkbar. Eine Interpellation 
folgt der anderen. Aber auch Blätter wie das „Journal des Debats“ 
machen ſich Sorgen. Die Erklärungen des Herrn Miniſters des Aus— 


wärtigen ſeien zwar im allgemeinen voller Weisheit, aber leider ent» 
ſpreche ihnen die Praxis ſeiner Politik nicht vollkommen, und das 
Publikum verſtehe immer weniger den Widerſpruch, den es zwiſchen 
Wort und Tat zu erkennen glaube. Auch ſei die Haltung des Teils 
der Preſſe, der am meiſten zur Regierung halte, auffallend. Während 
früher dem General Drude Mangel an Unternehmungsgeiſt vorge— 
worfen wurde, frage jetzt ein miniſterielles Blatt, was wohl der Zweck 
der Kampagne des Generals d'Amade ſein möge, und ob er Frankreich 
nicht zu weit führe. Die „Débats“ jagen, daß die Regierung ſich gewiß 
nicht darüber beklagen dürfe, daß man ihr Schwierigkeiten zu machen 
ſuche. Aber die Zeit gehe hin, und allmählich ſeien ſich alle Parteien 
darüber klar geworden, was man tun könne und was man laſſen müſſe. 
Der Wunſch gehe dahin, daß die Regierung den Eindruck hervorrufe, 
daß auch ſie das ſehr genau erkenne und daß ſie an der Politik feſthalte, 
die ſie angekündigt habe. (Que le gouvernement donnät l’impression 
de le voir aussi très exactement, et se tint à la politique qu'il a annoncee.) 
Dieſem Wunſche können wir uns nur anſchließen, denn in der Tat geht 
es uns wie der öffentlichen Meinung Frankreichs, wir finden, daß die 
theoretiſche und die praktiſche Politik Frankreichs immer ſchwerer in 
Einklang zu bringen ſind. Daß die letzte verluſtreiche Razzia d'Amades 
eine Notwendigkeit war, vermögen wir noch nicht einzuſehen. Vielleicht 
gibt Herr Pichon die noch ausſtehende Erklärung. Zunächſt iſt doch der 
Eindruck der, daß Herr Leroy-Beaulieu recht hatte, als er ſchrieb: Ce ne 
sont pas nous qui avons le Maroc, mais le Maroc nous a; das war, 
wenn unſer Gedächtnis nicht trügt, der Wortlaut. Die abſchüſſige Bahn 
begann mit der Caſablanca-Affäre — von da ab gab es immer neue 
Verwickelungen, und wir vermögen auch heute noch nicht einzuſehen, 
daß das Bombardement der Stadt eine politiſche oder militäriſche Not— 
wendigkeit war. 
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27. Februar 1908. Reſolution des engl. Unterhauſes gegen die Verwaltung des Kongoftaates. 
28. Februar. Katholiſche Trauung des Fürſten Ferdinand von Bulgarien mit der Prinzeſſin 
Eleonore von Reuß. 
Bombenattentat auf den Schah v. Perſien. 
29. Februar. Bombenattentat auf Alcorta, Präſidenten von Argentinien. 


1. März. Evangeliſche Trauung des Fürſten von Bulgarien. 
Japaniſch⸗chineſiſche Differenzen wegen Beſchlagnahme des Tatſu Waru. 
2. März. Verluſtreiche Kämpfe der Franzoſen in Marokko. 


4. März 1908. 

„Ein großes Rußland, Gedanken über das Problem der Macht 
Rußlands.“ Unter dieſem Titel iſt im Januarheft der in Moskau er— 
ſcheinenden Monatsſchrift „Der ruſſiſche Gedanke“ (Rußkaja Mysl) eine 
Abhandlung von Peter Struve veröffentlicht worden, die uns ſorgfältige 
Beachtung zu verdienen ſcheint. Wir haben mehrfach Gelegenheit gehabt, 
uns mit Herrn Struve zu beſchäftigen. Er iſt der Begründer, Heraus— 
geber und Redakteur der „Oswoboſhdenije“, deren erſte Nummer am 
1. Juli 1902 in Stuttgart, die letzte am 18. Oktober 1905 in Paris erſchien. 
Danach finden wir Herrn Struve wieder in Petersburg als einen der 
Führer der konſtitutionellen Demokraten; aber der Verlauf der Revo— 
lution, deren blutige Ausſchreitungen ſeiner fein angelegten Natur 
offenbar ſchmerzlich waren, hat ihn immer mehr nach rechts gezogen, und 
heute ſcheint er uns den Oktobriſten näher zu ſtehen als den „Kadetten“. 

Es iſt unter dieſen Umſtänden um ſo mehr von Intereſſe, das 
Programm kennen zu lernen, das er für die künftige Politik Rußlands 
entwirft, als, wie uns ein ſorgfältiges Verfolgen der ruſſiſchen Preſſe 
gezeigt, ſeine Gedanken bei der öffentlichen Meinung des Landes eine 
günſtige Aufnahme finden werden. Sowohl in den Parteien der 
äußerſten Rechten wie im Zentrum und in der Linken haben wir An— 
hänger ſeiner Ideen gefunden. 

Struve geht nun von dem Gedanken aus, daß der große Fehler 
des reaktionären Rußland ſeine Abwendung vom „nahen Orient“ war. 
Das Fundament der auswärtigen Politik Rußlands müſſe die Be— 
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gründung der ökonomiſchen Herrſchaft Rußlands im geſamten Baſſin 
des Schwarzen Meeres ſein, das heißt in allen europäiſchen und aſiatiſchen 
Ländern, die in das Schwarze Meer „ausmünden“. Die ökonomiſche 
Herrſchaft werde ſich auf friedlichem Wege erreichen laſſen, und mit 
dieſer Machtbaſis brauche Rußland niemanden zu fürchten. Das Bündnis 
mit Frankreich und die Verſtändigung mit England biete eine vorzüg— 
liche Verteidigung und könne, wenn nötig, erweitert und vertieft werden. 
Das mit dem Namen A. P. Iswolski für immer verknüpfte Abkommen 
mit England ſei eine Rückkehr zu der Politik, die durch die Natur und den 
hiſtoriſchen Verlauf für Rußland geboten ſei. 

Um dieſes Ziel zu erreichen, müſſe vor allem das Volksleben wieder 
diszipliniert werden. Der Generalſtreik, der das Manifeſt vom 30. Oktober 
zur Folge gehabt hätte, ſei nicht ein taktiſcher Fehler geweſen, ſondern 
eine von ſtaatsfeindlicher Geſinnung eingegebene Maßregel der Zer— 
ſtörung, welche die Disziplin der Arbeit durchbrochen habe. Ein „großes 
Rußland“, wie der Miniſterpräſident Stolypin es am 10. Mai 1907 
als Notwendigkeit gefordert habe, könne nur geſchaffen werden, wenn 
das geſamte Volk, vor allem aber die gebildeten Klaſſen, als Ideal die 
Staatsgewalt und als Fundament die Disziplinierung der Arbeit aner— 
kennen. Bisher habe die Staatsgewalt in offener Feindſchaft den meiſt 
kultivierten Elementen der Geſellſchaft gegenübergeſtanden und die 
„Reaktion“ habe ſich vornehmlich vom Kampfe gegen die „Fremdvölker“ 
in Rußland genährt. Von den Problemen, welche die Beziehungen 
zu dieſen Fremdvölkern bedingen, ſeien die wichtigſten: die Judenfrage 
und die Polenfrage. Die erſtere ſei keineswegs ſo unlösbar wie die 
soit-disant Konſervativen annähmen. Wenn es wahr ſei, daß das 
Problem „Groß-Rußland“ identiſch iſt mit der wirtſchaftlichen Aus— 
breitung Rußlands im Baſſin des Schwarzen Meeres, ſo ſeien für die 
Ausführung dieſer Aufgabe und überhaupt für die wirtſchaftliche Auf— 
richtung Rußlands die Juden ein überaus wertvolles Element, als 
Pioniere und Vermittler faſt unerſetzlich, ſobald ſie der ruſſiſchen Staats— 
gewalt ergeben und der ruſſiſchen Kultur treu ſeien. Um ſolche Juden 
zu „ſchafſen“, müſſe die Emanzipation konſequent und loyal ausgeführt 
werden. Es gebe, allem Antiſemitismus zum Trotz, kein Element, 
das ſich beſſer dem ruſſiſchen Staatsgedanken und der ruſſiſchen Kultur 
aſſimilieren werde, vorausgeſetzt, daß die Emanzipation ſich in einer 
Atmoſphäre wirtſchaftlichen Aufſchwunges vollziehe. 
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„So iſt die Löſung der Judenfrage untrennbar verbunden mit der 
ökonomiſchen Seite des Problems „Groß-Rußland“. Die Emanzipation 
der Juden ſetzt pſychologiſch die wirtſchaftliche Wiedergeburt Rußlands 
voraus und wird andererſeits eines der Werkzeuge, das die ökonomiſche 
Macht des Reiches begründen ſoll.“ 

Eingehender wird die „Polenfrage“ diskutiert. Sie ſei das inter— 
national-politiſche Problem Rußlands par excellence. Herr Struve 
ſtellt an die Spitze ſeiner Betrachtung den Satz: „In wirtſchaft— 
licher Hinſicht braucht das Zartum Polen — Ruß- 
land, und nicht umgekehrt. Die Ruſſen haben in 
Polen ökonomiſch nichts zu holen, Rußland aber 
iſt der eimzigtee Pens 

Daß Rußland am Beſitz Polens feſthalten müſſe, wird als Axiom 
vorausgeſetzt. Stehe das feſt, ſo verlange das Reichsintereſſe, daß die 
Polen mit ihrem Schickſal zufrieden ſind und moraliſch gewonnen werden. 
Nun glaube man in weiten Kreiſen, daß Deutſchland im geeigneten 
Augenblick ſich Polens bemächtigen könnte. Aber das ſei falſch. Deutſch— 
land brauche keinen Zoll polniſchen Bodens und könne nicht einmal die 
Polen der Provinz Poſen verdauen. Daß die preußiſche Polenpolitik, 
wie Profeſſor Delbrück mehr als einmal nachgewieſen habe, falſch ſei, 
liege auf der Hand. Sie ſei nur ungeſtraft geblieben, weil die ruſſiſche 
Polenpolitik noch falſcher war. Preußen ſuche per kas et nefas Poſen 
zu germaniſieren. Die Idee einer Ruſſifizierung Polens ſei eine haltloſe 
Utopie, und es könne im Territorium des Zartums Polen weder einen 
Kampf der Kultur noch der Nationen geben, weil das ruſſiſche Element 
in Polen nur durch Beamte und durch Soldaten vertreten ſei. Daraus 
ergebe ſich, daß der Beſitz Polens für Rußland nicht eine Frage nationaler 
Selbſterhaltung, ſondern eine politiſche Machtfrage ſei. 

Von dieſem Standpunkte aus müſſe die ruſſiſche Politik vollkommen 
klar ſein. 

„Wir müſſen, auf die ökonomiſche Zugehörigkeit Polens zu Rußland 
geſtützt, ſie benutzen, um unſere von der Natur gegebenen Beziehungen 
zu den Slawen und ſpeziell zu den Weſtſlawen durch ſie zu verſtärken. 
Die Polenpolitik muß unſerer Annährung an Dfterreich dienen, das 
heute ein vornehmlich ſlawiſcher Staat iſt. Eine liberale Polenpolitik 
wird unſer Preſtige in der ſlawiſchen Welt unermeßlich ſteigern und auf 
pſychologiſch ganz natürlichem Wege, zum erſten Male im Verlaufe 
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der Geſchichte, ein moraliſches Band zwiſchen uns und dem Staate 
Oſterreich ſchaffen.“ 

Zwar werde es zu einer Konkurrenz auf der Balkanhalbinſel in 
ökonomiſchen Fragen kommen, aber die moraliſche Solidarität werde 
ihr alle Schärfen nehmen. Schon ſei Oſterreich durch ſeine großartige 
Wahlreform innerlich erſtarkt, auch nach außen hin werde es wachſen. 
Aber der ſlawiſche Charakter Oſterreichs ſei keine Bürgſchaft gegen einen 
Angriff von ſeiten der Habsburger, wenn Rußland ſchwach bleibe. 
Dauere die Unzufriedenheit in Ruſſiſch-Polen fort, das in den engſten 
Beziehungen zu Galizien ſtehe, und baue Rußland, ſtatt ſich im Baſſin 
des Schwarzen Meeres feſtzuſetzen, eine unnötige Linienflotte für das 
Baltiſche Meer und den Stillen Ozean, ſo könne es eines ſchönen Tages 
an ſeiner europäiſchen Weſtgrenze unliebſame Überraſchungen erleben. 
Deutſchland werde früher oder ſpäter genötigt ſein, ſeiner bisherigen 
Polenpolitik zu entſagen, und ſei dann in Rußland die polniſche Frage 
nicht gelöſt, ſo werde Rußland unausbleiblich einen ſchweren Schlag 
von Weſten her zu erwarten haben. Man unterſchätze die Macht Oſter⸗ 
reichs ebenſo leichtſinnig wie man es mit der japaniſchen getan habe. 
Ein unglücklicher Krieg mit Oſterreich bei wohlwollender Neutralität 
Deutſchlands, würde den Verluſt des Königreichs Polen an Sſterreich 
und der baltiſchen Provinzen an Deutſchland bedeuten. Damit ſolle 
nicht ein Zweifel an der Friedensliebe beider Mächte wachgerufen werden, 
aber Kriege würden durch Intereſſenkonflikte und durch Machtverhält— 
niſſe hervorgerufen, nicht durch ein internationales Falſchſpielen der 
Regierungen. Schwache Staaten pflegten den Starken zum Opfer zu 
fallen, und wenn in einem ruſſiſch-öſterreichiſchen Kriege Deutſchland 
neutral bleibe, werde ſich kein Finger in ganz Europa heben, um Rußland 
zu verteidigen. Ein Vorwand zum Angriff aber werde ſich immer finden, 
wenn Rußland andauernd ſchwach bleibe, und es ſei patriotiſche Pflicht, 
auf die Möglichkeit dieſer Gefahr hinzuweiſen. 

Der Schlüſſel zur Löſung dieſer Wahrſcheinlichkeiten und Möglich— 
keiten liege in der Regelung der polniſch-ruſſiſchen Beziehungen. Nun 
ſage man freilich, daß Deutſchland eine liberale Löſung der polniſchen 
Frage nicht zulaſſen werde. Aber abgeſehen davon, daß eine Einmiſchung 
in innere Angelegenheiten Rußlands nicht zu dulden ſei, könne Deutſch— 
land ohne Dfterreichs Hilfe nichts gegen Rußland unternehmen, und 
in einem Kriege mit Deutſchland allein, habe Rußland Frankreich und 
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England zu Verbündeten. Daraus folge, daß Rußland auf Gnade und 
Ungnade von Deutſchland in Abhängigkeit gerate, wenn es die polniſche 
Frage nicht regele. Entweder werde Rußland als Vaſall in ſeiner 
inneren und äußeren Politik die Wege gehen müſſen, die Deutſchland 
weiſe, oder es müſſe darauf gefaßt ſein, daß Deutſchland im geeigneten 
Augenblick Oſterreich in Marſch ſetze. Der ſlawiſche Charakter Oſterreichs 
werde dabei nicht zur Geltung kommen. 

„So lange wir nicht eine wahrhaft ſlawiſche Politik treiben, jo lange 
wir Polen in gedrückter Stellung erhalten, ſo lange wir nicht unſere 
hiſtoriſche Miſſion auf dem Schwarzen Meere erfüllen, auf dem das 
natürliche ökonomiſche Fundament eines „Groß-Rußland“ ruht, ſo lange 
muß Oſterreich-Ungarn, ſelbſt als ſlawiſche Macht, oder vielmehr, weil 
es ſlawiſche Macht iſt, darauf ausgehen, ſich auf unſere Koſten auszu— 
breiten.“ 

Deutſchland werde dieſe Bemühungen Sſterreichs im eigenſten 
Intereſſe unterſtützen. 

Aus all den angeführten Erwägungen ergebe ſich, daß im Kampf 
mit Deutſchland oder mit Deutſchland und Oſterreich die Aktion einer 
ruſſiſchen Flotte keinerlei Bedeutung haben könne. Eine baltiſche Flotte 
brauche Rußland daher überhaupt nicht, wohl aber eine ſtarke Armee 
und eine Flotte, die es möglich macht, an jedem beliebigen Punkte der 
Küſte des ſchwarzen Meeres zu landen und jeden feindlichen Angriff 
abzuwehren. „Mit anderen Worten, wir müſſen die Herren im Schwarzen 
Meere ſein!“ Gegen Deutſchland werde ſtets Deckung durch England 
und Frankreich zu haben ſein, wie denn die Erhaltung des fran- 
zöſiſchen Bündniſſes und des Abkommens mit England die un— 
erläßliche äußere Garantie ſei, wenn ein „Groß-Rußland“ geſchaffen 
werden ſolle. 

Es ſchließt ſich hieran ein heißer Appell an den Staatspatriotismus 
der Ruſſen. 

„Ein mächtiger Staat iſt unmöglich, wenn die nationale Idee nicht 
erfüllt wird. Die nationale Idee im heutigen Rußland iſt die Verſöhnung 
zwiſchen Staatsgewalt und dem erwachten Selbſtbewußtſein und dem 
Selbjtvertrauen des Volkes, das zur Nation wird. Staat und Nation 
müſſen organiſch verwachſen. Das Beiſpiel der Einigung Deutſchlands 
unter Preußens Führung zeige, daß mit Machtmitteln gearbeitet werden 
müſſe, um Großes zu erreichen. 
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Ein Staat muß revolutionär ſein, wenn und ſoweit ſeine Macht 
ſtellung es verlangt. Er kann nicht revolutionär ſein, wenn und ſoweit 
es ſeine Machtſtellung untergräbt. 

Das iſt ein Geſetz, das in gleicher Weiſe Dynaſtien und Demokratien 
beherrſcht. Es ſtürzt Monarchen und Regierungen; es vernichtet auch 
Revolutionen. Wer das verſteht, begreift auch das wahre Weſen des 
Staates, er ſchaut ihm ins Antlitz, das wie das Antlitz Peters des Großen, 
nach dem Wort unſeres größten Dichters, zugleich „herrlich“ und „ent 
ſetzlich“ iſt. 

Nur wenn das ruſſiſche Volk vom Geiſt wahrer Staatsgeſinnung 
erfüllt ſein wird, und ſie kühn gegen alle Feinde, wo immer ſie ſich 
bergen mögen, verteidigt — nur dann wird auf dem Fundament leben 
diger Überlieferungen der Vergangenheit und koſtbarer Errungenſchaften 
der gegenwärtigen und kommenden Generation das „große Rußland“ 
geſchaffen werden.“ 

Das ſind die letzten Worte von Herrn Struve, und wir glauben, 
daß auch da, wo ſein Pathos für unſere Empfindung zu hohe Töne 
anſchlägt, es in Rußland Widerhall finden wird. Man hat drüben von 
jeher große Worte geliebt und gern die Schwierigkeiten überſehen, über 
welche ſie hinwegtäuſchen. Aber das politiſche Programm, das hinter 
den Struveſchen Ausführungen liegt, deſſen Grundgedanken, wenn auch 
nicht in gleich geſchloſſenem Zuſammenhang, uns ſchon geraume Zeit 
aus der ruſſiſchen Preſſe entgegentönen und neuerdings auch in politiſchen 
Schachzügen der Regierung zum Ausdruck kommen, verdient doch eine 
Analyſe. 

Wir ſehen dabei von dem lobenswerten Aufruf zu geſunder Staats 
geſinnung ab — das Verhalten der Kadetten bei der Dumadeputation 
zum Zaren und was aus dem Innern Rußlands zu uns herüberklingt, 
ſtimmt uns freilich peſſimiſtiſch — aber wir freuen uns der unverkennbar 
patriotiſchen Geſinnung Herrn Struves, die wir auch bei unſeren Gegnern 
achten. Und zu unſeren Gegnern müſſen wir leider auch Herrn Struve 
rechnen. Wir hätten von einem Mann ſeiner Bildung, dem doch die 
Geſchichte der letzten hundert Jahre ſchon einigermaßen bekannt ſein 
muß, nicht erwartet, daß er im Ernſt an eine deutſche Gefahr für Rußland 
glauben kann. Es hat in dieſer Zeit ſehr oft, zuletzt unter Alexander III., 
eine ruſſiſche Gefahr für Deutſchland gegeben, nie mals eine deutſche 
Gefahr für Rußland, und ebenſowenig iſt Oſterreich von uns gegen 
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Rußland gedrängt worden. Das ſind hiſtoriſche Halluzinationen, an denen 
Menſchen wie Herr Weſſelitzki oder Herr Menſchikow kranken, die aber 
ein Politiker, der wie Herr Struve mit Überzeugung und Gewiſſen 
operiert, nicht vorbringen ſollte. 

Aber abgeſehen davon und ohne uns auf eine Widerlegung einzu— 
laſſen, ſeien die drei Hauptgedanken ſeiner Ausführungen näherer Prüfung 
unterzogen: Wiederaufnahme einer Orientpolitik, die Rußland zum 
Herrn des Schwarzen Meeres und ſeiner Küſten machen ſoll, Verſöhnung 
mit Polen und durch ſie Gewinnung der übrigen Weſtſlawen, endlich 
Emanzipation und zugleich Nutzbarmachung der ruſſiſchen Judenſchaft. 

Das erſte Ziel iſt naturgemäß nur durch einen Krieg gegen die 
Türkei zu gewinnen, und wir haben das Präludium dazu laut genug 
in den letzten Wochen gehört. Eine „pénétration pacifique“ des geſamten 
Baſſins des Schwarzen Meeres, ſo daß Rußland jederzeit an beliebigem 
Punkt mit ſeinen Truppen landen kann, iſt eben anders nicht denkbar. 
Der friedliche Weg des Handels ſteht ihm ja ſchon jetzt offen, und wenn 
es ſeine emanzipierte Judenſchaft gegen die Balkanſtaaten und gegen 
die Türken in Aſien und Europa loslaſſen will, ſteht dem, jo viel wir 
ſehen, nichts anderes im Wege als die entſchiedene Abneigung, mit der 
dieſe Elemente nun einmal zu kämpfen haben. Die „pénétration““ 
mit den Waffen in der Hand dürfte ſchon ſchwieriger ſein. Selbſt die 
Bulgaren ſind mehr in der Theorie als in der Praxis ihres politiſchen 
Lebens Ruſſenfreunde und haben bisher mit außerordentlicher Eifer— 
ſucht ihre politiſche Selbſtändigkeit zu wahren verſtanden. Dazu ſehen 
ſie in jeder Macht, die am Balkan Fuß faſſen will, einen Rivalen. Auch 
lebt Rußland mit der Türkei in Frieden; es hat 1878 den Beſitzſtand 
der Türkei, wie die Verträge ihn geregelt haben, garantiert, und die 
Türkei iſt bei allen Schwächen ihrer Verwaltung immerhin eine ſehr 
reſpektabele Kriegsmacht. Endlich iſt uns zweifelhaft, ob in der ruſſiſch— 
franzöſiſchen Allianz und in dem ruſſiſch-engliſchen Abkommen ein Ver— 
zicht beider Mächte auf ihre traditionelle Orientpolitik zugunſten Ruß— 
lands mit eingeſchloſſen iſt. Die ruſſiſch-engliſchen Vereinbarungen ſind, 
ſo viel uns bekannt iſt, auf ein Stilleſtehen, nicht auf ein Vordringen 
Rußlands in Kleinaſien und ins Mittelmeer hinein berechnet, anderer 
Gegenſätze nicht zu gedenken, wie ſie z. B. durch die Intereſſen Rumäniens 
und durch den noch fortwirkenden Mürzſteger Vertrag, wie Herr 
A. P. Iswolski noch kürzlich anerkannt hat, bedingt werden. 
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Noch erſtaunlicher freilich iſt, was Herr Struve von der künftigen 
Polenpolitik Rußlands erwartet. Sie ſoll das Netz werden, mit welchem 
er die ſlawiſche Bevölkerung Oſterreich-Ungarns zu Rußland herüber— 
ziehen will, um das, wie es ſchien, ſchon erſtorbene und durch die 
hiſtoriſche Wirklichkeit ad absurdum geführte panſlawiſtiſche Ideal zu 
verwirklichen. Dabei wird, ganz beiläufig, die ſeit bald 30 Jahren be— 
ſtehende deutſch-öſterreichiſche Allianz als quantité négligeable beiſeite 
geſchoben, als ob es nicht ſehr reale Intereſſen wären, auf denen ſie 
beruht. Und hat Herr Struve denn nichts von den Gegenſätzen zwiſchen 
Polen und Ruthenen, zwiſchen katholiſchen und orthodoxen Slawen 
gehört? Wie denkt er ſich eine von den Polen beſorgte Ausgleichung 
und Verſöhnung dieſer in bitterem Haß einander gegenüberſtehenden 
Elemente? Und glaubt er wirklich, daß Oſterreich-Ungarn ſich eine der— 
artige Invaſion in ſein Staatsgebilde gefallen laſſen würde? Uns iſt 
ein fo leichtfertiges Umſpringen mit den ſchwierigſten hiſtoriſchen Pro— 
blemen kaum jemals bei einem Manne vorgekommen, der ernſt ge— 
nommen werden will. Ja, wenn es Herr Kramarz, Herr Marje oder 
Herr Chéradame wären, ſollte es uns nicht wundern! 

Unzweifelhaft richtig iſt, was er von der wirtſchaftlichen Abhängig— 
keit der ruſſiſchen Polen von den Märkten des Oſtens ſagt, und ebenſo 
glauben wir ihm, daß es unmöglich iſt, ſie zu ruſſifizieren. Aber Herr 
Struve und wer hinter ihm ſteht kann ſicher ſein, daß Deutſchland in 
keiner Weiſe darein reden wird, wenn Rußland den Polen noch ſo weit 
gehende nationale und politiſche Zugeſtändniſſe gewährt. Es hat kein 
Recht dazu und hat zudem die Politik der Einmiſchung in fremde Ange— 
legenheiten ſtets perhorresziert. Mit polniſchen Verfaſſungen aber 
hat Rußland ja ſeine Erfahrungen gemacht und ebenſo mit der An— 
ziehungskraft, welche die polniſche Kultur auf die benachbarten ruſſiſchen 
Gebiete ausübt. Will es dieſe Wege nochmals gehen, ſo iſt das ſeine 
Sache; uns geht das ebenſowenig an, wie die Sanieruug der ruſſiſchen 
Juden durch Verlegung ihres Schwerpunktes ans Schwarze Meer. 
Nur fürchten wir, daß auch dieſer Plan leichter gedacht als ausgeführt 
iſt, und daß die antiſemitiſchen Strömungen in Süd- und Weſtrußland 
durch ein plötzliches Zuſtrömen friſcher jüdiſcher Elemente ſehr erheblich 
geſteigert werden dürften. 

Kurz, die Summe iſt, daß die Ausführung der Struveſchen Ge— 
danken einen Krieg mit der Türkei mit Sicherheit zur Folge haben 
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müßte; das würde aber ein Wiederöffnen der orientalischen Frage 
zur Folge haben mit all den Möglichkeiten, die an ihr hängen; ſeine 
Löſung der Polenfrage aber bedeutet in Kombination mit ihrer „Ver— 
ſöhnungspolitik“ die Wahrſcheinlichkeit eines öſterreichiſchen Krieges, 
der gleichfalls auf die Dauer ſchwerlich ein Duell zwſchen zweien bleiben 
würde; endlich erſcheint uns die der Geſamtdarlegung zugrunde 
liegende Idee, daß Rußland, wenn es geſunden wolle, jetzt einer aktiven 
auswärtigen Politik bedürftig ſei, als durchaus verfehlt. Die ruſſiſche 
Revolution iſt noch keineswegs beendigt, weder die terroriſtiſche noch 
die Revolution der Unbotmäßigkeit, der Verbildung und Verwilderung. 
Was Rußland zunächſt braucht, iſt, wie Kaiſer Nikolaus bei Empfang 
der Dumadeputation (bei der die Polen fehlten!) ſehr treffend ſagte, 
eine Agrarreform; das zweite, vielleicht noch ſchwierigere iſt die Reform 
des geſamten Schulweſens und die Bändigung der Jugend, das dritte 

und das mag trivial klingen — ſind Landwege, endlich das vierte 
ehrliche Beamte in Regierung und Selbſtverwaltungsorganen, in Stadt 
und Land. Die Aufgaben der auswärtigen Politik laſſen ſich daher 
im weſentlichen heute in das Wort zuſammenfaſſen: Erhaltung des 
Friedens! Das iſt weſentlicher als alles übrige, weil es die Voraus— 
ſetzung der Reformen im Innern iſt. 

Wir möchten in dieſem Zuſammenhang denjenigen, denen daran 
liegt, ſich ſchnell und zuverläſſig über die hiſtoriſche und ſtaatsrechtliche 
Grundlage Rußlands zu orientieren, ein Buch empfehlen, das weit 
mehr bietet, als der Titel verſpricht. Es heißt „Baltiſche Bürgerkunde“, 
Riga 1908, und iſt zunächſt beſtimmt, die baltiſchen Deutſchen in die 
Probleme ihrer Heimat einzuführen, deren oberſtes heute lautet: richtiges 
Verſtändnis der ruſſiſchen Verhältniſſe. Wir kennen kein Buch, das 
in kürzerer Faſſung in gleicher Umfaſſung des Weſentlichen dieſem 
Zwecke beſſer dient. Die ſich in einem zweiten Abſchnitt anſchließende 
„baltiſche Lebenskunde“ gibt ein Plus, das die baltiſche Geſchichte, 
die örtliche Selbſtverwaltung, die Landeskirche, das Schul- und Agrar— 
weſen darſtellt, und mit reichhaltigen ſtatiſtiſchen Angaben abſchließt. 

Auf dem Gebiet der großen Politik haben, abgeſehen von den marok— 
kaniſchen Angelegenheiten, die ihren widerſpruchsvollen Gang weiter— 
gehen, die Erklärungen am meiſten Aufſehen erregt, die Lord Fitzmaurice 
im Oberhauſe, Sir Edward Grey im Unterhauſe über die mazedoniſche 
Frage und über den Kongoſtaat abgegeben haben. In betreff Maze— 
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doniens verlangt demnach England einen chriſtlichen Gouverneur, 
was die Türkei nach den Erfahrungen, die ſie mit Bulgarien gemacht 
hat, nicht anders auffaſſen kann als eine Drohung. In der Tat wäre 
die Einſetzung eines chriſtlichen Gouverneurs nur als der erſte Schritt 
zur Selbſtändigkeitserklärung Mazedoniens zu betrachten, und es iſt 
nicht denkbar, daß die Pforte darauf eingeht. Der Koran verbietet, 
türkiſches Gebiet kampflos abzutreten, und wir halten es für jicher,, 
daß die Ausführung dieſes engliſchen Programms für Mazedonien 
ohne Krieg nicht erreichbar iſt. Denken wir uns aber Mazedonien tat 
ſächlich von der Türkei gelöſt, ſo iſt nichts ſicherer, als daß ein blutiger 
Bruderkrieg zwiſchen Bulgaren, Serben und Griechen die Folge ſein 
würde. Wir ſind daher ketzeriſch genug, zu glauben, daß die türkiſche 
Herrſchaft immer noch beſſer iſt als die in Ausſicht genommene Freiheit. 
Was aber den Kongo betrifft, ſo ſcheinen uns die engliſchen Forderungen 
auf tatſächliche Ausführung der Kongoakte, ſpeziell ſoweit die Gleich— 
berechtigung aller Garanten der Akte in Frage kommt, durchaus be— 
rechtigt. Aber wir meinen, man ſollte den Belgiern, die den Willen 
Europas kennen, Zeit laſſen, nun auch ihren guten Willen durch 
die Tat zu beweiſen. Wenn er verſagen ſollte, dürfte der Zeitpunkt 
gekommen ſein, an eine internationale Löſung der Frage zu 
ſchreiten. 

Übrigens gewinnen wir immer mehr den Eindruck, daß die Stellung 
des liberalen Kabinetts an Feſtigkeit einbüßt. Irren wir nicht, ſo er 
klärt ſich die Tatſache daraus, daß faſt die geſamte Preſſe der Oppoſi 
tion gehört. Es war zweifellos ein grober politiſcher Fehler, die 
„Tribune“ eingehen zu laſſen. Die liberale Partei iſt reich genug, um 
auch mit Opfern ihren Einfluß auf die öffentliche Meinung des Landes 
behaupten zu können. Jetzt werden die Schlagworte der Oppoſition 
durch den Druck eben dieſer öffentlichen Meinung in das Programm 
der auswärtigen Politik des Miniſteriums hineingedrängt. Dazu kommt, 
daß Campbell Bannerman erkrankt iſt und wahrſcheinlich die Leitung 
der Partei dem Schatzkanzler Mr. Asquith wird überlaſſen müſſen. 
Die „National Review“, die ſchon ihr Triumphgeſchrei ertönen läßt, 
meint, er werde, wie einſt Roſeberry, der Totengräber des Kabinetts 
werden. 

Die Entwicklung in Portugal iſt beunruhigend, auch in Spanien 
gärt es. Die von Frankreich ausgehende republikaniſche Anſteckung 
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gewinnt hier wie dort an Boden, und doch jollte man meinen, daß 
das Muſterbild nicht verlockend iſt. 

Aus Rußland kommt die Nachricht, daß der Kriegsminiſter General 
Rediger zurücktreten werde. Als wahrſcheinlicher Nachfolger werden 
die Generale Iwanow, der Generalgouverneur von Moskau Hoerſchel— 
mann und der Gehilfe des Oberkommandierenden der Garde und des 
Petersburger Militärbezirks General Haſenkampf genannt. Die meiſten 
Ausſichten ſoll Iwanow haben. So meldet der „Golos Moskwy“. 


5. März 1908. Verdächtigungen der Times in Anlaß des Briefes Kaiſer Wilhelms an Lord 
Tweedmouth. 

6. März. Konferenz König Eduard VII. mit Clemenceau und Pichon in Biarritz. 

7. März. Ultimatum Japans an China wegen der Tutſu Maru-Affaire. 

9. März. General d' Amade meldet einen Sieg, den er bei Medratas errungen hat. 


11. März 1908. 

Die „cause célèbre' der letzten Woche iſt die Aufregung, in welche 
die öffentliche Meinung Englands durch die Nachricht der „Times“ ver— 
ſetzt worden iſt, daß Kaiſer Wilhelm während ſeines Aufenthaltes in 
England einen Brief an Lord Tweedmouth gerichtet habe, um „den 
Miniſter, der für das Marinebudget Englands verantwortlich iſt, im 
Intereſſe Deutſchlands zu beeinfluſſen“. Daran ſchloß ſich ein Leit— 
artikel der „Times“, der im weſentlichen ſagte, daß dieſe Nachricht in 
England „peinliches Erſtaunen und gerechte Entrüſtung“ erregen werde. 
Wenn König Eduard einen ähnlichen Brief an den Miniſter v. Tirpitz 
oder an den Kriegsminiſter gerichtet hätte, wäre durch ganz Deutſch— 
land ein Schrei der Entrüſtung gegangen, und alle Welt hätte den 
Deutſchen recht gegeben; der Reichstag aber hätte die Regierung 
genötigt, mit einer Verdoppelung des Marineetats darauf zu ant— 
worten. Pitt oder Palmerſton wären entrüſtet geweſen, wenn ihr Patrio— 
tismus und ihre Treue in gleicher Weiſe in Frage geſtellt worden 
wären, und hätten, ohne weiteren Druck von außen her, ein ſolches 
Schreiben dem Parlament mitgeteilt. England ſei berechtigt, jetzt die 
Veröffentlichung des Briefes und der darauf erfolgten Antwort zu 
verlangen. Die öffentliche Meinung England wiſſe jetzt, daß es ſich um 
einen Verſuch handele, den engliſchen Marineminiſter zu beeinfluſſen, 
damit Deutſchland Zeit gewinne, die engliſchen „Vorbereitungen“ zu 
überholen. 

Dieſe Ausführungen erinnern lebhaft an die Warnungsrufe, die 
im November 1902 in der engliſchen Preſſe laut wurden, als Kaiſer 
Wilhelm zum zweiten Male nach London kam. Die engliſchen Staats— 
männer wurden beſchworen, ſich nicht durch die Liebenswürdigkeit und 


— 96 — 


Überredungskunſt des Kaiſers von ihren nationalen Pflichten abwendig 
machen zu laſſen. „Times“, „National Review“ und in ihrem Gefolge 
der „Temps“ und Herr Weſſelitzki von der „Nowoje Wremja“ konnten 
ſich damals in ihren Alarmrufen nicht genug tun. Herr Weſſelitzti ſchrieb, 
die Nachricht von der Abreiſe Kaiſer Wilhelms nach England habe einen 
„paniſchen Schrecken“ durch ganz Großbritannien erregt. Niemand 
zweifele daran, daß er die britiſchen Miniſter gewinnen und England 
„in noch größere Abhängigkeit bringen werde“, und ſo fort. Nach der 
Rückkehr des Kaiſers aber brachte die „National Review“ das Schlag— 

wort won der „Potsdam Party“ auf, das ſeither nicht verſtummt iſt 
und noch heute benutzt wird, um politiſche Kinder ebenſo mit der drohenden 
deutſchen Gefahr zu ſchrecken, wie man ſie von 1823 bis 1870 mit der 
unmittelbar bevorſtehenden franzöſiſchen Invaſion geſchreckt hat. Es 
iſt, wenn nicht bewußte mala fides — ein Verfolgungswahn, der jede 
politiſche Zurechnungsfähigkeit dieſer Blätter aufhebt. 

Wir wollen verſuchen, ein wenig ruhige Überlegung all dem Lärm 
entgegenzuſetzen. 

Alſo was iſt geſchehen? 

Kaiſer Wilhelm hat dem Lord Tweedmouth einen Brief geſchrieben, 
deſſen Inhalt bisher nicht bekannt iſt, von dem aber die „Times“ an— 
nimmt, daß er ſich das Ziel ſetzte, Lord Tweedmouth von den Pflichten 
abzuziehen, deren verantwortlicher Träger er iſt. 

Sollte es ſich da nicht zunächſt empfehlen, die Veröffentlichung 
des Briefes abzuwarten? Es iſt gewiß nicht daran zu zweifeln, daß, 
wenn Lord Tweedmouth eine dahin gehende Bitte an Kaiſer Wilhelm 
richtet, eine Ablehnung nicht erfolgen wird, und dann wird ja England 
alle Möglichkeit haben, ſich ein Urteil zu bilden. Was bisher vorliegt, 
iſt eine Indiskretion, die von der „Times“ zu Reklamezwecken benutzt 
wird, und die zugleich den durchſichtigen Zweck verfolgt, dem liberalen 
Kabinett einen Stoß zu verſetzen. Wie aber wäre es denkbar, daß Lord 
Tweedmouth jenen Brief dritten Perſonen gezeigt hätte, wenn er Zu— 
mutungen enthielt, deren Inhalt ſein Pflichtgefühl beleidigen könnte? 
Und andererſeits, wie wäre die mehrfach und öffentlich ausgeſprochene 
Zufriedenheit Kaiſer Wilhelms mit ſeinem engliſchen Aufenthalt er— 
klärlich, wenn Lord Tweedmouth ſich genötigt geſehen hätte, ihm ab— 
weiſend zu antworten, was er, wenn die „Times“ mit ihren Behaup— 
tungen recht hätte, als Ehrenmann tun mußte. 
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Das eine wie das andere iſt in ſich gleich unmöglich, und die ganze 
aufgebauſchte und entſtellte Angelegenheit nur aus dem alten Haß der 
„Times“ zu erklären. 

Aber, behauptet die „Times“, Korreſpondenzen eines Souveräns 
mit einem fremden Staatsmann ſind überhaupt ungehörig. Auch 
dieſe Behauptung iſt, ſoweit das Verhalten engliſcher Souveräne in 
Frage kommt, nicht haltbar. Wir wollen dabei nicht zu großen Nach— 
druck auf die Korreſpondenz des Prince Conſort mit dem Baron Stockmar, 
der ihm als Mittelsmann diente, und mit ſeinen Verwandten am preußi— 
ſchen Königshofe legen, obgleich dieſe Korreſpondenz recht eigentlich 
beſtimmt war, politiſchen Einfluß auszuüben und deutſche Fragen 
einer Löſung entgegenzuführen, die dem engliſchen Intereſſe entſprach, 
Prinz Albert aber hatte außerdem „a friend at Berlin“, deſſen Namen 
der Biograph des Prinzen, Theodor Martin, verheimlicht, der aber 
unzweifelhaft in den Kreis der „Staatsmänner“ gehört, und der eben 
falls als Medium des engliſchen Einfluſſes in Preußen diente. 

Doch vielleicht genügt das der „Times“ noch nicht. Prinz Albert 
war kein Souverän, und der „friend at Berlin“ vielleicht doch kein ver- 
antwortlicher Staatsmann. Die Königin Viktoria 
s Briefſchreibevin und Fürſt Bismarck als 
Empfänger des Briefes werden dagegen ſchwerlich anzu— 
fechten ſein! 1877 während der orientalischen Kriſis ſchrieb Königin 
Viktoria direkt dem Fürſten Bismarck und verlangte von ihm, daß er 
den Krieg zwiſchen Rußland und der Pforte verhindere. Er antwortete 
ausweichend. Danach folgte ein zweiter Brief Ihrer Britiſchen Majeſtät 
an den kaiſerlichen Kanzler, der die Forderung nachdrücklicher wiederholte. 

Dieſes Mal war die Antwort etwas poſitiver in der Form, aber 
noch nicht im Sinne der Königin, die ſich dann an den Kaiſer wandte. 
(Some time ago Queen Victoria worte directe to Prince Bismarck, ureing 
upon him to prevent the war between Russia and the Porte. The 
answer was evasive. Then followed a second lettre from her Britannie 
Majesty to the Imperial Chancellor, repeating her request ete.) Die 
Nachricht ſtammt von Moritz Buſch und iſt veröffentlicht in dem von 
der „Times“ reichlich genug ausgeſchlachteten Buch: Bismarck. Some 
secret pages of his history. Band II, S. 297 u. 298. Im Juni 1882 
kommt er im Geſpräch mit Bismarck auf eben dieſe Angelegenheit 
zurück und beſtätigt ſie ausdrücklich (Band III, S. 53 u. 54), ſo daß die 
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Tatſache ſelbſt nicht beſtritten werden kann. Auch werden ſich jene 
Briefe, wenn es einmal für nützlich befunden werden ſollte, wohl noch 
auffinden laſſen. Endlich ſei noch darauf hingewieſen, daß, wie ein 
Korreſpondent der „Weſtminſter Gazette“ hervorhebt und wie ſich aus 
den jüngſt veröffentlichten Briefen der Königin Viktoria ergibt, Lord 
Palmerſton als leitender Miniſter in vertraulicher Korreſpondenz mit 
Napoleon III. geſtanden hat. In wie hohem Grade aber die Korre— 
ſpondenz der Königin mit ihren deutſchen Verwandten einen politiſchen 
Charakter trug, das braucht wohl nicht erſt ausgeführt zu werden. Es 
iſt allbekannt. 

Aber ſolche politiſchen Korreſpondenzen haben allezeit ſtattge— 
funden, wie jeder weiß, der einmal in einem größeren Staatsarchiv 
gearbeitet hat, und nichts iſt lächerlicher, als ſich darüber zu entrüſten. 
Beeinflußt wird nur, wer ſich beeinfluſſen läßt, und uns ſcheint, daß 
eine weit nachhaltigere politiſche Einwirkung eines Souveräns durch 
direkte Verhandlungen mit den leitenden politiſchen Staatsmännern 
eines Landes mündlich als ſchriftlich ausgeübt werden kann. Es iſt heute 
eine von den Franzoſen zugegebene Tatſache, daß die Marokkopolitik 
Delcajjes von König Eduard VII. inſpiriert worden it, und gewiß hat 
die Konferenz, die der König vor wenigen Tagen mit Herrn Clemenceau 
und Herrn Pichon und danach mit dem Präſidenten Fallières gehabt 
hat, nicht ausſchließlich das ſchlechte Wetter zum Gegenſtand gehabt. 
Aber es iſt ſein gutes Recht, zu tun und zu reden, was er mit den Inter— 
eſſen Englands für vereinbar und für nützlich hält, und wir haben nicht 
gehört, daß man dem franzöſiſchen Kabinett aus dieſem Verkehr mit 
dem Könige einen Verrat an der Nation geſchmiedet hätte! 

Übrigens konſtatieren wir mit Genugtuung, daß die Mehrzahl der 
engliſchen und franzöſiſchen Blätter gegen die „Times“ Stellung nimmt 
und daß in England Stimmen laut geworden ſind, die ſehr nachdrücklich 
gegen die ſyſtematiſchen Hetzereien proteſtieren, mit denen die „Times“ 
gegen Deutſchland vorgeht. Es iſt mit ihr, wie es ſchon 1861 war, 
da der Prince Conſort ſchrieb: „Der geſtrige Leitartikel der „Times“ 
iſt mit Abſicht beleidigend, aber er wird der großen Maſſe hier nicht 
mißfallen, weil er in Berlin tief verſtimmen wird, und das ſcheint in 
der Tat der Zweck zu ſein.“ Daran werden auch die klarſten Wider— 
legungen nichts ändern und das Syſtem wird fortleben, bis einmal 
die „Times“ in andere, nicht der Senſation, ſondern den Intereſſen 


des Landes dienende Hände übergeht. Inzwiſchen hat die Montags— 
verhandlung in beiden Häuſern des engliſchen Parlaments uns alle 
Genugtuung gebracht, die wir irgend erwarten konnten. Es iſt faſt 
beiſpiellos, daß die Machenſchaften einer Clique von unverantwort— 
lichen Politikern ſo vor der großen Offentlichkeit gebrandmarkt worden 
ſind. Die „Times“ iſt nicht nur wegen dieſes einen Lärmartikels, ſondern 
ihrer ganzen Haltung wegen auf das ſchärfſte getadelt worden. Wir 
dürfen wohl hoffen, daß der Eindruck ſpeziell der Ausführungen Lord 
Roſeberys auf die öffentliche Meinung Englands der allerbeſte ſein 
wird, ganz wie bei uns der Ausfall der Parlamentsverhandlungen 
allgemein befriedigt hat. Es iſt ganz richtig, daß internationale Hetzereien 
ſich zu einer Gefahr für den europäiſchen Frieden entwickeln können. 
Lord Balfour hat es im Februar 1903 faſt mit denſelben Worten geſagt. 
Wir wünſchen und hoffen, daß die Notwendigkeit nicht eintritt, dieſe 
elementare Wahrheit zum dritten Male zu wiederholen. 

In betreff der marokkaniſchen Frage ſind die Erklärungen des 
franzöſiſchen Miniſteriums nach wie vor höchſt korrekt und die Tatſachen 
höchſt inkorrekt. Die Unruhe in Marokko nimmt zu, nicht ab, und General 
d' Amade, der telegraphiſch erklärt hatte, keine weiteren Verſtärkungen 
zu brauchen, erhält 4000 Mann Soldaten, teils aus Tunis und Algier, 
teils aus dem Senegal; wildes barbariſches Volk, von dem nicht zu er— 
warten iſt, daß es ſeine böſen Inſtinkte zügeln wird. Die weißen Soldaten 
ſind meiſt Fremdenlegionäre, ſo daß das franzöſiſche Blut ſorgfältig 
geſchont wird. Dabei fällt dem fremden Beobachter auf, wie ungeheuer 
die Reklame iſt, die jedes Gefecht begleitet; wenn wir der furchtbaren 
Strapazen gedenken, die unſere Truppen in Südweſt zu überwinden 
hatten, und wie ſehr ihr Ausharren unter den ſchwierigſten Verhält— 
niſſen als ſelbſtverſtändliche Pflichterfüllung hingenommen wurde, iſt 
der Kontraſt beſonders groß, und dasſelbe läßt ſich von der jüngſt glücklich 
zum Abſchluß geführten Expedition der Engländer gegen die Afridis 
ſagen. Die engliſchen Zeitungen haben nicht das geringſte Weſen davon 
gemacht. 

Von einer Neutralität Frankreichs zwiſchen Abdul Aſis und Mulay 
Hafid iſt weiter keine Rede. Es wird ſehr nachdrücklich für den erſteren 
Partei genommen. Wir werden die Macht Mulay Hafids am beſten 
zerſtören, wenn wir darauf hinarbeiten, die Stellung Abdul Aſis' zu 
kräftigen, ſchreibt der „Temps“, und dasſelbe Blatt erklärt, daß Marokko 
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die geographiſche und ethnographiſche Fortſetzung von Franzöſiſch— 
Nordafrika ſei. Da nun die politiſche und religiöſe Anſteckung von Weſt 
nach Oſt gehe, müſſe Frankreich die Ordnung in Marokko herſtellen, 
um ſich ſelbſt zu ſchützen. Das hätten auch die Mächte anerkannt. Nun 
wollen wir das letztere nicht beſtreiten, nur ſehen wir nicht eine allmäh— 
liche Zunahme der Ordnung, ſondern eine ſteigende Desorganiſation. 
Ein englſches Blatt, der „Al Mogreb al Akſa“, ſchreibt darüber: „Jetzt, 
nachdem die franzöſiſche Militärintervention ſieben Monate gedauert 
hat, ſcheint der Augenblick nicht mehr fern zu ſein, wo nicht nur Frank— 
reich, ſondern auch Europa und Amerika gern wiſſen möchten, wie man 
allmählich wieder geordnete Zuſtände ſchaffen kann.“ Frankreich habe 
die Ermordung von 10 oder 12 Europäern, die bei den verhaßten Eiſen— 
bahnarbeiten beſchäftigt waren, gerächt durch das wiſſenſchaftliche 
Abſchlachten einiger tauſend Männer, Frauen und Kinder, hauptſächlich 
Nichtkombattanten. Man habe die Heiligtümer und die offenen Dörfer 
der Marokkaner zerſtört. Der Quai d'Orſay gebe die ſchönſten Verſiche— 
rungen. Aber die franzöſiſchen Befehlshaber gingen eigene Wege. Jedes 
europäiſche Unternehmen im Innern des Landes ſei unmöglich ge— 
worden, und Frankreich belaſte Marokko mit einer Schuldenlaſt, die 
in einem halben Jahrhundert des Friedens kaum abzutragen ſein werde, 
während der Haß gegen Frankreich ſich nicht durch Jahrhunderte der 
„Pazifikation“ werde mindern laſſen. Der Verfaſſer dieſer Ausführungen, 
die wir nur in aller Kürze wiedergegeben haben, beſtreitet zugleich 
auf das beſtimmteſte, daß England durch ſein Abkommen den Franzoſen 
carte blanche für dieſes Treiben gegeben habe! Aber das iſt wohl 
nur der Schmerzensruf eines in Marokko lebenden engliſchen Kauf— 
manns, und bis auf weiteres läßt ſich annehmen, daß dieſe Stimmen 
keinen Widerhall in England finden werden, zumal man es in Frank— 
reich nützlich findet, immer häufiger auf nicht normale Verhältniſſe in 
Agypten und in Indien hinzuweiſen; offenbar um den Revers der 
marokkaniſchen Medaille zu zeigen. Dagegen beginnt ſich eine ſchlimme 
Wirkung der marokkaniſchen Politik Frankreichs im ſüdlichen Algerien 
zu zeigen. Die Oaſe Tafilet mit einer „Harka“ von gegen 4000 Köpfen 
iſt in Bewegung, und wenn wir auch annehmen, daß die Überlegenheit 
der franzöſiſchen Waffen ſie in nicht allzu ferner Zeit zurückwerfen 
wird, iſt es doch wenig wahrſcheinlich, daß das Reſultat eine ruhige 
und zufriedene Stimmung ſein wird. 
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Europa ſieht dieſe Entwicklung kopfſchüttelnd an und hält ſich 
nach wie vor an die Erklärungen, mit denen das offizielle Frankreich 
nicht kargt; aber die allgemeine Empfindung iſt wohl, daß es ein elender 
Krieg iſt und daß ein Ende noch nicht abzuſehen iſt. 

Mit der engliſchen Politik in Mazedonien ſcheint man in Rußland 
ſehr zufrieden zu ſein. Sie iſt, ſchreibt die „Nowoje Wremja“, ſehr ener— 
giſch und findet offenbar in Wien und Konſtantinopel Gehör. Sir 
Nicolſon, der engliſche Botſchafter in Petersburg, lege den Balkan— 
angelegenheiten die größte Bedeutung bei und glaube, daß ſie im Früh 
jahr zu bedeutenden Verwicklungen führen werden. Dagegen ſcheine 
man in Wien keine Neigung zu haben, das Projekt zu begünſtigen, das 
die Einſetzung eines chriſtlichen Generalgouverneurs in Mazedonien 
verlange, wohl aber ſei Rußland für eine radikale Wandlung der be— 
ſtehenden Verhältniſſe. Darüber habe der Hofmeiſter Iswolski ſich 
ganz unzweideutig ausgeſprochen. Als Kandidat für den mazedoniſchen 
Gouverneurspoſten werde Prinz Mirko von Montenegro genannt, 
den König Eduard protegiere. Es ſchließen ſich daran offenbar wenig 
orientierte Bemerkungen über die wahrſcheinliche Haltung Deutſch— 
lands, und die „Nowoje Wremja“ ſcheint nicht zu ahnen, wie furchtbar 
ſchwierig und wie gefährlich das Problem iſt, das ſie ſo leichter Hand 
aufrollt. Vor allem vermiſſen wir den türkiſchen Faktor in der Rechnung. 
Nach den Erfahrungen, die Rußland in allen Türkenkriegen des vorigen 
Jahrhunderts gemacht hat, läßt er ſich doch nicht als nicht vorhanden 
betrachten! 

Von den inneren Angelegenheiten Rußlands erregt das meiſte 
Aufſehen die Antwort, die Kaiſer Nikolaus II. auf die Adreſſe des Mos— 
kauer Adels erteilt hatte. Dieſe Adreſſe war ſo angelegt, daß ſie ein 
Bekenntnis zur Aufrechterhaltung des autokratiſchen Prinzips förmlich 
herausforderte. Statt deſſen erfolgte eine Antwort, in welcher der 
Zar dieſen Adel aufforderte, an der Reform Rußlands mit ihm rüſtig 
weiterzuarbeiten, d. h., der Zar ſtellte ſich auf den Boden der von ihm 
verliehenen Verfaſſung, und das iſt im höchſten Grade erfreulich. Die 
Mitarbeit der Volksvertretung an der Geſetzgebung und die Aufrecht— 
erhaltung der Grundrechte jener magna charta, die wir ſtets als das 
unerläßliche Fundament eines geſundenden Rußland bezeichnet haben, 
ſind politiſche Notwendigkeiten, die ſich nicht mehr beſeitigen laſſen. 
Auch ſcheint die Duma ihren Pflichten nachzukommen und praktiſche 
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Arbeit zu leiſten, wenn auch über Abſentismus in den Kommiſſionen, 
namentlich in der Finanzkommiſſion, geklagt wird. Doch iſt gute Aus— 
ſicht, daß ein Geſetz zur Einſchränkung der Trunkſucht bald zuſtande 
kommt, und ebenſo iſt es wahrſcheinlich, daß mit dem Syſtem des Brannt— 
weinmonopols endgültig gebrochen wird. Mit den Anarchiſten iſt 
in den letzten 14 Tagen ſehr energiſch aufgeräumt worden. Der Prozent— 
ſatz an Juden und Jüdinnen unter ihnen war wiederum ſehr groß. Auch 
der Prozeß Stöſſel iſt nun endgültig entſchieden. Der Kaiſer hat den 
unglücklichen General, wie das Gericht vorſchlug, zu 10 Jahren Feſtung 
begnadigt, aber man darf wohl erwarten, daß dieſe Jahre ihm noch 
gekürzt werden. 

Den aſiatiſchen Angelegenheiten, namentlich den chineſiſch-japa— 
niſchen Angelegenheiten, wendet ſich die Aufmerkſamkeit wieder lebhaft 
zu. In Rußland glaubt man, daß Japan darauf ausgehe, ſich die Hege— 
monie über China zu ſichern. Nächſt dem viel beſprochenen Eiſenbahn— 
ſtreit zwiſchen den oſtaſiatiſchen Vettern, liegt auch ein ernſter Grenz— 
ſtreit vor. Nach dem japaniſch-chineſiſchen Traktat von 1905 erſtreckt 
ſich das Gebiet des japaniſchen Protektorats über Korea bis Kientao, 
ſo heißt die an Korea ſtoßende ſehr reiche Provinz, die ihren Namen 
von einem gleichlautenden Fluß erhalten hat. Außerdem aber heißt 
auch die Mauer, welche auf der Korea entgegengeſetzten Seite der Provinz 
die Grenze bildet, Kientabo. Nun behaupten die Chineſen, daß das japa— 
niſche Protektorat ſich nur bis zum Fluß Kientao ausdehne und keines— 
wegs ihre Provinz umfaſſe; Japan dagegen beanſprucht alles Land 
bis zur Mauer. Darüber und über die Frage der Eiſenbahn Sinminting — 
Fakumin gehen jetzt die Verhandlungen, die, wie der „Golos Moskwy“ 
behauptet, weit ernſter ſeien, als man in Europa annehme. China rüſte, 
und zwar direkt in den an Korea ſtoßenden Provinzen, und jedenfalls 
ſei ein japaniſch-chineſiſcher Krieg weit eee als ein japaniſch— 
amerikaniſcher. 

Zu dieſen Differenzen iſt nun ein Zwiſchenfall gekommen, der die 
Lage noch weiter geſchärft hat. Ein japanischer Dampfer, „Tatſu Maru“, 
der von Kobe nach Hongkong fuhr, nahm dort Waffen auf, die für ein 
japaniſches Haus in Makao beſtimmt waren. Am 5. Februar wurde nun 
der „Tatſu Maru“, bevor er Mafao erreicht hatte, von vier chineſiſchen 
Kanonenbooten aufgehoben und unter chineſiſcher Flagge nach Kanton 
gebracht. Die Chineſen behaupteten, daß die Waffen für die Aufrührer 
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in den Provinzen Kuangtung und Kuangſi beſtimmt ſeien. Der japaniſche 
Konſul in Kanton verlangte ſofortige Freigebung des Schiffes und 
Zahlung einer Entſchädigung, denn das Schiff ſei in portugieſiſchen 
Gewäſſern genommen worden. China war bereit, Entſchuldigungen 
zu machen und das Schiff freizugeben, verweigerte aber die Auslieferung 
von Waffen und Munition, bevor die Frage durch ein gemiſchtes Gericht 
unterſucht ſei. Es handelte ſich darum, feſtzuſtellen, ob der „Tatſu 
Maru“ wirklich bereits in portugieſiſchen Gewäſſern oder auf offenem 
Meere war, als er genommen wurde. Eine Feſtſtellung des Tatbe— 
ſtandes in analogen Fällen iſt durch die Beſchlüſſe der Haager Konferenz 
von 1899 vorgeſehen und hat in der bekannten Doggerbank.-Affäre 
auch wirklich in kritiſcher Zeit ſtattgefunden. 

Japan will aber davon nichts wiſſen, ſondern verlangt ſofortige 
Erfüllung ſeiner Forderungen. Auch ſoll ein japaniſches Kriegsſchiff 
vor Kanton eingetroffen ſein. Bis zur Stunde haben beide Mächte 
ſich noch nicht verſtändigen können, wohl aber iſt aus Liſſabon die Nachricht 
eingelaufen, daß man dort nicht glaube, daß der „Tatſu Maru“ ſich in 
portugieſiſchem Gewäſſer befunden haben könne. Das Schiff wartete 
die Flut ab, und dadurch läßt die Lage ſich annähernd beſtimmen. Daß 
es ſich um Waffenſchmuggel gehandelt hat, iſt aber kaum zweifelhaft. 
Hongkong und Mafao find die Mittelpunkte dieſes Schmuggels, und der 
Aufſtand wird zumeiſt von Chineſen geleitet, die in Japan ſtudiert 
haben; es iſt daher nicht zu verwundern, wenn der chineſiſchen Regierung 
ſchließlich die Geduld reißt. Ob ſie ſtark genug iſt, ſich gegen Gewalt 
zu ſchützen, iſt eine andere Frage, und die Erwägung liegt nahe, ob 
nicht Japan in Hinblick auf das Nahen der amerikaniſchen Flotte es für 
nützlich erachtet, ſich noch rechtzeitig durch die Wegnahme chineſiſcher 
Kriegsſchiffe zu verſtärken. Japan — ſo führte jüngſt ein franzöſiſches 
Blatt aus — ſcheint eine gewiſſe Koketterie darein zu ſetzen, daß ſeine 
Flotte zu nicht geringem Teil aus Kriegsſchiffen beſteht, die es anderen 
abgenommen hat. Für die Erhaltung des Friedens ſpricht andererſeits 
der Umſtand, daß es in der japaniſchen Kammer eine ſtarke Partei gibt, 
die von einer Fortſetzung der Kriegspolitik nichts wiſſen will und dem 
Kriegsminiſter Teranchi heftige Oppoſition macht. General Teranchi 
hat der Kammer erklärt, daß Japan für alle Möglichkeiten bereit ſein 
müſſe, und daß eine Einſchränkung der militäriſchen Ausgaben un— 
möglich ſei. Der „Eaſtern World“, dem wir dieſe letzteren Daten ent 
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nehmen, weiſt außerdem darauf hin, daß die Erhaltung von Armee und 
Flotte auf dem Kriegsfuß, bei völliger Vernachläſſigung der produktiven 
Arbeit, notwendig über kurz oder lang zum Staatsbankerott führen 
müſſe. Betrachte man die Ausgaben für Marine und Heer als Aſſekuranz— 
prämie und rechne man die aufgenommenen Anleihen hinzu, ſo ſei ſchon 
jetzt die Prämie höher als der Wert des verſicherten Eigentums. 


13. März 1908. Vertrauensvotum der franzöſiſchen Kammer für Clemenceau— 
14. März. Demiſſion des Miniſteriums Lövlandin Norwegen. 

15. März. Beilegung des Tatſu Maru-Konflitts. 

16. März. Unruhen in Haiti. 

17. März. General d'Amade meldet einen neuen Sieg. 


| 18. März 1908. 
Während der letzten 8 Tage hat es in Frankreich ein ſtarkes politisches 
Wetterleuchten gegeben, das als Anzeichen nahenden politiſchen Sturmes 
gedeutet wird. Seit der ehemalige Miniſterpräſident Combes ſich wieder 
vor der Offentlichkeit betätigt, mehren ſich dieſe Wetterzeichen. Erſt 
war es die Maßregelung zweier Miniſterialbeamten, die allzu herzliche 
Händedrücke mit Herrn Conſtans gewechſelt hatten, und eine Rauferei 
in der Kammer zwiſchen Herrn Mendes und dem viel ſtärkeren Berteaux, 
danach folgte ein direkter Angriff Combes' auf den Miniſterpräſidenten 
bei der wenig paſſenden Gelegenheit, die ein Bankett bot, das zu Ehren 
der zum 15. mal erfolgten Wahl Briſſons zum Präſidenten der 
Kammer veranſtaltet war. Aber Clemenceau verſtand es vortrefflich, 
die ſehr perſönlich zugeſpitzte Rede ſeines Rivalen durch einen Hinweis 
auf die allgemeinen Intereſſen aller patriotiſchen Franzoſen zu parieren, 
und ebenſo ſchlug er mit großer Majorität den direkt auf ſeinen Sturz 
berechneten Angriff Berteaux' am 13. März in der Kammer ab. Es 
handelte ſich um die Grenzen der verſprochenen politiſchen Amneſtie 
für die während der Emeute des Südens kompromittierten Perſönlich 
keiten. Clemenceau war feſt genug, von dieſer Amneſtie die „Anti 
patrioten“ und die Beamten auszuſchließen, die ſich der Revolte ange 
ſchloſſen hatten, und die Interpellation dahin auszulegen, daß die 
Kammer ſich entſchließen müſſe, ob ſie ſich für oder gegen die Anarchie 
erklären wolle. Wenn nun die Kammer mit einer Majorität von 
222 Stimmen die Politik des Miniſteriums gut hieß, ſo iſt damit freilich 
nicht gejagt, daß dieſe Mehrheit noch lange zu Clemenceau halten wird- 
Seit er am 22. Oktober 1906 ſein Amt antrat, ſind ziemlich genau 
11, Jahre hingegangen, und das iſt für ein franzöſiſches Miniſterium 
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eine ſehr ſtattliche Zeit: Clemenceaus Rival, Herr Combes, iſt einer der 
wenigen, die ſich rühmen können, ganze 2½ Jahre (vom 6. Juni 1902 
bis 17. Januar 1905) den vielumworbenen Poſten des Miniſterpräſidenten 
behauptet zu haben. Aber er hatte ein großes Zerſtörungswerk vor, 
die Desorganiſation der franzöſiſchen Kirche, die einſt (1880) Waldeck— 
Rouſſeau eingeleitet hatte, und man wollte ihm Zeit laſſen, ſein Werk 
zu Ende zu führen. Ob man jetzt geneigt ſein wird, ihn zum zweiten 
Male auf den Schild zu heben, iſt eine andere Frage. Wir glauben es 
nicht, wenn wir es auch nicht für unmöglich halten. In dem kleinen 
Mann ſteckt etwas von der tugendſtolzen Konſequenz Robespierres, 
aber wie jener iſt er im Grunde ein armer Geiſt, und Clemencecau iſt 
ihm ohne allen Zweifel unendlich überlegen. Was deſſen Stellung 
von Tag zu Tag mehr geſchwächt hat, iſt ſein exploſives Temperament 
und die wenig verhüllte Geringſchätzung, die er den Abgeordneten 
zeigt, die um ihrer Selbſterhaltung willen mit ihm von Fall zu Fall 
ſtimmen. Daß ſich dieſes Spiel nicht allzulange fortſetzen laſſen wird, 
ſcheint der Miniſterpräſident ſelbſt zu wiſſen. Er hat es in ſeiner letzten 
Kammerrede recht deutlich ausgeſprochen, und es wird behauptet, daß 
er ganz kürzlich in einer Geſellſchaft von Diplomaten geſagt habe: 
„je vois bientöt m’en aller et je vous invite tous à déjeuner au mois 
de mai, a Armenon ville“. So berichtet die „Opinion“, der wir die 
Verantwortung dafür überlaſſen. Dasſelbe, übrigens vortrefflich redigierte 
Wochenblatt ſagt, Clemenceau wiſſe ganz genau, daß ſeine Tage gezählt 
ſeien, es handele ſich für ihn nur noch um einen guten Abgang (Il voudrait 
seulement disparaitre en beauté), den er vielleicht eher finden wird, 
als einen guten Nachfolger. Man ſucht die combinaison X und weiß 
zurzeit wohl nur, daß man Herrn Combes nicht zu dieſem X machen 
möchte. Die „Opinion“ definiert dieſes X folgendermaßen: „Ein Mann 
aus der Linken, der in Fühlung mit den Combiſten ſteht, deſſen Libe— 
ralismus bereits bewieſen iſt und der die Fähigkeit mitbringt, mit Ge— 
ſchmeidigkeit die großen Schwierigkeiten des Augenblicks zu übernehmen 
und zu löſen.“ Aber, wenn man auch die „papabili“* kenne, die das 
Konklave bilden würden, ſo wiſſe doch niemand ihr künftiges Haupt zu 
nennen. 

Das entſpricht wohl der politiſchen Lage, wie ſie ſich in der franzö— 
ſiſchen Kammer darſtellt. Ob auch der Meinung Frankreichs, iſt uns 
fraglich. Es mehren ſich die Anzeichen, daß das Land der Tyrannei 


müde wird, die von der radikal-ſozialiſtiſchen Majorität ausgeübt wird, 
und die alle andersgeſinnten, alles was nicht zur Gefolgſchaft des Grand 
Orient gehört, von der Teilnahme am Regiment ausſchließt. Eben 
jetzt iſt ein Buch erſchienen, das uns jene anders denkende Welt der 
Franzoſen zeigt, die ſich nach der Freiheit zurückſehnen, die vor dem 
Parteiregiment herrſchte, das nur eine Meinung kennt und nur eine 
Überzeugung dulden will: Edmond Rousse. La Liberté Religieuse 
en France (18801904). Paris 1908. Edmund Rouſſe, einer der 
großen Rechtsanwälte, an denen Frankreich ſo reich iſt, Mitglied der 
Akademie der Wiſſenſchaften, iſt 1907, 85 Jahre alt geſtorben. Seine 
Freunde haben aus ſeinem Nachlaß diejenigen Schriften und Gut— 
achten herausgegeben, die ſich auf die Verteidigung der Gewiſſens— 
freiheit beziehen, und Rouſſe ſelbſt hat eine hiſtoriſche Einleitung voraus— 
geſchickt, welche die Geſchichte dieſes Kampfes bis zum Beginn des 
Miniſteriums Combes führt, das die Desorganiſation der katholiſchen 
Kirche Frankreichs zum Abſchluß führte. Was uns an dieſen ſcharf— 
ſinnigen und warmherzigen Darlegungen meiſt intereſſiert, iſt die 
Tatſache, daß alle Zwangsmaßregeln, durch welche die Regierung die 
geſetzlich zu Recht beſtehenden Freiheiten der Kirche und der Gewiſſen 
in Frankreich erſt beſchränkte und dann vernichtete, gegen den Proteſt 
der franzöſiſchen Anwaltkammern oder doch ſehr zahlreicher Mitglieder 
derſelben erfolgt ſind. Gegen die Dekrete vom 29. März 1880 prote— 
ſtierten 1600 Advokaten, und in weniger als einem Monat legten 400 
Richter ihr Amt nieder. Dieſe Dekrete führten zu einem zweijährigen 
Kampf zwiſchen Advokatur und Regierung, den im Frühjahr 1882 
Waldeck Rouſſeau dadurch zugunſten der Regierung entſcheiden wollte, 
daß er die Dekrete von 1880 zu einem Geſetzesantrag zuſammenfaßte. 
Aber die Kammer ließ ſeinen Antrag 20 Jahre lang ruhen. Der Tod 
Gambettas, die Boulanger-Affaire, der Prozeß Wilſon, der Panama— 
ſkandal und die Dreyfus-Affaire verſchlangen alles Intereſſe und ver— 
brauchten alle Leidenſchaften; man hatte keine Zeit für kirchliche Fragen. 
Es iſt die Zeit in welcher der Grand Orient zu der Macht heranwuchs, 
die er heute darſtellt. 

Erſt am 14. November 1899 erfolgte ein neuer Angriff. Waldeck— 
Rouſſeau, ſeit 4 Monaten wieder Miniſterpräſident, wiederholte in 
etwas veränderter Form ſeinen Antrag von 1882, demzufolge alle in 
Frankreich beſtehenden Mönchsorden aufgehoben, die Vertreibung der 


108 


Mönche, die Schließung ihrer Klöſter, Kapellen und Schulen und die 
Konfiskation ihres geſamten Beſitzes angeordnet werden ſollte. Die 
Kammer nahm den Antrag am 29. März 1901, der Senat am 29. Juni 
an; es handelte ſich nunmehr um die Ausführung, und die hat Herr 
Combes beſorgt. 

Gegen den Antrag von 1882 und 1899 und gegen das Geſetz von 
1901 haben nun, als gegen einen verfaſſungswidrigen Beſchluß, die 
franzöſiſchen Rechtsanwälte ebenſo proteſtiert wie gegen die Dekrete 
von 1880, und neue Proteſte haben jede der Maßregeln begleitet, 
durch welche in der Tat das Miniſterium Combes das Gewiſſen des 
katholiſchen Frankreichs verletzte. Immer aber hören wir dabei die 
Stimme von Edmund Rouſſe: ſo als am 18. Oktober 1903 der Gottes— 
dienſt verboten wurde, der ſeit 400 Jahren bei der feierlichen Eröffnung 
der Gerichte ſtattfand, und in flammenden Worten, als 6 Monate ſpäter 
Combes den Befehl erließ, „daß ohne Verzug die Kruzifixe, Bilder 
und andere an den Kultus erinnernde äußere Zeichen aus den Räumen 
der Appellationshöfe zu entfernen ſeien“. Rouſſe ſchrieb damals einen 
offenen Brief an das „Journal des Débats“, der mit dem Vorſchlage 
ſchloß, die Kruzifixe für 30 Silberlinge auszubieten und an die Stelle 
des ehrwürdigen Gemäldes, das Jeſus Chriſtus und Ludwig den 
Heiligen darſtellte, die Bildniſſe der Häupter des Grand Orient M. Homais 
und M. Cardinal zu ſetzen! 

425 Advokaten von Paris haben ſich damals dem Proteſt gegen 
die Entfernung der Kruzifixe angeſchloſſen, und dann folgten weitere 
Proteſterklärungen der Anwälte von 31 anderen Städten, wobei wir 
an der Spitze ſtets den Namen des bätonnier, des Präſidenten der 
Anwaltskorporation, finden. Nur mit Bedauern verzichtet man auf die 
Wiedergabe des Wortlautes dieſes Widerſpruchs des regierten Frankreichs 
durch den Mund ſeiner Anwälte gegen die Gewaltſamkeit der Regierenden. 
Was dadurch bewieſen wird, it wohl die Tatjache, daß hinter jenem 
offiziellen Frankreich ein anderes Frankreich ſteht, das anderes denkt 
und empfindet und eine andere Vorſtellung von Recht und von — 
Freiheit hat. Wir ſtehen nicht an zu erklären, daß alle unſere Sym— 
pathien dem Gewiſſen dieſes anderen Frankreichs gehören. 

„Unſere Völker ſind müde. Wir wollen uns bemühen, daß ſie ſich 
bald deſſen bewußt werden.“ So ſchließt Rouſſe einen ſeiner offenen 
Briefe. Und in der Tat, daß die Franzoſen des radikal-ſozialiſtiſchen 
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Regiments müde geworden ſind, iſt nicht mehr zu überſehen. Aber 
von da bis zu einer Wandlung des geltenden Regiments kann noch 
ein weiter Weg ſein, und zunächſt iſt nichts unwahrſcheinlicher, als daß 
der Nachfolger von Herrn Clemenceau — wenn wirklich Clemenceau 
ſcheiden ſollte — die innere Politik Frankreichs in neue Bahnen leiten wird. 

In der äußeren Politik ſteht nach wie vor die Marokkofrage im 
Vordergrunde. Im Augenblick iſt die Stimmung wieder einmal 
optimiſtiſch. General Lyautey, wahrſcheinlich der künftige Generaliſſimus, 
iſt unterwegs nach Caſablanca und führt Herrn Regnault als Unter 
händler und diplomatiſchen Leiter mit ſich. General d' Amade hat 
allerlei kleine Erfolge und ſoeben eine großen zu melden und „es heißt“, 
daß Mulay Hafid ſich den Franzoſen unterwerfen will. Ob er es tut, 
wird abzuwarten ſein, und wenn er es tut, ſcheint uns damit nur ein 
neues, vielleicht nicht weniger heikles Stadium der marokkaniſchen Frage 
zu beginnen. Und mit dieſer Anſicht ſtehen wir nicht allein. In der 
„Weſtminſter Gazette“ ſagt R. B. Cunninghame Graham, der ſchon 
vor einem Monat die franzöſiſche Marokkopolitik ſcharf angegriffen hatte, 
in Erwiderung auf andere Auffaſſungen u. a. folgendes: 

„Es wird, wie ich glaube aus guter Quelle, berichtet, daß die 
franzöſiſchen Streitkräfte in Marokko weit größer ſind als angegeben 
wird. Ich ſchrieb vor einem Monat, es ſeien 10000 Mann. Auch heute 
noch glaube ich, daß ich recht hatte, und jeder, der die veröffentlichten 
Angaben geleſen hat, wird ſich davon überzeugen, wie ſehr ich jetzt 
im Recht bin. Das iſt aber nicht alles. Frankreich wird 300 000 Mann 
brauchen, um das Werk der Eroberung zu vollenden. England brauchte 
300 000, um 200 000 Buren zu unterwerfen, in einem Lande, das weniger 
ſchwierig war. In Marokko aber ſind nach ſtatiſtiſchen Angaben gegen 
10 Millionen Einwohner. . . . Ich bin nach 17 jähriger Erfahrung in 
Marokko der Meinung, daß das Eingreifen von Frankreich, England, 
Deutſchland und anderen Mächten in die inneren Angelegenheiten des 
Landes nichts anderes als Unheil über die Mauren bringen kann. . . . 
Frankreich kann nichts für Marokko tun, außer, daß es die Mauren 
entweder tötet oder ſie in ökonomiſche Knechtſchaft zwingt. Dagegen 
gibt es eine Ausſicht für die Zukunft, wenn das Land unter dem Sultan 
bleibt, den es gewählt hat. . . .“ 

Es folgen noch einige bittere Worte an die Adreſſe Frankreichs, 
die wir übergehen. Das Weſentliche iſt, daß ein Kenner marokkaniſcher 
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Verhältniſſe ſo wenig den offiziellen Optimismus teilt, den man in 
Frankreich zu verbreiten bemüht iſt, der aber, wenn wir recht ſehen, 
weniger Glauben findet, als ſich aus den Zeitungsſtimmen erkennen 
läßt. 

Sehr erfreulich iſt es, daß die Pforte ſich entſchloſſen hat, das 
Mandat der Reformorgane: Generalinſpektor, Zivilagenten und fremde 
Gendarmerieoffiziere bis zum 12. Juli 1914 zu verlängern. Ebenſo 
hat ſie den Eiſenbahnplänen, über die ſo viel unnötiger Lärm gemacht 
worden iſt, das bereitwilligſte Entgegenkommen gezeigt. Daß ſie dem 
engliſchen Vorſchlage: Einſetzung eines chriſtlichen Generalgouverneurs 
und Garantie der Integrität Mazedoniens durch die Mächte, ein gleich 
freundliches Geſicht zeigen wird, iſt nicht ſehr wahrſcheinlich. Wir glauben 
nicht einmal, daß alle an der mazedoniſchen Frage intereſſierten Mächte 
für dieſen Gedanken zu gewinnen ſein werden. Der griechiſche Miniſter 
Theotokis z. B. hat einem Korreſpondenten (des „Figaro“, wenn wir 
uns recht erinnern) gegenüber ſeine entſchiedenſte Abneigung gegen 
das engliſche Projekt ausgeſprochen. Er wünſcht, daß Mazedonien 
nach den überwiegenden Nationalitäten (Serben, Bulgaren, Griechen) 
in drei Teile zerlegt und den betreffenden Staaten angegliedert werde. 
Wo gemiſchte Bevölkerung ſei, ſolle die Minorität in das Gebiet ihres 
Sprachſtammes auswandern uſw. Nun iſt dieſer Plan natürlich unaus— 
führbar. Zunächſt wäre Mazedonien der Pforte zu entreißen, was 
keine der drei Mächte vermag, und was auch alle drei zuſammen nicht 
können; dann ſind die Kuzzowalachen überſehen, und endlich würde 
ſich niemals eine Verſtändigung zwiſchen den konkurrierenden Re— 
gierungen erreichen laſſen. Aber Theotokis weiſt mit dem Finger auf 
die wirkliche Schwierigkeit, die nicht in der Mißregierung der Pforte, 
ſondern im Haß liegt, mit dem Griechen, Bulgaren und Serben ſich 
gegenſeitig verfolgen und zu vernichten trachten. Wie iſt nun daran 
zu denken, daß ein Gouverneur, dem keine Kriegsmacht zur Verfügung 
ſteht, die ſtark genug wäre, nach drei Seiten ſein Gouvernement zu ver— 
teidigen, ſich auf dieſem unterwühlten Boden behauptet? 

Es iſt ſehr zu bedauern, daß Herr v. Iswolski in der vortrefflichen 
Rede, die er kürzlich über die politiſche Lage vor der Duma hielt — 
es war das erſte Mal, daß eine Frage auswärtiger Politik vor der ruſſiſchen 
Volksvertretung behandelt wurde — nur über die Verhältniſſe im 
fernen Oſten und nicht auch über den petit orient geſprochen hat. Wir 
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hätten uns aus ſeinem Munde davon überzeugen können, daß er an 
nichts weniger denkt, als daran, Rußland in das Abenteuer eines 
orientalischen Krieges zu führen, den ein Teil der ruſſiſchen Preſſe jo 
nachdrücklich gefordert hat. Vielmehr geht ſeine Politik offenbar dahin, 
nach allen Seiten hin dem todmüden Staat eine möglichſt lange Periode 
des Friedens zu ſichern. Nun haben die Bemerkungen, die wir jüngſt 
an das politiſche Programm von Herrn Struve knüpften, Anlaß zu einer 
ſehr lebhaften Zeitungspolemik in den Petersburger und Moskauer 
Blättern gegeben. Unter anderem proteſtiert auch Herr Menſchikow 
in der „Nowoje Wremja“ lebhaft dagegen, daß er ein Anhänger des 
Gedankens ſei, daß Rußland jetzt die Balkanfrage aufnehmen ſolle. 
Auch müſſen wir zugeben, ihm in dieſem Punkte unrecht getan zu haben. 
Die Artikel, die wir im Auge hatten, gehören nicht ihm, ſondern der 
Redaktion der „Nowoje Wremja“, in der ſeine aufregenden Artikel 
erſcheinen; aber Herr Menſchikow verkehrt unſere Gedanken in ihr 
Gegenteil, wenn er ſie zu einem fulminanten Angriff gegen den Miniſter 
umformt. Nichts liegt uns ferner; wir haben das beſte Vertrauen dazu, 
daß Herrn v. Iswolski eine Kriegspolitik ſehr fern liegt, und haben. 
ausdrücklich darauf hingewieſen, daß er den Mürzſteger Vertrag als 
zu Recht fortwirkend anerkannt hat. Vollends Unerhört aber iſt es, 
wenn Herr Menſchikow behauptet, daß wir Herrn v. Iswolski zum 
konſtitutionellen Demokraten (Kadetten) geſtempelt hätten, und wenn 
er ſpeziell darauf ſeine Angriffe gegen den Miniſter gründet. Wir haben 
geſagt, daß Herr Struve ſich in ſeinen politiſchen Anſchauungen immer 
mehr von den Kadetten ab und den Oktobriſten zuwende und dadurch 
ſeine, „wie behauptet wird“, guten Beziehungen zu Herrn 
v. Iswolski erklärt. Daß dieſer aber politiſch auf demſelben Boden 
ſteht, wie der Miniſterpräſident Stolypin, iſt eine allbekannte Tatſache! 
Wenn Menſchikow es trotzdem möglich findet, aus dem Miniſter auf 
die Autorität unſerer Ausführungen einen „Kadetten“ zu machen, 
beneiden wir ihn weder um ſeine Logik, noch um ſeine bona fides 
Er hat ein politiſches Taſchenſpielerkunſtſtück vorgeführt, mehr nicht 
und wird bei niemandem Glauben finden, der unſere Ausführungen 
in deutſcher Sprache geleſen hat. Aber ſolche Verkehrungen ſind wir 
gewohnt, wie, um ein Beiſpiel anzuführen, die „Nowoje Wremja“ 
vom 11. März die erſtaunliche Behauptung aufſtellt, daß die deutſche 
Preſſe ſeinerzeit bewieſen habe, daß Rußland durchaus mit der Türkei 
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und mit Japan Krieg führen müſſe! Parallel damit aber geht eine 
Korreſpondenz des „Golos Moskwy“ aus Tiflis, die das Gerücht meldet, 
daß türkiſche Gebirgsartillerie in Melo, nur 10 Werſt von der ruſſiſch— 
kaukaſiſchen Grenze konzentriert werde „in Ausführung des von Deutſch— 
land unterſtützten heimlichen Planes der Türkei“. Auf derartige Hallu— 
zinationen haben wir natürlich keine Antwort zu geben. Es iſt übrigens 
in Rußland noch ſehr unſicher, und die Regierung kommt immer neuen 
Komplotten auf die Spur. So hat man in Woroneſch eine Bomben— 
fabrik entdeckt, und die Zeitungen ſind voll von Berichten über Haus— 
ſuchungen, Arreſte und entdeckte Unterſchlagungen. Dazu kommt, daß 
in den weiten Gebieten der vorjährigen ſchlechten Ernte die Not unter 
den Bauern ſich ſehr fühlbar macht, lauter Tatſachen, die daran erinnern, 
daß die nächſten Aufgaben Rußlands in der Reorganiſation ſeiner 
inneren Verhältniſſe, nicht im Aufgreifen ſchwieriger internationaler 
Probleme liegen, wie ſie von einer, ihrer moraliſchen Verantwortlichkeit 
nicht bewußten Preſſe in den Vordergrund gerückt werden. Davon 
iſt aber gewiß niemand mehr durchdrungen als der ruſſiſche Miniſter 
der auswärtigen Angelegenheiten. 

Der japaniſch-chineſiſche Konflikt wegen des „Tatſu Maru“ it nun 
glücklich beigelegt. Japan hat, wenn auch nicht in allen Punkten, ſeine 
Genugtuung erhalten, aber es ſcheint keineswegs, daß dieſe Ange— 
legenheit die ohnehin nicht bedeutende Zuneigung zwiſchen China und 
Japan geſteigert hat. Die Chineſen zeigen keinerlei Neigung, ſich einer 
japaniſchen Tutel unterzuordnen, und arbeiten energiſch daran, ſich ſo 
weit zu kräftigen, daß ſie ihre Intereſſen wenn nötig auch verteidigen 
können. In Japan aber wird trotz der heftigen Angriffe, die von der 
Oppoſition im Parlament gegen die fortdauernden Rüſtungen der 
Regierung gemacht werden, ebenfalls mit aller Energie daran feſt— 
gehalten, daß von einer Minderung von Heer und Flotte keine Rede 
ſein könne. In dieſem Sinne hat ſich der Kriegsminiſter Terautſchi 
am 15. Februar im Parlament ausgeſprochen. Von der amerikaniſchen 
Flotte, die raſcher, als vorausgeſetzt wurde, ihren weiten Weg zurück— 
legt, verlautet jetzt, daß ſie ihren Rückweg durch den Suezkanal nehmen 
und vorher in Auſtralien einen Beſuch abſtatten werde. Die Aſpekten 
für Erhaltung des Friedens im Stillen Ozean gelten allgemein als 
günſtig. In Auſtralien werden große Vorbereitungen zum Empfang 
der Amerikaner getroffen, zugleich aber hat Mr. Deakin mit großem 
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Nachdruck darauf hingewieſen, daß die Zeiten vorüber ſind, da der 
common wealth ohne eigene Flotte beſtehen konnte. Es iſt wohl ſicher, 
daß der Prime Minister mit ſeinen Plänen durchdringen wird. Dann 
wäre Auſtralien die erſte große engliſche Kolonie, die ſich für ihre Ver— 
teidigung auf eigene Füße ſtellt, in der Südſee aber würde neben der 
amerikaniſchen und japaniſchen Seemacht als dritte die auſtraliſche 
auftreten. Bei der außerordentlichen Schnelligkeit, mit der heute gebaut 
wird, mag dieſer Zeitpunkt nicht gar zu fern liegen. In Indien hat 
die Boykottierung europäiſcher Waren einen großen Umfang ange— 
nommen. Der deutſche Dampfer „Neuenfels“, der Ende Februar von 
Indien und Ceylon in Boſton eintraf, hat 64 Tage in Kalkutta liegen 
müſſen, ehe es ihm möglich war, ſeine Ladung einzunehmen. Der ganze 
Hafen lag damals voll engliſcher Dampfer, die gleichfalls keine Arbeiter 
finden konnten. Die Bewegung iſt antieuropäiſch, trifft aber natur— 
gemäß vornehmlich die Engländer. Im Innern, ſo berichtet ein Tele— 
gramm, das einer Zeitung in Philadelphia zugeht, iſt eine Revolte in 
Vorbereitung; an vielen Orten bewaffnet ſich das Volk, um die engliſche 
Herrſchaft zu ſtürzen. Verantwortlich dafür ſind Agitatoren, die dem 
Volke ſagen, „Japan werde helfen“. Kontrollieren läßt ſich dieſe letztere 
Nachricht nicht, aber es iſt wohl ſicher, daß die Gärung in Indien in der 
Zunahme, nicht im Abnehmen iſt. 


Schiemann, Deutſchland 1908. 8 


18. März 1908. Konſtituierung des Miniſteriums Gunnar Knudſen in Norwegen. (Radifal.) 
19. März. Verluſtreiche Kämpfe mit Simon Kopper in Süd-Weſt. 
21. März. 1500 Marokkaner werden bei Uled al Arami von den Franzoſen niedergemacht. 
22. März. Feindſelige Kundgebungen gegen Japan in Kanton. 

5. März. Zuſammentreffen Kaiſer Wilhelms und König Viktor Emanuels in Venedig. 


25. März 1908. 

Die Montagsdebatte über unſere auswärtige Politik war inſofern 
eine Enttäuſchung, als ſie die erwartete Rede des Reichskanzlers nicht 
brachte. Trotzdem war es lehrreich, jener Sitzung beigewohnt zu haben. 
Speziell in betreff der Marokkofrage kam ganz allgemein ein unver— 
hülltes Mißtrauen gegen die franzöſiſche Politik zum Ausdruck. Der 
Widerſpruch zwiſchen den Erklärungen der Regierung und den Tatſachen, 
die ſie regelmäßig widerlegen, iſt freilich auch nicht zu überbrücken. Von 
den offiziellen Nachrichten wird mindeſtens die Hälfte nach 24 Stunden 
korrigiert oder direkt dementiert. So berichten, um ein Beiſpiel anzu— 
führen, die eben jetzt aus Caſablanca nach Paris zurückgekehrten barm— 
herzigen Schweſtern (infirmières), daß die Verluſtliſten durchweg ge— 
fälſcht ſeien; es werden nur die gefallenen Franzoſen vom Telegraphen 
gemeldet, die Soldaten „d'origine étrangère“ oder die Eingeborenen, 
die auf ſeiten der Franzoſen fallen, werden nicht gezählt. Natürlich, 
dieſe Fremdenlegionäre und dieſe Indigenen verdienen nicht, mit— 
gezählt zu werden, da ſie für Frankreich keinen Verluſt bedeuten. Kanonen— 
futter ſind ſie, und höchſtens bei Berechnung der Koſten Frankreichs 
werden ſie in Anſchlag zu bringen ſein. Man kann wohl ſagen, daß es 
ein Stück ehrlicher Entrüſtung war, das aus den Reden aller Parteien 
hevorklang. Auch aus der Rede des Abg. Bebel war ein patriotiſcher 
Ton herauszuhören. Zwar mit der Politik unſerer Regierung war er 
nicht einverſtanden. Sie bedeutete ihm eine Kette von Fehlern — von 
der Tangerfahrt bis zur Konferenz von Algeciras und bis zu den neueſten 
Verhandlungen. Aber er nahm wenigſtens nicht für die franzöſiſche 
Politik Partei. Er vertrat vielmehr eine Anſicht, die man auch ſonſt 
hört, daß für Deutſchland nichts günſtiger ſei, als wenn die Franzoſen 
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jich jo tief in das marokkaniſche Abenteuer verbeißen, daß ſie nicht mehr 
hinaus können. Die Eroberung Marokkos werde noch mehr Zeit und 
Opfer koſten, als einſt die Eroberung Algiers. Bebel vergißt aber dabei 
Zweierlei. Einmal, daß dieſer marokkaniſche Krieg zugleich der ſyſtemati— 
ſchen Ruinierung des Landes und des Handels aller übrigen Nationen 
gleichkommt, daß Frankreich ſchon jetzt ſich in den Beſitz der reichen 
Minerallager des Landes zu bringen verſtanden hat, und daß es wie 
nicht mehr zu verkennen iſt, das fruchtbarſte Gebiet, die Länder der 
Schaujaſtämme ganz an ſich zu bringen bemüht iſt. Das Zweite aber 
iſt, daß Frankreichs rückſichtsloſes Vorgehen ſehr weſentlich dazu beiträgt, 
den religiöſen Gegenſatz des Islam gegen die chriſtliche Kultur zu ſteigern, 
was weder uns noch den übrigen Nationen gleichgültig ſein kann, die 
in friedlichen Beziehungen zu den Völkern des Islam ſtehen. Auch 
beginnen die Franzoſen es an ihrem eigenen Leibe zu ſpüren. In Algier 
und in der Sahara beginnt es ſich zu regen, und wenn wir auch ſehr 
wohl wiſſen, daß die ungeheuere Überlegenheit der franzöſiſchen Waffen 
immer neue Niederlagen der nordafrikaniſchen Heerhaufen nicht nur 
wahrſcheinlich, ſondern ſicher macht, ſo iſt doch ebenſo gewiß, daß ein 
furchtbares Reſiduum an Haß nach bleibt und daß Algier und Tunis 
heute den Franzoſen weniger geſichert ſind, als ſie es vor Jahresfriſt 
noch waren. Darüber mag man ſich in Frankreich täuſchen, in der übrigen 
Welt tut man es nicht, und ebenſo wenig wollen auch in den Reihen 
der näheren Freunde Frankreichs die Urteile verſtummen, die über 
die Art der franzöſiſchen Kriegführung ſich ſehr wenig zuſtimmend aus— 
ſprechen. Die Marokkaner, die weit ſchlechter bewaffnet ſind, als es 
unſere Gegner in Südweſt waren, auch nicht an der Bodengeſtaltung 
den Schutz finden, der jenen zugute kam, ſind auf den weiten Ebenen 
der Schauja in ihren primitiven Siedelungen die wehrloſen Opfer der 
aus weiter Ferne mit ihnen aufräumenden Kartätſchen. Wenn jetzt 
die Ereigniſſe von Caſablanca ſich in Safi wiederholen ſollten, wird 
wohl in ganz Europa nur ein Urteil zu hören ſein. 

Was unſer Verhältnis zu England betrifft, ſo war in der Debatte 
alles darin einig, gute Beziehungen zwiſchen beiden Ländern für höchſt 
wünſchenswert zu halten und die Notwendigkeit wirtſchaftlicher, poli— 
tiſcher und militäriſcher Rivalität zu beſtreiten. Aber auch hier zeigten 
ſich Nuancierungen. Herr Bebel ſucht, wie es ſeine Art iſt, die Schuld 
der vorhandenen Mißhelligkeiten bei uns und griff dabei in alter Weiſe 
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bis in das vorige Jahrhundert zurück. Die Krügerdepeſche mußte wieder 
einmal herhalten; als ob ſie nicht die natürliche Antwort auf den räube— 
riſchen Einfall Jameſons geweſen wäre, den ja England in aller Form 
rechtens verurteilt hat. Wenn Herr Jameſon ſpäter freigegeben wurde 
und nach Beendigung des Burenkrieges Prime Miniſter des Kap werden 
konnte, ſo iſt das bekanntlich ein kurzer Triumph geweſen, und heute 
iſt eben jene Afrikanderpartei, die er bekämpfen und womöglich ver— 
nichten wollte, politiſch in Engliſch-Südafrika die regierende Partei. 
Wenn je, ſo hat hier die Ironie der Weltgeſchichte ein vernichtendes 
Urteil über die Politik geſprochen, die den Burenkrieg erzwang. Wir 
haben aber kurz nach Beendigung des Krieges von ſehr gut unterrichteter 
Seite gehört, daß bald nach dem Telegramm Kaiſer Wilhelms Präſident 
Krüger auch von der Königin Viktoria ein Telegramm erhalten hat, 
das ſich unwillig über das Jameſonſche Abenteuer ausſprach. In der 
langen Reihe der Bände, welche die Korreſpondenz der Königin um— 
faſſen, wird ſich wohl auch das Konzept dieſes Telegramms finden. 
An ſich würde die Tatſache ſehr wohl zum Bilde der Königin paſſen, 
die doch ein ſehr lebhaftes Gefühl für Recht und Gerechtigkeit hatte 
und keineswegs geneigt war, aus Schwarz — Weiß zu machen, nur 
weil der Strom der öffentlichen Meinung die Wahrheit nicht ſehen 
wollte. Auch hier möchten wir der Argumentation des Abgeordneten 
Bebel entgegentreten. Er brachte den Brief Kaiſer Wilhelms an Lord 
Tweedmouth zur Sprache und verurteilte zwar ſehr nachdrücklich das 
„heuchleriſche“ Spiel, das die „Times“ mit ihm getrieben hatte; aber 
ebenſo verurteilte er den Brief des Kaiſers, auch wollte er die Parallele 
der von uns herangezogenen Briefe der Königin an den Fürſten Bismarck 
aus dem Jahre 1877 nicht gelten laſſen. Es komme, ſagte er, auf die 
Zeitverhältniſſe an. Aber darüber wird er ſich wohl noch näher aus— 
ſprechen müſſen. Was die Königin verlangte, war ein Druck, den Deutſch— 
land auf die innere und äußere Politik eines Nachbarſtaates ausüben 
ſollte, mit dem in guten Verhältniſſen zu leben einer der oberſten poli— 
tiſchen Grundſätze der deutſchen Politik war und iſt. Eine Einmiſchung, 
wie die Königin ſie wünſchte, aber wäre damals einem Bruch mit Ruß— 
land gleichgekommen, worüber niemand im Zweifel ſein kann, der 
die Geſchichte jener Tage einigermaßen kennt. Wir raten Herrn Bebel, 
ſich darüber in dem lehrreichen Buche von Gorjäinow: Bosporus und 
Dardanellen, Petersburg 1907, zu orientieren. Er findet dort S. 305 
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und folgende alle wünſchenswerte Auskunft. Es fehlt jede Parallele 
mit dem Schreiben Kaiſer Wilhelms, und wir können nach wie vor 
nur bedauern, daß Lord Tweedmouth ſich nicht die Erlaubnis erbeten 
hat, den Brief zu veröffentlichen. 

Ganz ungerechtfertigt aber war es, und zugleich ein völliges Heraus— 
fallen aus dem national-deutſchen Ton, den er ſonſt in ſeiner Rede 
anzuſchlagen bemüht war, wenn Herr Bebel die Verantwortung für 
die Rüſtungen zur See uns zuzuſchieben bemüht war. Wer hat denn 
durch die Einführung des Dreadnought-Typus alle Seemächte der 
Welt zu neuen, ungeheueren Aufwendungen genötigt, wenn nicht Eng— 
land? Schon die Tatſache, daß Amerika, Japan, Frankreich auf dieſen 
Typus übergegangen ſind, zeigt die völlige Haltloſigkeit ſeiner Unter— 
ſtellung. 

Doch wir wollen nicht weiter polemiſieren. Alle dieſe Dinge ſind 
ja im Grunde millies dicta, wer ſich nicht überzeugen laſſen will, dem 
iſt eben nicht zu helfen. Wir unſererſeits halten an der Vorſtellung feſt, 
daß unſer Flottenprogramm, eine Notwendigkeit darſtellt, daß es in ſeiner 
Anlage defenſiv gedacht iſt, aber als eine Defenſive, die geeignet iſt, 
Reſpekt einzuflößen, und daß je ſtärker wir ſind, deſto größer die Aus— 
ſicht iſt, daß unſere Beziehungen zu England immer freundſchaftlichere 
werden. 

Sehr erfreulich iſt die Tatſache, daß Rußland ſich nicht auf den 
Boden des Greyſchen Projekts geſtellt hat, das einen Generalgouver— 
neur in Mazedonien einſetzen will. Dadurch würde, wie wir ſchon 
früher ausgeführt haben, die Lage nicht gebeſſert, ſondern weſentlich 
geſchärft werden. Es hat uns ſehr gefreut, von einem ſo hervorragenden 
Kenner aller türkiſchen Verhältniſſe, wie es der General der Infanterie 
Frhr. v. der Goltz iſt, in der „Woche“ vom 21. März dieſe Anſicht auf das 
nachdrücklichſte beſtätigt zu finden. Er führt das engliſche Projekt als 
völlig undurchführbar ganz ad absurdum. „Einen beſſeren General— 
gouverneur als Hilmi Paſcha — jo ſchließt er — . . . wird man ohnehin 
nicht finden.“ Das Ergebnis aller Prüfungen des Balkanproblems 
läuft alſo noch immer auf das hinaus, was Victor Bérard ſchon vor 
15 Jahren in jenem Werke „La Turquie et ’Hellenisme contemporain“ 
ausſprach: „En Macédoine la justice la plus vraie se confond avec le 
droit le plus strict: seul le maintien du Ture peut assurer le respect 
de ces grands principes de races et de nationalites, que l’on invoque 
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pour le chasser“.... Der Generalgouverneur Greys würde machtlos 
einem Kampfe aller gegen alle gegenüberſtehen. 

Nun iſt das ruſſiſche Reformprojekt, das wir nicht kennen, direkt 
der öſterreichiſchen Regierung mitgeteilt worden, und das beſtätigt uns, 
was wir vor 8 Tagen annahmen, daß Herr v. Iswolski am Programm 
von Mürzſteg feſthält. Stehen aber Oſterreich-Ungarn und Rußland 
zuſammen, ſo läßt ſich mit Beſtimmtheit annehmen, daß aus der Diago— 
nale ihrer Intereſſen ſich eine Politik ergeben wird, die den Frieden 
wahrt und damit den allgemeinen Intereſſen dient. 

Uns iſt kürzlich von dem bekannten Nationalökonomen Oſerow, 
Profeſſor an der Moskauer Univerſität, ein Buch zugegangen, das wir 
allen denen empfehlen, die ſich zuverläſſig über den Stand der ruſſiſchen 
Finanzen orientieren wollen. Ein Kapitel dieſes Buches, das ſchon 
im vorigen Jahre erſchien, hat bereits damals in Deutſchland Beſprech— 
ungen gefunden, z. B. in den preußiſchen Jahrbüchern. Der Titel lautet: 
Wie in Rußland das Volksvermögen vergeudet wird. Kritik des ruſſiſchen 
Ausgabebudgets und die Reichskontrolle. 

Wir bemerken jedoch ausdrücklich, daß es ſich um die Zuſtände 
bis zum Jahre 1906 handelt, daß aber ſeither weſentliche Schritte zum 
Beſſeren gemacht worden ſind. Oſerow hatte die Archive des Handels— 
miniſteriums und der Reichskontrolle unbehindert benutzen dürfen. 
Das Studium der erſteren ergab als Frucht ein Buch „Über die Politik 
in der Arbeiterfrage während der letzten Jahre“, das Studium des 
Archivs der Reichskontrolle das Buch, deſſen Titel wir oben erwähnt 
haben. Wir heben aus dem Zuſammenhang die Frage der ruſſiſchen 
Unternehmungen in Perſien hervor, die ebenfalls von Herrn Bebel mit 
nicht aurseichender Sachkunde in ſeiner Reichstagsrede behandelt worden 
iſt. Damit verhält es ſich nämlich folgendermaßen: Im Jahre 1893 
organiſierte Herr Poljäkow eine perſiſche Transportverſicherungs— 
geſellſchaft, die von der Regierung des Schah eine Konzeſſion zum 
Bau und zur Exploitierung von Fahrſtraßen von der Bucht von Enſeli 
nach Kaswin (198 Werſt) erhielt. Die Geſellſchaft erwarb dann von 
perſiſchen Magnaten die Fahrſtraße von Kaswin nach Teheran (135 Werſt), 
ſpäter auch das Recht, deu Hafen von Enſeli auszubauen. Das Aktien— 
kapital betrug 1,5 Mill. Rubel, dann wurden noch für 4,1 Mill. Obli— 
gationen erlaſſen. Aber die Geſellſchaft wurde zahlungsunfähig und 
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Geſellſchaft, wobei die Obligationen in Aktien verwandelt wurden. 
Später wurden für weitere 5,5 Mill. Aktien erlaſſen, welche die Re— 
gierung gleichfalls erwarb, in Summa alſo Papiere auf 10 Mill. Rubel. 

Bei Prüfung der Papiere der Geſellſchaft ſtellte ſich heraus, daß 
alle Arbeiten nur auf Rechnung des Kapitals der Obligationen aus— 
geführt worden waren, und daß die Aktien keinerlei realen Wert hatten. 

Nun hatten Perſien und Rußland ſich dahin verſtändigt, daß vor 
1910 in Perſien keine Eiſenbahnen gebaut werden dürften, aber die 
Straßen waren ſo angelegt, daß es immer möglich war, ſie zu Eiſen— 
bahnſtraßen umzuwandeln. Wie einträglich das Unternehmen war, 
läßt ſich daraus erkennen, daß auf der Strecke Kaswin —-Hamandan 
im Laufe von 8 Monaten 3 Paſſagiere befördert wurden: der Emir 
von Hamandan, ein Arzt und der engliſche Militärattaché! 

Die Straßen wurden als Chauſſee gebaut, aber in den 7 Jahren, 
ſeit die Chauſſee Teheran-Enſeli beſteht, ſind nicht mehr als 10—15% 
aller Waren auf ihr in Fuhren befördert worden, die Perſer zogen es 
vor, in alter Weiſe Kamele und Mauleſel zu benutzen, was billiger war, 
aber die Manufakturwaren des Auslandes drangen auf dieſer Straße 
ein, und verdrängten die Ruſſen von den Märkten, die ſie erobert hatten. 
Oſerow führt außerdem die merkwürdige Tatſache an, daß die Koſten 
der Straße ungewöhnlich hoch waren, obleich die Bauunternehmer 
ſich mitunter erboten, ſie zur Hälfte des Preiſes zu bauen, und daß 
nicht der kürzeſte Weg von Enſeli nach Teheran gewählt wurde (150 Werft), 
ſondern ein um 200 Werſt weiterer, der durch ganz unwirtliches, faſt 
unbewohntes Land führte und außerdem der Waßerſtraße auf dem 
Kaſpiſchen Meere parallel geht. „Alle gebauten Straßen — ſagt ein 
offizielles Dokoment ſind kommerziell mit Verluſten verbunden und 
wenn wir weitere 500 Werſt in waſſerloſem Lande bauen, werden 
wir nichts davon haben als Verluſte. Die perſiſche Regierung, die uns 
dazu die Konzeſſion abſchlägt, ſorgt offenbar beſſer für die ruſſiſchen 
Finanzen als unſer Finanzminiſterium.“ — Oſerow ſchließt dieſen 
Abſchnitt mit der Bemerkung, daß die Zeit, da Rußland auswärtige 
Märkte brauchen werde, noch nicht gekommen ſei, „Rußland iſt ja nicht 
England, das die Waren, die es produziert, nicht verbrauchen kann, 
ſondern ſie ausführen und deshalb Märkte ſuchen muß.“ 

Es ergibt ſich aus alledem wohl, daß bei der zwiſchen England 
und Rußland in betreff Perſiens abgeſchloſſenen Konvention von Zu 
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geſtändniſſen, die Rußland gemacht hat, keine Rede ſein kann. Es hatte 
eben nichts zu vergeben. In wirtſchaftlicher Hinſicht war der ruſſiſche 
Einfluß in Perſien gleich Null, ein Anſpruch auf eine ferne Zukunft, 
was ja auch von weiten Gebieten gilt, die Rußland in Aſien beſitzt. Aber 
wenn man dieſe Tatſachen kennt, erſcheint die Eiferſucht, mit der die 
ruſſiſche Preſſe das Eindringen jeder fremden Ware und jedes fremden 
Unternehmens auf perſiſchem Boden verfolgt, geradezu lächerlich. Wir 
denken dabei auch an unſer Bankunternehmen. 

Übrigens ſieht es in Perſien trübe genug aus. Am 28. Februar 
iſt der Schah nur durch einen glücklichen Zufall einem Bombenattentat 
entronnen, und es ſcheint jetzt beinahe, als ſollte ihm aus den Reihen 
ſeiner fünf Brüder und ſeines Oheims ein Prätendent entgegentreten. 
Als nach der Revolution im Dezember der Schah vor ſeinem Parlament 
kapitulierte, glaubte man eine Zeitlang, daß in Perſien ein konſtitutio— 
nelles Regime Fuß faſſen werde. Aber die Feindſeligkeit gegen den 
Schah dauerte auch danach fort und wurde von der zügelloſen Preſſe 
Teherans (4 Tageszeitungen und 20 Wochenblätter) genährt. Der Prinz, 
Salared Dauleh, ſein Bruder, und Silleh Sultan, ſein Oheim, gelten 
als beſonders gefährlich. Dem letzteren hat der Schah gleich nach dem 
Attentat den nachdrücklichſten Rat gegeben, zu verreiſen, da ſein Aufent— 
halt in Teheran zu böſen Gerüchten Anlaß gebe. Der „Golos Moskwy“, 
dem dieſe Nachrichten aus Teheran zugehen, bemerkt dazu, daß von 
allen dem Schah feindſeligen Elementen Silleh Sultan der ſtärkſte ſei. 
Sein Reichtum gebe ihm einen ungeheuren Einfluß in der Reſidenz, 
dazu begünſtige ihn die engliſche Diplomatie, und das mache, daß er 
ohne ſich um den Willen des ohnmächtigen Schah zu kümmern, tun 
und laſſen könne, was ihm behage. Der Schluß, der ſich aus dieſen Ver— 
hältniſſen ziehen läßt, weiſt auf eine Periode weiterer Wirren hin; was 
aber Oſerow in den übrigen Kapiteln ſeines Buches aufführt, nötigt 
zum Schluß, daß Rußland noch ſehr lange mit der unabweisbaren Not— 
wendigkeit zu rechnen haben wird, vor allem im eigenen Hauſe Ordnung 
zu ſchaffen, ehe es an weit ausſehende auswärtige Unternehmungen 
herantritt. Darüber ſoll der renommiſtiſche und aggreſſive Ton eines 
Teils der ruſſiſchen Preſſe nicht täuſchen. Es iſt blinder Lärm, und 
Rußland würde niemanden mehr ſchädigen als ſich ſelbſt, wenn es die 
Wege einſchlagen wollte, auf welche dieſe Preſſe den Staat zu drängen 
bemüht iſt. 
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Die Ablehnung der Flottenvorlage durch die Kommiſſion der Duma 
iſt nicht dahin zu verſtehen, als wolle die ruſſiſche Volksvertretung über— 
haupt von einer Erneuerung der Marine nichts wiſſen. Das iſt keines— 
wegs der Fall. Sie will die ungeheuer verantwortliche und koſtſpielige 
Arbeit nur nicht in die Hände der Verwaltung legen, der ſie nicht mit 
Unrecht einen großen Teil der Schuld an der Kataſtrophe Roſheſt— 
wenſkis und Nebogatows zuweiſt. Auch iſt der Marineminiſter bereits 
zurückgetreten. Daß Stolypin aus der Marinefrage keinen casus belli 
der Duma gegenüber gemacht hat, bekräftigt uns noch mehr in der 
Überzeugung, daß er der rechte Mann am rechten Platze iſt. Aber un— 
leugbar machen ſich reaktionäre und national-chauviniſtiſche Element 
nebenher geltend. Es kann nur als eine ſchädliche Maßregel bezeichnet 
werden, wenn neuerdings angeordnet worden iſt, in den Grenzgebieten 
(alſo wohl baltiſche Provinzen und Polen) bei der Anſtellung von höheren 
und niederen Beamten nur Perſonen ruſſiſcher Herkunft zu berück— 
ſichtigen. Damit wird, ſoweit die baltiſchen Provinzen in Betracht 
kommen, auf die Elemente zurückgegriffen, die eine Hauptſchuld am 
Ausbruch der Revolution von 1905 tragen, während doch deutſche Ele— 
mente im Lande reichlich vorhanden ſind, die bewieſen haben, daß 
ſie in einer Zeit allgemeiner Untreue treu am Kaiſerhofe und an den 
rechtlichen Grundlagen des Reiches feſtgehalten haben. Auch in betreff 
des Schulweſens ſcheint unter dem Druck dieſer nationaliſtiſchen Ele— 
mente die freiere Auffaſſung zu ſchwinden, die urſprünglich auf beſſere 
Tage hoffen ließ. Unter dieſen Umſtänden iſt der Tod des General— 
adjutanten v. Richter ganz beſonders zu bedauern. Er iſt der Freund 
und Vertraute von drei Kaiſern geweſen, ein Mann, deſſen Treue, 
Ehrenhaftigkeit und Selbſtloſigkeit ſelbſt in den Zeiten, da die Wogen 
des Deutſchenhaſſes in der öffentlichen Meinung Rußlands am höchſten 
gingen, von keiner Seite verdächtigt werden konnte. Ein echter Ver— 
treter des Geiſtes, der in den baltiſchen Provinzen zur Tradition gehörte, 
die von Vater auf Sohn ging. Mit ihm tritt eine Generation von der 
politiſchen Schaubühne, und heute ſcheint alles bemüht, darauf hinzu— 
arbeiten, daß Männer dieſes Schlages von der intimen Umgebung des 
Herrſchers ſyſtematiſch ferngehalten werden. 

Die Wendung, welche das Eintreffen der amerikaniſchen Flotte 
im Großen Ozean herbeigeführt hat, läßt ſich nur als erfreulich bezeichnen. 
Es war in der Tat ſehr notwendig, daß in dieſen Gewäſſern eine neue 


Flagge ſich zeigte. Das hat ernüchternd und beruhigend gewirkt, wie 
u. a. die Einladungen nach Yokohama und nach Auſtralien zeigen. 

Die Affäre des „Tatſu Maru“ hat mit dem Untergange dieſes 
Dampfers einen tragiſchen Abſchluß gefunden. In Canton hatten die 
Chineſen beſchloſſen, den Tag, da der Dampfer an Japan ausgeliefert 
wurde, als einen Trauertag zu begehen. Jetzt wird dort wohl lauter 
Jubel ſein. Denn ſo liegen heute die Dinge: Was den Japaner freut, 
iſt die Sorge des Chineſen und vice versa. 

Was endlich die barbariſch-blutige Tragödie in Port au Prince 
betrifft, ſo hat ſie dank dem Einſchreiten der Mächte nicht weiter fort— 
geſetzt werden können. Aber was noch bleibt, iſt dieſelbe Barbarei, 
und ähnliche Revolutionen können ſich jeden Tag wiederholen. Dieſer 
Negerſtaat iſt ein völkerrechtliches Skandalum, und nichts würde uns 
mehr freuen, als wenn die Vereinigten Staaten, die ja die nächſten 
dazu ſind, ſich entſchlöſſen, dem Unweſen kurzerhand ein Ende zu bereiten. 
Die Unmöglichkeit, die Schwarzen ſich ſelbſt zu überlaſſen, wo der 
Verkehr ſie mit abendländiſcher Kultur in dauernde Beziehungen bringt, 
iſt in Haiti deutlich genug erwieſen. Wie ihre Sprache ein korrumpiertes 
Franzöſiſch iſt, das jeder ſprachlichen Würde ſpottet, ſo iſt ihr Chriſtentum 
zum Fetiſchismus geworden, und von Recht und Gerechtigkeit auf 
dieſem Boden kann vollends keine Rede ſein. Die Inſel aber iſt eine der 
fruchtbarſten der Welt, ein Paradies, das zur Hölle geworden iſt— 
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1. April 1908. 

Das engliſche Projekt für die Reform Mazedoniens hat nur au 
einer Stelle Beifall gefunden, in Bulgarien, wo ganz richtig erkannt 
wurde, daß die Einſetzung eines autonomen Generalgouverneurs in 
Mazedonien der Schritt ſei, der in ſeinen Folgeerſcheinungen zur Los— 
löſung dieſer Provinz vom türkiſchen Reich und damit zu einem Kriege 
führen müſſe, in welchem die Bulgaren als die ſtärkeren den Sieg über 
die anderen Prätendanten, die Serben und die Griechen, davonzu 
tragen hoffen. Denn Serben und Griechen wollen ihre Sprachgenoſſen 
in Mazedonien viel lieber unter türkiſcher Herrſchaft als den Bulgaren 
verfallen ſehen. Von den letzteren haben ſie nur nationalen und reli 
giöſen Zwang zu erwarten, während die Türken nach beiden Richtungen 
hin duldſam ſind. 

Dieſe Gegenſätze treten mit aller Deutlichkeit in der Reſolution hervor, 
welche ein mazedoniſches Meeting in Sofia am 3. März gefaßt hat und 
deren Wortlaut uns erſt jetzt aus den ruſſiſchen Zeitungen bekannt ge— 
worden iſt. Sie lautet: 

1. Wir proteſtieren gegen das unchriſtliche und unmenſchliche Bündnis 
der Griechen und Serben mit den Türken wider unſere unter türkiſcher 
Herrſchaft ſtehenden Brüder. 

2. Wir proteſtieren gegen die öſterreichiſch-deutſche Balkanpolitik, 
welche, um Konzeſſionen zu erlangen, die Fortdauer der unmenſch 
lichen Lage der Chriſten in der Türkei duldet. 

3. Wir rufen an die Regierungen, Parlamente und die öffentliche 
Meinung Rußlands, Englands, Frankreichs und Italiens ſowie anderer 
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aufgeklärter Staaten, auf daß ſie mit ihrer Macht für die politische 
Autonomie der Gebiete von Mazedonien und Adrianopel unter 
einem chriſtlichen Generalgouverneur eintreten, der den chriſtlichen 
Mächten verantwortlich iſt. Nur ſo läßt ſich das Gedeihen der Bevöl— 
kerung dieſer Gebiete und der Frieden Europas ſichern. 

4. Wir jagen Rußland unſeren unbegrenzten Dank für alle Wohl— 
taten, die es unſerem Volke erwieſen hat, und ebenſo den ſlaviſchen 
Wohltätigkeitsgeſellſchaften in Petersburg und Moskau für den Anteil 
und die Sorge, die ſie unſeren Angelegenheiten gewidmet haben, dazu 
dem Balkankomitee in London für ſeine ſteten Bemühungen und Ver— 
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mittelungen, um das Schickſal unſeres Vaterlandes zu beſſern. 

5. Wir danken der ruſſiſchen und engliſchen Preſſe, ſowie der unab— 
hängigen und humanen Preſſe anderer Länder Europas für das, was 
ſie für uns getan haben. 

6. Eine Abſchrift dieſer Reſolution iſt den diplomatiſchen Vertretern 
von Rußland, England, Frankreich und Italien einzuhändigen, damit 
ſie dieſelbe ihren Regierungen und Parlamenten, den ſlaviſchen Wohl— 
tätigkeitsgeſellſchaften in Petersburg und Moskau, dem Balkankomitee 
in London und der Preſſe überreichen.“ 

Das Intereſſanteſte an dieſer Reſolution iſt wohl, daß die bulgariſchen 
Anſprüche ſich nicht mehr mit Mazedonien begnügen, ſondern auch 
Adrianopel, alſo Thrakien umfaſſen. Damit wird der Weg gezeichnet, 
den das künftige Großbulgarien gehen will, aber wohl auch bewieſen, 
wie gefährlich weitere Konzeſſionen an Bulgarien ſein würden. 

Das ruſſiſche Gegenprojekt, das übrigens die Unmöglichkeit aus— 
drücklich betont, für den engliſchen Gedanken die Zuſtimmung der 
Mächte zu gewinnen, läßt ſich im weſentlichen dahin zuſammenfaſſen, 
daß die für Mazedonien als unerläßich anerkannten Reformen durch 
die erweiterte Finanzkommiſſion durchgeführt werden ſollen, jedoch ſo, 
daß zwar die Mitglieder dieſer Kommiſſion in türkiſche Dienſte treten, 
aber die Mächte ſtets genau über den Gang ihrer Arbeiten zu unter— 
richten haben, womit eine Kontrolle der Mächte gegeben wird. Nun 
ſtand dieſes Recht der Kontrolle auf Grund der Vereinbarungen von 
Mürzſteg bisher nur Oſterreich-Ungarn und Rußland zu, ſo daß, da 
nach dem ruſſiſchen Projekt nunmehr auch Frankreich, England, Deutſch— 
land und Italien hinzugezogen werden, die Mürzſteger Vereinbarung 
dadurch tatſächlich aufhören müßte. Dies iſt der ſpringende Punkt 


— 125 — 


des ruſſiſchen Projektes, auf deſſen Detail näher einzugehen wir keine 
Veranlaſſung haben. Aber es muß doch betont werden, daß ſich hier 
eine überraſchende Schwenkung der ruſſiſchen Politik vollzogen hat. 
Der jetzt von Rußland angeregte Gedanke gehört urſprünglich Herrn 
Delcaſſé. Er wurde im Februar 1904 als ballon d’essai vom „Temps“ 
vorgebracht, und war mit einer recht hämiſchen Verdächtigung der 
öſterreichiſchen Politik verbunden, deren „geſchickter Egoismus und 
ſkrupelloſer Realismus“ ſich bei der Erwerbung von Bosnien und der 
Herzegowina kund getan habe. Die Mächte hätten es bisher nützlich 
gefunden ſich zu effacieren, und Oſterreich-Ungarn und Rußland das 
Mandat zu übertragen, in ihrem Namen zu handeln. Jetzt, da einer 
der Mandatare wegen des Krieges im fernen Oſten außer ſtande ſei, 
gleichzeitig ſeinen eigenen Angelegenheiten und dieſem Mandat gerecht 
zu werden, komme es der Geſamtheit der Mächte zu, die Integrität 
ihrer vollen Aktionsfreiheit wieder aufzunehmen und kollektiv die ganze 
Kraft ihrer Initiative in Mazedonien geltend zu machen. 

Dieſes Anſinnen wurde damals von der ruſſiſchen Preſſe ſehr nach— 
drücklich zurückgewieſen;: ob es jemals von Herrn Delcaſſe offiziell an— 
geregt wurde, wiſſen wir nicht, Tatſache iſt aber, daß heute der Ge— 
danke in Rußland ſehr populär geworden iſt, weil von der Heranziehung 
Englands, Frankreichs und — Italiens zu der ruſſiſchen Aktion ein 
ſchnelleres Reifen der orientaliſchen Kriſis erwartet wird. Der „Golos 
Moskwy“ ſpricht ſich darüber ſehr unzweideutig aus. 

„Schon der Umſtand, daß die bei den Slaven ſo unpopuläre Mürz— 
ſteger Vereinbarung endgültig zerriſſen wird, daß alle 
großen Mächte an der Durchführung der Reformen intereſſiert und 
beteiligt werden, und daß im Konzert dieſer Mächte die Majorität den 
Staaten gehört, die aufrichtig an der Durchführung der Reformen 
intereſſiert ſind — ſchon das gibt unſerer Meinung nach Grund zur Hoff— 
nung, daß das unglückliche Mazedonien wenigſtens eine geringe Mög— 
lichkeit erhalten wird, ein Kulturleben zu führen.“ 

Die Erfüllung dieſer Hoffnung hängt nicht von den Reformen, 
ſondern davon ab, daß die rivaliſierenden Nationen in Mazedonien ver— 
hindert werden, ihr ruchloſes Treiben fortzuſetzen, und da müſſen wir 
uns zur ketzeriſchen Anſicht bekennen, daß eine Verſtändigung zu zweien 
immer noch leichter iſt als eine Verſtändigung zu ſechs bzw. ſieben, 
zumal von einer Majoriſierung, wie der „Golos Moskwy“ ſie anzu— 
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nehmen jcheint, keine Rede ſein kann. Immerhin ſcheinen alle Mächte 
geneigt, das ruſſiſche Projekt wohlwollend zu diskutieren, und undenkbar 
iſt es ja nicht, daß die Einmütigkeit Europas auch auf die Hauptfriedens 
ſtörer, die Bulgaren, einen Eindruck macht. Erſt wenn von dieſer Seite 
her keine Gefahr mehr droht, läßt ſich darauf rechnen, daß auch die grie 
chiſche und die ſerbiſche Propaganda aufhört; daß in dem dann ruhigen 
Mazedonien alle wünſchenswerten Reformen ſich werden durchführen 
laſſen, iſt kaum zweifelhaft. Jetzt dauert das Unweſen ſchon zehn volle 
Jahre, während welcher nicht die Pforte, ſondern Serben, Griechen 
und Bulgaren die Herſtellung friedlicher Verhältniſſe und damit auch 
die Wirkſamkeit aller Reformmaßregeln verhindert haben. Es heißt 
abſichtlich blind ſein, wenn man das verkennen will. 

Neuerdings wird von dem Londoner Korreſpondenten der „Nowoje 
Wremja“, Herrn Weſſelitzki-Boſhidarowitſch, wieder in unverſchämteſter 
Weiſe gegen Deutſchland gehetzt. Eine Korreſpondenz unter dem Titel 
„Deutſche Landung in Schottland“ erzählt die folgende abenteuerliche 
Geſchichte. Es ſei vor einiger Zeit aufgefallen, daß in den ſchottiſchen 
„Firth“ (Fjorden) ein Fremder nicht nur die Gewäſſer, ſondern auch 
alle landeinwärts führenden Straßen und Fußpfade ſtudiert habe. 
Dabei kehrte er häufig bei Farmern ein und erkundete von ihnen weiteres 
über Land und Leute. Da geſchah es, daß ein benachbarter Gutsbeſitzer 
ihn zu ſich einlud und von dem Mann, nachdem er ihn trunken gemacht 
hatte, ſehr merkwürdige Bekenntniſſe zu hören bekam. Er ſei ein Haupt- 
mann des preußiſchen Generalſtabes und habe nunmehr ſeinen Bericht 
fertiggeſtellt, der den Plan für die Landung einer deutſchen Armee 
und für ihren Marſch nach London darlege. Schon vor ihm hätten Haupt— 
mann N. und Major M. denſelben Auftrag wie er gehabt, aber nichts 
Rechtes ausgerichtet. Die Landung werde in dieſem Firth erfolgen 
und nirgends ſonſt. Aber ſie, ſeine Wirte, ſollten ſich nicht fürchten. 
Er wiſſe, daß die Schotten echte Teutonen ſeien und werde ſie ſchützen. 

„Die Wirte — ſo fährt Herr Weſſelitzki fort — wurden infolge dieſer 
Offenheit nüchtern und brachten ihren Gaſt zu Bett, wunderten ſich 
aber nicht, als er am nächſten Morgen nicht nur aus dem Schloß, ſondern 
auch aus der Gegend verſchwunden war. Sie erfuhren auch, daß die 
anderen drei (!) wißbegierigen Ausländer aus dem Lande verſchwunden 
waren. An der Authentizität der von einem Augenzeugen ſtammenden 
(rzählung kann nicht gezweifelt werden. Man muß annehmen, daß 
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die britiſche Regierung davon erfahren hat und Maßregeln zur Vor— 
beugung einer Wiederholung trifft. Die Zeitungen ſchweigen, wie ſie 
in England zu tun pflegen, wenn etwas ſie ganz beſonders beſchäftigt. 
Aber vor 14 Tagen brachte der „Obſerver“, deſſen Redakteur jetzt Herr 
Garvin iſt, der unter dem Namen Calchas ſchreibende Mitarbeiter der 
„Fortnightly Review“, eine Notiz über die Tätigkeit deutſcher Offiziere 
am Oſtufer Südenglands.“ 

Herr Weſſelitzki hat dann mit einem militäriſchen Sachkenner über 
dieſe ſchreckliche Angelegenheit geſprochen, und von ihm erfahren, daß 
deutſche Offiziere genau ebenſo die franzöſiſchen Küſten vor Beginn 
des Krieges ſtudiert hätten. Die deutſche Regierung habe ſich noch nicht 
entſchloſſen, welchen Ort ſie zu ihrem vornehmſten Landungsplatz machen 
wolle, aber wahrſcheinlich werde es Schottland ſein uff. Auch Island 
wird als einer der Punkte genannt, von dem Deutſchland ſeinen Über 
fall ausführen werde. Die deutſche Flotte wachſe ſchneller als die eng 
liſche und alles verfolge nur ein Ziel, die Landung in England. Die 
Seemanöver von 1906 hätten bewieſen, daß Deutſchland leicht die 
zum Schutz Südenglands beſtimmte Flotte fortmanövrieren und einige 
Häfen beſetzen könne. Um wie vieles leichter könne das in dem fernen, 
nicht befeſtigten Schottlond geſchehen? 

Mit dieſem Fragezeichen ſchließt der Artikel, von dem ſich nur 
annehmen läßt, daß ein Spaßvogel die Unwiſſenheit und die kranke 
Phantaſie Weſſelitzkis benutzt hat, um ſich über ihn luſtig zu machen. 
Aber Herr Weſſelitzki iſt Vorſitzender des Verbandes ausländiſcher Jour— 
naliſten in London, und in Rußland wird er offenbar ernſt genommen. 
Außerdem paßt ſeine Verhetzungspolitik dem Syſtem der „Nowoje 
Wremja“, und ſchon wenige Tage nach dieſem ſchottiſchen Märchen 
brachte Herr Sſuworin eine zweite Korreſpondenz von Argus (20. März 
unter dem Titel: „Will Deutſchland einen Krieg?“ 

Es war die Wiedergabe eines Geſpräches „mit einem der erſten 
Diplomaten nicht nur Englands, ſondern Europas“, und dieſes Orakel 
ſagte: 

„Wenn ſie meine perſönliche Meinung hören wollen, ſage ich, daß 
Mazedonien niemals beruhigt werden wird, ſolange die Mächte das 
europäiſche Konzert um jeden Preis aufrecht erhalten wollen. Damit 
dient man ja nur Deutſchland, das kein Intereſſe daran hat, dieſe Wunde 
der Türkei zu ſchließen. Deutſchland — fährt der Diplomat nach einer 
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Zwiſchenfrage Weſſelitzkis fort — bereitet ſich ohne Zweifel konzentriert 
und mit allen Kräften auf einen Krieg mit drei Fronten vor und will 
nach allen drei Seiten aggreſſiv vorgehen. Noch aber iſt es nicht fertig, 
und keinesfalls wird es vorgehen, ehe es zwei vorbereitende Aufgaben 
gelöſt hat: den Bau einer Spezialflotte, um England zu überfallen, 
und die Germaniſierung der polniſchen Provinzen, als Baſis zum An— 
griff auf Rußland. Keines von beiden kann ſchnell geſchehen und deshalb 
iſt die Furcht vor Deutſchland jetzt noch übertrieben. Wenn daher drei 
oder vier Mächte — Frankreich hofft noch immer Italien zu gewinnen, 
worauf man in England nur wenig rechnet — ſich entſchließen wollten, 
die Pforte durch eine Flottendemonſtration zur Annahme ihrer maze— 
doniſchen Vorſchläge zu zwingen, werde Deutſchland ſich wahrſcheinlich 
darauf beſchränken, an der Demonſtration nicht teilzunehmen und der 
Türkei ſein Beileid ausſprechen. Ein ſolcher Druck, energiſch durch— 
geführt, würde am ſicherſten den Frieden auf der Balkanhalbinſel wahren, 
der ſonſt ſtets von Überraſchungen abhängen wird.“ 

Herr Weſſelitzki läßt nach Wiedergabe dieſes Orakels ſeine Phan— 
latſie weiter ſpielen. Er findet, daß Rußlands Stellung der Pforte 
gegenüber weit ſchwieriger ſei, als die der Seemächte. Gegen die letzteren 
könne die Türkei nichts tun, als ihre mohammedaniſchen Untertanen 
aufzuſtacheln. Rußland aber ſei im Kaukaſus verwundbar, und wenn 
Deutſchland nicht ſelbſt die Ruſſen angreifen wolle, werde es die Türken 
gegen ſie hetzen, denn jede Schwächung Rußlands ſei für Deutſchland 
vorteilhaft. Siege aber Rußland, jo werde Oſterreich benutzt werden, 
um die Erfolge des Sieges zu mindern. Kurz, das Reſultat iſt immer, 
daß Deutſchland als der eigentliche Feind Rußlands bezeichnet wird, 
was Herr Weſſelitzki noch in langatmigen Betrachtungen, die wir unſeren 
Leſern erlaſſen wollen, ausführt. Wir bedauern aber, feſtſtellen zu müſſen, 
daß dieſelbe Feindſeligkeit uns auch aus den meiſten anderen Organen 
der ruſſiſchen Preſſe entgegenklingt, wenn auch der „Nowoje Wremja“ 
und ihrem Argus-Korreſpondenten die Palme gebührt. 

Sehr erfreulich iſt demgegenüber, wie beſonnen das „Journal 
des Debats‘‘ das engliſche Reformprojekt und überhaupt die maze— 
doniſche Frage beurteilt. (Artikel vom 28. März.) Die Türkei habe mit 
einer Kollektivgarantie, wie Sir Ed. Grey ſie vorſchlage, ſtets ſchlechte 
Erfahrungen gemacht. Der Pariſer Friede habe die Unabhängigkeit 
und Integrität der Türkei garantiert, und ein Geheimartikel habe ihr 
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im Kriegsfall die bewaffnete Unterſtützung von drei Mächten zugeſichert. 
Weder 1871 noch 1877 ſeien dieſe Verpflichtungen eingehalten worden. 
Die Türkei werde daher in Zukunft vornehmlich auf ihre Armee, und 
nicht auf papierne Garantien rechnen müſſen und könne unmöglich 
auf Reduzierung derſelben eingehen. Die legitimen Verteidigungs— 
anſtalten, die ſie in Mazedonien getroffen habe, ſeien durch die übertrie— 
benen Rüſtungen ihres bulgariſchen Vaſallen hervorgerufen, Rüſtungen, 
die, wie die „Times“ vom 21. März zugeſtehe, den Verträgen wider— 
ſprechen, durch nichts zu rechtfertigen ſind und die Hilfsmittel des 
Landes überlaſten. Ihr Zweck war, revolutionäre Unternehmungen zu 
unterſtützen und die Türkei zu nötigen, ihre Finanzkräfte zu erſchöpfen. 
Auf dieſes Verhalten Bulgariens gingen alle ſpäteren Kalamitäten 
zurück, und ſie wären zu vermeiden geweſen, wenn man Bulgarien 
gezwungen hätte, die Verträge einzuhalten. 

Das können wir Wort für Wort unterſchreiben, und wir meinen, daß 
wir hier den Ausdruck der althergebrachten franzöſiſchen Orientpolitik 
wiederfinden, mit der wir uns ſehr wohl verſtändigen können, die aber 
heute nicht an der Tagesordnung iſt. 

Ganz ebenſo ſchließen wir uns den Ausführungen an, die von den 
„Débats“ an die letzten Verhandlungen der franzöſiſchen Kammer über 
die Ergänzungskredite für Marokko geknüpft werden. Die Bewilligung 
erfolgte mit allen Stimmen gegen die der Sozialiſten, und die „Débats“ 
billigen das rückhaltlos. Aber, fragen ſie was weiter? Welche Opfer 
werden noch nötig ſein? Wie lange werden wir in Caſablanca bleiben? 
Iſt noch viel zu tun, damit im Gebiet der Schauja der Friede eintritt? 
Auf alle dieſe Fragen habe die Kammer keine Antwort gegeben. Aber 
Ziel und Gegenſtand der Marokkoexpedition ſeien durchaus klar. Herr 
Ribot habe daran erinnert, daß Frankreich nach Caſablanca gegangen 
ſei, „pour faire un acte vigueur“ und die Ermordung von Franzoſen 
zu rächen. Aber es ſei nicht beauftragt, die Anarchie in ganz Marokko 
zu beſeitigen, und es beabſichtige weder Eroberungen zu machen, noch 
Expeditionen zu veranſtalten. Das habe Clemenceau beſtätigt. Aber 
wenn das alles richtig ſei, dürfe man wohl fragen, wie lange es noch 
dauern werde? Schon acht Monate ſei Frankreich in Marokko, die 
Rivalität der beiden Sultane habe die Lage kompliziert, und das dauere 
fort. Einige Optimiſten meinten zwar, daß, je mehr Frankreich ausgebe 
und je länger es bleibe, um ſo größer auch die Anſprüche würden, die 
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es an die Dankbarkeit des Sultans und Europas habe. In Wirklichkeit 
aber ſei das Mandat Frankreichs durch die Akte von Algeciras beſtimmt, 
und wenn Frankreich ſich korrekt an ſie halte, werde das zwar anerkannt, 
aber man erinnere auch daran, daß die übrigen Mächte wirtſchaftlich 
gleichberechtigt ſeien und auch das gleiche Recht hätten, wenn ihre 
Volksgenoſſen betroffen werden ſollten. Man ſolle daher den Begriff 
des Wortes Dankbarkeit nicht übertreiben. Herr Pichon habe mit Recht 
geſagt, der Nutzen, den Frankreich gewinne, liege darin, daß es ſeine 
Pflicht erfüllt habe. 

Ein unberechenbarer Faktor ſei in der Perſon Mulay Hafids auf— 
getreten. Frankreich habe nicht die Ordnung in Fez herzuſtellen noch 
Abdul Aziz wieder auf ſeinen Thron zu ſetzen; ja man ſolle ſich ſogar 
hüten, ihn nach der Schauja zu führen. Wohl aber werde Frankreich nicht 
untätig zuſehen können, wenn Mulay Hafid den Bruder in Rabat an— 
greifen ſollte. Ribot habe das ſehr nachdrücklich betont, und ebenſo das 
Verſprechen des Miniſters Pichon, ſich nicht mit Safi zu befaſſen. Der 
Kampf beider Brüder dürfe die Region nicht beunruhigen, in der Frank— 
reich eine Aufgabe zu erfüllen habe. Noch könne es daher nicht fort, 
und damit die endliche Beruhigung eintrete, müſſe vor allem die Polizei 
organiſiert werden. Wenn das geſchehen ſei, werde Frankreich in Ehren 
ſeine Aufgabe gelöſt und ſeine Rechte geſichert haben, ohne ſie durch 
ein Abenteuer zu gefährden. Dieſe Politik habe die Regierung ſich zu 
eigen gemacht, nun komme es darauf an, ſie auszuführen. 

Das iſt klar und korrekt und kombiniert die Intereſſen Frankreichs 
mit denen der anderen Unterzeichner der Akte von Algeciras. In Deutſch— 
land wünſcht man nicht mehr als dieſen Ausgang. 

In England iſt man in Sorge um den Prime Miniſter Campbell 
Bannermann, deſſen Zuſtand ſich ſo verſchlimmert hat, daß nur wenig 
Hoffnung auf Beſſerung, keine auf Wiederaufnahme ſeiner politiſchen 
Tätigkeit vorhanden iſt. Wahrſcheinlich wird Mr. Asquith ſein Nach— 
folger als Führer des Unterhauſes. Nächſt ihm ſtellt Mr. Lloyd George 
wohl die größte Kapazität des Kabinetts dar. Es läßt ſich aber nicht 
verkennen, daß die Liberalen eben jetzt eine nicht ungefährliche Kriſis 
durchmachen. Die Nachwahlen fallen faſt regelmäßig gegen ſie aus, und 
das iſt im palamentariſchen Leben Englands immer ein böſes Symptom 
Auch hat trotz ſeiner ſtarken Majorität das Kabinett nicht gewagt, den 
Kampf gegen die Lords ſo durchzuführen, wie es beabſichtigt und 
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angekündigt wurde. Dazu kommen die iriſchen Schwierigkeiten, die 
zu einem Homerule-Antrag Mr. Redmonds geführt haben, über den 
in der Partei keineswegs Einmütigkeit herrſcht und der auch aus anderen 
Gründen ausſichtslos ſein dürfte, da die Sinfein-Partei von Mr. Redmond 
nichts wiſſen will; und der Diſſenſus in einer ſo wichtigen Frage be— 
deutet trotz allem eine Schwächung der Partei ihren Wählern gegenüber. 
Es iſt aber nicht unmöglich, daß trotz heftiger Oppoſition das liberale 
Kabinett ſich durch Durchſetzung der ſogenannten Liceneing-Bill ſeine 
Stellung wieder feſtigt. In dieſer Frage iſt das ſittliche Recht durchaus 
auf ſeiten des Kabinetts. Es handelt ſich um Einſchränkung der Trunk— 
ſucht durch weſentliche Minderung der Zahl der Kneipen, und darin 
ſtehen die Liberalen zuſammen. Am 26. März hat Mr. Lloyd George 
ji) in Quens-Hall darüber folgendermaßen ausgeſprochen: Die Re— 
gierung hat ihren Lauf begonnen, und ſie wird nicht kehrt machen. Selbſt⸗ 
wenn ſie wüßte, daß ſie 14 Tage nach Annahme der Licencing-Bill 
von ihrer Stellung verjagt werden ſollte, würde ſie lieber fallen und 
ſich nach dem Fall wieder aufrichten und den Kampf aufs neue auf— 
nehmen.“ Dazu bemerkt die „Weſtminſter Gazette“: 

„Das iſt der rechte Geiſt, und wenn die mächtige Partei, welche 
die Regierung im Unterhauſe unterſtützt, bereit iſt, ihr Leben an den 
Ausgang zu ſetzen, ſo zweifeln wir nicht, daß ſie es rettet, und zwar 
mit Ehren. Die liberale Partei iſt durchaus in der Lage, einen ſolchen 
Kampf auf ſich zu nehmen. Sie hat eine Reſerve, die ſtark genug iſt, 
den erſten Stoß zu ertragen. 

Sie kann es wagen, geduldig und beſonnen in der Überzeugung 
zu arbeiten, daß, wenn ſie ſiegt, ſie etwas Großes vollbracht haben 
wird, und daß, ſelbſt wenn ſie zeitweilig zurückgeworfen werden ſollte, 
ſie ehrenvoll für eine gute Sache gelitten haben wird. Wir freuen uns 
daher, daß Mr. Lloyd George es ausgeſprochen hat, daß die erſte und 
die gebieteriſche Pflicht der Regierung iſt, für die Maßregel, die ſie 
vorgeſchlagen hat, „alles zu riskieren“. 

Es ſind die Intereſſen der großen Brauer und der zahlloſen Schank— 
beſitzer, die die Agitation gegen die Liceneing-Bill führen, und die Kon— 
ſervativen gehen mit ihnen, weil fie eben Oppoſition quand méme in 
allen die innere Politik des Landes betreffenden Fragen ſind. Das 
ſchließt freilich nicht aus, daß, wenn ſie ans Ruder gelangen ſollten, 
ſie zu guter Stunde den Antrag ſelbſt aufnehmen, den ſie eben erſt 
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leidenschaftlich bekämpft haben. Das iſt im parlamentariſchen Leben 
Englands mehr als einmal vorgekommen, und erregt weiter keinen Anſtoß. 

Das ruſſiſche „Nachrichtenbureau“ gibt für die letzten 14 Tage 
des Februar (ruſſiſchen Stils) die folgende Statiſtik terroriſtiſcher Aus— 
ſchreitungen: Getötet 52. Davon 12 Beamte, 40 Privatperſonen. Ver— 
wundet 29, davon 8 Beamte. 

Geraubt wurden 447 957 Rubel 63 Kop. Davon an Kronsgeldern 
360 000 Rubel und zwar von 5 Poſtämtern 77 390 Rubel, von Staats— 
eiſenbahnen 18 000, aus 3 Monopolbuden 719 Rubel, aus 6 Dorf- und 
Gemeindeverwaltungen 5608 Rubel 99 Kop., aus 6 Privatinſtituten 
18 162 Rubel 38 Kop. und von 82 Privatperſonen 28 077 Rubel. Außer— 
dem wurden 800 Paßblankette unterſchlagen! 

Was hier fehlt iſt die Aufzählung der durch rechtzeitige Entdeckung 
verhinderten Attentate. Die letzten Wochen haben der Polizei die Not— 
wendigkeit auferlegt, ſehr zahlreiche Verhaftungen vorzunehmen. Aber 
noch ſpricht nichts dafür, daß das ganze Neſt der Anarchiſten und Terro— 
riſten aufgehoben wäre. 
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April 1908. Eid der Großherzogin von Luxemburg auf die Verfaſſung. 
Annahme der Amneſtievorlage von der franzöſiſchen Kammer. Blutige Straßen— 
tumulte in Rom. 

5. April. Campbell Bannerman tritt als Prime Miniſter zurück. Wahlen zur portugieſiſchen 
Kammer. Unruhen. 

6. April. Niederlage einer Moſolla von Abd el Aziz. Auflöſung des Finnländiſchen Landtags. 

April. Mulay Hafid beſetzt Settat. 
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8. April 1908. 

Es läßt ſich durchaus nicht überſehen, daß in der Organiſation der 
Iren eine neue politiſche Großmacht ſich im inneren Leben der Vereinigten 
Staaten geltend macht, die auch auf die auswärtige Politik allmählich 
Einfluß zu gewinnen beginnt. Der Neuyorker Korreſpondent der 
„Kreuz⸗Zeitung“ hat bereits ausführlich über das große Meeting im 
Majeſtic-Theater berichtet, es ſind aber danach noch eine Reihe ähn— 
licher Verſammlungen gefolgt, wie z. B. am 17. März, dem St. Patric— 
tage, in New York oder am 9. in New Haven. Charakteriſtiſch dabei iſt, 
daß die beiden Präſidentſchaftskandidaten, Staatsſekretär Taft und der 
Gouverneur von New York, Hughes, in ihren Huldigungen den Iren 
gegenüber konkurrierten, daß auf anderen Verſammlungen Männer 
wie Viktor J. Dowling vom Neujorker Obergericht, oder James 
Higgins, der Gouverneur von Rhode Island, ähnliche Töne anſchlugen, 
der zahlreichen Iren in hervorragenden Stellungen nicht zu gedenken. 
Das Charakteriſtiſche der iriſchen Politik aber iſt die gegen England 
gerichtete Tendenz, wie denn, um ein Beiſpiel anzuführen, gegen den 
jetzt bis auf die Sanktion durch den Senat perfekt gewordenen engliſch 
amerikaniſchen Schiedsvertrag auf das leidenſchaftlichſte agitiert worden 
iſt. Die Iren haben nun zwar in dieſer Frage eine Niederlage erlitten, 
aber der eigentliche Zweck ihrer Agitation war auch nicht der Schieds— 
vertrag an ſich, ſondern die unverblümt ausgeſprochene Abſicht, unter 
allen Umſtänden den Abſchluß einer engliſch-amerikaniſchen Allianz 
zu verhindern, wie ſie durch die von London her beeinflußten Blätter 
vertreten wird. Daß in Amerika ſelbſt Staatsmänner von Bedeutung 
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für dieſen Gedanken eintreten, haben wir nicht konſtatieren können, 
auch würde es nicht den, einer formellen Allianz widerſtrebenden, poli— 
tiſchen Überlieferungen der Vereinigten Stagetn entſprechen. Im 
gegenwärtigen Zeitpunkt, da die Vorbereitung zu den Präſidentſchafts— 
wahlen alles Intereſſe in Anſpruch nimmt, iſt nicht daran zu denken, 
daß ein allen Inſtinkten der Iren zuwiderlaufender Schritt von ſolcher 
Tragweite auch nur verſucht werden könnte. Ein Verdienſt, das die 
Iren ſich erworben haben, iſt zweifellos, daß ſie die Alleinherrſchaft 
durchbrochen haben, die bisher in allen Fragen auswärtiger Politik 
der deutſchfeindlichen engliſchen Preſſe gehörte. Das vornehmſte Organ 
der Iren, der „Gaelie American“, iſt eine mit ungewöhnlichem Geſchick 
redigierte Wochenſchrift, die ihre Korreſpondenten überall da hat, wo 
ſich die Spuren einer antiengliſchen Bewegung zeigen. Eine raſche 
Überſicht über den Inhalt der letzteingelaufenen Nummer des „Gaelie 
American“ (vom 28. März) läßt dieſe Richtung draſtiſch genug erkennen: 
Leitartikel: die Rede O'Neill Ryans aus St. Louis, gehalten in 
Chicago am Patriestage, führt aus, daß England niemals freiwillig 
den Iren eine eigene Legislatur gewähren werde, und tritt für eine 
iriſche Republik als politiſches Ideal ein. Es folgt eine Reihe von 
Artikeln gegen den engliſch-amerikaniſchen Schiedsvertrag. Ar— 
tikel: engliſche Freundſchaft, verſpottet die vom Bankier A. P. Hepburn 
bei ſeiner Rückkehr aus Europa in New Vork aufgeſtellte Behauptung, 
daß das kontinentale Europa den Vereinigten Staaten feindlich geſinnt, 
der einzige Freund aber England ſei. Bericht über den Vortrag 
eines indiſchen Patrioten, Barakatullah über John Morleys Verwaltung 
in Indien, die als heuchleriſch und unhaltbar gezeichnet wird. Artikel 
über Pflege der keltiſchen Sprache und ſpezifiſch iriſche Intereſſen. 
Bericht über ein Meeting zu Ehren Paul Krügers, Nekrolog des 
Kommandanten Trichard, Führers der Transvaal-Artillerie. Wider— 
legung der Argumente, die von den Freunden eines Vertrages mit 
England vorgebracht werden. Betrachtung über die Auflöſung des 
britiſchen Weltreichs, was an Auſtralien und Südafrika exemplifiziert 
wird. Polemik gegen die „Times“ und gegen tendenziöſes Verherrlichen 
Englands in amerikaniſchen Schulen. Bericht über eine Konferenz der 
„Sin Fein“ und über die „Gaelie League“ in Irland, die von Amerika 
aus unterſtützt wird uſw. Durch alle Nummern der „Gaelie American“, 
die uns zu Geſicht gekommen find, geht die Polemik gegen das engliſch— 
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japanische Bündnis, wozu die Rede Sir Wilfried Lauriers, die von der 
Möglichkeit ſprach, daß japaniſche Schiffe dereinſt Vancouver ſchützen 
könnten, neuen Stoff geliefert hat. Deutſchland gegenüber iſt die Hal— 
tung der Iren freundſchaftlich, wie es denn ſcheint, daß ſeit einiger Zeit 
die Deutſch-Amerikaner mit den Iren Hand in Hand gehen. Aber die 
letzteren ſind einheitlicher und feſter organiſiert und ſtehen auch in der 
großen Wahlkampagne geſchloſſener beiſammen. Nun liegt es uns ſehr 
fern, die Bedeutung dieſer Tatſachen zu überſchätzen; ſie zu unterſchätzen, 
iſt aber gewiß ein Fehler, und daß ſie ſich totſchweigen laſſen, wie es 
die engliſche Preſſe zu tun verſucht, glauben wir ebenfalls nicht. Dieſe 
iriſche Bewegung wächſt unzweifelhaft, und wie in Amerika wird man 
ſchließlich auch in England mit ihr rechnen müſſen. Bei der großen 
Einmütigkeit aber, mit der die geſamte Tagespreſſe Englands an dieſer 
Seite der iriſchen Frage vorübergeht, wird man allerdings an ein parti 
pris glauben müſſen, wie es uns ja auch in den marokkaniſchen Ange— 
legenheiten und in den ſüdafrikaniſchen entgegentritt. Die ſehr zahl— 
reiche engliſche Kolonie in Marokko, die noch mehr als unſere Lands— 
leute durch die „Pazifikationspolitik“ Frankreichs leidet, kommt in 
England nicht zu Wort, und ebenſo verbeißt man in England die Auße— 
rungen der Sorge, welche die letzten parlamentariſchen Erfolge des 
Afrikanderelementes in Transvaal und in der Kapkolonie wachgerufen 
haben. Nur gelegentlich kommt das zum Ausdruck. Die „National 
Review“ (die übrigens mehr als je ihre Verhetzungskampagne gegen 
Deutſchland fortſetzt) bringt in ihrem Aprilheft einen überaus anziehenden 
Reiſebericht von A. Rambler „a little tour in South Africa“. Der 
Artikel iſt undatiert, aber die Reiſe muß Ende Februar 1907 ſtattge— 
funden haben. Mr. Rambler war zugegen, als Lord Selborne das 
erſte Burenminiſterium dem Parlament von Transvaal vorſtellte. Lord 
Selbourne wandte ſich, nachdem er dem ſcheidenden engliſchen Mini— 
ſterium gedankt hatte, der neuen „Kollektion von Miniſtern“ zu 
und ſagte: 

„Ich ernenne General Botha zu meinem Prime Miniſter“ und 
reichte ihm eine Pergamentrolle mit ſo freundlichem und würdevollem 
Geſicht, als ob die Wahl dieſes „Dutſch“ ihm angenehm und ſeine eigene 
Wahl wäre. Botha ſprang auf, worauf alle „Dutſchen“ ſich erhoben 
und Beifall riefen (huzzaed), wir Engländer aber ſaßen ſchweigend 
und ingrimmig. Danach verlas ein Beamter den Treueid, „die Ehre 
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der allerdurchlauchtigſten Majeſtät des Königs und ſeines Landes für 
immer aufrecht zu erhalten“, und General Botha erhob ſeinen rechten 
Arm und ſagte mit feſter vernehmlicher Stimme: „ich ſchwöre“. Dieſe 
Zeremonie wurde fortgeſetzt, bis jeder Miniſter geſchworen hatte. Smuts 
folgte und dann ein großer Afrikander, Mr. H. C. Hall, der Kolonial- 
Finanzminiſter, der den Eid in engliſcher Weiſe leiſtete, ohne den Arm 
zu heben. Darauf Johann Riſſik, ein flinker, kleiner Dutſchmann, und 
Mr. Japie de Villiers, ein beliebter dutſcher Advokat, und zuletzt Mr. 
E. P. Salomon, politiſch nominell ein Engländer, dem es in ſeiner 
zweideutigen Stellung etwas unbehaglich zu ſein ſchien. So wurde 
das Burenminiſterium eingeſchworen, und ſo übernahm es wieder die 
Macht. Der Platz draußen war gedrängt voll, als wir hinaustraten, 
Lord Selbourne erhielt nur wenige Beifallsrufe, als er fortfuhr, aller 
Enthuſiasmus wurde für die beiden Helden des Tages reſerviert. Wir 
warteten eine Zeitlang auf den Stufen des Parlamentshauſes und 
beobachteten die Buren, die den Wagen umringten, in dem Botha und 
Smuts ſaßen, lachend und grüßend, als ſie frenetiſcher Jubel empfing. 
Es war der Höhepunkt ihres Lebens. Die kleinen Gruppen der Eng— 
länder ſtanden ſchweigend beiſeite, mit ihnen wir, und die Überzeugung 
kam über uns, daß unſere Tage allerdings vorüber ſind. Wir waren 
Fremde und der Krieg iſt umſonſt geführt worden. Es war ein bitterer 
Augenblick, und wenn er für zwei gewöhnliche engliſche Reiſende bitter 
war, unendlich viel bitterer mußte er für diejenigen ſein, die all ihre 
Energie, all ihre Hoffnung auf Südafrika geſetzt hatten — die Hoffnung 
und die Energie eines Lebens.“ 

Man kann dieſe Empfindungen eines Engländers wohl verſtehen, 
aber um wie vieles bitterer wären wohl die Gedanken Mr. Ramblers 
geweſen, wenn er, kaum ein Jahr ſpäter, zugegen geweſen wäre, da 
in Kapſtadt Dr Jameſon ſeinen Miniſterſeſſel ebenfalls einem Dutſch— 
mann (Merriman) abtreten mußte. Es iſt eine furchtbare Nemeſis, 
die hier waltet und die Lage für England dadurch beſonders erſchwert, 
daß der unaufhaltſame Sieg der holländiſchen Afrikander auf der Grund— 
lage der nicht zu widerrufenden engliſchen Kolonialverfaſſung ſich 
vollzieht. Das Werkzeug dieſer Nemeſis, der Premierminiſter Campbell— 
Bannerman, liegt heute ſchwer krank darnieder. Es ſteht bereits feſt, 
daß Asquith ſein Nachfolger wird, iſt aber noch zweifelhaft, ob er 
das Finanzminiſterium beibehält. Aller Wahrſcheinlichkeit nach wird 


mehr Leben in die Politik des liberalen Kabinetts kommen. An feiner 
Haltung in auswärtigen Angelegenheiten aber ändert ſich gewiß nichts. 
Sir Edward Grey wird nach wie vor die Wege gehen, die er ſeit ſeinem 
Amtsantritt gegangen iſt, d. h. die Politik Lord Lansdownes oder viel— 
mehr die Politik König Eduards fortſetzen. Der Kernpunkt dieſer Politik 
iſt heute mehr als je die „Entente“ mit Frankreich, die weit mehr als 
die ruſſiſch-franzöſiſchen Beziehungen den Charakter einer „Allianz“ 
angenommen hat und, wie es ſcheint, allerdings die Tendenz verfolgt, 
in eine ruſſiſch-franzöſiſch-engliſche Tripelallianz für Europa auszu— 
münden. Der franzöſiſch-polniſche Hiſtoriker Waliszewski hat ſich in 
einem ſeiner Briefe an die „Nowoje Wremja“ ſo lebhaft für dieſe Kom— 
bination ausgeſprochen, daß ſie ihm faſt wie eine Realität erſcheint. 

„Europa — ſagt er — ſteht an der Schwelle wichtiger Ereigniſſe. 
Schon laſſen ſich deutlich zwei Lager erkennen: auf der einen Seite 
Deutſchland, auf der anderen England. Schon werden die Kämpen 
geſammelt, die hier oder dort figurieren ſollen. Werdet ihr euch einem 
ſolchen Ruf verſagen können? Vor einigen Jahren noch war es mög— 
lich. Das Bündnis mit Frankreich war nur ein Aſſekuranzvertrag und 
verpflichtete Rußland wenig, wenigſtens konnte es die eingegangenen 
Verbindlichkeiten ins Unbeſtimmte hinausſchieben. Beim erſten Rollen 
des im fernen Oſten aufſteigenden Gewitters warf eure Bundesfreundin 
ſich in die Arme ihres nördlichen Nachbars. Auchhe ute muß Frank— 
eich ich der kriegeriſchen Loſung fügen, die von 
jenſeit des Kanals ausgegeben wird. Was werdet 
ihr tun, wenn der Aufruf ertönt? Auf weſſen Seite werdet ihr treten? 
Ihr glaubt, ihr werdet eure Neutralität erklären. Meint ihr denn, daß 
ihr in der Lage ſein werdet, es zu tun? Vor 8 Tagen wurde auf einem 
diplomatiſchen Abende bei mir eine Hypotheſe erwogen, die euch nicht 
unwahrſcheinlich fein wird: ein Aufſtand der weſtlichen (1) preußiſchen 
Provinzen, der mit einem auswärtigen Kriege Deutſchlands zuſammen— 
fällt. Dieſe Hypotheſe war ſo leicht vorherzuſehen, daß ſie in den Zu— 
ſammenhang des von euch unterſchriebenen Vertrages fällt. Werdet 
ihr euch von ihm im entſcheidenden Augenblicke losſagen? Als Hiſtoriker 
kenne ich den Wert von Verträgen und gebe die Möglichkeit zu. Hier 
aber handelt es ſich nicht um einen Vertrag! In dem Konflikt, der ſich 
vorbereitet, hat die Tinte von Protokollen nur geringe Bedeutung. 
Es wird eine Frage entſchieden werden, an der ihr wohl oder übel teil— 
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nehmen müßt, weil ſie eure Lebensintereſſen trifft, und weil ihr einen 
Selbſtmord begeht, wenn ihr euch der Rolle entzieht, die euch gehört. 
Ihr habt es ja verſtanden, als ihr einen Slavenkongreß berieft, der 
eine Kriegsmuſterung ſein ſoll im Hinblick auf den drohend anrückenden 
Germanismus.“ 

Man wird Herrn Waliszewski eine außergewöhnlich reiche Phan— 
taſie gern zuerkennen, ſie ſpricht ja aus all ſeinen Büchern, daß er aber 
einen Aufſtand unſerer Weſtprovinzen ankündigt, iſt wohl die erſtaun— 
lichſte ſeiner Leiſtungen. Wir glaubten zunächſt uns verleſen zu haben 
und hätten uns nicht gewundert, wenn er mit einem polniſchen Auf— 
ſtande gedroht hätte, aber den ſchließt er wohl ohnehin in die Reihe 
der Konſequenzen ein, die die große Heerſchau des Slavenkongreſſes 
nach ſich ziehen muß. Aber der Aufſtand im Elſaß und in Lothringen, 
die er doch wohl meint, iſt ſein Eigentum, das hat vor ihm noch niemand 
gedacht und geſagt! Natürlich iſt das Waſſer auf die Mühle der ruſſi— 
ſchen Chauviniſten, die wie der „Golos Moskwy“ vom 20. März von 
der „zuſammengefaßten Energie Englands, Frankreichs, Italiens und 
Rußlands“ träumen und ihr Kampfesfeld im nahen Orient bereits 
gefunden haben. 

Nun ſchätzen wir die Aktionsfähigkeit Rußlands vorläufig recht 
gering ein, ſchon weil die Ruhe, die heute eingetreten iſt, mehr Schein 
als Wirklichkeit iſt und namentlich aus den Kreiſen der bäuerlichen 
Bevölkerung, die ſyſtematiſch von den Sozialrevolutionären bearbeitet 
wird, böſe Überraſchungen drohen, auch trotz aller Verhaftungen und 
Exekutionen die revolutionären Organiſationen ungemindert fort— 
beſtehen und ihrer Stunde harren. Was man vernichtet hat, ſind die 
außerhalb der Organiſation ſtehenden ungeduldigen Elemente; die 
kalten Fanatiker ſind weder bekehrt noch entmutigt, und es iſt uns frag— 
lich, ob nicht gerade ſie es ſind, die auf ein neues Abenteuer hinarbeiten, 
um das begonnene Zerſtörungswerk wieder aufnehmen zu können. 
Die Hartnäckigkeit, mit der die notoriſch falſchen Nachrichten von aggreſ— 
ſiven Abſichten der Türkei gegen den Kaukaſus verbreitet werden, ſpricht 
für unſere Annahme. Daß die ruſſiſche Regierung aber jetzt ſich mit 
kriegeriſchen Abſichten tragen ſollte, darf man wohl kurzweg als Nonſens 
bezeichnen. Daran iſt nicht zu denken. Sie arbeitet diplomatiſch mit 
früherem und zukünftigem Preſtige und es liegt im Intereſſe Englands 
und Frankreichs, dieſes Preſtige möglichſt hoch einzuſchätzen. In Frank— 
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reich ſelbſt aber denkt man ebenſo wenig daran, ſich zu den marokkani— 
ſchen Schwierigkeiten noch einen Kontinentalkrieg auf den Hals zu 
laden. Gegen die Behauptung Waliszewskis, daß Frankreich, wenn 
England will, Krieg führen muß, würde ganz Frankreich proteſtieren, 
„opinion francaise — aàssoiffée de calme et de paix“, wie kürzlich 
eine franzöſiſche Wochenſchrift ſagte. Wir glauben aber, daß dieſe Auße— 
rung der Wirklichkeit entſpricht, und daß es keine populärere Politik 
gäbe, als die, welche calme et paix in Wirklichkeit bringen wollte. 
Aus den Zeitungen ein richtiges Bild von der Meinung der Fran— 
zoſen über den Gang der marokkaniſchen Politik des Kabinetts zu ge— 
winnen, iſt faſt unmöglich. Es gilt als unpatriotiſch, nicht alle offiziellen 
Meldungen aus Marokko als bare Münze und alle Verſicherungen des 
Miniſteriums als ſichere Zukunftsprognoſen zu betrachten. Auch die 
Skepſis der großen Monatsſchriften, der „Revue des deux mondes“ 
und der „Revue“ iſt zurückhaltend, aber es ſcheint uns doch, daß man 
je früher je lieber die Botſchaft hören würde, daß die franzöſiſchen 
Truppen nach Frankreich zurückgerufen ſeien. Statt deſſen werden 
Verſtärkungen auf Verſtärkungen hinüber geſchafft, jetzt ſollen es nach 
Angaben der Regierung 16 000 Mann ſein. Ein Ende aber iſt durchaus 
nicht abzuſehen. Die Verhandlungen in der franzöſiſchen Kammer am 
31. März waren in dieſer Hinſicht beſonders lehrreich. Wir haben den 
ſtenographiſchen Bericht zur Hand genommen, um des Wortlauts der 
Rede Pichons recht ſicher zu ſein, und darin den folgen den erſtaunlichen 
Satz gefunden: „Indem wir uns ſtets durch die Akte von Algeciras 
decken, uns ſtets mit ihrem Geiſte erfüllen, da der Buchſtabe zuweilen 
unzureichend iſt, handeln wir, nicht nur auf unſer eigenes Recht fußend, 
für unſer beſonderes Intereſſe, ſondern als Mandatar Europas.“ Und 
weiter heißt es: „Die finanzielle Verantwortlichkeit der marokkaniſchen 
Regierung iſt ebenſo feſtgelegt, wie ihre politiſche Verantwortlichkeit.“ 
Dieſer Auffaſſung iſt doch mit Entſchiedenheit zu widerſprechen. 
Frankreich hat kein anderes Mandat von Europa erhalten, als den 
Marokkanern bei der Organiſation der Polizei in beſtimmten Hafen— 
plätzen behilflich zu ſein. Das iſt der Buchſtabe und iſt auch der Geiſt 
der Akte von Algeciras. Niemand hat Frankreich ein Mandat gegeben, 
Strafexpeditionen tief landeinwärts zu unternehemen und die Ruhe 
und Ordnung in ganz Marokko herzuſtellen. Das iſt eine unlösbare 
Aufgabe. Von Marokko gilt, was ein Sprichwort der Polen ſagte: 
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„Polen wird durch Unordnung aufrechterhalten.“ Der franzöſiſche 
Ordnungsbegriff paßt in dieſes Land nicht hinein, und niemand wird 
beſtreiten können, daß alles im Lande ſchlimmer geworden iſt, ſeit 
Frankreich „Ordnung“ ſchafft. Das ſchlimmſte Prognoſtikon für die 
Zukunft Marokkos iſt aber jene „responsabilité financière“, die Herr 
Pichon der marokkaniſchen Regierung aufbürdet, denn je ungeſchickter 
die Franzoſen operieren, je länger ſie infolgedeſſen in Marokko bleiben, 
um ſo gewaltiger wachſen die Koſten an, auf die es Anſpruch zu erheben 
gewillt ſcheint. Iſt einmal die Summe auf 100 und mehr Millionen 
Francs angewachſen, und wie bald kann das geſchehen, wenn Frank— 
reich mit ſeinen Truppenſendungen fortfährt, ſo gerät Marokko in eine 
pekuniäre Knechtſchaft, an der die durch die Akte von Algeciras garan— 
tierte Unabhängigkeit des Landes zugrunde gehen muß. Ein halb 
nomadiſcher Staat kann ſolche Laſten nicht tragen, und eben weil es 
über ſeine Kräfte geht, wächſt die Wahrſcheinlichkeit, daß die pacification 
in eine guerre à outrance ausmünden wird. Das iſt weder der Buch— 
ſtabe, noch der Geiſt der Akte von Algeciras. 

Am 30. und 31. März ſind die endloſen Verhandlungen über die 
Amneſtie in der franzöſiſchen Kammer zum Abſchluß geführt worden. 
Am 2. April wurde das Geſetz perfekt. Amneſtiert wurden Vergehungen 
gegen die geſetzlichen Beſtimmungen über Preſſe, Verſammlungen, 
Jagd, Fiſcherei, Polizei, die Ausſchreitungen in Südfrankreich zur Zeit 
des Winzeraufſtandes, Streikexzeſſe und dergleichen. Das Amendement 
Sembat, das auch eine Amneſtierung der Antimilitariſten beantragte, 
wurde mit 460 gegen 73 Stimmen abgelehnt. Ein Zeichen, daß der 
Block entſchloſſen iſt, noch nicht vor den Konſequenzen des Sozialismus 
abzudanken. Der praktiſche Antimilitarismus macht ſich übrigens in 
der Zunahme der Deſertionen geltend. Der Kriegsminiſter Picquart 
hat darüber die folgenden wenig erbaulichen Ziffern mitgeteilt: 1904 
gab es 7016 Dejertionen, 1905 bereits 10 181, im Jahre 1906 ſtieg die 
Zahl auf 13 508 und 1907 waren es 14267! Wir glauben nicht, daß 
dieſe Zahlen in irgend einem anderen Staate erreicht werden. 

Aus dem fernen Oſten liegt der Bericht über eine Rede des 
Grafen Hayaſhi (Miniſter des Auswärtigen) über die auswärtige Politik 
Japans vor. Der Miniſter ging von der „Tatſu-Maru“-Affäre aus. 
Er legte den Verlauf des Streites dar und ſagte, daß der vollſtändige Be— 
richt im Auswärtigen Amt noch nicht eingelaufen ſei. Er wolle aber nach— 
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drücklich betonen, daß die chineſiſche Zentralregierung ſich Japan gegen— 
über freundſchaftlich verhalten habe und durch Gewährung voller Satis— 
faktion zeige, daß ſie auch ferner freundſchaftliche Beziehungen aufrecht 
erhalten wolle. 

Was die Beſchlagnahme des japaniſchen Fiſchereiſchiffes „Kaju 
Maru“ in der Nähe von St. Paul durch die Amerikaner betreffe, ſo 
ſchwebten darüber Verhandlungen, und es wäre verfrüht, Mitteilungen 
zu machen. In betreff der Kwantogrenze ſagte Hayaſhi, daß dies ein 
alter Streitpunkt zwiſchen Korea und China ſei und die Verhandlungen 
darüber langwierig ſein würden. Bisher ſei die Grenze noch nicht feſt— 
geſetzt. Auch daß Chineſen ſich gewaltſam mit Hilfe von Truppen in 
Beſitz einer Mine von Kwanto geſetzt hätten, ſei zur Grenzfrage gezogen 
worden und werde ſich mit ihr erledigen. Endlich ſprach er von der 
angeblichen antijapaniſchen Stimmung der chineſiſchen Zentralgebiete. 
Er, Hayaſhi, habe auch nicht das geringſte Anzeichen davon entdecken 
können. China ſei ein ſehr großes Reich mit Millionen von Menſchen, 
von denen wahrſcheinlich einige eine Abneigung gegen Japan hätten. 
Wie aber ſolle man ein ganzes Volk beeinfluſſen, das liege nicht im Be— 
reich der Aufgaben des Auswärtigen Amtes. Die Zeit werde beweiſen, 
daß Japan von den beſten Geſinnungen für ſeinen Nachbar erfüllt ſei. 

Der japaniſche Reichstag iſt damit geſchloſſen worden. Im Mai 
finden die allgemeinen Wahlen ſtatt und im Dezember tritt dann der 
Reichstag wieder in Tokio zuſammen. Bis dahin muß die allgemeine 
Lage im fernen Oſten ſich weſentlich geklärt haben. Graf Hayaſhi aber 
hat eine Reihe ſchwieriger Fragen nicht berührt, unter denen wir der 
mandſchuriſchen die größte Wichtigkeit beilegen. Sie erregt auch in 
Rußland ſteigende Aufmerkſamkeit und wird von amerikaniſcher Seite 
ſehr nachdrücklich angefaßt. Es handelt ſich um die tatſächliche Durch— 
führung des Prinzips der offenen Tür, das von japaniſcher Seite in 
ſein Gegenteil verwandelt worden iſt. 

Die Botſchaft des Präſidenten Rooſevelt vom 25. März hat dieſe 
Frage und überhaupt Probleme der auswärtigen Politik nicht berührt. 


10. April 1908. Botſchaft des Präfidenten Rooſevelts gegen den Anarchismus, 
11. April. Unterzeichnung der ruſſiſch-japaniſchen Grenzrichtung in Sachalin. 
12. April. Beſuch des Fürſten Bülow bei Tittoni in Rom. 
Ermordung des Statthalters von Galizien, Grafen Potocki. 
13. April. Audienz des Fürſten Bülow bei König Viktor Emanuel. 
Auflöſung der ſerbiſchen Skupſchtina. 


15. April 1908. 

Die Rekonſtruktion des liberalen Kabinetts nach Campbell-Banner— 
mans Ausſcheiden iſt erfolgt, wie allgemein vorausgeſetzt wurde. Die 
Leitung des Kabinetts und der Partei hat Mr. Asquith übernommen, 
Lloyd George die Finanzen, während — was wir als erfreulich be— 
zeichnen — Lord Tweedmouth Lordpräſident des Geheimen Rats 
geworden iſt und in ſeiner früheren Stellung als erſter Lord der Ad— 
miralität von Mestenna erjeßt worden iſt. Die Tatſache, daß Morley 
in das Oberhaus übergeht, erinnert uns an eine Epiſode in der Ge— 
ſchichte der liberalen Partei, die ſich im Sommer 1901 abſpielte und 
deren Helden Mr. Morley und Mr. Asquith waren. Sie iſt auch heute 
noch lehrreich. Damals, im Juli 1901, war der Ausgang des Kampfes 
mit den Buren noch keineswegs entſchieden, und in den Reihen der 
Oppoſition die Sympathien für die um ihre Selbſtändigkeit kämpfenden 
Männer von Transvaal und vom Oranjefreiſtaat überaus lebendig. 
Die Partei war jedoch nicht einheitlich geſchloſſen, und gerade über 
der Frage des ſüdafrikaniſchen Krieges gingen die Meinungen ausein— 
ander, aber man war bemüht, nach außen hin dieſe tiefen Gegenſätze 
zu verkleiden. Auf einem Diner, das zu Ehren Campbell-Bannermans 
im Holbornreſtaurant gegeben wurde, an dem aber auch Mr. Asquith 
teilnahm, hielt John Morley eine im Programm nicht vorgeſehene 
Rede, in welcher er die Buren feierte und ihre Gegner leidenſchaftlich 
angriff. Asquith, der zu den imperialiſtiſch geſinnten Liberalen ebenſo 
gehörte wie Sir Edward Grey, hob den Handſchuh auf und warf ihn, 
wie Henry W. Lucy in ſeinen ebenſo amüſanten wie lehrreichen Apereus 
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über das Parlament in der Ara Balfour ſagt, dem Gegner kräftig ins 
Geſicht. 

Die Folge war, daß die Anhänger von Asquith ihm nun ihrerſeits 
ein Feſtmahl im Hotel Cecil gaben und damit der Zwieſpalt in der 
Partei, der bis dahin wie ein Geheimnis gehütet wurde, zu einer offen— 
kundigen Tatſache ward. Sir William Harcourt, der damalige Leiter 
der Partei, war nicht ſtark genug, ſie zuſammenzuhalten, und es fehlte 
an einer überwiegenden einigenden Potenz, wie Gladſtone es ſolange 
geweſen war. Was die Partei an ihm verloren hatte, drückte, gleich 
zu Anfang des dritten Miniſteriums Salisbury, Lord Roſebery ſehr 
draſtiſch folgendermaßen aus: Wenn man über die Bänke der Oppo— 
ſition auch nur ein Paar alte Beinkleider Gladſtones werfen wollte, 
würde die Regierung in 8 Tagen geſtürzt ſein! („I they only threw 
over the Opposition Bench one old pair of Mr. Gladstones trousers, 
this Government would be out in a week.“) 

Die Imperialiſten unter den Liberalen ſind nun unter Mr. Asquith 
definitiv ans Ruder gelangt, nachdem ſchon vorher Campbell-Bannerman 
durch die Wahl Sir Edward Greys ihnen das Feld des Auswärtigen 
ſo ziemlich frei gegeben hatte. Die Tatſache iſt ohne Zweifel ſehr be 
deutſam. Sie ſtärkt die Stellung des Miniſteriums der Oppoſition 
gegenüber, und läßt nach außen hin ein noch rückſichtsloſeres Vertreten 
der engliſchen Intereſſen erwarten. Auch ſcheint es allerdings notwendig, 
daß England den weiter ab liegenden Gliedern ſeines Weltreiches ſchärfſte 
Aufmerkſamkeit zuwendet, denn es gärt im Grunde überall. Zwar 
ſind die Engländer mit Recht durch den Ausgang zufriedengeſtellt, den 
die Expedition gegen die Zakha Khels tief in den Himalaja hinein, 
genommen hat. Noch niemals hat, dank der Vorſicht des Hauptquartiers 
in Kalkutta und der Energie Sir James Willcocks im Felde, England 
eine ſchwierige Expedition mit geringeren Koſten und geringeren Ver 
luſten durchgeführt. Der offizielle Bericht weiſt darauf hin, daß hier 
zum erſten Male die Früchte der von Lord Kitchener geſchaffenen Organi 
ſation ſich geltend machten. Nur drei Brigaden wurden in Bewegung 
geſetzt und Sir James drang ſo überraſchend vor, daß er den Feind 
zerſtreute, bevor er ſich hatte ſammeln können und nach großen Ver 
luſten ſich unterwerfen mußte. „Das Verhalten der Truppen — heißt 
es in dieſem Bericht — war über alles Lob erhaben und die Leiſtung 
des Generalſtabes zeigte einen hohen Grad von Vollkommenheit.“ Die 
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Nachrichten werden beruhigend wirken und die Sorgen mindern, welche 
die erſichtlich zunehmende revolutionäre Stimmung in Indien erregt. 

Die „New York Preß“ vom 20. Februar jagt, wie wir dem eben 
eingetroffenen „Eaſtern-World“ entnehmen, daß die britiſche Regierung 
Nachricht erhalten habe, daß Waffen, Feldgeſchütze und Munition aus 
New York und Philadelphia heimlich nach Indien geſchafft würden, 
ebenſo Bomben, mit denen Regierungsgebäude in die Luft geſprengt 
werden ſollen. Auf Anfrage der britiſchen Regierung ſeien in den Ver— 
einigten Staaten Nachforſchungen angeſtellt worden und dieſe hätten 
ergeben, daß viele hunderttauſend Dollars von reichen Indiern gewiſſen 
amerikaniſchen Firmen zugegangen ſeien. Unzweifelhaft ſei ſeit den 
Tagen des Sepoy-Aufſtandes in Indien das Volk den Engländern nie 
feindſeliger geweſen, und daß die engliſche Regierung mit dieſer Tat— 
ſache rechne, zeige die Entſendung ſchottiſcher Aufſeher (Yard men), 
Vertreter der indiſchen Regierung und indiſcher Spione nach New 
Vork, um die dort lebenden Hindus zu beaufſichtigen. Es ſeien zum 
Teil Hindus aus hohen Kaſten, die aus Indien nach New Vork flüchteten, 
andere ſeien nach Beratung mit dem Haupt der Organiſation nach 
Indien zurückgekehrt. Am größten ſei die Erregung in Punjab, Bengalen 
und Aſſam, das Hauptquartier ſei Lahore, in Kalkutta ſei es am tätigiten. 
„Die Revolutionäre haben heute in Indien 100 000 Mauſergewehre 
verborgen, mit Munition und allem Zubehör“, ſagte ein Inder aus 
dem Oſten, ſo daß ſie ſchnell handeln können, wenn es nötig wird. Dieſer 
Mann billigte das keineswegs, denn er war überzeugt, daß die Inder 
unterliegen würden, wie 1857. 

„Sie haben die Flinten als Nähmaſchinen und die Munition als 
kondenſierte Milch eingeführt. Dieſe Ware ging erſt nach Italien, wurde 
von dort nach Perſien geſchafft und dann nach Indien geſchmuggelt. 
Jetzt ſind noch mehr Waffen und Munition unterwegs. Die Verladungen 
haben vor 4 Wochen ſtattgefunden. Die Hindus haben Leute ausfindig 
gemacht, die ihnen die Bomben anfertigen. Sie haben das alles auf— 
geſpeichert, und die Erhebung kann nach ſechs Monaten oder nach vielen 
Jahren erfolgen. Indiſche Fürſten legen alljährlich Geld zurück, denn 
ſie hoffen auf volle Selbſtändigkeit. Sie wollen Geld zur Hand haben, 
um Hilfstruppen im Fall eines Aufſtandes zu ſenden. Sie ſind ent— 
ſchloſſen, die britiſchen Soldaten aus dem Lande zu treiben und ſich 
ein eigenes Regiment zu begründen.“ 


Die „New York Preß führt“ nun aus, daß in den Vereinigten 
Staaten die Verſchiffung von Gütern unter falſcher Angabe ſtraffällig 
ſei, daß die „Society fort Advancement of India“ in New York jeden 
Zuſammenhang mit den Revolutionären beſtreite, daß aber ihr Präſident 
Myron H. Phelps, ein Anwalt, zugebe, daß die Erregung in Indien 
groß ſei. Seine Geſellſchaft ſei jedoch nur intereſſiert, die Bildung der 
Inder zu heben und ſie in Zeiten der Hungersnot zu unterſtützen. 

„Die Erbitterung — ſagte er — wächſt von Tag zu Tage in Indien, 
und wenn die britiſche Regierung nicht verſöhnlicher wird, ſoll es mich 
nicht wundern, wenn eine Revolution ausbricht. Je mehr die Auf— 
klärung des Volkes in Indien wächſt, um ſo mehr Anteil verlangt es 
am Regiment, aber dieſe Bitten werden abgelehnt. Jetzt hat die Polizei 
das Recht erhalten, Verſammlungen von 20 und mehr Perſonen auf— 
zulöſen. Nur wenige Amerikaner kennen die wahre Lage in Indien, 
die entſetzliche Armut und die Leiden von mehr als 300 Millionen Men— 
ſchen. Dieſe Millionen haben ein durchſchnittliches Jahreseinkommen 
von 6 Dollar auf den Kopf. Es heißt, daß ein Viertel von ihnen nie 
gewußt hat, was es heißt, nicht hungrig ſein. Armut und Hunger haben 
im letzten Jahrhundert ſo ſehr zugenommen, daß eine tieferliegende, 
beſondere Urſache vorhanden ſein muß. Zwiſchen 1800 und 1850 gab 
es 9 Hungerjahre, in den folgenden 25 Jahren 6, im letzten Viertel— 
jahrhundert nicht weniger als 19. Der Hunger iſt jetzt chroniſch in Indien 
geworden, das iſt die normale Lage des Landes. Der Hunger iſt aber 
nicht Folge mangelnder Nahrung, denn Indien hat ohne jede Unter— 
brechung Nahrungsmittel ausgeführt. Jetzt ſteht eine neue Hungersnot 
bevor, weil zwei Mißernten ſtattfanden und es mögen Millionen 
ſterben.“ 

Die „New York Preß“ hat dann noch den britiſchen Konſul befragt 
„einen hervorragenden in Indien geborenen Mann“, und der gab 
andere Auskunft. Er gebe zu, daß etwas wie eine Verſchwörung beſtehe, 
aber was die Leute wollten, ſei unſinnig. Im Augenblick, da die eng— 
liſche Armee abziehe, werde es einen blutigen Bürgerkrieg geben. Das 
Land ſei niemals ſo gut regiert worden wie jetzt. Es ſtürben zwar viele, 
aber doch weniger als früher, nur würden jetzt durch Telegraph und 
Kabel die Tatſachen ſchneller bekannt; die Regierung gebe alljährlich 
40 Millionen Pfund für Indien aus und dieſes Geld werde in Hunger— 
jahren gebraucht, das Volk zu ernähren. Das Unglück ſei aber, daß die 
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Leute Hungers ſterben, obgleich ſie Nahrung genug haben. Viele von 
ihnen eſſen aus religiöſen Gründen nur Reis. Gibt es eine Mißernte 
an Reis, ſo kann man ihnen Hühner, Fleiſch, Brot oder was ſonſt immer 
geben, ſie ſterben lieber als davon zu eſſen. 

Das iſt wohl etwas einſeitig erklärt und dürfte auf Widerſpruch 
ſtoßen. Denn wenn wir auch nicht verkennen, daß England viel für 
Indien getan hat, ſo hat es ihm doch auch viel genommen, und gewiß 
hat die „New York Preß“ recht, wenn ſie auf die Wirkung hinweiſt, 
welche die japaniſchen Siege auf alle aſiatiſchen Völker gehabt haben. 
Gilt doch dasſelbe auch von Agypten, wo von einem wirklichen Not- 
ſtand der Bevölkerung kaum die Rede ſein kann und doch der Ruf nach 
Beſeitigung der engliſchen Fremdherrſchaft immer lauter wird. Es 
läßt ſich kaum mehr verkennen, daß alle dieſe Untertanen und Vaſallen— 
ſchaften zudem durch den Kriegslärm aufgeregt werden, den der allen 
bekannte Teil der engliſchen Preſſe ſeit Jahr und Tag unermüdlich 
erhebt, ſo daß ſich die Vorſtellung von einer großen bevorſtehenden 
europäiſchen Konflagration in Aſien und Afrika feſtgeſetzt hat. Auf 
dieſen Tag rechnet man in Indien wie in Agypten und wo ſonſt immer 
die engliſche Herrſchaft unwillig getragen wird. Bis dahin hält die 
Ungeduld zurück, dann aber wollen ſie nicht länger warten. Das geht 
aus allem hervor, was wir ſeit den Siegen Japans aus der Welt, die 
nicht weiß iſt, hören. 

Offenbar hat die bereits mehrfach erwähnte Rede Sir Wilfried 
Lauriers, des Premierminiſters von Kanada (28. Januar 1908) weſent— 
lich dazu beigetragen, das Gefühl allgemeiner Unſicherheit zu ſteigern. 
Jetzt liegt der volle, ſtenographiſch aufgenommene Text der Verhand— 
lungen des kanadiſchen Parlaments vor, ſo daß es möglich iſt, ſich ein 
eigenes Urteil zu bilden. 

Sir Wilfried beantwortete eine Interpellation Mr. Bordons, des 
Führers der Oppoſition, über die Frage der japaniſchen Einwanderung, 
und führte dabei den Gedanken aus, daß Kanada, als eine britiſche 
Kolonie, auch in der Frage der japaniſchen Einwanderung den von Eng— 
land gegebenen Direktiven folgen müſſe. Seine Rede war voll höchſter 
Anerkennung für Japan, das aus lethargiſchen Zuſtänden plötzlich zu 
tatkräftigem, modernem Leben erwacht ſei. 

Japan hat unſer Erziehungsſyſtem angenommen, unſere Methoden 
für Handel und Induſtrie und in der Kunſt der Kriegführung zu Waſſer 


und zu Lande bewieſen, daß es den berühmteſten Nationen der Gegen— 
wart ebenbürtig iſt. Es iſt der Ruhm Lord Lansdownes, daß er von 
allen Diplomaten Europas als erſter die Möglichkeit dieſer japaniſchen 
Wandlungen erkannte. Die Bedeutung, die er mit Recht dieſer Wand— 
lung zumaß, war ſo groß, daß er ſich plötzlich entſchloß, mit allen Über— 
lieferungen engliſcher Politik zu brechen. Bisher war es Regel und 
Tradition britiſcher Diplomatie geweſen, daß England ſich in keine aus— 
wärtige Allianz verwickeln dürfe, ſondern in ſeiner inſularen Stellung 
allein ſtehen müſſe, um ſtets von den ſich bietenden Gelegenheiten 
einen Vorteil zu ziehen, ohne durch das Gewicht von Allianzen behindert 
zu werden. Aber Lord Lansdowne legte der neuen 
Entwicklung Japans ſo große Bedeutung bei, 
Meß er im Ihre 1902 bat, was vor unſeren Tagen 
von keinem engliſchen Staatsmann getan wor 

den war und ein Defenſiv⸗ und Offenſiv⸗Bünd⸗ 
is mit Japan abſchloß. Welches iſt alſo die 
Lage, die ſeit 1902 beſteht? Sie liegt folgender⸗ 
maßen: infolge des von Lansdowne abgeſchloſ 

ei er trages iſt es möglich, daß, wenn 
unglücklicherweiſe die Intereſſen Großbritan 

ens im nördlichen Teil des Stillen Beans 
Gefahr geraten ſollten und unglücklicher 

weiſe ein Krieg ausbrechen ſollte, in welchem 
Flotte van Japan gemeinſam mit der 
Flotte von England für ein gemeinſames Ziel 
und gegen einen gemeinſamen Feind vorgeht, 
Mir bereit ſein müſſen Es iſt möglich, daß wir 
infolge dieſes Vertrages ſehen, wie die Flotte 
von Japan in dem Hafen von Vancouver Anker 
wirft, um jene engliſchenIntereſſen zu ſchützen, 
Pen Kanada ſo große Wichtigkeit beimißt. 

Wir heben nur noch den Schlußſatz der ſehr effektvollen Rede 
hervor: 

„Soll es einmal heißen, daß es in dieſem Parlament eine Oppo— 
ſition gab, die dafür ſtimmen konnte, daß Japaner in dieſem Lande 
nur zugelaſſen werden, wenn ſie auf Kriegsſchiffen 
in Begleitung der engliſchen Flotte kommen, 
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um unjere Küſten zu ſchützen, und daß es eine 
Parlamentsakte gibt, die ihnen unterſagt, in Friedenszeiten zu 
kommen?“ 

Dieſe Rede ging zunächſt völlig unbemerkt vorüber. In England, 
wo eine offizielle Depeſche eine kurze Inhaltsangabe verbreitete, ſchwieg 
man darüber, und auch in Amerika blieb ſie unbeachtet, bis der „Gaelie 
American“ erſt eine etwas eingehendere Depeſche, dann die Hauptſtellen 
und endlich den vollen Text der geſamten Parlamentsverhandlung 
brachte. Es knüpfte ſich daran die ſchon erwähnte lebhafte Polemik 
gegen den geplanten engliſch-amerikaniſchen Schiedsvertrag, und dieſe 
Agitation dauert noch fort. Wie weit ſie von den amerikaniſchen Blättern 
aufgenommen worden iſt, können wir nicht mit Sicherheit feſtſtellen. 
Die großen Neuyorker Blätter, die in gewiſſem Zuſammenhang mit 
England ſtehen, ſchweigen — ſo weit ſich bisher verfolgen läßt — aber 
die Provinzialblätter ſind voller Betrachtungen über die Rede, und 
die Regierung wie der Kongreß werden mit Reſolutionen und Zu— 
ſchriften angegangen, die ſich gegen jeden Vertrag mit England aus— 
ſprechen, der in letzter Stunde die Hände Amerikas binden könnte. 
Da die Verhandlung im Senat über den Abſchluß des amerikaniſch 
engliſchen Schiedsvertrages noch ausſteht, kann man auf den Ausgang 
geſpannt ſein. 

Unter dieſen Umſtänden iſt es von großem Intereſſe, daß gänzlich 
unerwartet ein neuer demokratiſcher Präſidentſchaftskandidat aufge— 
taucht iſt. Mr. Johnſon, Gouverneur von Minneſota, von Vater-und— 
Mutter-Seite ſchwediſcher Herkunft, aber in Amerika geboren. Die 
„Sun“ tritt ſehr lebhaft für ihn ein und im Augenblick iſt die Lage die, 
daß Johnſon ſich erboten hat, Bryan zu unterſtützen, wenn die demo— 
kratiſche Konvention ihn nominieren ſollte, und es fragt ſich nur, ob 
Bryan ſich zu dem gleichen Verſprechen bequemen wird. Jedenfalls 
— ſo triumphiert die „Sun“ — iſt die Lage der Demokraten nicht mehr 
hoffnungslos. Aber es ſcheint uns, daß die neue Kandidatur zunächſt 
in beiden Lagern Verlegenheit erregt. Johnſon iſt im Weſten ſehr beliebt, 
gilt als abſolut integer und könnte leicht auch zahlreiche republikaniſche 
Wähler zu ſich herüberziehen, ſo daß die Kandidatur Taft dadurch be— 
einträchtigt werden könnte, während andererſeits Bryan trotz allem 
wenig Neigung zu haben ſcheint, ſeine — nicht ſehr erheblichen — Aus— 
ſichten preiszugeben. Jedenfalls iſt zu erwarten, daß die Stimmen 
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und Stimmungen des Weſtens größere Berückſichtigung finden werden, 
als ihnen bisher zu teil geworden iſt. 

Präſident Rooſevelt hat ſcharfe Maßregeln gegen die Anarchiſten, 
„dieſe Feinde der Menſchheit“, in Ausſicht geſtellt, und wir möchten 
unſerer oft genug ausgeſprochenen Hoffnung Ausdruck geben, daß 
endlich einmal die Regierungen aller ziviliſierten Staaten gegen dieſe 
ſittliche Peſt ausreichende Schutzmaßregeln treffen. In Rußland, Por— 
tugal, Spanien, neuerdings wieder in Frankreich und im Orient bricht 
die Reihe ihrer ruchloſen Verbrechen nicht ab. Und doch war es nicht 
unmöglich, durch gleichzeitiges Vorgehen aller, die ganze Sekte unſchädlich 
zu machen und hinter Schloß und Riegel zu bringen. Die Aſſekuranz 
des Aſylrechts iſt im Grunde Begünſtigung, darüber helfen keine Sophis— 
men hinweg. 

Die Nachrichten aus Marokko ſind widerſpruchsvoll wie immer. 
Sie beginnen bereits den Charakter einer gewiſſen Komik anzunehmen. 
Daß der alte Räuberhauptmann Raiſuli wie ein Triumphator ſeinen 
Einzug in Tanger halten konnte, iſt ein Spott auf alle Gerechtigkeit. 
Der Mann verdiente gehängt zu werden. Aber er ſteht unter dem Schutz 
der franzöſiſchen Polizei in Tanger und it El Guebbas, dem Miniſter 
des franzöſiſchen Sultans, gerührt um den Hals gefallen. Sie haben 
ſich geküßt und erklärt, alles Vergangene vergeſſen zu wollen — was 
von Raiſuli ſehr klug iſt —, denn was geſchehen ſei, das ſei Gottes Wille 
geweſen. In Fez aber hat ſich das Gerücht verbreitet, daß Raiſuli 
El Guebbas und alle übrigen Beamten des Maghzen in Tanger 
gefangen genommen und Mulay Hafid zum Sultan proklamiert 
habe. Die braven Leute in Fez wiſſen offenbar, was Raiſuli zuzu— 
trauen iſt. 

Von den Balkanangelegenheiten wollen wir nicht reden, ſie ſcheinen 
noch im Stadium der Verhandlungen zu ſtehen. Die mit ſo außerordent— 
licher Sicherheit auftretenden Gerüchte von den Angriffsplänen der 
Türkei gegen die ruſſiſchen Beſitzungen in Transkaukaſien ſind jetzt nach 
drücklich von der „Roſſija“, dem offiziellen Organ der ruſſiſchen Re— 
gierung, dementiert worden. Wir glauben aber immer mehr Anhalt 
für unſere Annahme zu finden, daß dieſe Kriegsgerüchte und Kriegs— 
treibereien auf die revolutionären Elemente in Rußland zurückzuführen 
ſind. Denn unzweifelhaft geben ſie ihre Hoffnung auf eine zweite 
ſiegende Revolution nicht verloren. Sie rechnen darauf, daß ein Krieg 
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Rußlands mit der Türkei in einen allgemeinen Krieg ausmünden werde, 
was ſich janicht ohne weiteres als politiſche Unmöglichkeit bezeichnen läßt, 
und glauben, daß dann ihre Stunde ſchlagen wird. Daß die revolutio— 
nären Organiſationen in der Stille weiter arbeiten, verſichern Leute, 
die eben jetzt Rußland bereiſt haben, mit aller Beſtimmtheit. Daneben 
flammt die panſlaviſtiſche Tendenz wieder auf. Jener General Wladi— 
morow, der als Kommiſſar nach Böhmen ging, um die Tſchechen für 
den bevorſtehenden Moskauer Slavenkongreß zu gewinnen, iſt, wie 
es heißt, mit den „befriedigendſten“ Eindrücken zurückgekehrt, und ſo wird 
der Welt das Schauſpiel dieſes Kongreſſes wohl nicht verloren gehen. 
Es iſt aber nicht wahrſcheinlich, daß er einen erbaulicheren Verlauf 
nehmen wird als ſeine Vorgänger. Der Meuchelmord, dem der Graf 
Potocki in Lemberg zum Opfer gefallen iſt, zeigt, wie furchtbar tief 
die Gegenſätze ſind, welche die einzelnen ſlaviſchen Stämme trennen. 
Zwiſchen Polen und Ruſſen ſind ſie, trotz aller Komplimente, die man 
ſich gegenſeitig macht, nicht minder ſcharf, und faſt dasſelbe gilt von 
den Serben und Bulgaren. Man mag ſich über die Tafel die Hand 
reichen, zuſammen zu leben und zuſammen zu arbeiten vermögen ſie 
nicht. Was ſie im Augenblick einigt, iſt blinder Haß, wir brauchen nicht 
erſt zu ſagen, daß er uns gilt. 

Es mag bei dieſer Gelegenheit noch darauf hingewieſen werden, 
daß der „Temps“ ſich neuerdings die Kühnheit leiſtet, wiederum zu 
behaupten, daß Deutſchland auf dem Berliner Kongreß von 1878 die 
Ruſſen um die Erfolge von San Stephano gebracht habe. Man weiß 
wirklich nicht mehr, was man zu dieſer abſichtlichen Verkehrung einer 
urkundlich feſtſtehenden Tatſache ſagen ſoll. Nachdem zuerſt Tatiſchtſchew 
in ſeiner Geſchichte Alexander II. ſich genötigt ſah, die Abmachungen 
von Reichſtadt, durch welche Rußland Bosnien und die Herzegowina 
an Oſterreich-Ungarn preisgab, mitzuteilen und darauf Gorjäinow, 
der Direktor des Petersburger Geheimen Staatsarchivs, an der Hand 
der Akten dieſe Tatſache nicht nur beſtätigte, ſondern tieſer begründete, 
und uns dazu bis in das Detail hinein die von Schuwalow in London 
mit Disraeli und Salisbury getroffendn Vereinbarungen darlegte, 
durch welche das Großbulgarien von San Stephano auf die Grenzen 
reduziert wurde, die es bis 1885 einnahm, darf man dieſe Tatſachen 
nicht ignorieren. Es ſind „lauter Dinge, die jetzt weltkundig find“. 
Es gehört in der Tat eine mauvaise foi ohnegleichen dazu, die 
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alten Lügen zu wiederholen. Oder ſollte wirklich die Unwiſſenheit der 
Redakteure des „Temps“ fo ungeheuerlich fein, daß ſie von dieſen Dingen 
nichts wiſſen? In beiden Fällen erwarten wir, daß jetzt, da wir ihnen 
den ſchon vor 3 Wochen dargelegten Zuſammenhang nochmals wieder— 
holen, ſie ihrerſeits revozieren und deprezieren! (Das iſt natürlich 
nicht geſchehen! Januar 1909.) 


15. April 1908. Audienz des Fürſten Bülow beim Papit. 
16. April. Kämpfe an der ruſſiſch-perſiſchen Grenze. 
Der Kongreß willigt 2 der von Rooſevelt geforderten 4 Schlachtſchiffe 
17. April. Neue Kämpfe zwiſchen Franzoſen und Marokkanern. 
18. April. Regelung der deutſch-franzöſiſchen Grenze zwiſchen Kamerun und frz. Congo. 
19. April. Tod des Grafen Peter Schuwalow. 


22. April 1908. 

Die lange erwartete Rede des ruſſiſchen Miniſters 
der auswärtigen Angelegenheiten hat die Erörterung 
der mazedoniſchen Reformen und damit die orientaliſche Frage 
wieder in den Vordergrund gerückt. Es liegt jetzt der vollſtändige Text 
der Rede Iswolskis nebſt den ſich daran ſchließenden Debatten und 
den Erwägungen der ruſſiſchen und der ausländiſchen Preſſe vor. Der 
Miniſter hat — um eine Wendung des „Temps“ zu gebrauchen — mit 
dem ſeiner Stellung entſprechenden Optimismus geſprochen, und ſein 
Reformprojekt gewiſſermaßen als das Allheilmittel dargeſtellt, von 
dem die Geneſung des „kranken Mannes“ zu erwarten iſt. Wir ſind 
auf den weſentlichen Inhalt des ruſſiſchen Projekts bereits am 1. April 
an dieſer Stelle eingegangen, halten es aber für nützlich, mit den Worten 
Iswolskis dieſen Kern der ruſſiſchen Reformgedanken nochmals zu wieder— 
holen. Er reſumierte ſein Memorandum folgendermaßen: An Stelle 
der (von England beantragten) Ernennung eines Generalgouverneurs, 
bleibt der Generalinſpektor in den drei Vilajets wenigſtens ſolange 
beſtehen, bis die Friſt für den geſtatteten Zollzuſchlag abläuft, und unter 
der Bedingung, daß bis zum Ablauf dieſer Friſt der Generalinſpektor 
nicht ohne Zuſtimmung aller Mächte entlaſſen werden kann. Die Dele— 
gierten Englands, Deutſchlands, Italiens und Frankreichs in der jetzt 
beſtehenden Finanzkommiſſion werden dem ruſſiſchen und dem öſter— 
reichiſchen Zivilagenten hinſichtlich der allgemeinen Kontrolle rechtlich 
gleichgeſtellt. Der Generalorganiſator der Gendarmerie nimmt in Ver— 
waltungsfragen an den Sitzungen der Finanzkommiſſion mit beratender 
Stimme teil. Die Glieder der Finanzkommiſſion, die Zivilagenten und 
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die Gehilfen des Generalorganiſators treten in den Dienſt der Türkei 
(wörtlich: werden als in türkiſchen Dienſt ſtehend gezählt), wobei jedoch 
der bisherige Modus ihrer Ernennung beibehalten wird. Das Projekt 
der Juſtizreform wird von der Pforte in vollem Umfange angenommen, 
wobei die Kontrolle der Juſtiz der Finanzkommiſſion übertragen wird. 
Erweitert und entwickelt wird das Inſtitut der Land wächter 
(sselski strashnik) und unter die unmittelbarſte Aufſicht und Leitung 
der von den europäiſchen Mächten reorganiſierten Gendarmerieoffiziere 
geſtellt. Die Zahl dieſer Gendarmerie wird, den Mitteln der Pforte 
entſprechend, und in Übereinſtimmung mit der Finanzkommiſſion, ein 
wenig vergrößert. Endlich fällt der Vorſchlag, die Zahl der türkiſchen 
Truppen zu mindern, und infolge deſſen fällt auch von ſeiten der Mächte 
die Garantie für die Integrität der mazedoniſchen Beſitzungen des 
Sultans. 

Der Miniſter iſt danach auf die günſtige Aufnahme eingegangen, 
die ſein Projekt bei den Mächten gefunden hat, wobei an gewiſſen 
Nüancierungen des Ausdrucks ſich erkennen läßt, daß die Zuſtimmung 
Frankreichs und Italiens in einer Weiſe erfolgte, die in Rußland be 
ſonders befriedigte. Von England liegt bisher der Verzicht auf ſeine 
beiden vornehmſten Forderungen vor: Ernennung des Generalgouver 
neurs und Verminderung der in Mazedonien ſtehenden türkiſchen 
Truppen; über das weitere wird verhandelt. Der Miniſter ſprach die 
Hoffnung aus, daß er ſein Ziel erreichen werde, d. h. die „Ausarbeitung 
eines ſolchen Reformprogramms, das einmütig von allen Mächten unter 
ſtützt wird, und dem auch der Sultan zuſtimmen kann“. Es ergibt ſich 
daraus der Schluß, daß wir noch nicht vor einem fait accompli ſtehen, 
was inſofern ſehr wichtig iſt, als inzwiſchen ſachliche Einwendungen 
von nicht diplomatiſcher Seite laut geworden ſind, die wohl den An— 
ſpruch erheben dürfen, bei der endgültigen Ausarbeitung des Pro 
gramms in ernſte Erwägung gezogen zu werden, zumal Herr v. Iswolski 
trotz ſeines Optimismus darauf hingewieſen hat, daß die Metzeleien 
und Kämpfe in Mazedonien nicht nur fortdauern, ſondern „mit dem 
Eintritt der wärmeren Jahreszeit noch zunehmen können“. 

In dem „Dresdener Anzeiger“, der uns von Zeit zu Zeit durch 
politiſche Mitteilungen von großer Wichtigkeit überraſcht, findet ſich 
eine Korreſpondenz aus Saloniki, aus der Feder einer Perſönlichkeit, 
„die dem mazedoniſchen Reformwerk naheſteht“. Dieſer Gewährs— 
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mann des „D. A.“ wert nun darauf hin, daß ein wenig beachteter Punkt 
des ruſſiſchen Projekts eine wirklich ernſte Gefahr bedeutet. Das In— 
ſtitut der Landwächter verſtecke unter einem harmloſen Namen die 
Organiſation eines bewaffneten Landſturmes, deſſen bloße Organi— 
ſierung blutige Aufſtände zur Folge haben müſſe. Nach dem vom 
ruſſiſchen General Schoſtak gemachten Vorſchlage ſollen nämlich in 
jedem Orte eine beſtimmte Anzahl von Bewohnern jeder dort vor— 
handenen Raſſe und Religion „im Verhältnis zu ihrem Bevölkerungs— 
anteil“ zu dieſem Landſturm ausgehoben werden. Nun ſei der Streit— 
punkt, um deſſen willen ſich die Bevölkerung Mazedoniens ſeit Jahren 
zerfleiſche, gerade die Frage nach der religiöſen und nationalen Zuge— 
hörigkeit des einzelnen, ob Serbe, Bulgare oder Grieche, ob Zuge— 
höriger des Exarchats oder des Patriarchats. Jeder Teil nehme die 
Mehrheit der Bevölkerung für ſich in Anſpruch, und es ſei ganz undenkbar, 
daß jemals griechiſcher Landſturm gegen griechiſche Banden, oder bul— 
gariſcher Landſturm gegen bulgariſche Banden fechten werde. Als 
Reſultat werde man ſchließlich neue organiſierte Räuberbanden erhalten, 
die nur zu bald Werkzeuge der fortbeſtehenden Revolutionskomitees 
ſein werden. 

Mit noch größerer Schärfe wendet ſich dieſe Korreſpondenz aus 
Saloniki gegen das Greyſche Projekt, das durch Entziehung der Zoll— 
erhöhung die Türkei auf indirektem Wege zwingen wolle, ihre Truppen 
in Mazedonien zu vermindern. „Die türkiſchen Truppen vermindern 
und durch Einrichtung der gardes communales (Landwächter bzw. 
Landſturm) den revolutionären Komitees neue Stützpunkte zu ſchaffen, 
das heißt nichts anderes, als nicht nur erneute Metzeleien heraufzu— 
beſchwören, ſondern auch die Bulgaren, die ſich bisher nur durch das 
ſtarke türkiſche Aufgebot von kriegeriſchen Abenteuern zurückhalten 
ließen, direkt aufzufordern, einen Krieg mit der Türkei vom Zaune zu 
brechen.“ 

Die jüngſte Verbrüderung der ruſſiſchen und bulgariſchen General— 
ſtabsakademiker, unter den Klängen der bulgariſchen Kriegshymne: 
Nauſche Maritza! iſt kein übler Kommentar zu dieſen Ausführungen. 
Aus dem Kreiſe der Kadetten hat Profeſſor Miljuko w, der mehrere 
Jahre in Sofia dozierte, in ſeiner Erwiderung auf die Ausführungen 
JIswolskis einen ähnlichen Gedanken ausgeſprochen wie jener Korre— 
ſpondent aus Saloniki. Er ſagte: „Jedes Wort, das im gegebenen 
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Augenblick von uns hier über die Politik der Balkanhalbinſel gejagt 
wird, riecht nach Blut. Man braucht der mazedoniſchen Bevölkerung 
nur die geringſte Hoffnung zu machen, um wieder einen neuen Aus— 
bruch hervorzurufen.“ Das ſollte eine Warnung vor dem engliſchen 
Projekt ſein, während er dem ruſſiſchen Projekt einen geſunden Kern 
nachrühmte, durch den die Reform Mazedoniens auf den korrekten 
Weg zurückgeleitet werde — um ſchließlich dennoch in das engliſche 
Projekt auszumünden. Herr Miljukow will alſo das Programm Iswolski 
als eine Vorſtufe zum Programm Grey betrachtet wiſſen, und darin 
mag er, was den Effekt betrifft, recht haben. Aber er überſieht, daß 
auch dadurch Hoffnungen erweckt werden, „die nach Blut riechen“! 

Das ſcheint auch in Bulgarien verſtanden zu werden. Wir teilten 
jüngſt die begeiſterte Reſolution mit, durch welche ein Meeting in Sofia 
das engliſche Reformprojekt begrüßte. Jetzt iſt die Stimmung genau 
die entgegengeſetzte: alles jubelt dem ruſſiſchen Programm zu. Der 
„Sofiiski Dnewnik“ hat über dieſe Frage Dragan Zankow, Grigori 
Natſchewitſch, den Schriftſteller Michailowski und den Sozialiſten 
Sakaſow interviewt, ſie ſtimmen ſämtlich den ruſſiſchen Plänen zu, 
was wohl als bündiger Beweis der Tatſache dienen kann, daß ſie nicht 
in Widerſpruch zu den bulgariſchen Hoffnungen ſtehen. Wohin aber 
dieſe gehen, braucht nicht weiter ausgeführt zu werden. 

Faſſen wir dies zuſammen, ſo verkennen wir nicht, daß die ruſſiſchen 
Reformgedanken inſofern mit Beifall zu begrüßen ſind, als ſie die Grey— 
ſchen Pläne beſeitigt haben, deren Ausführung ohne einen orientalischen 
Krieg nicht denkbar war. Eine wirkliche Beſſerung in den mazedoniſchen 
Verhältniſſen erwarten wir aber auch von dem Verſuch nicht, Herrn 
Iswolskis Vorſchläge durchzuführen, ſelbſt wenn die ſehr bedenklichen 
Ideen mit der Erweiterung und Entwicklung des Inſtituts der Land— 
wächter aufgegeben werden. Die Vorcausſetzung jeder Reform iſt die 
endgültige Unterdrückung des Bandenweſens in Serbien, Griechen— 
land und vornehmlich in Bulgarien. Dorthin und nicht nach Konſtan— 
tinopel wäre der Schwerpunkt der Aktion der Mächte zu richten. Alles 
andere heißt Waſſer in das Faß der Danaiden ſchöpfen. 

Durch die „Agenzia Stefani“ iſt die Welt mit der Nachricht über— 
raſcht worden, daß wir unmittelbar vor einer italieniſchen 
Flottendemonſtration gegen die Türkei ſtehen. 
Italien will die offizielle Genehmigung der Pforte zur Einrichtung von 
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5 Poſtanſtalten (in Konſtantinopel, Valona, Saloniki, Smyrna und 
Jeruſalem) erzwingen. Nun hat die Pforte offiziell ſich keiner Macht 
gegenüber des Rechts begeben, ihre Poſt in eigenen Händen zu behalten, 
das iſt ein Teil ihrer Souveränitätsrechte, wohl aber hat ſie ſtillſchweigend 
ſolche Anlagen als fait accompli geduldet. Wenn nun die „Agenzia 
Stefani“ mitteilt, daß die Pforte nicht nur das an ſie gerichtete Ver— 
langen unberechtigterweiſe abgelehnt habe und deſſen Verwirklichung 
mit Gewalt zu verhindern ſuche, ſo ſcheint hier eine Ungeſchicklichkeit 
des italieniſchen Botſchafters in Konſtantinopel, eventuell eine raſche 
Antwort des Großweſiers vorzuliegen. Von Gewaltſamkeiten, die ſtatt— 
gefunden hätten, iſt bisher wenigſtens nichts bekannt. 

Die „Neue Freie Preſſe“ weiſt mit Recht darauf hin, daß die 
Energie des italieniſchen Vorgehens zu den Urſachen des Streites 
im Mißverhältnis ſtehe und darauf ſchließen laſſe, daß Italien ſich als 
ein ſtarker Faktor in der Orientpolitik bekunden wolle, betont aber, 
daß die italieniſche Agentur zugleich die Gerüchte von einer bevorſtehenden 
Beſetzung einer türkiſchen Provinz dementiere. Wenn dieſelbe Agentur 
ſchreibt, daß Deutſchland ſich mit Italien in betreff Tripolis in Überein— 
ſtimmung befinde, ſo iſt das wohl nur ſo zu verſtehen, daß Italien ſich 
mit keinerlei Anſchlägen gegen Tripolis trägt. Es fehlte gerade noch, 
daß zum marokkaniſchen Herde ein neuer Herd des Fanatismus im 
nördlichen Afrika, für nichts und wider nichts, entzündet wird! 

Da wir die Korrektur unſerer Betrachtungen leſen, iſt die, wie 
es ſchien, bedenkliche italieniſch-türkiſche Kriſis bereits in der Haupt— 
ſache überwunden. Der Sultan hat, unter Wahrung ſeines prinzipiellen 
Standpunktes, den Italienern die gewünſchten Poſtanſtalten bewilligt. 
Über die weiteren Differenzpunkte wird verhandelt, aber es iſt aus— 
geſchloſſen, daß die geplante Flottendemonſtration ſtattfindet. Und 
das läßt ſich nur mit Genugtuung begrüßen. Sie hätte ein falſches 
Bild von der Stellung des Dreibundes zum orientalischen Problem 
entſtehen laſſen. 

Neben der Kriſis im „kleinen Orient“ wird der Wandlung 
im fernen Oſten wieder erneute Aufmerkſamkeit zugewandt, 
und obgleich wir dort herzlich wenig mitſpielen, ſind nach wie vor unſere 
Freunde in der fremden Preſſe bemüht, auch dort die Spuren deutſcher 
Intrigen zu finden. Den Anlaß dazu hat der Proteſt der Vereinigten 
Staaten gegen die politiſche Kontrolle gegeben, welche Rußland und 
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Japan widerrechtlich in dem China wieder zuerkannten Gebiet der 
mandſchuriſchen Bahn ausüben. Die Vereinigten Staaten ſind durch— 
aus korrekterweiſe für die Verwirklichung des durch den Frieden von 
Portsmouth für dieſe Gebiete garantierten Prinzips der offenen Tür 
eingetreten, und verlangen die ſchriftliche Beſtätigung ihrer Agenten 
als Konſuln, ausſchließlich von China, als dem rechtmäßigen Herrn 
des Landes. Die „Nowoje Wremja“ behauptet nun, daß ſich auch 
Deutſchland dieſem Schritt der Vereinigten Staaten angeſchloſſen habe 
und knüpft daran die folgenden liebenswürdigen Erwägungen: „Wir 
glauben nicht, daß es Deutſchland dieſes Mal gelingen wird, einen 
ernten. Zuſammenſtoß zwiſchen Rußland und China herbeizuführen. 
Die ruſſiſch-japaniſchen Mißverſtändniſſe verſtanden die deutſchen 
Staatsmänner zu einem Kriege zu entfachen. Damals ſtellten ſie ſich 
auf unſere Seite, bei dem jetzigen Mißverſtändnis zwiſchen Rußland 
und China in Anlaß der Munizipalreform in Charbin und Chailar 
ſtellt Deutſchand ſich auf ſeiten Chinas. In beiden Fällen iſt der liebe 
Nachbar bemüht geweſen, die Beziehungen Rußlands zu ſeinem öſt— 
lichen Nachbarn zuzuſpitzen.“ Das wird dann noch weitläufig breit— 
getreten und gipfelt in der Behauptung, daß wir ſyſtematiſch das chine— 
ſiſche Nationalgefühl gegen Rußland aufhetzen. 

Der allzeit erfindungsreiche Herr Weſſelitzki zeigt ſeinen 
Leſern bereits die Perſpektive einer möglichen Allianz des Dreibundes 
mit Japan! Er hat nämlich Gelegenheit gehabt, mit zwei engliſchen 
Spezialiſten, einem Seemann und einem Großkaufmann, denen Indien 
und China genau bekannt ſind, zu verhandeln. Von dem einen erfährt 
er, daß dem engliſchen two Power Standard urſprünglich die ruſſiſche 
und die franzöſiſche Flotte als Maßſtab gedient haben. Jetzt handele 
es ſich um die Flotten des Dreibundes. Es genüge nicht, die Elbe zu 
blockieren, wenn aus Sizilien und Pola gegen die Flanke der engliſchen 
Verbindungen mit Japan operiert werden könne. Nun laufe 1915 
das engliſch-japaniſche Bündnis ab, und wahrſcheinlich werde es nicht 
erneuert werden. Bis zu dieſem Termin müßten daher neue Flotten 
fertiggeſtellt ſein, um die Stellung Englands im Stillen Ozean zu 
behaupten, ohne Verſtärkungen aus den europäiſchen Meeren heran 
zuziehen. Daß es unbedingt notwendig ſei, neue Geſchwader zu ſchaffen, 
habe das Erſcheinen der amerikaniſchen Flotte im Stillen Ozean be 
wieſen. Der Eindruck, der dadurch auf alle anliegenden Staaten gemacht 
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würde, ſei ganz außerordentlich. Auſtralien und Neuſeeland hätten 
die amerikaniſchen Kriegsſchiffe gebeten, ihre Häfen zu beſuchen, die 
Preſſe habe ſie ſtürmiſch begrüßt und die Hoffnung ausgeſprochen, 
daß Amerika ſie vor den Gelben ſchützen werde. In England habe 
das großes Mißfallen erregt: England könne ſelbſt ſeine Kolonien 
ſchützen und brauche keine Hilfe von ſeiten Amerikas. Aber man erkenne 
an, daß das japaniſche Bündnis in Auſtralien niemals populär geweſen 
ſei; dort habe man während des letzten Krieges nichts leidenſchaftlicher 
gewünſcht, als die Niederlage Japans. Daher müſſe die engliſche Flotte 
das doppelte Ziel verfolgen: den Kolonien Vertrauen zu ihrer Sicher— 
heit einflößen und ihnen zugleich beweiſen, daß ſie ausſchließlich von 
England abhängen. Zu alledem komme nun die Möglichkeit, daß der 
Dreibund ſich mit den Vereinigten Staaten oder gar mit Japan ver- 
ſtändige. Es gebe nur zwei Mächte, die England nicht bedrohen, das 
ſeien Frankreich und Rußland. 

Den Großkaufmann habe vornehmlich die ſyſtematiſche Konkurrenz 
Japans in Indien beunruhigt, ein Gedanke, der jüngſt auch mit großer 
Energie in der „Empire Review“ zum Ausdruck kam und in den Vor— 
ſchlag eines engliſch-amerikaniſchen Bündniſſes gegen Japan ausmün— 
dete. Man ſolle zugleich dafür ſorgen, daß China in ausreichender Be— 
waffnung den Japanern entgegentreten könne. Beſonders erregt hat 
es, daß Baron Hayaſhi die Pekinger Regierung für die Folgen ver— 
antwortlich macht, welche die Boykottierung japanischer Waren in 
Kanton nach ſich ziehen könne; da nun der Streit über die ſtrittige forea- 
niſche Grenze fortdauert, in Südchina die Erbitterung über Japan 
eher in der Zunahme als im Schwinden iſt, werden dieſe chineſiſch— 
japaniſchen Schwierigkeiten in Rußland wie in England mit großer 
Aufmerkſamkeit verfolgt, aber hier wie dort mündet alles ſchließlich in 
Ausfälle gegen Deutſchland aus. Das Treiben wird dem, der es Tag 
für Tag verfolgt, ſchließlich ſo zum Ekel, daß es Überwindung koſtet, davon 
zu berichten. Aber es gibt noch brave Leute, die davon nichts wiſſen 
und hören. So berichtet der Korreſpondent der „Nowoje Wremja“, 
Herr Sſibirjakow, der ſich vorteilhaft von ſeinem Londoner 
Kollegen unterſcheidet, von einem 1903 in Berlin gegründeten „Verein 
zur Beförderung des Studiums ruſſiſcher Kultur“. Stifter iſt Herr 
Profeſſor Märkel, um den ſich ein Kreis von Deutſchen geſchart 
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(wahrſcheinlich der Herr Sſibirjakow) ein Feſt gefeiert, welches die 
„Nowoje Wremja“ folgendermaßen ſchildert: „Profeſſor Märkel wandte 
ſich an die Anweſenden in ruſſiſcher Sprache. Auch das Menu war 
ruſſiſch, zur deutſchen Sprache kehrte man erſt zurück, als der Höhepunkt 
des Feſtes eintrat und die traveſtierte deutſche Nationalhymne geſungen 
wurde: „Rußland, Rußland über alles!“ Herr Sſibirjakow bemerkt 
dazu: „Das iſt doch der Gipfel aller Ruſſophilie!“ Gewiß, und die 
Herren haben wohl nicht gemerkt, wie verächtlich ſie in dieſem Augen— 
blick ihrem ruſſiſchen Gaſt erſchienen, und mit welchem Hohn die Be— 
ſchreibung ihrer naiven Begeiſterung von den Leſern der „Nowoje 
Wremja“ begrüßt worden iſt. Aber es wäre doch von Intereſſe, wenn 
Herr Märkel der Welt mitteilen wollte, wie er die weiteren Strophen 
von „Deutſchland, Deutſchland über alles“ in das Ruſſiſche umgebildet 
hat, es fällt wirklich ſchwer, die Fortſetzung weiter zu denken. 

Doch wir kehren zu ernſteren Dingen zurück. Im „Standard“ 
vom 16. April finden wir in einem der amerikaniſchen Flotte gewid— 
meten Artikel die folgende Betrachtung: „Das Ziel Rooſevelts iſt, daß 
die Vereinigten Staaten nicht wieder unvorbereitet ſind, wie es der 
Fall geweſen wäre, wenn eine der europäiſchen Großmächte ſich ent 
ſchloſſen hätte, Spanien beizuſtehen. In ſolchem Falle wäre man in 
Waſhington genötigt geweſen, auf einige Zeit ſeine Hörner einzuziehen 
und eine günſtigere Gelegenheit abzuwarten. Wir zweifeln nicht daran, 
daß, wenn man Amerika Zeit ließ, es ſeine Hilfsmittel ſo ſtark entwickelt 
hätte, um aus eigener Kraft jeder Kombination von Gegnern die Spitze 
zu bieten. Bis dahin aber wäre Meftinlen gezwungen geweſen, zu 
temporiſieren, wenn der Plan gewiſſer heimtückiſcher europäiſcher 
Diplomaten nicht von Lord Salisbury zu ſchanden gemacht worden 
wäre.“ 

Wir wiſſen nicht, ob unſere Leſer die perfide Inſinuation verſtehen, 
die hinter dieſen Andeutungen ſteckt. Es handelt ſich um die Wieder 
aufnahme einer Verleumdungskampagne, die bereits einmal an dieſer 
Stelle abgeſchlagen wurde (conk. Deutſchland und die große Politik 
1902 S. 51—60). Damals behauptete England durch den Mund des 
Staatsſekretärs Cranborne zunächſt andeutend, danach durch Tele 
gramme ihrer Preſſe ausführlich, daß Deutſchland ſich bemüht habe, 
eine europäische Koalition während des ſpaniſch-amerikaniſchen Krieges 
von 1898 gegen die Vereinigten Staaten zu organiſieren, Lord Salisbury 
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aber habe in dieſem deutſchen Antrage eine unverantwortliche Ein- 
miſchung in die Angelegenheiten einer befreundeten Macht erblickt, 
und durch ſeine entſchiedene ablehnende Haltung den Präſidenten 
McKinley aus einer höchſt gefährlichen Lage gerettet. 

Im Februar 1902, als die mit großer Leidenſchaftlichkeit in Amerika 
und England über dieſe Frage geführte Preßkampagne auch von uns 
notgedrungen aufgenommen werden mußte, ſtellte ſich heraus, daß 
die gleiche verleumderiſche Behauptung bereits in dem halboffiziellen 
Buche von Whates „The third Salisbury Administration 1895-1900“ 
Aufnahme gefunden hatte, und es wurde ſchließlich unerläßlich, durch 
eine offizielle Darſtellung der hiſtoriſchen Wahrheit zu ihrem Recht zu 
verhelfen. Sie wurde in der „N. A. Z.“ veröffentlicht und ſtellte feſt, 
daß am 14. April 1898 England durch ſeinen Botſchafter in Waſhington 
den Vertretern der übrigen Großmächte den Antrag auf eine Kollektiv— 
note machte, durch welche die Mächte erklären ſollten, daß Europa eine 
bewaffnete Intervention Amerikas in Kuba nicht für berechtigt halte. 
Dieſer Antrag, über den an eben dieſem 14. April die Vertreter ſämt— 
licher europäiſcher Großmächte in Waſhington nach Verabredung, gleich 
zeitig und gleichartig, an ihre Regierungen berichteten, wurde bekannt— 
lich abgelehnt, und zwar iſt es die Haltung, die Deutſchland von vorn— 
herein in dieſer Frage einnahm, geweſen, die dabei den Ausſchlag gab. 

Wenn ſetzt, nachdem 6 Jahre ſeit dieſer ſo blamanten Kampagne 
hingegangen ſind, der „Standard“ es wagt, mit den alten Verdäch— 
tigungen wieder hervorzukommen und uns erzählt, wie groß die Nöte 
Mestinleys geweſen wären, „ik the scheme of certain designing European 
diplomatists had not been dampned down by Lord Salisbury“, jo 
erkennt man daran die neue publiziſtiſche Schule, in die das einſt hoch— 
achtbare Blatt eingetreten iſt, ſeit es von Mr. Pearſon aufgekauft wurde. 

Man fragt wohl, welches die Quelle all des Giftes iſt, das ſo von 
engliſcher, ruſſiſcher, franzöſiſcher Seite und von ihrer Gefolgſchaft 
in den Reihen der Polen, Tſchechen und eines Teils der Magyaren 
ſeit Jahr und Tag, mit nur geringen Pauſen, gegen uns verbreitet 
wird? Wir möchten von vornherein beſtreiten, daß der Grund des Haſſes 
in einer Averſion liegt, die ſich gegen deutſche Charaktereigentümlich— 
keiten richtet. Die meiſten von uns haben Freunde unter Männern 
anderer Nationalität, und es iſt nicht unſere Art, fremdes Weſen zu 
unterſchätzen. Man hat uns nicht mit Unrecht lange genug das Gegenteil 
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vorgeworfen, und wir haben geſehen, daß es ſogar heute noch 
ehrenwerte Männer gibt, die imſtande ſind zu ſingen: Rußland, Ruß— 
land über alles! Der Gegenſatz iſt ein politiſcher. Das Anwachſen 
einer großen Macht, die in jeder anderen Hand mißbraucht worden 
wäre, und die ſeit über einem Menſchenalter bemüht iſt, der Welt immer 
wieder die Verſicherung zu geben, daß ſie höchſt friedliebend iſt, die 
bereit iſt, jedem, ſoweit ihr Einfluß reicht, gefällig zu ſein, und von 
der man nicht glaubt, daß ſie rückſichtslos ihre Kräfte brauchen wird, 
um ſich einen möglichen Vorteil zu erringen, eine ſolche Macht erſcheint 
im Augenblick ungefährlich, aber die Befürchtung, daß ſie einmal ihre 
gutmütige Haltung aufgeben könnte, bleibt lebendig. Auch wollten 
wir nicht die Bürgſchaft dafür übernehmen, daß, wenn jene literariſchen 
Beluſtigungen ſich in praktiſche Politik überſetzen, unſer Geduldfaden nicht 
ſchließlich doch reißt. Den freien Raum für die Entwicklung der eigenen 
Intereſſen, den andere ſich ſo ungeniert uſurpieren, wollen wir, die 
wir auf dem Boden unſeres guten Rechtes ſtehen, uns nicht beſchränken 
laſſen und unſere Wege unbekümmert weitergehen. Der Haß gegen 
Deutſchland entſpringt dem ſchlechten Gewiſſen der Haſſer und könnte, 
da Haß unklug und blind macht, eines ſchönen Tages doch zu einer 
merkwürdigen Klärung der Weltlage führen. 


Schiemann, Deutſchland 1908. 11 


23. April 1908. Unterzeichnung des Nordſee- und des Oſtſeevertrages. 
Kämpfe der Engländer mit den Mohmands (Indien). 

25. April. General d' Amade meldet neue Erfolge an. 

6. April. König Eduard und Gemahlin in Stockholm. 

28. April. Das engliſche Königspaar in Chriſtiania. 

30. April. Aufruhr in Mauretanien. 

2. Mat. Entdeckung einer antiengliſchen Verſchwörung in Calcutta. 

3. Mai. Vermählung des Prinzen Wilhelm von Schweden mit der Großfürſtin Maria 
Pawlowna. 

4, Mai. Einbruch afghaniſcher Truppen in Indien, die General Willcocks zurückwirft. 


6. Mai 1908. 

Die vorbereitenden Kämpfe um die Präſidentſchaft in den Ver— 
einigten Staaten haben noch immer nicht dazu beigetragen, die Lage 
zu klären. Den beiden vornehmſten Kandidaten, Bryan und Taft, 
ſind im eigenen Lager Konkurrenten erſtanden, die ſich zwar zurzeit 
noch nicht als direkt gefährlich bezeichnen laſſen, die aber bei der Un— 
berechenbarkeit der Zufälligkeiten, die im letzten Augenblick entſcheiden, 
doch nicht überſehen werden dürfen. Dem Demokraten Bryan hat 
Minneſota, obgleich dieſer Staat republikaniſch iſt, den Governor 
Johnſon, ebenfalls ein Demokrat, als Gegenkandidaten geſetzt. Johnſon 
iſt der Sohn eines ſchwediſchen Einwanderers und hat ſich aus den 
ärmlichſten Verhältniſſen durch eigene Kraft zu der angeſehenen Stellung 
emporgerungen, die er heute einnimmt, ſo daß in Minneſota alles, 
ohne Unterſchied der Parteiſtellung, für ihn eintritt. Für ihn iſt außerdem 
das ſehr zahlreiche ſchwediſche Element, das in Nord- und Süd-Dakota, 
minder ſtark in Nebraska, Jowa, Illinois und Wisconſin verbreitet iſt. 
Die vier letztgenannten Staaten ſind aber für die Republikaner uner— 
läßlich, wenn ſie ſiegen wollen. Nun werden unſere Leſer ſich erinnern, 
daß Johnſon einen Akkord mit Bryan ſchließen wollte, der im weſent— 
lichen dahin ging, daß die Konkurrenz aufhören ſollte, ſobald die Majorität 
der Demokraten ſich für einen von ihnen ausgeſprochen habe. Bryan 
hat einen ſolchen Pakt abgelehnt und damit haben die Ausſichten auf 
den ſchließlichen Sieg der Partei ſich entſchieden gemindert. In Eng— 
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land, wo alle Sympathien ſich den Demokraten zuwenden, ſcheint 
man trotzdem die Hoffnung nicht aufzugeben. Einmal ſtehen auch 
dem republikaniſchen Kandidaten Taft zwei Konkurrenten im eigenen 
Lager gegenüber: Hughes und Foraker, dann aber rechnet man darauf, 
daß die Neger und die Arbeiter demokratiſch wählen werden. Beides 
iſt nicht unwahrſcheinlich, aber beides nicht ſicher, und ſo bleibt die Lage 
undurchſichtig, wenngleich unſerer Meinung nach das Eintreten Rooſe— 
velts für Taft dieſem die beſſeren Ausſichten gewährt. Es iſt nicht unmög— 
lich, daß ſchließlich Fragen auswärtiger Politik mitſpielen. Eine 
Präſidentſchaft Taft wäre eine Bürgſchaft für die Fortſetzung der kraft— 
vollen Politik Rooſevelts, während von Bryan das Gegenteil zu er— 
warten iſt. Daher auch die Sympathie, die ihm von engliſcher Seite 
und von dem Teil der amerikaniſchen Preſſe entgegengetragen wird, 
die ihre Inſpirationen aus London empfängt. Es iſt ſehr lehrreich, 
dieſe Tatſache zu verfolgen. Während bisher in dem uns feindlich ge— 
ſinnten Teil der engliſchen Preſſe ſorgfältig vermieden wurde, die 
Notwendigkeit einer weiteren Verſtärkung der britiſchen Flotte an 
dem rieſigen Wachstum der amerikaniſchen Kriegsmarine zu exem— 
plifizieren, vielmehr ſtets Deutſchland ins Auge gefaßt wurde, und 
bei Berechnung des two power Standard Amerika ausdrücklich aus— 
genommen wurde, da ein engliſch-amerikaniſcher Konflikt undenkbar 
ſei, wird neuerdings gerade dieſe Eventualität ſehr ernſtlich ins Auge 
gefaßt. Einer der hervorragendſten engliſchen Militärſchriftſteller, 
L. S. Amery, Kriegskorreſpondent der „Times“ während des Buren— 
krieges und Verfaſſer der „Times history of the war”, ſpricht ſich über 
die engliſch-amerikaniſchen Beziehungen folgendermaßen aus: 

„Ich weiß, daß es viele gibt, welche zwar die Realität der deutſchen 
Gefahr zugeben, ſich aber abſolut weigern, die größere Gefahr anzu— 
zuerkennen, die eventuell von der Ausbreitung der Vereinigten Staaten 
drohen kann. Ich weiß, was der Durchſchnittspolitiker, der unbequeme 
Tatſachen haßt, ſagen würde: „Die Amerikaner ſind unſere Vettern 
und Freunde, ein Krieg mit ihnen iſt undenkbar.“ Undenkbar! Solch 
ein Wort gibt es nicht in der internationalen Politik. Wir haben früher 
mit den Vereinigten Staaten Krieg geführt und ſind mehr als einmal 
hart daran geweſen, ſie zu bekriegen — vor kurzem noch, vor nur 12 Jahren 
wegen Venezuelas. . . . Und worauf gründen ſich denn die guten Be— 
ziehungen des Augenblicks? Nur darauf, daß im Jahre 1898 die mäch 
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tige englische Flotte Europa verhinderte, zugunſten Spaniens zu inter- 
venieren.“ 

Wir unterbrechen hier unſer Zitat, um darauf hinzuweiſen, daß, 
wenn die guten Beziehungen Englands zu Amerika auf dieſer „Tat— 
ſache“ beruhen, ihnen überhaupt jedes Fundament fehlt. Denn, wie 
wir ſchon vor 14 Tagen ausführten, im Jahre 1898 war England 
bemüht, Europa zu einer Intervention zugunſten Spaniens zu bewegen, 
und dieſer Plan ſcheiterte nur an dem entſchiedenen Widerſpruch 
Deutſchlands und Rußlands! Es iſt doch unerhört, daß 
dieſe engliſche Verleumdungslegende trotz aller offiziellen und doku— 
mentariſchen Widerlegungen immer aufs neue wieder vorgebracht 
wird! — Amery fährt danach fort: 

„Je mehr die amerikaniſche Flotte heranwächſt, um ſo weniger 
wird unſere Hilfe notwendig ſein, es kann ſogar der Wunſch an die 
Stelle treten, unſere Poſition für ſich in Anſpruch zu nehmen. Die 
Amerikaner geben ſchon jetzt 20 Millionen Litr. jährlich für ihre Flotte 
aus. Sie können, ohne es zu ſpüren, 50 Millionen jährlich daran ſetzen, 
und ich glaube, bevor 20 Jahre hingegangen ſind, werden ſie es getan 
haben. Unſere Übermacht zur See iſt für unſere Exiſtenz aber ſo uner— 
läßlich, daß wir es nicht dulden können, daß irgendeine Nation, oder 
zwei Nationen zuſammen, wie freundſchaftlich ſie uns auch im Augen— 
blick geſinnt ſein mögen, uns zur See überbieten. Erlauben wir einmal, 
daß es geſchieht, ſo bricht das geſamte Fachwerk, aus dem das Reich 
erbaut iſt, in ſich zuſammen.“ 

Mr. Amery kommt bei Erwägung der Mittel, durch welche der 
deutſch-amerikaniſchen Gefahr entgegengewirkt werden kann, zu dem 
Ergebnis, daß einerſeits die allgemeine Wehrpflicht in England und 
in den Kolonien eingeführt werden müſſe, andererſeits die Durchführung 
der Chamberlainſchen Fiskalpolitik unerläßlich ſei. Geſchehe beides, 
ſo werde man Menſchen und Mittel haben, die Vormacht zur See trotz 
alledem zu behaupten. Denſelben Gedanken vertritt ein gegen die 
engliſche Admiralität gerichteter Artikel von St. Barbara lebenfalls 
in der „Nat. Review“ und ſeit dem 4. Mai im „Standard“ fortgeſetzt), 
und noch weit energiſcher der jüngſt viel genannte Lord Eſher in einem 
Aufſatz, der die Überſchrift führt: Heute und morgen. Beide Autoren 
ſchreiben überaus peſſimiſtiſch, aber Lord Eſher verwahrt ſich ausdrücklich 
dagegen, daß aus ihm ein Gefühl von Furcht ſpreche. Wenn England 
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jeine Kräfte brauche, werde ein Krieg mit Deutſchland auslaufen wie 
die Kriege mit Spanien, mit Holland und mit Frankreich. „Wenn 
aber das Volk im großen und ganzen ſich kleinmütig zeigt, wie die Lands— 
leute des großen De Wet es waren, dann wird England das Schickſal 
der Holländer zu teil werden, und es wird nicht mit Sicherheit darauf 
rechnen können, daß ſeine Selbſtändigkeit ihm gewahrt bleibt, wie es 
bislang mit Holland der Fall iſt.“ Es ſei ein eitler Traum, daß die 
Friedensperiode ſich verlängern laſſe. Vor 13 Jahren habe die Flotte 
wenig über 21½ Millionen und die Armee 21 Millionen gekoſtet. Seit— 
her habe England den Sudan erobert, weite Verantwortlichkeiten in 
Agypten auf ſich genommen und mehr als eine halbe Million Soldaten 
während des dreijährigen Krieges in Südafrika gebraucht. Heute ſei 
das Budget der Flotte 30 Millionen, das der Armee 28. Wie hoch 
würden dieſe Poſten in 5 Jahren, ja im nächſten Jahre ſein? Wer 
könne das ſagen? Und wer ſei anmaßend genug, zu behaupten, daß 
England im Lauf dieſer Periode nicht in einen Konflikt verwickelt ſein 
werde, der nicht lokaliſiert ſei. 

Wir übergehen die Vorſchläge, die er macht, um Englands Zukunft 
zu ſichern. Es iſt immer dieſelbe fixe Idee, daß alle Welt darauf aus— 
gehe, England zu überfallen und ihm ſein Kolonialreich zu rauben 
und wenn auch nicht direkt ausgeſprochen, klingt uns aus dem Zuſammen— 
hang dieſer und anderer Artikel der „National Review“ derſelbe Gedanke 
entgegen: braucht den Vorteil eurer Übermacht, ſo lange es noch Zeit iſt. 

Dieſelbe Sprache führt das bekannte Konſortium englischer 
Blätter des Pearſon-Truſt. Der Ausgangspunkt bleibt ſtets die 
Verdächtigung Deutſchlands. So veröffentlicht der „Standard“ 
vom 30. April einen Brief von Profeſſor Herbert Strong an den 
Präſidenten der Einwanderungsliga für Auſtralien. Herbert Strong 
iſt Profeſſor an der Univerſität Liverpool, bekannt durch ſeine 
Catull- und Juvenal-Ausgaben, ein gelehrter Latiniſt und Sprach— 
forſcher, aber politiſch ein Chauviniſt und Imperialiſt, dem, wie es 
ſcheint, alles nüchterne politiſche Urteil verloren gegangen iſt. Dieſer 
Mann ſchreibt: 

„Was mich immer in Erſtaunen ſetzt, iſt die Kurzſichtigkeit, mit 
der die Auſtralier in die Zukunft blicken. Für mich ſteht nichts ſicherer 
feſt, als daß die Auſtralier in nächſter Zukunft um ihr Leben entweder 
mit Japan oder mit Deutſchland zu kämpfen haben werden. Ich weiß 
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ſehr wohl, was ich ſage, denn ich habe in Deutſchland gelebt und ich 
weiß, daß die Deutſchen uns angreifen und uns eine unſerer Kolonien 
im gemäßigten Klima nehmen wollen.“ 

Nun lohnt es ja nicht, gegen dieſen politiſchen Wahnſinn auch 
nur ein Wort der Widerlegung zu ſagen, wohl aber halten wir es 
für in hohen Grade bedenklich, daß nunmehr ſeit bald 7 Jahren ohne 
jede Unterbrechung die politiſche Phantaſie des engliſchen Volkes durch 
ſolche Hirngeſpinſte vergiftet wird. In Wirklichkeit liegen die politiſchen 
Verhältniſſe ſo, daß niemand in aller Welt daran denkt, England anzu— 
greifen, daß aber die engliſchen Rüſtungen die politiſche Atmoſphäre 
erhitzt haben und die engliſche Bündnispolitik die Vorſtellung erweckt 
hat, daß irgend eine große Aktion in Vorbereitung iſt. Wenn 
nun, wie der „Temps“ meldet, der franzöſiſche Miniſterpräſident 
Clemenceau während ſeines jüngſten Aufenthalts in London ſich in 
auffallender Weiſe dem Haupt der engliſchen Alarmiſten und Kriegs— 
hetzer, Herrn Maxſe, dem Chefredakteur der „National Review“, genähert 
hat, ſo gewinnt man den Eindruck, daß das offizielle Frankreich an 
dieſem Treiben eine politiſche Stütze zu finden hofft. Das Reſultat 
dürfte das entgegengeſetzte ſein. So ſehr wir davon überzeugt ſind, 
daß das heutige Kabinett trotz ſeiner imperialiſtiſchen Spitze friedlich 
geſinnt iſt, ſo ſicher wiſſen wir auch, daß jene chauviniſtiſchen Elemente, 
deren Ausführungen unſere Leſer eben kennen gelernt haben, in dem 
Verhalten des franzöſiſchen Miniſterpräſidenten eine Ermunterung 
zu weiterer Agitation gegen Deutſchland finden. Sollte wirklich dieſes 
frevelhafte Spiel zu einem Bruch zwiſchen uns und England führen 
— was wir trotz allem nicht glauben wollen —, jo wird in Deutſchland 
kein Zweifel darüber ſein, daß die weſentlichſte Schuld der franzöſiſchen 
Politik zuzuſchreiben ſein wird. 

Auch die Wendung, welche die marokkaniſche Politik Frankreichs 
nimmt, ſtimmt uns immer bedenklicher. Von der Verſicherung, die 
Herr Pichon ex cathedra, das heißt vom Miniſtertiſch, in der franzöſiſchen 
Kammer gab, daß Frankreich eine unparteiiſche Stellung zwiſchen den 
ſich bekämpfenden Sultanen einnehmen werde, iſt heute keine Rede 
mehr. Franzöſiſche Offiziere führen die Mahalla von Abdul Aſis, die 
Expeditionen dauern fort, ohne mehr zu erreichen, als daß eine vor— 
übergehende Stille eintritt, für deren Dauer gar nichts ſpricht. Die 
Geſamtwirkung der franzöſiſchen Aktion aber iſt, daß die Erregung 
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der iſlamiſchen Welt immer weitere Kreiſe ergreift. In Afrika hat 
ſie bereits die Schwarzen erfaßt, in Agypten und im Sudan treten uns 
Anzeichen entgegen, daß auch dort die Gärung zunimmt, und es ſteht 
uns keineswegs feſt, daß nicht auch die Bewegung der Mohmands 
und Afridis, die notoriſch durch die Predigt fanatiſcher Mullahs her— 
vorgerufen iſt, im Zuſammenhang mit der von Marokko ausgegangenen 
Erregung ſteht. Daß dabei der „Temps“ ſich herausnimmt, uns in 
meiſterndem Ton den Empfang der Abgeſandten Mulay Hafids zu 
unterſagen — French warning to Germany, ſo gibt der „Standard“ 
den Inhalt des „Temps“ Artikels wieder — iſt doch eine Anmaßung, 
die alle Grenzen überſteigt. Bei der völligen Unzuverläſſigkeit all der 
offiziöſen franzöſiſchen Berichte vom marokkaniſchen Kriegsſchau— 
platze, iſt es vielmehr in hohem Grade erwünſcht, auch die „altera pars“ 
zu hören, Mulay Hafid und ſeine Anhänger. Ob und wie dieſe Boten 
von uns empfangen werden, geht Frankreich gar nichts an, und wenn 
ihm nachträglich Mitteilungen gemacht werden, ſo iſt das eine Höf— 
lichkeit guter Nachbarſchaft, gegen die ſich natürlich nichts einwenden 
läßt. Daß wir aber unſer Verhalten zu rechtfertigen brauchen 
(justifier ſchreibt der „Temps“), iſt eine durch nichts zu begründende 
Behauptung des „Temps“, die durchaus zu dem nörgelnden Ton paßt, 
mit dem dieſes Blatt die deutſch-franzöſiſchen Beziehungen zu behandeln 
pflegt. 

Die oben erwähnte Erhebung der Mohmands ſcheint durch die 
unerwartete Unterſtützung, die ihnen von ſeiten der Afghanen (angeblich 
20 000 Mann) zu teil wird, einen gefährlichen Charakter anzunehmen, 
zumal eine Erhebung in Bengalen parallel zu laufen ſcheint. Es wird 
alles darauf ankommen, daß die Engländer rechtzeitig den Einfall der 
Afghanen abſchlagen und die offenbar noch nicht ausgereifte bengaliſche 
Verſchwörung unterdrücken. Da der ſehr tüchtige General Willcocks 
an der afghaniſchen Grenze ſteht und ein ſo hervorragender und vor— 
ſichtiger Feldherr die Militärkraft Indiens in Händen hat, wie Lord 
Kitchener, iſt zu beidem gute Ausſicht. Dennoch ſetzt unter allen Um— 
ſtänden die Teilnahme Afghaniſtans an der Erhebung der Mohmands 
England in eine ſehr ernſte Verlegenheit. Es darf, um ſein Anſehen 
aufrecht zu erhalten, einen afghaniſchen Angriff nicht ungeſtraft laſſen, 
und ein afghaniſcher Feldzug bedeutet unter allen Umſtänden eine 
Gefahr. Dieſe Gefahr aber ſteigert ſich erheblich durch die erregte 
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Stimmung in Hindoſtan und Bengalen. Es heißt, daß der Unwille 
des Emirs Habibullah Khan durch das ruſſiſch-engliſche Abkommen 
über Afghaniſtan erregt worden iſt. Jedenfalls ſteht feſt, daß auf die 
ihm nachträglich von den Engländern gemachte Mitteilung über den 
Charakter dieſes Abkommens von ſeiner Seite bisher keine Antwort 
erfolgt war. Vielleicht find jene 20 000 (2) Afghanen, die jetzt auf in— 
diſchem Boden ſtehen, als Antwort des Emirs zu verſtehen. Da die 
Bevölkerung Hindoſtans und der an die Sitze der Afridi und Mohmands 
anſtoßenden Gebiete iſlamiſch iſt, kann England auch ihrer Sympathien 
keineswegs ſicher ſein. Die revolutionäre Stimmung in Indien ſteht 
aber, wie kaum noch beſtritten wird, in Zuſammenhang mit dem engliſch— 
japaniſchen Bündnis. 

Zu alle dem kommen die inneren Unruhen in Perſien, die ſeit Ein— 
führung der Verfaſſung kein Ende nehmen wollen und neuerdings durch 
die Entlaſſung des perſiſchen Miniſteriums ſich noch beſonders zugeſpitzt 
haben. Wundernehmen kann ja die Tatſache an ſich nicht. Der Sprung 
von dem Deſpotismus eines perſiſchen Schah zu einem parlamentari— 
ſchen Verfaſſungsleben iſt doch noch unendlich viel größer als die Wand— 
lung, die ſich auf ruſſiſchem Boden vollzogen hat, und im Verhältnis 
zu den ruſſiſchen Wirren ſind jene inneren Kämpfe Perſiens immer 
noch geringfügig. Es kommt aber noch hinzu, daß ſich das Ehrgefühl 
Perſiens genau ſo wie in Afghaniſtan durch das ruſſiſch-engliſche Ab— 
kommen tief verletzt fühlt. Die erſte Wirkung der freiheitlichen Inſti— 
tutionen war eine Steigerung des nationalen Selbſtbewußtſeins und 
gerade dieſes geſunde und gerechtfertigte Gefühl iſt verwundet worden. 
So ſehr die Politik der Selbſterhaltung auch dafür ſprach, jene Empfin— 
dungen zurückzudrängen, verbergen ließen ſie ſich doch nicht, und es 
ſteht ganz ſicher feſt, daß ſowohl nach der ruſſiſchen wie nach der eng— 
liſchen Seite hin infolgedeſſen das Mißtrauen der Perſer heute überaus 
rege iſt. Auch hier ſpielt neben dem nationalen das religiöſe Element 
mit. Nun ſind die Räubereien der Kurden an den Grenzen der Türkei, 
Kaukaſiens und Perſiens als neues Element der Unruhe hinzugetreten. 
Es muß zur richtigen Beurteilung dieſer Wirren betont werden, daß 
dieſe Kurden Nomaden, ihrem Bekenntnis nach Sunniten und ihrem 
Beruf nach Räuber ſind. Es läßt ſich durchaus nicht ſagen, wohin ſie 
eigentlich gehören, da ihre Grenzen nicht feſtſtehen. Die Kurden, welche 
heute die Dörfer der vielgeplagten Armenier verwüſten, ſind perſiſche 
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Untertanen, ſie geben aber vor, für türkische Intereſſen zu wirken, 
während ſie in Wirklichkeit nur den eigenen Räuberinſtinkten folgten. 
Die „National Review“ aber ſagt „unſere Kurden!“ Das gibt ein 
völlig unſicheres politiſches Bild, und wenn heute Rußland am Werk 
iſt, die Kurden niederzuwerfen, ſehen die Perſer darin einen Eingriff 
in ihre oberherrlichen Rechte, während die Kurden vorgeben, im Intereſſe 
ihrer türkiſchen Glaubensgenoſſen zu arbeiten. Daß aber die türkiſchen 
Truppen, über deren Konzentrierung im öſtlichen Kleinaſien zeitweilig 
ſo viel Lärm gemacht wurde, nicht mitſpielen, ergibt ſich ſchon daraus, 
daß ſie weitab vom Schauplatz dieſer Konflikte am Schwarzen Meer 
und auf dem alten ruſſiſch-türkiſchen Kriegsſchauplatz Kars-Erzerum 
ihre Standquartiere haben. Der Kaukaſus aber muß noch heute von 
Rußland erſt wiedererobert werden, da in den Jahren der Revolution 
die kaukaſiſchen Bergſtämme ſich faſt unabhängig gemacht haben. 

Summieren wir die Tatſachen, die ſich aus unſerer raſchen Über— 
ſicht ergeben, ſo zeigt ſich, daß der geſamte Iſlam von Tanger bis Kalkutta 
in kriegeriſcher Erregung iſt und daß in Afrika dieſe Mobiliſierung des 
religiöſen Fanatismus einen antifranzöſiſchen, in Aſien einen anti— 
engliſchen Charakter trägt. Wird nun noch durch Verſchärfung des 
Konflikts in Mazedonien die europäiſche und die kleinaſiatiſche Türkei 
und werden Arabien und Syrien gleichfalls in den Kreis dieſer Er— 
hebung hineingezogen, ſo kann ſchließlich der leichtfertig entfachte Brand 
die ganze iſlamiſche Welt entzünden, die doch einen Komplex von an 
300 Millionen Menſchen umfaßt. 

Für Rußland bedeutet dieſe Entwicklung zweifellos einen politiſchen 
Vorteil. Die durch die Notwendigkeiten des Augenblicks gebotene 
Kapitulation vor England in Aſien, kann dadurch tatſächlich aufgehoben 
werden, und ebenſo ſteigt der in letzter Zeit ſehr geſunkene Wert der 
japaniſchen Freundſchaft wieder im Preiſe für England. Aber auch das 
führt ſchließlich zu neuen Verlegenheiten. England unterſtützt, wie 
der „New Pork Herald“ vom 14. April ſchreibt, den Boykott der Chineſen 
gegen japaniſche Waren, im Intereſſe des eigenen Handels. 

Dieſe Situation beleuchtet die allgemeine Unpopularität des 
engliſch-japaniſchen Bündniſſes unter den Engländern im Orient. Das 
gilt nicht nur von den Kaufleuten, ſondern von allen Ständen. Die 
Offiziere der Armee wie der Flotte kritiſieren die Haltung ihrer Re— 
gierung zwar nur unter dem Siegel der Verſchwiegenheit, aber die 
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Vertreter des engliſchen Großhandels machen kein Hehl aus ihren 
Überzeugungen. 

Wir folgern aus alledem, daß wir vor dem Beginn einer großen 
politiſchen Wandlung ſtehen, in welcher unſere geſchonte politiſche Kraft 
und unſere weiſe politiſche Zurückhaltung ihren Lohn finden kann. 

Wir brauchen alle die Feindſeligkeiten, die gegen uns arbeiten, 
nicht zu fürchten. Für uns arbeitet die Zeit und die falſche Politik un— 
ſerer Gegner, für uns ſpricht unſer gutes Gewiſſen. Und das iſt auch in 
politiſchen Fragen ein Faktor, der nicht zu unterſchätzen iſt. 


7. Mai 1908. Kaiſer Wilhelm und die deutſchen Fürſten in Schönbrunn. 
9. Mai. 2 Abgeſandte Mulay Hafids treffen in Berlin ein. 


13. Mai 1908. 

Der Ehrenbeſuch, den unter Führung Kaiſer Wilhelms die deutſchen 
Fürſten dem ehrwürdigen Kaiſer Franz Joſef gemacht haben, gibt einer 
Empfindung Ausdruck, die durch ganz Deutſchland geht. Oſterreich— 
Ungarn iſt ſeit 1879 unter allen Wandlungen, welche die Zeit gebracht 
hat, unſer treuer Bundesgenoſſe geweſen und wird es, ſo hoffen wir, 
auch fürderhin bleiben. In den entſcheidenden politiſchen Lebensfragen 
ſind die Intereſſen beider Mächte gleichſam verwachſen, ſie bieten ein— 
ander einen Rückhalt wie keine andere mögliche Kombination, und 
können eben deshalb in voller Selbſtändigkeit auch die beſonderen 
Intereſſen pflegen, die dem politiſchen Genius und der hiſtoriſchen 
Entwicklung beider Staaten entſpricht. Es war eine beſonders fein 
empfundene Rückſichtnahme, daß dieſer Fürſtenbeſuch nicht auf den 
2. Dezember, den Jubiläumstag des Kaiſers gelegt wurde: an dieſem 
Tage will und ſoll ihm die dankbare Huldigung ſeiner Völker nicht ge— 
ſtört werden durch die Anweſenheit nicht öſterreichiſch-ungariſcher 
Gäſte. Es gehört der böſe Wille der „Nowoje Wremja“ und des „Temps“ 
— par nobile fratrum — dazu, um das nicht zu begreifen. Sie ſind 
beide, gleichzeitig, der Meinung, daß der 2. Dezember, wenn jchoen _ 
ein Fürſtenbeſuch ſtattfinden ſollte, gewählt werden mußte! 

Wir möchten bei dieſer Gelegenheit doch darauf aufmerkſam machen, 
daß die Stellung des „Temps“ zur franzöſiſchen Regierung durchaus 
geklärt werden muß. Jeder, der das Blatt regelmäßig lieſt, gewinnt 
den Eindruck, daß es Regierungsorgan iſt. Nun hat aber Herr Pichon 
ſich mehr als einmal von den Ausführungen der „Temps“ losgeſagt, 
und es liegt uns fern, ſein Wort anzuzweifeln. Trotzdem dauert der 
unverkennbar offiziöſe Charakter der Mitteilungen des „Temps“ fort, 
ſo daß man den Eindruck gewinnt, daß in den Kreiſen der franzöſiſchen 
Regierung eine doppelte Politik geführt wird, die Herrn Pichons — 
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wir ſprechen nur von der auswärtigen Politik — und die eines anderen 
mächtigeren politiſchen Faktors, dem der Verlauf der politiſchen Tat— 
ſachen ſchließlich recht zu geben pflegt, und der mit großer Konſequenz 
darauf hinarbeitet, alles zuzuſpitzen und zu ſchärfen, was die deutſch— 
franzöſiſchen Beziehungen verſchlechtern kann. Da dieſe Tendenz 
auch während der amerikaniſchen Reiſe Herrn Tardieus fortdauerte, 
kann er allein ſie unmöglich verſchulden. Es iſt höher hinauf zu ſuchen 
— und wir brauchen wohl nicht erſt zu ſagen, an wen wir zunächſt dabei 
denken. Es iſt ja im Grunde dasſelbe Bild, das uns in der Behandlung 
der marokkaniſchen Frage entgegentritt. Herr Pichon gibt eine feierliche 
Erklärung nach der anderen ab, und die Tatſachen, deren vorausfallende 
Schatten der „Temps“ vorher in Form von Wünſchen und Kritiken 
ankündigt, ergeben das Gegenteil der Pichonſchen Verſicherungen. 
Es iſt dies ja auch recht deutlich an dem Aktenmaterial zutage getreten, 
das in unſerem Weißbuch veröffentlicht wurde, obgleich, wie ſtets zu 
geſchehen pflegt, jede der mitgeteilten Depeſchen die Zenſur des fran— 
zöſiſchen Auswärtigen Amtes paſſiert hat und aller Wahrſcheinlichkeit 
nach auf franzöſiſche Bitte manches Aktenſtück weggefallen iſt, das 
dieſe Widerſprüche in noch helleres Licht geſetzt hätte. 

Daran iſt nichts zu ändern, unzenſierte Aktenpublikationen finden 
wohl nur unmittelbar vor Ausbruch eines Konfliktes ſtatt, und ſo— 
weit ſind wir gottlob nicht. 

Es fällt übrigens auf, wie in Frankreich die Unzufriedenheit mit 
dem Regime Clemenceau ſtetig anwächſt. Ein jo feiner und maßvoller 
Politiker, wie Profeſſor Fernand Faure, der Chefredakteur der „Revue 
politique et parlamentaire“, hat in dem Heft vom 10. Mai in ein— 
gehender Ausführung die zwei Jahre der Regierung des Kabinetts 
Clemenceau einer wahrhaft vernichtenden Kritik unterzogen, ſoweit 
die innere Politik in Betracht kommt. Sie fange an, jedermann ver— 
dächtig zu werden, und wenn die Kammer immer aufs neue Herrn 
Clemenceau ihr Vertrauen ausſpreche, ſo ſei das für die Majorität, 
mit der er arbeite, die notwendige Form, ihre eigene Unentbehrlichkeit 
zu bekunden. Clemenceau habe, als er am 5. November 1906 ſein 
Programm entwickelte, nicht weniger als 17 verſchiedene Reformen 
angekündigt, jetzt ſei dieſes Programm auf 3 Punkte zuſammenge— 
ſchmolzen: Rückkauf der Oſtbahn, Arbeiterverſicherung, Progreſſivpſteuer, 
aber bisher ſei noch keiner dieſer Programmpunkte ausgeführt worden. 
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„Man erkennt — ſchreibt Fernand Faure mit bitterer Ironie — 
zwei große Kategorien von Reformen. Diejenigen, die völlig vergeſſen 
ſind, und jene, mit denen man ſich hier und da vom November 1906 
bis heute beſchäftigt hat. Zur erſten Kategorie gehört z. B. das Geſetz 
über Unfallverſicherung von Arbeitern, über die Arbeit in Bergwerken, 
über die Reorganiſation der Verwaltung uſw. Die zweite zerfällt in 
zwei Unterabteilungen, erſtens in die ſchlecht vorbereiteten Reformen, 
die zu erfüllen entweder unmöglich oder gefährlich iſt, und zweitens 
in die notwendigen, völlig vorbereiteten Reformen. Das radikal— 
ſozialiſtiſche Miniſterium hat unter dem Beifall ſeiner Majorität nicht 
gezögert, zwiſchen beiden zu wählen. Es hat ſich entſchloſſen den unaus— 
führbaren und ſchädlichen Reformen vorgeſpannt und alles daran geſetzt, 
um die Verwirklichung der anderen zu verhindern.“ 

Das ſei zwar unglaublich, aber leicht zu beweiſen. Herr Fernand 
Faure geht nun in ſeiner klaren und gründlichen Art in ein Detail ein, 
auf deſſen Wiedergabe wir verzichten müſſen, das aber in ſchlagender 
Weiſe zeigt, wie völlig unfruchtbar die radikal-ſozialiſtiſche Politik geweſen 
iſt. Er ſtreift danach den keineswegs erfreulichen Stand des franzöſiſchen 
Finanzweſens, um ſchließlich eingehender bei der Frage zu verweilen, 
wie in den Tagen des Miniſteriums Clemenceau die geltenden alten 
Geſetze vernachläſſigt worden ſind; die allgemeine Schulpflicht werde 
in immer ſteigendem Maße umgangen, ſo daß die Zahl der Analphabeten 
nicht nur nicht abnehme, ſondern ſich ſteigere, die allgemeine Wehr— 
pflicht exiſtiere nur noch auf dem Papier. 

„Die Zahl derjenigen, die ſich der heiligen Pflicht des Militär— 
dienſtes entziehen, wächſt von Tag zu Tag. Sie iſt erſchreckend hoch 
geworden. 1898 wurden 1904 Soldaten für Deſerteure erklärt und 
4678 waren insoumis, Ungehorſame. 

1904 ſind die entſprechenden Zahlen 2316 und 4737 


1905 „ ) load. 7807 
190% 0 10 „ 3028 „ 10480 
1900 m „ 3437 „ 10630 


Das ergibt für das Jahr 14 000 Individuen, die in offener Rebellion 
gegen das Militärgeſetz waren, oder, da 400 000 einberufen werden, 
auf je 100 mehr als 3 Deſerteure oder insoumis. Dabei iſt aber nur die 
Armee, nicht die Flotte, in Betracht gezogen, von der der Marine 
miniſter am 2. April 1908 ſagte, daß infolge der allzu zahlreichen 
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Amneſtien die Zahl der Dejerteure ſich jeit 1898 verdreifacht habe. Die 
Zahlenangaben über die Deſertionen und Rebellionen in der Armee 
aber ſtammen vom Kriegsminiſter.“ 

Als drittes Beiſpiel führt Fernand Faure die Tatſache an, daß 
trotz aller Verbote Beamtenſyndikate der Lehrer, der Poſt- und Tele— 
graphenbeamten beſtehen. Sie ſind ungeſetzlich, aber man duldet ſie. 
Das Schlimmſte ſei eben das Abnehmen der Achtung vor dem Geſetz! 
Daß dieſe Zuſtände einen Patrioten wie Faure beängſtigen und ſchmerzen, 
iſt wohl verſtändlich. 

„Trotzdem“, ſo ſagt er, „verzweifeln wir nicht an der Zukunft. 
Frankreich leidet unter der radikal“ſozialiſtiſchen Politik, es wird ſich 
ihrer zu entledigen wiſſen, bevor das Übel unheilbar geworden iſt. 
Es iſt nicht das erſtemal, daß wir unfähige oder ſchlechte Regierungen 
haben. Wir haben uns ſtets von dem Übel erholt, das ſie uns getan. 
haben. „Mit einem Königreich“, ſagt Voltaire in ſeinem philoſophiſchen 
Wörterbuch, „iſt es wie mit einem Landgut. Iſt der Boden gut, ſo 
wird es nie ruiniert werden.“ Iſt nun Frankreich nicht ein freigiebiges 
Land? Voltaire glaubt es. Er ſagt uns darüber ein ſchönes und tröſtendes 
Wort: Mag Frankreich auch von einem entſchloſſenen Narren wie Law, 
oder von einem luſtigen Narren wie Dubois, oder von Miniſtern, wie 
wir ſie mitunter haben, regiert werden, man wird ſtets von ihnen ſagen 
können, was ein venetianiſcher Geſandter Ludwig XII. antwortete, 
als dieſer im Zorn drohte, Venedig zugrunde zu richten: „Verſuchen 
Sie es, Sire, ich glaube, es iſt unmöglich. Seit 20 Jahren tun meine 
Kollegen alles Denkbare, um Venedig zu zerſtören, ſie haben es doch 
nicht fertig gebracht.“ Die Radikal-Sozialiſten Frankreichs werden 
heute nicht ſtärker ſein, als die Senatoren der Republik Venedig in 
den Tagen Ludwigs XII.“ 

Das hoffen auch wir, denn wir wünſchen ein geſundes und zu— 
friedenes Frankreich zum Nachbarn, nicht das fieberkranke Frankreich 
von heute, das, wie es ſcheint, in ſeiner auswärtigen Politik ebenſo 
in Widerſpruch zu ſeinem laut verkündeten Programm ſteht, wie in 
ſeiner inneren Politik. 

Die Töne, die in der „Revue politique et parlamentaire“ ange— 
ſchlagen werden, klingen uns übrigens ebenſo in den „Débats“ und 
auch in konſervativen Blättern entgegen, wir finden ſie noch draſtiſcher 
in dem von Seignobos redigierten ſozialiſtiſchen „Courrier Européen“. 
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In einem Artikel über „Die Kriſis des Parlamentarismus“ wird der 
Deputierte im heutigen Frankreich folgendermaßen charakteriſiert: 

„Das große Problem und die große Sorge für ihn iſt, ſeine Wieder: 
wahl zu ſichern; er will unabſetzbar ſein, und möchte, wenn er Söhne 
und Schwiegerſöhne hat, ſeine Stellung erblich machen. Wie iſt das 
zu erreichen? Nun, man ſchafft ſich eine getreue Klientel, indem man 
ſeinen Einfluß daran ſetzt, Belohnungen zu verleihen und Stellungen 
zu beſorgen. Der Deputierte will Beamte ernennen, ihr Avancement 
beſtimmen, über die Gerichte verfügen, ſeinen Freunden Strafloſigkeit 
ſichern, und ſeine Gegner die Wucht ſeiner Abneigung fühlen laſſen. 
In ſeinem Wahlkreiſe hält er ſich für den Träger und für die Verkör— 
perung der Volksſouveränität; er übt königliche Rechte aus und bereitet, 
indem er ſie ausübt, die Umwandlung ſeines Wahlkönigtums zu einem 
Königtum auf Lebenszeit vor, oder gar zu einem erblichen Königtum. 
Das Günſtlingsweſen, das alle Räder unſerer Verwaltung treibt, iſt 
kein Zufall, es iſt die Form der Tyrannei, die dem Parlamentarismus 
entſpricht!“ 

Vielleicht hat dem ruſſiſchen Finanzminiſter Kokowzew dieſer Par— 
lamentarismus vorgeſchwebt, als er zur tiefen Entrüſtung der Duma vor 
einigen Tagen ausrief: Gottlob, wir haben keinen Parlamentarismus! 

Es iſt wohl nur natürlich, daß dieſem Treiben ein erhitzter Chau 
vinismus parallel geht. Die franzöſiſchen Studenten haben es erfahren 
müſſen, die vor kurzem unſere Gäſte waren, und in ſo lächerlich über 
triebener Weiſe gefeiert wurden. Als ihr Führer, Profeſſor Andler, 
in der Sorbonne ſeine Vorleſungen wieder aufnehmen wollte, hat 
man ihn nicht zu Worte kommen laſſen. Die „Patrioten“ unter den 
Studenten unterbrachen ihn mit dem Ruf: Conspuez! A Berlin! Ein 
anderer Kreis von Studenten proteſtierte dagegen, ein roter Sonnen— 
ſchirm diente den Lärmenden als Symbol. Die Gegner hißten die 
Trikolore, und während die einen die Marſeillaiſe anſtimmten, ſangen 
die anderen die Internationale. Kurz, es war ein wüſtes und lächerliches 
Treiben, bis ſchließlich eine Brigade Polizeiagenten die Sorbonne ſäuberte 
Nun ſagt freilich der „Gaulois“, es ſeien ruſſiſche Anarchiſten und Arme 
nier geweſen, die ſchuld ſeien, und das iſt ſehr wohl möglich, immerhin 
iſt es nicht eben ein Ehrentag für die Sorbonne geweſen. 

Die oben angeführte Äußerung des ruſſiſchen Finanzminiſters 
hat in der ruſſiſchen Preſſe und auch in der Duma einen wahren Sturm 
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hervorgerufen, was ſich wohl nur daraus erklären läßt, daß die Herren 
keine klare Vorſtellung von dem Unterſchied eines parlamentariſchen 
und eines konſtitutionellen Regiments haben. Da in Rußland das 
Miniſterium nicht von der Majorität des Reichstages abhängt und nicht 
aus ihr genommen wird, iſt die Verfaſſung der Duma auch keine par— 
lamentariſche, ſo daß der Miniſter in der Sache durchaus recht hatte. 
Wir meinen, er hatte auch recht mit ſeinem „gottlob“. Denn bisher 
beweiſt noch nichts, daß ſich aus den Reihen der Dumamehrheit ein 
arbeitsfähiges und arbeitsluſtiges Miniſterium bilden läßt. Endlich 
ſchließt die ruſſiſche Verfaſſungsurkunde den Begriff des Parlamen— 
tarismus aus, und wenn wir richtig ſehen, hat Kaiſer Nikolaus ſeine 
Verfaſſung unter dem Vorbehalt verliehen, daß ſie ſich als leiſtungsfähig 
bewähre. Überſchaut man nun die Arbeiten der letzten Duma, ſo wird 
man ihr das Zeugnis nicht verſagen dürfen, daß ſie arbeiten will und 
arbeiten kann, wenngleich, wie wir hören, die eigentliche Arbeitslaſt 
von verhältnismäßig wenigen Schultern getragen wird. Die Ab— 
lehnung der beiden von der Regierung eingebrachten Flottenpläne 
wird im allgemeinen von der öffentlichen Meinung Rußlands gebilligt, 
man will nicht über das Notwendigſte hinausgehen und ſich auf Voll— 
endung der begonnenen Schiffsbauten beſchränken. Aber es iſt nicht 
wahrſcheinlich, daß die Regierung ſich damit zufrieden gibt, ſie dürfte 
eine dritte Flottenvorlage bringen und auf dieſer wohl auch beſtehen. 
Die alarmiſtiſchen Nachrichten, die mit dem Brand der Obuchowſchen 
Fabrik verbunden wurden, beſtätigen ſich glücklicherweiſe nicht. Der 
Brand hat nicht länger als 30 Minuten gedauert und nur das Holzwerk 
vernichtet. Die Maſchinen und Werkzeuge ſowie die bereits fertiggeſtellten 
Geſchütze, ſind unbeſchädigt geblieben. Zerſtört wurden vornehmlich 
nur die Dächer der Gebäude. Den Geſamtſchaden ſchätzt man auf 
etwas über eine Million Rubel. So kann von einer wirklichen 
Schädigung der militäriſchen, Leiſtungsfähigkeit Rußlands keine 
Rede ſein. 

Sehr zufrieden iſt die Regierung mit der Annahme des Geſetzes 
über den Bau der Amureiſenbahn. Wladiwoſtock kommt erſt dadurch 
zu einer direkten Verbindung mit der großen ſibiriſchen Bahn. Dagegen 
findet die Petition der Stadt um eine Freihafenſtellung viel Wider— 
ſpruch in der Preſſe. Es kennzeichnet die heute in Rußland vorwaltende 
Stimmung, wenn dieſes Geſuch dadurch verdächtig gemacht wird, 
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daß unter den Petenten auch eine Reihe deutſcher Namen iſt, wie z. B. 
der des Gouverneurs General Unterberger. Denn unzweifelhaft ge— 
winnt die intolerant nationaliſtiſche Richtung von Woche zu Woche 
an Boden, und es ſcheint, daß Herr Stolypin ſich dieſen Strömungen 
nicht mehr ganz zu entziehen vermag. Auch die Forderung eines Rever— 
ſals bei Abſchluß von Miſchehen wird neuerdings wieder zur Geltung 
gebracht, ſo daß die mit ſo viel Oſtentation verkündete Gewiſſensfreiheit 
leicht wieder in die Unduldſamkeit früherer Jahre umſchlagen kann. 
Sehr merkwürdig iſt die uns in amerikaniſchen Zeitungen entgegen— 
getretene Behauptung, daß zwiſchen Rußland und Japan ein geheimes 
Einverſtändnis beſtehe, unter welchem ſowohl der engliſche wie der 
amerikaniſche Handel zu leiden habe. In den engliſchen Kaufmanns— 
kreiſen des fernen Oſtens wächſt die Erbitterung über Japan ſtetig und 
man macht dort kein Hehl daraus, daß England bei Abſchluß ſeiner 
gegen Rußland gerichteten Allianz mit Japan ſich auf das „falſche 
Pferd“ geſetzt habe. Eine Depeſche des „Herald“ aus Schanghai be 
hauptet, daß bereits der geſamte Handel zwiſchen Bombay und den 
japaniſchen Häfen in japaniſche Hände übergegangen ſei. Dasſelbe 
hat bereits, unter Hinweis auf die ſubventionierten japaniſchen Dampfer— 
linien Sir Thomas Sutherland den Aktionären der großen Peninſular 
and Oriental Steam Navigation Company in London mitgeteilt. Der 
„Herald“ führt nun eine Reihe anderer „tricks“ an, die den Japanern 
dieſen Erfolg geſichert haben. Auch die Ereigniſſe an der engliſch— 
afghaniſchen Grenze werden in dieſen Zuſammenhang mit hinein— 
gezogen. Charakteriſtiſch dafür iſt eine ſehr eingehende Darlegung 
der „Nowoje Wremja“, die, zunächſt von den Kämpfen mit den Moh— 
mands ausgehend, die übrigen Konfliktspunkte Englands mit dem 
Iſlam herzählt und in der folgenden Ausführung gipfelt: 

„Von der paniſlamitiſchen Agitation zu reden, iſt überflüſſig. 
Ihre Quelle iſt Konſtantinopel, aber vielleicht hat ſie ihren Urſprung 
auch weiter nördlich. Sie trägt einen ſo beſtimmten und 
planmäßigen Charakter, daß weitere Beweiſe überflüſſig ſind. Weniger 
deutlich läßt ſich die panaſiatiſche Strömung verfolgen, die von Tokio 
ausgeht und langſam aber ſicher Franzöſiſch-Hinterindien und Hindoſtan 
durchdringt. Im Augenblick ſind dieſe beiden Strömungen zuſammen— 
getroffen; ſie haben England und Rußland von den Anglegenheiten 
des nahen Orients abgelenkt, die ihrer gemeinſamen freundſchaftlichen 
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Arbeit jo ſehr bedürftig waren. Im ruſſiſch-perſiſchen und im enalijch- 
afghaniſchen Konflikt befinden beide Mächte ſich durchaus in der gleichen 
Lage. Die Sicherheit der Grenzen iſt in Frage geſtellt, welche die Zone 
der ruſſiſch-engliſchen Verſtändigung betreffen. Hier wie dort müſſen 
beide Mächte ſich ihre politiſche Stellung ſichern. Sollte die Ablenkung 
der Aufmerkſamkeit Englands und Rußlands auf Grenzfragen kein bloßer 
Zufall ſein, jo müßte man offen anerkennen, daß ein beſſeres Mittel, ſie von 
den dringenden und unaufſchiebbaren europäiſchen Aufgaben abzuwenden, 
nicht leicht ausfindig gemacht werden konnte. Nun, endlich wird unſere 
Regierung wohl energiſche Maßregeln ergreifen, unſere kaukaſiſchen 
Grenzen zu ſchützen. Aber man darf die Augen vor den geheimen 
Triebfedern der Ereigniſſe, die ſich abſpielen, nicht verſchließen.“ 
Ohne auf die auch hier verſteckten Inſinuationen einzugehen, 
unterſtreichen wir den Hinweis auf einen bevorſtehenden ruſſiſch— 
perſiſchen Krieg. So ſicher wie die „Nowoje Wremja“ ihn darſtellt, 
ſcheint er uns noch nicht zu ſein. Im Grunde hat ja Perſien mit den 
Räubereien der Kurden ebenſowenig zu ſchaffen, wie etwa Rußland 
mit den Ausſchreitungen der unbotmäßigen kaukaſiſchen Stämme. 
Was aber Afghaniſtan betrifft, ſo hat Habibullah Khan, wenn die Nach— 
richten der engliſchen Preſſe zuverläſſig ſind, ſich von jeder Unterſtützung 
der Mohmands losgeſagt und ein entſprechendes Verbot veröffentlichen 
laſſen. Es liegt aber durchaus im Intereſſe der Engländer, ſich bis auf 
weiteres damit zufrieden zu geben. Die unaufſchiebbaren Aufgaben 
Rußlands endlich ſcheinen uns immer noch mehr im Innern des Reichs 
als in Mazedonien zu liegen. Auch die Frage der Eiſenbahnen auf der 
Balkanhalbinſel käme im Vergleich zu dieſen Bündniſſen, namentlich 
wenn man den Blick auf das immer noch völlig desorganiſierte Schul— 
weſen richtet, doch nur ſehr nebenſächlich — pour les beaux yeux de 
la Servie — in Betracht. Es iſt eben jetzt eine ganz ausgezeichnete Be— 
leuchtung dieſer Eiſenbahnfragen veröffentlicht worden: „Sandſchakbahn 
und Transverſallinie. Ein Beitrag zur Geſchichte der verkehrs- politiſchen 
Intereſſengegenſätze auf der Balkanhalbinſel“ von Richard Riedel (Wien, 
Franz Deutike 1908). Ohne auf die ſehr lehrreichen Ausführungen des Ver- 
faſſers näher einzugehen — das Büchlein mußgeleſen werden — heben 
wir einen Satz hervor, der den Kern des Problems deutlich zeigt: 
„Es iſt Wahnſinn, den Bahnbau durch das Sandſchak mit öſter— 
reichiſchen Expanſionsgelüſten in Mazedonien in Zuſammenhang zu 
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bringen. Das wird am beiten jchon dadurch widerlegt, daß das von 
Serbien und Mazedonien flankierte Gebirgsland des Sandſchaks auch 
mit der Bahn noch lange keine Operationsbaſis für ein militäriſches 
Vorrücken abgeben kann. Ihre politiſche Bedeutung beruht ausſchließ— 
lich darin, daß wir mit ihrem Bau den Willen kundgeben, eine unſeren 
Intereſſen abträgliche Verſchiebung der Beſitzverhältniſſe im Süden 
des Okkupationsgebietes nicht zuzugeben und daß wir im Fall einer 
Zuſpitzung der Verhältniſſe beſſer als bisher in der Lage ſind, dieſem 
Willen Nachdruck zu verleihen.“ 

Nebenher tritt Herr Riedel mit einem anderen Projekt hervor, 
daß auch die berechtigten Intereſſen Serbiens befriedigt und eine handels— 
politiſche Verſöhnung Serbiens und Oſterreich-Ungarns in Ausſicht 
ſtellt. Was er definitiv ablehnt, iſt eine franko-ruſſiſche Linie von Serbien 
nach Antivari und eine italieniſche von Valona nach Monaſtir, und 
darin kann man ihm ſowohl vom öſterreichiſch-ungariſchen wie vom 
türkiſchen Standpunkt aus nur recht geben. 

Wir ſchließen mit einem polniſchen Kurioſum. Aus Milwaukee, 
Wisconſin, iſt uns eine polniſche Monatsſchrift „Praſa Polska“ zuge— 
gangen, Organ des „Verbandes polniſcher Zeitungen in Amerika“. 
Der Hauptzweck dieſer Monatsſchrift, die den beſcheidenen Umfang 
von 12 Seiten 8° hat, iſt, die Amerikaner darauf aufmerkſam zu machen, 
daß es nützlich ſei, in polniſchen Zeitungen zu annoncieren, da die Ver— 
einigten Staaten eine Bevölkerung von nahezu 4 Millionen Polen 
zählten, wobei wir für die Richtigkeit dieſer, an ſich wenig wahrſchein— 
lichen Angabe keinerlei Garantie übernehmen wollen. Es ſchließ ſich 
daran eine Reihe von Anekdoten und Bildern: „Der kleine Erwin 
Urbaniak, in polniſcher Nationaltracht, er iſt der Jjährige Sohn von 
Mr. Thomas und Mrs. Mary Urbaniak, ein kleiner Deklamationskünſtler 
an polniſchen Gedenktagen. Er verſpricht ein Redner zu werden.“ 
Danach eine Art Proteſt gegen die Außerung von Staatsſekretär Elihu 
Root, daß Tſchechen, Juden, Rumänen, Polen, Italiener, Griechen 
und andere öſtliche und ſüdliche Völker als Einwanderer in die Ver— 
einigten Staaten eine wahre Invaſion von Barbaren darſtellten. Die 
„Praſa Polska“ proteſtiert gegen dieſe Gemeinſchaft. Das Urteil des 
Staatsſekretärs erkläre ſich nur aus der allgemeinen geographiſchen 
Ignoranz der Amerikaner, aber man hätte doch erwarten dürfen, daß 
er wenigſtens die Bevölkerung ſeines Vaterlandes kenne. 
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Nun ſei es zwar richtig, daß die Polen nicht mit vollen Taſchen 
nach Amerika kämen. Aber das gelte auch von den übrigen Einwan— 
derern, mit Ausnahme der flüchtigen Bankkaſſierer, der großen Diebe 
und Hochſtapler. Die Polen brächten Hunger nach Land und Arbeit 
mit und ſeien von allen Nationen in Europa und Amerika die größten 
Produzenten, Ackerleute und Häuſerbauer. Gewiß komme es auch vor, 
daß unter dieſen Polen unliebſame Elemente, Mörder, Bombenwerfer 
und Meſſerhelden ſich fänden, aber mit denen hätten ſie längſt auf— 
geräumt, wenn nur die Geſetze es geſtatteten, und ſchwarze Schafe 
finde man in jeder Herde. Man ſolle bedenken, daß ſie, die Polen, 
aus dem Lande ihrer Väter vertrieben worden ſeien durch brutale 
Bedrücker. Es liege in ihrer Natur, die Geſetze zu achten, und wenn 
Amerika ihnen nur Raum zu normaler Entwicklung gebe, wollten ſie 
dem Staat ein Menſchenmaterial liefern, das ihm für alle Zeit Geſund— 
heit und Sicherheit verbürgen werde. 

Auf dieſe captatio benevolentiae folgt ein Artikel über „Preußens 
letzten Verſuch, die Polen auszurotten“ von Inv. A. Wedda, aus dem 
es genügen wird, den folgenden Satz hervorzuheben: 

„Ein Antrag, alle Polen zu expropriieren, wurde vor kurzem 
vom preußiſchen Herrenhauſe angenommen und, nachdem auch das 
preußiſche Abgeordnetenhaus zugeſtimmt hatte, iſt das Geſetz vom 
Könige von Preußen, dem Deutſchen Kaiſer, und den Mitgliedern des 
„Deutſchen Kabinetts“ unterzeichnet worden. Laut dieſem Geſetz ſollen 
4 Millionen Polen expropriiert und von Haus und Hof vertrieben werden. 
Es gibt in der neuen Geſchichte keine Parallele zu dieſer Barbarei!“ 

Ein weiterer Artikel berichtet über ein Polenmeeting in Milwaukee, 
auf welchem ein Herr Gonski die Brandrede hielt. Sie gipfelt in dem 
Satze: Mag das verhängnisvolle Datum des März, an dem das Expropri— 
ationsgeſetz perfekt wurde, dem Hohenzoller beweiſen, was am 15. März der 
Wahrſager Julius Caeſar zurief: Nimm vor des Märzes Iden dich in acht! 

Den Abſchluß endlich bildet die Abbildung des Märtyrers von 
Wreſchen, Henryk Heyducki. Der Text iſt bis auf den einleitenden ge— 
ſchäftlichen Teil engliſch und dient zu weiterer Illuſtration des Treibens 
der Polen jenſeits des Ozeans, das uns bereits Juſtizrat Wagner in 
ſeinem trefflichen „Polenſpiegel“ (Berlin bei Puttkamer u. Mühlbrecht 
1908) durch eine Reihe draſtiſcher Beiſpiele enthüllt hat. 


14. Mai 1908. Zuſammenſtoß zwiſchen ſpaniſchen und franzöſiſchen Zirailleuren in Caſablanca. 
15. Mai. Der Kaid Buchta ben Bagdadi geht mit 4000 Mann zu Abdul Hamid über. 

17. Mai. Niederwerfung des Aufſtandes in Maurotanien. 

18. Mai. Studentenunruhen in Innsbruck. 

20. Mai. Rückkehr Kaiſer Wilhelms nach Berlin. 


20. Mai 1908. 


In Rußland hat die letzte Woche erregte und intereſſante Duma— 
debatten gebracht. Wir heben aus der Reihe der Verhandlungen die 
über Befreiung der Juden vom Militärdienſt, und zweitens die Debatte 
über den Etat des Miniſteriums des Innern hervor. Aus beiden läßt ſich 
der Schluß ziehen, daß das Machtgefühl der Verſammlung ſich erheblich 
geſteigert hat, aber wohl auch, daß die Meinungen der Majorität der 
Verſammlung, wenn ſie ſich der Regierung oktroyieren ließen, zu 
recht bedenklichen Reſultaten führen könnten. Der endgültige Ausſchluß 
der Juden von dem Militärdienſt würde, weil die ruſſiſchen Juden 
ihn als Beleidigung empfinden müſſen — ſo lieb es vielen von ihnen 
wäre, der läſtigen und gefährlichen Pflicht ledig zu werden — zweifellos 
die Reihen der Revolutionäre weſentlich verſtärken. Wir wiſſen ja, 
wie ſtark ohnehin das jüdiſche Element an den revolutionären Aus— 
ſchreitungen und an der Organiſierung der Revolution beteiligt iſt. 
Auch iſt es nicht denkbar, daß die Regierung im Prinzip den Gedanken 
der allgemeinen Wehrpflicht aufgibt. Aber es iſt nicht ohne Intereſſe, 
daß ſelbſt der Führer der Oktobriſten, Gutſchkow ſich gegen den Militär— 
dienſt der Juden erklärt hat. Er hat in einer Zuſchrift an den „Golos 
Moskwy“ an der Hand ſeiner Erinnerungen aus den Kämpfen in Trans— 
vaal ſeinen Standpunkt erklärt. Zahlreiche ruſſiſche Juden, die er dort 
traf, ſind niemals Mitkämpfer geweſen, ſie ſtanden urſprünglich auf 
ſeiten der Buren, wandten ſich aber den Engländern zu, ſobald der 
Erfolg für ſie zu ſprechen begann. Wenn die Engländer Herren des 
Landes werden, wird auch das Geſchäft aufblühen. Das war ihr Ar- 
gument. 
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„Ein Gefühl tiefen Ekels vor dieſer Schar profeſſioneller Ver— 
räter ergriff mich. Sie hatten ihr erſtes Vaterland aus Feigheit verlaſſen 
ſum nicht zur Wehrpflicht herangezogen zu werden) und gaben vor, 
daß Rußland ihnen nur die böſe Stiefmutter geweſen ſei, das zweite 
Vaterland, das ſie ſich erwählt hatten, verrieten ſie aus Eigennutz um 
des Geſchäftes willen.“ 

Aber ſo wie Gutſchkow denkt alles in der Duma mit Ausnahme 
der Kadetten und der Revolutionäre, und wenn die Regierung mit 
einem entſprechenden Antrage gekommen wäre, hätte ſie des ſtürmiſchen 
Beifalls der Majorität und des ganzen Landes ſicher ſein können. Zum 
Glück ſteht ſie in dieſer Frage über den Parteien, aber man wird es 
unter ſolchen Umſtänden auch verſtehen, wenn ſie von einer jofort 
eintretenden vollen rechtlichen Gleichſtellung der Juden nichts wiſſen 
will. Weder die Maſſe der Juden, und noch weniger die Maſſe des 
ruſſiſchen Volkes würde das ertragen, und es läßt ſich mit Beſtimmt— 
heit vorherſehen, daß neue Judenmaſſakres die Folge ſein würden. 
Ebenſo hatte die Regierung entſchieden recht, wenn ſie von der von 
allen Teilen, mit Ausnahme der Rechten gewünſchten Aufhebung des 
Belagerungszuſtandes oder des Zuſtandes verſtärkten Schutzes nichts wiſſen 
wollte. Für das ganze Reich verlangte nur die äußerſte Linke Herſtellung 
der gewöhnlichen Verwaltung, alle anderen Parteien gaben zu, daß 
im Kaukaſus und in den Weſtprovinzen der verſtärkte Schutz unent— 
behrlich ſei, aber das Zentrum des Reiches wollten ſie von dem Druck 
der Ausnahmezuſtände befreit wiſſen. Auch hier läßt ſich vorherſehen, 
was die Folge einer ſolchen Maßregel wäre: die Revolutionäre und 
die zahlreichen ganz verwilderten Elemente, Bauern, Arbeiter, ent— 
laufene Sträflinge würden ſich in dieſen Gebieten geminderter Auf— 
ſicht zuſammenfinden und ſie ſehr bald Zuſtänden entgegenführen, 
wie ſie vor dem energiſchen Eingreifen Stolypins beſtanden. Es läßt 
ſich durchaus nicht überſehen, daß die verhältnismäßige Ruhe, die jetzt 
herrſcht, faſt ausſchließlich der verſtärkten Polizei und den Vollmachten 
zu danken iſt, mit denen die Generalgouverneure ausgerüſtet ſind. 
Daß dieſe Gewalt vielfach mißbraucht wird, haben die Verhandlungen 
in der Duma bewieſen, aber dieſer Mißbrauch iſt das mindere Übel 
im Vergleich zu der Zügelloſigkeit, die ein Nachlaſſen der Furcht vor 
dem Eingreifen einer rückſichtsloſen und ſtrengen Strafgewalt zur Folge 
haben müßte. Noch geht kein Tag hin, an dem die Zeitungen nicht 
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von Raub, Mord und Brandſtiftung zu berichten haben. Wo die Hand 
der Regierung nicht hinreicht, finden furchtbar grauſame Lynchgerichte, 
die Selbſthilfe der Bauern ſtatt, Foltern, lebendig Verbrennen und 
Martern, gegen deren Wiedergabe die Feder ſich ſträubt. Dazu kommt 
die entſetzliche Verwilderung der Jugend. Als Niederſchlag der ruſſiſchen 
Revolution iſt eine pornographiſche Literatur zurückgeblieben, die 
ihresgleichen nicht haben ſoll und deren vergiftende und anſteckende 
Wirkung ſich an jenen Schülerorgien zeigt, die jetzt bald in dieſer, bald 
in jener Stadt an ihren phyſiſchen Folgen zutage treten. Endlich der 
Terrorismus der Bombenwerfer hat keineswegs aufgehört. Eben 
jetzt iſt wieder in Petersburg ein derartiger Anſchlag entdeckt worden, 
der die Verhaftung von zahlreichen Studenten, angeblich ſechzig, zur 
Folge gehabt hat. Die Beruhigung, die in Rußland eingetreten iſt, 
iſt mehr Schein als Wirklichkeit, und die Erklärungen, die neuerdings 
der Kriegsminiſter Rödiger über die Zuſtände in der Armee abzugeben 
genötigt war, ſind gleichfalls keineswegs beruhigend. Es iſt uns unter 
dieſen Umſtänden kaum zweifelhaft, daß der Kriegslärm, der nicht ver— 
ſtummen will, zum Teil auf die revolutionären Elemente zurückzu— 
führen iſt, die bei einem Kriege Gelegenheit zu finden hoffen, die einmal 
geſcheiterte Revolution nunmehr durchzuführen. Wenn auch ein Teil 
der Preſſe und, wie es ſcheint, auch Mitglieder der äußerſten Rechten 
in das gleiche Horn blaſen, ſo zeigt ſich darin nur die Verblendung einer 
Gruppe von Leuten, die innere Schäden durch Abenteuer nach außen 
hin abzulenken hofft. Das hat noch niemals zu gutem Ausgang geführt 
und heute ſind die Ausſichten dazu ungünſtiger als je. Unter dieſen 
Umſtänden verdient es wohl beſondere Beachtung, daß der Reichsrat 
jetzt gleichfalls der Regierung entgegenzutreten beginnt. Er hat das 
Projekt der Amurbahn abgelehnt, obgleich der Generalgouverneur 
von Wladiwoſtock, Unterberger, es mit ebenſoviel Geſchick wie Nachdruck 
vertrat. Man gewinnt den Eindruck, als ob es ſich um einen Anſturm 
gegen die Stellung des Miniſterpräſidenten Stolypin handelt, der 
ſeinen gewiß nicht bequemen Poſten mit wahrem Heldenmut behauptet. 
Das Spiel erſcheint aber um ſo frivoler, als niemand einen Kandidaten 
zu nennen weiß, der in gleichem Maße das allgemeine Vertrauen in 
Rußland wie im Auslande beſäße. Es heißt, daß Stolypin heute, Montag, 
in der Duma reden wird; wahrſcheinlich um die Angriffe auf das Mini— 
ſterium des Innern abzuwehren und ſeine Majorität in der Duma 
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neu zu disziplinieren. (Iſt inzwiſchen geſchehen. D. R.) Wir glauben, 
daß ihm das gelingen wird, denn daß die Duma, auch wo ſie opponiert, 
von patriotiſchen Beweggründen beſtimmt wird, iſt bei ihrer heutigen 
Zuſammenſetzung ſelbſtverſtändlich. Weit ſchwieriger iſt trotz aller 
Preßmaßregeln eine Disziplinierung der ruſſiſchen Zeitungen. Die 
„Nowoje Wremja“ ſetzt ihre gehäſſigen Angriffe gegen Deutſchland 
fort, und ſelbſt da, wo der ruſſiſche Telegraph uns eine Wandlung 
zu ruhiger und ſachlicher Behandlung der deutſch-ruſſiſchen Beziehungen 
ankündigt, finden wir, wenn der Text der „Nowoje Wremja“ uns vor— 
liegt, Gift und Galle. Da fragt man wohl, ob die offiziöſe Anmeldung 
der Sinnesänderung des Blattes etwas anderes bedeutet als einen 
ſchlechten Scherz. 

„Der Dreibund“, ſchreibt die „N. W.“ ganz kürzlich, „iſt ſeinem 
Weſen nach nichts anderes als ein politiſches Phantom, unter dejjen 
Schirm die Germaniſierung des ſlaviſchen Oſterreich, die Knechtung 
der Balkanvölker und die barbariſche Verfolgung aller Nichtpreußen in 
Deutſchland ſich vollzieht. Solch ein Bündnis kann unmöglich dem 
Frieden dienen, es kann nur den Krieg zwiſchen den Völkern Mittel— 
europas provozieren. In Südeuropa hat man ſchon bemerkt, daß dieſes 
Bündnis die Italiener gegen ihre Blutsverwandten, die Franzoſen, 
aufreizt. Es unterſtützt und bewaffnet die Türkei gegen Rußland, 
damit die Türkei im gegebenen Augenblick die Aufgabe Japans über— 
nehme. Das iſt der Grund, weshalb alle nichtdeutſchen Nationen Oſter— 
reichs, insbeſondere alle Slaven, ſo ſehr nach dem Ende dieſes unnatür— 
lichen Bündniſſes lechzen, zu deſſen Aufrechterhaltung Wilhelm ſeine 
Buffonaden vorbringt. Ein gerechteres Bündnis zu ſchließen, das in 
Wirklichkeit den europäiſchen Frieden ſichert, das iſt die dankbare Auf— 
gabe der flavifchen, britiſchen und romaniſchen Diplomatie. . . .“ 

So iſt der Grundton des Blattes, der in ewigen Varianten wieder— 
kehrt: Ausfälle gegen die Perſon unſeres Kaiſers, Verdächtigungen 
und bewußte Unwahrheiten! Und da redet man uns von einer erfreu— 
lichen Wandlung in der Haltung des Blattes. Wir könnten mit ähn— 
lichen Zitaten aus den letzten 8 Tagen ganze Spalten füllen, einem 
Verſuch ruhiger Beurteilung deutſcher Verhältniſſe und deutſcher Politik, 
wo immer ſie ſpielen mag, aber ſind wir nicht begegnet. 

In betreff der Haltung der Türkei iſt die „Nowoje Wremja“ ge— 
nötigt geweſen, eine Notiz aufzunehmen, die offenbar aus dem ruſſiſchen 
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Auswärtigen Amt ſtammt. Sie ſagt, daß die Türkei einen Beweis 
ihrer Loyalität gegeben habe, indem ſie Rußland aufforderte, ſich durch 
Entſendung von zwei Generalſtabsoffizieren davon zu überzeugen, 
daß die Pforte keinerlei Rußland bedrohende Truppenkonzentrationen 
vorgenommen habe. Die ruſſiſchen Generalſtabsoffiziere ſind dann 
tatſächlich abgeſandt worden, und ihr Bericht wird wohl auf 
einige Zeit die alarmiſtiſchen Zeitungsmeldungen zum Schweigen 
bringen. 

Dagegen mehren ſich die Anzeichen, daß in den ruſſiſch-perſiſchen 
Beziehungen irgendein Novum eingetreten ſein muß. Eine aus eng— 
liſcher Quelle ſtammende Nachricht will wiſſen, daß ein mit Perſien 
abgeſchloſſener Vertrag die ruſſiſche Einflußſphäre bis nach Teheran 
ausgedehnt hat, was wir zunächſt nicht glauben können, da der Schah 
dafür die Zuſtimmung ſeines Parlaments niemals erlangen würde. 
Auch würde ein ſolches Vorgehen Rußlands nicht ohne die vorherige 
Zuſtimmung Englands denkbar ſein. Unmöglich aber iſt es nicht, daß 
in der Tat eine Vereinbarung insgeheim zwiſchen beiden Mächten 
abgeſchloſſen oder doch dem Abſchluß nahe iſt, die ihnen Vorteile auf 
Koſten Perſiens zuſichert. Die „Civil Military Gazette“ bringt nämlich 
die Notiz, daß 50 Seapoys unter Befehl engliſcher Offiziere von Karatſchi 
zur Verſtärkung der Schutzwachen von Dſchask abgeordnet ſeien. Da 
nun in letzter Zeit ein ſtarker Waffenſchmuggel an der Küſte von Mekran 
ſtattfindet, ſcheint es, daß England die Gelegenheit benutzen will, um 
ſeine Grenzpoſten und die Schutzwachen der Telegraphenämter in 
Tſchahbar und Dſchask zu verſtärken, was wohl über kurz oder lang 
dahin führen muß, daß ganz Perſiſch-Beludſchiſtan in engliſche Hände 
käme. Rußland aber würde wohl darin den Anſpruch auf eine Kom— 
penſation finden. So würde ſich zunächſt ein Vorteil für beide Kon— 
trahenten ergeben. Aber ſchon jetzt glauben wir die Spuren der wieder— 
auflebenden alten Rivalität zu erkenenn. Aus der ruſſiſchen Preſſe 
gewinnt man den Eindruck, daß die Verlegenheiten Englands in Indien 
und Afghaniſtan nicht ohne Schadenfreude verfolgt werden, während 
andererſeits, trotz der Entente mit Rußland, in England die Sorge um 
die Sicherheit der Grenzen Indiens wieder lebendig zu werden beginnt. 
Die Ernennung des Generals Miſchtſchenko zum Generalgouverneur 
von Ruſſiſch-Turkeſtan zeigt jedenfalls, daß Rußland als aſiatiſche 
Macht nicht abzudanken gewillt iſt. Auch ſind wir nach wie vor der 
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Meinung, daß die iſlamiſchen Staaten ſich nicht wie das Gebiet der 
ſchwarzen Volksſtämme Innerafrikas aufteilen laſſen. 

Während des Vorgehens gegen Afghaniſtan iſt im letzten Augen— 
blick unter den Truppen des Generals Willcocks die Cholera, und zwar 
ſehr heftig ausgebrochen, was wohl eine Verzögerung der Operation 
nach ſich ziehen wird. Über die Haltung des Emirs lauten die Nachrichten 
widerſprechend. Auch fragt ſich, wie weit er die einzelnen Stämme 
in Händen hat. Afghaniſtan erinnert in vieler Hinſicht an Marokko, 
und erſt dem Vater Habibullahs war es gelungen, die 400 Stämme 
des Volkes zu ſtrafferer Einheit zuſammenzufaſſen. Seit im März 
vorigen Jahres der Emir als Gaſt Lord Mintos in Indien weilte, wollen 
aber die Gerüchte von einer gärenden Unzufriedenheit im Lande nicht 
verſtummen. Wie Abdul Aziz hat Habibullah durch ſeine Bewunderung 
für europäiſche Bräuche und durch Nachahmung derſelben Unwillen 
erregt, der zwar bisher noch nicht zu offenem Ausbruch kam, aber durch 
das kriegeriſche Vorgehen der Engländer leicht einen gefährlichen 
Charakter annehmen könnte. Auch an dem Bruder Prätendenten 
fehlt es in Afghaniſtan nicht, ſo daß wir vielleicht eine merkwürdige 
Wiederhoung der marokkaniſchen „pénétration pacifique“ auf afgha— 
niſchem Boden zu erwarten haben. 

In Bengalen hat ein neues Bombenattentat ſtattgefunden, ſeit 
zwei Jahren das vierte, und wie es heißt, ſoll in Kalkutta eine förmliche 
Schule zur Fabrikation von Bomben (bomb college) entdeckt worden 
ſein. Das deutet auf eine weite Organiſation, die bei dem fanatiſchen, 
todesfrohen Charakter der Hindu in der Tat eine große Gefahr bedeutet. 

Am 14. Mai hat in New Vork ein großes Bankett ſtattgefunden, 
an welchem 1300 Kanadier teilnahmen. Hauptredner war M. Marcil, 
der Vizepräſident des kanadiſchen Unterhauſes, und M. Hugh Gothrie, 
einer der Abgeordneten. Die Toaſte „auf den großen Präſidenten der 
Vereinigten Staaten und den großen König von England“ wurden 
ſtehend getrunken. Dann folgte ein Toaſt auf die Beziehungen zwiſchen 
Kanada, Großbritannien und den Vereinigten Staaten, den Judge 
Longley aus Halifax folgendermaßen beantwortete: 

„Ich glaube nicht, daß Kanada immer eine Kolonie bleiben wird. 
Unſere Beziehungen ſind ſo angenehme, daß es zwiſchen dem Mutter— 
land und ſeiner älteſten Tochter nur die beſten Gefühle gibt. Schon 
jetzt haben wir alle Rechte eines freien und unabhängigen Landes, 
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auch in Angelegenheiten, welche die auswärtige Politik betreffen, 
aber es kommt eine Zeit, da eine Nation eine ſo große Macht entwickelt, 
daß ſie nicht länger eine Kolonie zu ſein wünſcht. Wenn die Zeit ge— 
kommen iſt, wird eine gegenſeitige Auseinanderſetzung folgen, und 
Kanada wird danach dann ſeine natürlichen verwandtſchaftlichen Be— 
ziehungen zum Mutterlande wieder aufnehmen. Statt eines Abhängig— 
keitsverhältniſſes wird es dann eine Allianz geben, und ich bin überzeugt, 
daß Kanada dem Mutterlande behilflich ſein wird, Freiheit und angel— 
ſächſiſche Inſtitutionen in der Welt zu verbreiten. An eine Union mit 
den Vereinigten Staaten wird man nicht denken. Sie könnte unſerem 
politiſchen Intereſſe entſprechen, nicht aber unſerem Ideal, weil wir 
dann nicht einen beſonderen Platz unter den Völkern der Welt einnehmen 
könnten.“ 

Der anweſende englische Botſchafter Bryce erwiderte darauf, 
England und Kanada würden ihre gegenwärtigen Beziehungen für 
immer aufrecht erhalten. Er führte das noch weiter aus, aber Judge 
Longley erhob ſich und verließ den Saal. Dieſe Angelegenheit hat in 
England begreiflicherweiſe großes Aufſehen erregt, aber man rechnet 
darauf, daß die im Juli bevorſtehende Dreihundertjahrfeier Kanadas, 
die in Quebek ſtattfinden wird und an der der Prinz von Wales teil— 
nehmen ſoll, den Loyalismus früherer Jahre wieder herſtellen wird, 
und das iſt auch höchſt wahrſcheinlich. Was Judge Longley ſagte, war, 
wenn man in eine weite Zukunft blickt, gewiß richtig geſehen, es iſt 
die Entwicklung, die ſchließlich alle großen Kolonien nehmen würden, 
ſobald ſie ſich ſtark genug fühlen, um auf eigenen Füßen in Kriegs— 
und Friedenszeiten zu ſtehen. Bis dahin aber hat es noch gute Weile. 

Eine Außerung, die der Primas von Irland, Kardinal Loque, 
in gleichem Sinn wie Judge Longley in bezug auf Auſtralien gemacht 
hat, iſt in Melbourne von Mr. Deakin, dem Präſidenten der auſtra— 
liſchen Föderation, ſehr energiſch zurückgewieſen worden. Aber die 
Frage ſcheint allmählich zur Diskuſſion geſtellt zu werden. Der „Stan— 
dard“ behandelt ſie in Anlaß von Staatsſekretär Dernburgs Aufenthalt 
in London, ſoweit Südafrika dabei in Betracht kommt. Dieſe Ausfüh— 
rungen ſind ſo unliebenswürdig wie irgend möglich, wenn auch durch 
vorausgeſchickte und dazwiſchen geſtreute Komplimente verſüßt. Dernburg 
habe, mit nationaler Gründlichkeit, ſich daran gemacht, Informationen 
von Staatsmännern zu erhalten, die erfolgreiche Kolonialpolitik getrieben 
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hätten, „während ſein eigenes Volk Konſequenz nur im jteten Wieder— 
holen derſelben Mißgriffe“ gezeigt habe. Es ſchließt ſich daran eine 
hochmütig herablaſſende Belehrung und die Verſicherung, daß wir die 
Walfiſchbai niemals bekommen werden. Es ſei ein Fehler Granvilles 
geweſen, daß wir überhaupt in Südweſt Fuß faſſen durften. Übrigens 
ſei von dieſer deutſchen Nachbarſchaft eine Gefahr für Engliſch-Süd— 
afrika, trotz des durch eine zu früh verliehene Verfaſſung begründeten 
Übergewichts der Buren nicht zu fürchten. Im Fall der Not würden 
Holländer und Engländer ihre Gegenſätze ruhen laſſen, und als Afrikander 
gemeinſam den Fremden die Spitze bieten! 

Alſo ſchließlich doch wieder die deutſche Gefahr. Es will eben 
von ihr nicht ruhig werden. Im engliſchen Parlament fragte am 13. Mai 
Mr. Byles den Staatsſekretär Haldane, ob er von einer Vorleſung wiſſe, 
die der Oberſtleutnant Baden-Powell in Neweaſtle gehalten habe, 
die einen alarmiſtiſchen Charakter trug und in einer Sprache vorgebracht 
wurde, die eine befreundete Macht wohl beleidigen könne, und ob er 
etwas tun wolle, um ſolchen Außerungen höherer Offiziere eine Schranke 
zu ſetzen. 

Der Staatsſekretär antwortete, die Vorleſung ſei nicht öffentlich 
geweſen, auch habe man keine Reporter hinzugezogen. Die Einleitung 
habe mit einigen Worten die Kriegsbereitſchaft Deutſchlands berührt, 
kann aber durchaus nicht als beleidigend bezeichnet werden. 

Darauf fragte Mr. Robertſon: Sprach er von Deutſchland als dem 
natürlichen Feinde dieſes Landes, und ſagte er einen furchtbaren und 
blutigen Kampf voraus? 

Haldane: Ich glaube nicht, daß er das geſagt hat. 

Im Grunde liegt in all dieſen Erörterungen und Verdächtigungen 
ein Kompliment, das wir uns wohl gefallen laſſen können, zumal kein 
Menſch in aller Welt wird behaupten können, daß Deutſchland an ähn 
lichen Angſtanfällen leidet. 

Auf die marokkaniſchen Dinge wollen wir nicht näher eingehen. 
Die Franzoſen melden kleine Verluſte und große Erfolge, wobei man 
den Eindruck gewinnt, daß die einen unterſchätzt und die anderen über— 
trieben ſind. So gibt der offizielle Bericht über das Treffen bei Bu— 
Denib als Verluſt der Franzoſen 2 Tote und 9 Verwundete an, während 
der Spezialkorreſpondent des „Meſſidor“ 13 Tote, darunter 3 Offiziere, 
und 65 Verwundete, darunter 7 Offiziere, zählt. Ebenſo berechnet 
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der offizielle Bericht die Stärke des Feindes auf 67000 Mann und 
700 Pferde, der Spezialkorreſpondent auf gegen 1000 Mann. Wem 
ſoll man glauben? Auch die Nachrichten über die Mahalla von Bagdadi 
ſind widerſprechend. Nach einigen Nachrichten ſoll ſie zu Mulay Hafid 
übergegangen ſein, nach der „Agence Havas“ iſt davon am Quai d'Orſay 
nichts bekannt. Wie vorteilhaft iſt dagegen der Eindruck, den die Berichte 
der Engländer über ihre Verluſte in den afghaniſchen Bergen machen? 
Der „Temps“ iſt höchſt unzufrieden, daß General Lyantey unge— 
nügende Vollmachten erhalten habe und mahnt zu energiſchem Vor— 
gehen. Andere freilich ſind des marokkaniſchen Abenteuers bereits 
recht müde geworden. So George Valençay, der in der „Europe“ 
von Henry Moreau einen ſympathiſchen Artikel „France et Allemagne” 
geſchrieben hat. Aber wie ſelten hört man ſolche Stimmen? 


21. Mai 1908. Abſchluß eines Grenzvertrages zwiſchen Italien und Abeſſinien. 

22. Mai. Angebliche Überſchreitung der ruſſiſchen Grenze durch Perſer. Ruſſiſches Ultimatum. 
Gefechte zwiſchen Japanern und koreaniſchen Inſurgenten. 

25. Mai. Präſident Fallieres und Pichon reifen nach England. 

26. Mai. Chineſiſch-japaniſche Grenzſtreitigkeiten. 


27. Mai 1908. 

Vor acht Tagen brachte der „Temps“ eine Betrachtung, die uns 
in höchſter Selbſtzufriedenheit die Erfolge herzählte, welche die franzöſiſche 
Politik ſeit dem neuen Jahre in Marokko errungen hat. Umſichtig, 
klug die kommenden Dinge vorherſehend, iſt ſie ſoweit gediehen, nun 
die Früchte dieſer Politik pflücken zu können. Mulay Hafid hat Autorität 
und Anhang verloren, um ein kurzes wird der franzöſiſche Sultan den 
Einzug in ſeine Reſidenzen halten können. Das war der Inhalt — nicht 
der Wortlaut — jener Ausführungen. Und nun iſt alles ſo ganz anders 
gekommen. Der feierlich abgeſetzte uud exkommunizierte Sultan Abdul 
Aziz, der, ſeit er Träger des Großkreuzes der franzöſiſchen Ehrenlegion 
iſt, dem Iſlam gleichſam als ein Abtrünniger gezeichnet wurde, ſteht 
völlig hilflos da, nur die franzöſiſchen Musketen ſchützen ihn vor dem 
Haß ſeines Volkes, das ſich mit einer in Marokko unerhörten Einmütigkeit 
ſeinem glücklichen Bruder Mulay Hafid zugewendet hat. 

Die gefärbten offiziellen Berichte der franzöſiſchen Zeitungen 
hatten das Urteil ſo irre geführt, daß die Nachricht von Mulay Hafids 
Einzug in Mekinez der Pariſer Preſſe gleichſam den Atem nahm. Sie 
fand zunächſt keine Worte und am Quay d'Orſay ſcheint der Eindruck 
kaum ein anderer geweſen zu ſein. Herr Pichon wird nach England 
fahren und ſich dort beraten laſſen, ehe er die Interpellation beant— 
wortet, die der Abg. Gervais über die Miſſion des Generals Lyautey 
eingebracht hat. 

In der Tat, was ſoll Frankreich tun? Unſerer Meinung nach iſt 
die Antwort recht naheliegend. Der Verſuch Abdul Aziz, der mit dem 
vollen Gewicht der Unpopularität Frankreichs belaſtet iſt, den Marok— 
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kanern als Werkzeug der franzöſiſchen Politik zu oktroyieren, iſt geſcheitert. 
Erreichen ließe ſich das nur, wenn Frankreich, im Widerſpruch zu den 
Satzungen der Konferenz von Algeciras, ihn im Gefolge ſeiner Armeen 
nach Fez führen und dort unter Zurücklaſſung eines Teiles ſeiner Truppen 
bewachen ließe. Aber es müßten wirklich franzöſiſche Truppen ſein. 
Nicht jene bunt zuſammengekauften Mannſchaften, deren National— 
beſtand uns ſo draſtiſch in den franzöſiſchen Verluſtliſten entgegentritt. 
Wir haben in der Reihe der bei Bu-Denib Gefallenen und Verwundeten 
nur 11 wahrſcheinlich franzöſiſche Namen gefunden. Die übrigen heißen 
Kremili, Ben-Fathma, Zaraonni, Djalente, Mars, Aiſſa, Chamlul, 
Mohamed, Rabalk, Mohamed ben Ahmed, Abd el Kader, Mohamed 
ben Toſeira und ſo fort weitere 45 Namen ähnlich fremden Klanges, 
darunter aber auch die deutſchen Vogel, Hetzmann, Schindele, Patzinger. 
Da es aber nicht denkbar iſt, daß ſelbſt ein von franzöſiſchen Truppen 
bewachter Sultan im Lande Anerkennung findet, müßte um dieſe 
Anerkennung gekämpft werden, und das käme im Effekt einem Er— 
oberungskriege gleich, den die Akte von Algeciras ausſchließt. 

So bleibt doch wohl nur das eine übrig, daß Frankreich ſich dem 
fait accompli fügt, ſeine Truppen aus dem Lande zieht und zu der ein— 
zigen Aufgabe zurückkehrt, die ihm die Konferenz von Algeciras zuge— 
wieſen hat, d. h. im Verein mit Spanien und unter der Oberaufſicht 
des Oberſten Müller, die Korps einheimiſcher Polizei organiſiert, die 
beſtimmt ſind, in den Hafenplätzen die Ordnung aufrechtzuerhalten. 
Alle Anzeichen ſprechen dafür, daß, wenn dieſer Weg eingeſchlagen 
wird, Mulay Hafids Regiment zu Zuſtänden führen wird, die in der 
Entwicklung Marokkos einen großen Fortſchritt bedeuten und mit denen 
auch die allgemeinen an die Erſchließung der Welt geknüpften Intereſſen 
ſich zufrieden geben können. Er wird für Marokko tun, was Doſt Mohamed 
für Afghaniſtan tat, d. h. Marokko zu einem wirklichen Einheitsſtaat 
umbilden, und damit auch für die franzöſiſch-algieriſche Grenze Bürg— 
ſchaften bieten können, wie ſie bisher nicht zu erlangen waren. 

Nun finden wir in der „Opinion“ vom 16. Mai, alſo noch bevor 
die Nachricht vom Einzug Mulay Hafids in Mekinez bekannt war, einen 
Aufſatz von René Millet, dem energiſchſten und wohl auch bedeutendſten 
Kopf der franzöſiſchen Kolonialpartei, und zwar mit der Überſchrift: 
„Qu'allons nous faire au Maroc?“ Er beginnt mit der Klage, daß jo 
viele und jo angeſehene Franzoſen von einer Fortſetzung der bisherigen 
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Marokkopolitik nichts wiſſen wollen, und jucht ſie zu widerlegen, indem 
er auf den nationalen Charakter des Unternehmens hinweiſt. Am 
Atlas verteidige Frankreich die Vogeſengrenzen (die nota bene niemand 
bedroht), und ſchon Richelieu, der doch ein Kenner geweſen ſei, habe 
geſagt: ein Geſchäft, das einmal angegriffen iſt, muß mit äußerſter 
Stetigkeit verfolgt werden. Aber Frankreich will, ſo beruhigt Herr 
Millet die Zweifler, Marokko weder wie Algier erobern, noch wie Tunis 
unter franzöſiſches Protektorat bringen. Es will nur, daß Marokko 
„sous I'hégémonie de la France” gedeihe. „Que le Sultan du Maroc 
ecoute seulement nos conseils; qu'il n’intrigue pas contre nous... 
qu'on nous autorise un jour a prolonger nos voles ferrees jusqu' à 
Atlantique et nous voilà satisfaits.” 

Mit Verlaub, das pflegt man ein Protektorat zu nennen, und 
es iſt 10 gegen 1 zu ſetzen, daß ein ſolches Protektorat in eine Annexion 
übergeht! Madagaskar iſt wohl dafür ein klaſſiſches Beiſpiel und Tunis 
auf dem Wege, ein zweites zu werden, wobei beides zugleich zeigt, was 
die Welt von einer offenen Tür, wie Frankreich ſie verſteht, zu erwarten 
hat. Aber nicht das allein iſt der Grund, der uns die Milletſchen Ideen 
wenig verlockend erſcheinen läßt. Die Methode der franzöſiſchen Pro— 
paganda wirkt ſo aufreizend, daß ſie die ganze iſlamiſche Welt in Gärung 
gebracht hat, und das bedeutet eine allgemeine Schädigung. Wenn 
wir die macchiavelliſtiſche Politik trieben, die man uns zuſchreibt, könnten 
wir ja nur wünſchen, daß Frankreich ſich recht feſt in das marokkaniſche 
Abenteuer verbeißt. Die Wahrſcheinlichkeit ſpricht dafür, daß, wenn 
Frankreich — nach Richelieuſchem Rezept — nach wie vor ſeine péné— 
tration pacifique fortſetzt, es nicht nur in Marokko, ſondern auch in 
Algier, Tunis, der Sahara und in Mauretanien Kämpfe zu erwarten 
hat. Die „Débats“ vom Sonntag bringen einen Artikel über das Wieder— 
erwachen des Mahdismus aus Gabes vom 12. Mai, der doch zu denken 
geben ſollte. 

„Wir dürfen uns“, ſchreibt das Blatt, „über dieſes Erwachen des 
Mahdismus im Sudan nicht mehr wundern, als über die Verkündigung 
des heiligen Krieges gegen die Franzoſen in Marokko und Mauretanien. 
Beide Bewegungen ſind die Folge der muſelmänniſchen Preßkampagne 
und der Predigten, die ſeit Monaten gegen Frankreich und England 
durch Marabuts gehalten werden. Wenn beide Mächte ſich nicht über 
gemeinſame Maßregeln verſtändigen, um ſich gegen dieſes Treiben 
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fremder agents provocateurs in muſelmänniſchen Gebieten zu ſchützen, 
ſo werden ſie auf lange Zeit ſehr ernſte Schwierigkeiten zu überwinden 
haben.“ 

Das iſt doch recht äußerlich geurteilt. Derartige national-eligiöſe 
Bewegungen laſſen ſich nicht künſtlich hervorrufen, ſie pflegen die Re— 
aktion gegen ein wirkliches Unrecht zu ſein, und das liegt ſowohl in 
der Stellung Frankreichs wie in der Englands dem Islam gegenüber 
unzweifelhaft vor. 

Wir ſchließen hier eine zweite franzöſiſche Betrachtung über die 
marokkaniſche Frage an, die Maurice Muret in Anlaß des Bandes 1907 
von „Deutſchland und die große Politik“ in den Questions diploma— 
tiques et coloniales (16. Mai) veröffentlicht hat, weil ſie uns Gelegen— 
heit gibt, einmal in großen Zügen die Bedeutung der marokkaniſchen 
Konfliktsmomente hervorzuheben. Maurice Muret iſt uns durch ſeine 
geiſtvollen von ſittlichem Ernſt getragenen Betrachtungen über die 
Gorkiliteratur in angenehmer Erinnerung geblieben. Mit dem Politiker 
vermögen wir uns weniger zu befreunden. Er ſucht zu beweiſen, daß 
die deutſche Politik in der marokkaniſchen Frage, ſo wie ich ſie in den 
Wochenſchauen der „Kreuz-Zeitung“ vertreten habe, an Widerſprüchen 
leide. Ireniſch im Jahre 1904, ſei ſie im Verhältnis zu den Nieder— 
lagen Rußlands 1905 immer intranſigenter geworden, 1906 ſei die 
Eventualität eines Konflikts ſehr ernſtlich erwogen, und 1907 wiederum 
behauptet worden, daß Deutſchland nie ernſtlich an eine militäriſche 
Intervention gedacht hatte. Muret zitiert dafür den folgenden Satz 
aus der Wochenſchau vom 1. Mai 1907. „Bei uns war man über die 
Zuſtände an den Grenzen in der franzöſiſchen Armee damals (1905) 
ganz genau orientiert und doch haben Kaiſer Wilhelm und der ver— 
antwortliche Leiter unſerer Reichspolitik keinen Augenblick daran ge— 
dacht, die Schwäche des Nachbarn zu einem Angriff zu benutzen. 
Unſere ganze marokkaniſche Aktion — und das kann nicht oft genug 
betont werden, um franzöſiſchen Legenden entgegenzutreten — hat 
keinen anderen Zweck gehabt, als Frankreich und der Welt zu beweiſen, 
daß Deutſchland keine quantité négligeable ſei, über die man zur 
Tagesordnung hinwegſchreiten könne.“ 

„Alſo — ruft Herr Muret aus —, die geſamte deutſche Preſſe 
und an ihrer Spitze Herr S. hatten die Perſpektive eines Krieges nur 
deshalb ſo direkt ins Auge gefaßt und nur deshalb ſo laut geſchrien 
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und gedroht, um den Frieden um ſo ſicherer zu erhalten? Es handelte 
ſich alſo um einen ſimplen Bluff, das ergibt ſich aus dieſen Geſtänd— 
niſſen. Gewiß der Bluff — wenn anders es ein Bluff war — wurde 
meiſterhaft durchgeführt —, aber bis zu einem Punkt, an dem die Kon— 
ſequenzen hätten tragiſch werden können.“ 

Nun, den Bluff beſtreiten wir, und die möglichen tragiſchen Kon— 
ſequenzen, die ſich aus der Lage ergaben, haben auch wir ins Auge 
gefaßt. Es lag in der Hand Frankreichs, ſie herbeizuführen oder ihnen 
zu entgehen und wir freuen uns noch heute, daß Frankreich ſich zu letzterem 
entſchloſſen hat. Der ganze Ernſt des marokkaniſchen Problems aber 
läßt ſich nur im Zuſammenhang mit der Wandlung erkennen, die ſich 
ſeit Anfang des Jahres 1902 in der großen Politik vollzogen hat. Als 
der Marquis Ito nach der Abweiſung, die er in Petersburg erfahren 
hatte, am 30. Januar 1902 jenes Offenſiv- und Defenſivbündnis mit 
England zur Aufrechterhaltung der Integrität Chinas unterzeichnete, 
war man in Frantreich bereits ſehr merklich von der Begeiſterung frei 
geworden, mit der urſprünglich die alliance franco-russe begrüßt worden 
war. Die leitenden Kreiſe ſowohl wie die Nation zweifelten nicht mehr 
daran, daß Rußland für einen Revanchekrieg nicht zu gewinnen ſei, 
die Perſpektive eines wahrſcheinlichen ruſſiſch-japaniſchen Krieges, 
bei welchem England der Bundesgenoſſe Japans war, aber wirkte in 
höchſtem Grade beunruhigend, und als nun Rußland mit dem Antrage 
kam, die Allianz mit Frankreich auch auf das Gebiet des Stillen Ozeans 
auszudehnen, verſtand ſich Frankreich zwar dazu, daß ein möglichſt 
unbeſtimmt gehaltenes Memorandum veröffentlicht würde, das den 
Schein erwecken ſollte, daß beide Mächte für den Fall eines Konfliktes 
im fernen Oſten Hand in Hand gehen würden, und das war allerdings 
ein „pluff'', in Wirklichkeit aber lehnte es jede Ausdehnung der Allianz 
über ihre urſprünglichen Grenzen mit aller Entſchiedenheit ab. Dagegen 
begann gleichzeitig von franzöſiſcher wie von engliſcher Seite in der 
Preſſe und, wie jetzt feſtſteht, auch von ſeiten der Regierungen das Be— 
mühen, beide Nationen und die Politik beider Mächte zuſammenzu— 
führen. Schon im Oktober 1903 war es bekannt, daß ſich ein engliſch— 
franzöſiſches Übereinkommen auf Grund der Gleichung Agypten-Marokko 
vorbereite, am 8. April 1904 iſt es unterzeichnet worden. Wir brauchen 
auf den allbekannten Inhalt nicht einzugehen und wollen nur noch 
daran erinnern, daß England in betreff Marokkos vergab, was ihm 
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nicht gehörte und in Agypten ſehr wertvolle reale Zugeſtändniſſe erhielt, 
durch deren Gewährung Frankreich die moraliſchen Sympathien verlor, 
die es bisher unter dem Alam Agyptens in jo hohem Grade beſeſſen 
hatte. Parallel mit dieſem engliſch-franzöſiſchen Abkommen, das alle 
Merkmale eines nicht offen ausgeſprochenen Bündnisvertrages trug, 
ging die Aktion der deutſchfeindlichen Preſſe Englands, wie ſie durch 
Sir Rowland Blennerhaſſet, die „Fortnightly Review“ und den Stab 
von Deutſchfeinden vertreten wurde, die ji) um Mr. Maxſe ſammelten, 
den Herrn Clemenceau kürzlich ſo ausgezeichnet hat. Dieſe Preſſe, 
welche ſich zu der Forderung ſteigerte, daß die deutſche Flotte je eher 
je lieber von der übermächtigen Flotte Englands zerſtört werden müſſe, 
hatte im engliſchen Kabinett einen Bundesgenoſſen an Mr. Chamberlain 
und in der Tagespreſſe an der „Times“. Der Gedanke war, Frankreich 
vom ruſſiſchen Bundesgenoſſen zu löſen und es zu einem Werkzeug 
der antideutſchen Politik Englands zu machen. Beides hat Herr Delcaſſé 
ſich zu eigen gemacht, und wie wir aus ſeinem eigenen Munde wiſſen, aus— 
drücklich erklärt, daß er der engliſchen Hilfe für den Fall eines deutſch— 
franzöſiſchen Krieges ſicher ſei. Das war nun freilich ein Verkennen 
der wahren Lage. Frankreich ſollte das Heer Englands ſein, nicht um— 
gekehrt, Deutſchland erſt politiſch gedemütigt und dann, wenn der Augen— 
blick günſtig war, durch die vereinigte Macht Englands und Frankreichs 
tatſächlich zerbrochen werden. Die Revanche, die Rußland verweigert 
hatte, hoffte man ſo zu erlangen. 

In Deutſchland iſt ſchon der ſpaniſch-franzöſiſche Vertrag über 
Marokko vom 7. Oktober 1904 als eine Verletzung deutſcher Rechte 
empfunden worden, und zwar um ſo mehr, als die franzöſiſchen Kom— 
mentare nichts an Deutlichkeit zu wünſchen übrig ließen. Das ganze 
Marokko, ſchrieb Onéſime Reclus wenige Monate vorher, müſſe fran— 
zöſiſch werden. Was man brauche, ſei ein ſcharf formuliertes kräftiges 
Protektorat, kein Protektorat pour rire! Werde Widerſtand geleiſtet, 
ſo ſei das Land zu erobern, unter allen Umſtänden müſſe man es fran— 
zöſieren. Nur drei Sprachen ſeien zu dulden, franzöſiſch, berberiſch, 
arabiſch „les deux dernieres destinées, à s'effacer“. Am 10. November 
1904 kündigte dann Herr Delcaſſé der franzöſiſchen Kammer die bevor— 
ſtehende pénétration pacifique von Marokko an. Die deutſche Re— 
gierung, die begreiflicherweiſe all dieſe Dinge genau verfolgte, hat 
noch bis zum März 1905 gewartet, ob nicht Frankreich Deutſchland 
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als Mitunterzeichner und Garanten des Madrider Vertrages um Gut— 
heißung ſeiner Politik angehen werde. Am 16. März erfolgte durch den 
Mund des Fürſten Bülow im Reichstage die erſte Warnung an die 
Adreſſe Frankreichs, am 31. März der Einritt Kaiſer Wilhelms in Tanger 
und die berühmte Anſprache, durch die er kund tat, daß er die Sou— 
veränität des Sultans und die Integrität Marokkos aufrecht erhalten 
wiſſen wolle, ſowie die Rechte, die Deutſchland auf Grund des Madrider 
Vertrages zukommen. Erreicht wurde dadurch der Sturz Delcaſſés 
und damit das Scheitern ſeiner Verſchwörerpolitik; es wurde dadurch 
auch erreicht, daß die öffentliche Meinung Frankreichs emphatiſch er— 
klärte, daß ſie ſich nicht zum Werkzeug der ruchloſen engliſchen Hetzer— 
partei machen wolle, die an dem marokkaniſchen Problem hatte prüfen 
wollen, ob Deutſchland ſich einen Schimpf gefallen laſſe. Avilir puis 
demolir war die Parole geweſen, da das erſte nicht gelang, hat man 
auch nicht den Entſchluß gefunden, es mit dem zweiten zu verſuchen. 
Herr Muret irrt alſo, wenn er meint, es habe ſich um einen Bluff ge— 
handelt; ebenſowenig aber handelte es ſich um eine Provokation oder 
um die Drohung eines Angriffs, ſondern um die Abwendung einer 
geplanten Demütigung, die wir, wenn nicht anders, auch mit dem 
Schwert abzuwenden bereit waren. Der Vertrag von Algeciras hat 
es zu dieſem Außerſten glücklicherweiſe nicht kommen laſſen, aber es 
iſt vielleicht nützlich, gerade jetzt darauf hinzuweiſen, daß wir heute 
ebenſo feſt auf dem Boden dieſes Vertrages ſtehen, wir vor drei Jahren 
auf dem Boden des Vertrages von Madrid. 

Die Sonnabendbeilage der „Nowoje Wremja“ bringt eine ſehr 
hübſche, illuſtrierte Karte der Einflußſphären Rußlands und Englands 
in Perſien. Die ruſſiſche umfaßt das geſamte Nordperſien und wird 
im Süden von einer Linie begrenzt, die von Schirin über Ispahan 
nach Jezd als ſüdlichſten Punkt und von da nach Sulfagar Meſched 
als öſtlichſten geht. Die engliſche ſchließt ſich direkt an Beludſchiſtan, 
zieht am perſiſchen Golf bis Bender Abbas und geht von dort bis Gazik 
etwa 100 km öſtlich von Herat, ſo daß faſt die geſamte Weſtgrenze 
Afghaniſtans umſchloſſen wird. Zwiſchen der ruſſiſchen und der eng— 
liſchen Einflußſphäre liegt die ſogenannte neutrale Zone, d. h. das noch 
übrige Drittel von Perſien. So hat es die Konvention vom 31. Auguſt 
1907 beſtimmt. Auch hier ſehen wir über iſlamiſches Land verfügen, 
als ſei es herrenloſes Gebiet, und auch hier ſcheint es uns ein gefähr— 


liches politisches Spiel zu ſein. Es liegt die nicht geringe Wahrſchein— 
lichkeit vor, daß all dieſe Herde verletzten nationalen und religiöſen 
Ehrgefühls ſchließlich zu einem ganzen zuſammenfließen und die alten 
Rivalitäten vergeſſen, die ſie bisher voneinander trennten. Zunächſt 
bedroht ſind freilich die Beherrſcher dieſer Lande. Die Bevölkerung 
macht ſie für die Gewaltſamkeit und die Mißachtung verantwortlich, 
die die Nation auf ſich nehmen muß. Die Lage des Schah Mahomet 
Ali läßt ſich ſchon jetzt als höchſt gefährdet bezeichnen, und dasſelbe 
gilt wohl auch von Habibullah Khan von Afghaniſtan. Dabei dauert 
die Gärung in Indien fort, und bisher iſt es den Engländern noch nicht 
gelungen, entſcheidende Erfolge über die Mohmands zu erringen. Das 
in London erſcheinende Organ der Hindu „The Indian Sociologiſt“ 
bringt Artikel von erſtaunlicher Leidenſchaft, und ſelbſt die Forderungen 
der gemäßigten indiſchen Patrioten gehen weit über das hinaus, was 
die Engländer glauben gewähren zu können. Der „Temps“ hat einen 
gelehrten Hindu Romeſch Datt über die Urſachen des Aufruhrs befragt 
und die Antwort erhalten, daß ohne radikale Reformen eine Beſſerung 
nicht zu erwarten ſei. Auch die „Nowoje Wremja“ beſchäftigt ſich mit 
dem Problem und bringt es in Zuſammenhang mit der bevorſtehenden 
Reiſe König Eduards nach Rußland. Sies ſchreibt darüber: 

„Die Zuſammenkunft des Kaiſers mit dem Könige wird die engen 
verwandtſchaftlichen Bande, die beide Herrſcherhäuſer verbinden, noch 
weiter feſtigen und zu einer dauerhaften Verbindung zwiſchen Mächten 
führen, die berufen ſind, ihr gewichtiges Wort zur Löſung vieler Welt— 
probleme zu ſagen und in der jetzigen politiſchen Lage die allerbedeut— 
ſamſte Rolle zu ſpielen. Die paniſlamitiſche Bewegung im ſüdlichen (?) 
Indien, in Afghaniſtan, an unſerer kaukaſiſchen Grenze und in Afrika 
im Niltal, ſowie die mazedoniſche Frage in Europa, hätten noch vor 
wenigen Jahren eine ernſte Bedrohung des Friedens bedeutet. Jetzt 
aber, nachdem Rußland und England ſich verſtändigt haben auf dem 
Fundament gegenſeitigen Vertrauens und der richtig verſtandenen 
Intereſſen beider Reiche, müſſen alle dieſe Fragen in ruhiges Fahr— 
waſſer einmünden, und dazu wird unſere franzöſiſche Bundesgenoſſin 
helfen, und die guten Beziehungen, die Rußland und England mit 
den übrigen Mächten verbinden. Einen richtigen Maßſtab der engliſch— 
ruſſiſchen Beziehungen gibt die Rede Lord Curzons, den man früher 
nicht gerade einen Ruſſophilen nennen konnte. Dieſe glückliche Wand— 
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lung wird ihren Ausdruck im Meinungsaustauſch der beiden gekrönten 
Häupter finden. Das Detail auszuarbeiten wird die Aufgabe des Staats— 
ſekretärs Hardinge und Herrn Iswolskis ſein. Die Wichtigkeit dieſer 
Zuſammenkunft hätte wohl auf Sir Edward Grey als Begleiter des 
Königs hingewieſen, aber da Hardinge früher Botſchafter in Petersburg 
geweſen iſt, jo läßt ſich ſeine Wahl nur als ſehr paſſend bezeichnen. .. 
Wir begrüßen die nahe bevorſtehende Ankunft des hohen Gaſtes auf 
das lebhafteſte. Dieſe Zuſammenkunft wird die Verſtändigung zwiſchen 
der größten Seemacht und der größten Territorialmacht (!) durch 
ein neues Bindeglied feſtigen. Aus ſolchen Gliedern wird die Kette 
geſchmiedet, die kraft hiſtoriſcher Mißverſtändniſſe lange zerriſſen war, 
und erſt jetzt, in der Morgenröte des 20. Jahrhunderts unſere gemein— 
ſamen Aufgaben in Aſien und unſere gemeinſamen Intereſſen in Europa 
dauernd verbinden wird. Dadurch wird allen denjenigen eine ſichere 
Friedensgarantie geboten, die ohne Heuchelei wirklich nach Frieden 
ſtreben.“ 

Das klingt ſehr hüſch, beſonders auf die beiden Mächte angewandt, 
die im letzten Menſchenalter die meiſten und die blutigſten Kriege, 
ohne alle Heuchelei, geführt haben. 

Viel Lärm wird vom bevorſtehenden Slavenkongreß gemacht. 
Nach den einen will man ihm einen rein kulturellen und wiſſenſchaft— 
lichen Charakter geben, andere wiederum ſehen in ihm ein Mittel zur 
Propaganda panſlaviſtiſcher Gedanken. Aller Wahrſcheinlichkeit nach 
wird dieſer Kongreß weder viel Gutes noch viel Böſes ſchaffen. Man 
wird reden, und die politiſche Wirklichkeit wird ihren Gang weitergehen, 
ohne dadurch in neue Richtung gedrängt zu werden. Wohl aber hat 
die ungenierte Propaganda der ruſſiſchen Panſlaviſten in Oſterreich 
böſes Blut gemacht, wie die jüngſten Kammerverhandlungen in Galizien 
in ſehr draſtiſcher Weiſe gezeigt haben. 

Es ſcheint nun doch, daß Taft durch die nächſten Wahlen zum 
Präſidenten der Vereinigten Staaten erhoben wird. Das wäre aber 
ſehr erfreulich, da ſich von ihm, als dem vertrauten Freunde Rooſevelts 
erwarten läßt, daß er die Kontinuität der amerikaniſchen Politik be— 
haupten wird. Die jüngſt erwähnte Rede von Judge Longly liegt jetzt 
im Originaltext vor uns und iſt noch weit ſchärfer, als ſich aus der erſten 
kurzen Wiedergabe erſehen ließ, ſie erreicht aber an entſchiedener Feind— 
ſeligkeit gegen England noch lange nicht die vom „New Pork Evening“ 
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verbreiteten Außerungen des Primas von Irland, Kardinals Loque, 
der bei der Zentenarfeier der amerikaniſchen Katholiken in New York 
präſidierte und ganz direkt von dem bevorſtehenden Niedergang Eng— 
lands ſprach. 

Die bevorſtehende Ankunft des Prinzen von Wales in Kanada 
begrüßt die in Toronto erſcheinende „Weekly Sun“ nach einigen Worten 
freundlicher Einleitung mit folgender Betrachtung: 

„Seit 30 Jahren wird die Agitation für „Imperial Federation“ 
nach Kanada getragen. Aber es iſt uns kein Plan vorgelegt worden, 
den wir hätten verſtehen können. Man hat nie verſucht, uns zu zeigen, 
wie Gemeinſchaften, die durch den ganzen Globus verſtreut liegen 
und in ihren Verhältniſſen durchaus verſchieden ſind, ſich zu einer Politik 
und zu einem Regiment zuſammentun können. Man hat uns niemals 
gefragt, was in Indien geſchehen ſolle. Man hat uns nie geſagt, wie 
eine gemeinſame Armee und eine gemeinſame Flotte aufgebracht und 
kommandiert werden ſoll. Man ſagt uns nur, daß wir ein beſtimmtes 
Gefühl kultivieren ſollen, und das gelingt nur wenigen. Es kann, wie 
es jetzt der Fall iſt, ein Reich mit Dependenzen geben, aber keine Depen— 
denz mit dem Charakter und den Machtvollkommenheiten eines Staates. 
Auch kann eine Dependenz nie in die Reihe der Nationen eintreten. 
Die Frage muß daher ſo geſtellt werden, ob Kanada entſchloſſen iſt, für 
immer eine Dependenz zu bleiben.“ 

Dieſe kurzen Ausführungen verdienen alle Beachtung. Sie zeigen 
uns, daß die Bäume des engliſchen Imperialismus nicht in den Himmel 
wachſen werden. 


27. Mai 1908. Abſendung türkiſcher Kriegsſchiffe nach Samos. 
28. Mai. Attentat auf einen ruſſiſchen Finanzagenten in Teheran. 
29. Mai. Rückkehr des Präſidenten Fallières nach Paris. 

30. Mai. Empfang der deutſchen Geiſtlichen durch König Eduard. 
31. Mai. Beſuch des ſchwediſchen Königspaares in Berlin. 


3. Juni 1908. 

Die große Senſation der letzten 8 Tage iſt ein Artikel von Herrn 
Tardieu im „Temps“ geweſen, der wohl vornehmlich deshalb in Frank— 
reich und England ſo außerordentliches Aufſehen erregt hat, weil bekannt 
iſt, daß Herr Clemenceau dieſen temperamentvollen Journaliſten ge— 
legentlich als Sprachrohr zu benutzen pflegt. Was Herr Tardieu vor— 
brachte, war die Forderung, daß England, wenn es darauf ausgehe, 
aus der Entente mit Frankreich eine Allianz zu machen, ſich dazu be— 
quemen müſſe, die wenig vertrauenerweckende Haldaneſche Armee— 
reform durch die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht zu ergänzen. 
König Eduard VII. hatte im Buckinghampalaſt von einer „entente 
permanente“, Präſident Fallières von einer „entente resserrée“ ge— 
ſprochen, und das legte allerdings die Mutmaßung nahe, daß als nächſtes 
Ziel ein förmlicher Allianzvertrag ins Auge gefaßt ſei. So wurde auch 
in Rußland interpretiert, und als gleich danach die bevorſtehende Be— 
gegnung König Eduards mit dem Zaren in den Gewäſſern um Reval 
angekündigt wurde, konſtruierten „Nowoje Wremja“ und Genoſſen 
die ruſſiſch-franzöſiſch-engliſche Tripelallianz. 

Das Hauptargument Herrn Tardieus war, daß England bündige 
Verpflichtungen auf ſich nehmen müſſe, wenn Frankreich das Riſiko 
einer engliſchen Alliauz tragen ſolle: entweder Einführung der allge— 
meinen Wehrpflicht oder Organiſation einer Berufsarmee, die fähig 
ſei, einen energiſchen Vorſtoß in den Kontinent hinein zu unternehmen. 
Frankreich dürfe nicht zum zweitenmal dieſelben Erfahrungen machen, 
wie mit der ruſſiſchen Allianz. Statt ſeine Kräfte auf Europa zu kon— 
zentrieren (wie es der Revanchegedanke verlangt), ſei Rußland mit 
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Geld, Armee und Marine „nach Aſien deſertiert“, was 
über Hoffnungen und Enttäuſchungen nach Mukden und Tſuſhima 
geführt habe. In einem ſpäteren Artikel weiſt der „Temps“ recht nach— 
drücklich darauf hin, daß die Erinnerung an Faſchoda noch nicht ge— 
ſchwunden ſei. Frankreich ſei keineswegs geneigt, auf eine Kritik der 
Haltung Englands zu verzichten, und da es nun einmal eine Kontinental— 
macht ſci, brauche es Alliierte, die ihm im Kriegsfall auf dem Kontinent 
Hilfe leiſten könnten. 

Dieſer „ſonderbare Artikel“ (strange note) hat nun in England 
keineswegs ein freundliches Echo gefunden. Man erinnerte ſich, daß 
in den letzten Monaten der „Temps“ ſich ketzeriſche Bemerkungen über 
die engliſche Politik in Agypten und in Indien erlaubt hatte, hielt es 
aber für nützlich, recht eingehend aufzuzählen, was alles England im 
Kriegsfall für Frankreich tun könne. Wir könnten — führt ein Leitartikel 
des „Standard“ vom 28. Mai aus — bedeutende Armeen in impotenter 
Wachſamkeit an den Küſten feſthalten, wir könnten franzöſiſche Trans— 
porte und Armeen an jeden beliebigen Punkt ſchaffen, an dem 
der Anmarſch friſcher Truppen eine formidable Diverſion bedeuten 
würde. Mit Hilfe der britiſchen Flotte könnte Frankreich den Feind 
in der Flanke angreifen und durch Zerſtörung ſeines Aufmarſches 
den ganzen Verlauf des Krieges zur Entſcheidung führen. Das alles 
aber könne gleich beim Beginn der Feindſeligkeiten geſchehen. Außerdem 
aber ſei ſicher, daß die engliſche Militia, wenn ſie ſich erſt ein wenig 
eingeſchoſſen habe, den beſten Truppen der Welt nicht nachſtehen werde. 
Aber der „Standard“ ſteht mit dieſen Ausführungen ziemlich vereinzelt 
da, und auch er findet die kategoriſchen Formulierungen des „Temps“ 
wenig paſſend. Völlig in das gleiche Horn mit Herrn Tardieu ſtößt 
nur die „National Review“, was, wie wir ſchon hervorgehoben haben, 
inſofern nicht ohne Bedeutung iſt, als Herr Clemenceau ſeinen Aufenthalt 
in England benutzte, um recht auffallend kundzutun, daß er Herrn 
Maxſe zu ſeinen politiſchen Freunden zähle. Es iſt daher begreiflich, 
daß ſelbſt ein maßvolles Blatt wie das „Journal des Débats“ die Aus— 
führungen der „National Review“ als höchſt wichtig (un trés important 
article) in eingehendem Auszuge wiedergibt. Gezeichnet iſt der Artikel 
dieſer deutſchfeindlichſten engliſchen Monatsſchrift von Ignotus, dem 
Pſeudonym, unter dem der ehemalige Sekretär Delcaſſés, Herr Neton, 
im „Figaro“ die politiſchen Betrachtungen ſeines Gebieters mitteilte. 
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Es nimmt uns daher nicht wunder, wenn es im weſentlichen längſt 
bekannte Gedanken des gefallenen Miniſters ſind, die uns hier unter 
engliſcher Flagge entgegentreten. Zunächſt die Verſicherung, daß die 
von Herrn Delcaſſé geſchaffene engliſch-franzöſiſche Entente keinerlei 
feindſelige Abſichten gegen Deutſchland hegte. Frankreich habe nur 
einen Schutz vor deutſcher Gewalt geſucht, England nur das europäiſche 
Gleichgewicht aufrechterhalten wollen, ganz wie es aus demſelben 
Grunde den erſten Napoleon und ſpäter den Ehrgeiz Nikolaus' J. und 
Alexanders II. bekämpft habe. Jetzt nehme Deutſchland, was ſich 
nicht überſehen laſſe, eine militäriſch übermächtige Stellung ein, es 
ſei alſo, ſobald die Gefahr eines deutſchen Angriffs auf Frankreich 
vorliege, die Pflicht Englands, dem ſchwächeren Staate beizuſpringen. 
Während der marokkaniſchen Kriſis habe England die bereits drohende 
Gefahr abgewandt, aber noch ſei die beiden Mächten gemeinſame Gefahr 
nicht geſchwunden. Seit 1905 habe Deutſchland Armee und Flotte 
noch weiter verſtärkt, während Frankreich und England aus falſcher 
Sentimentalität abzurüſten begonnen hätten (!). „Wenn nun Frank— 
reich plötzlich von Deutſchland angegriffen werden ſollte, iſt es uner— 
läßlich, daß England ihm nicht nur zur See, ſondern auch zu Lande mit 
einer möglichſt ſtarken Armee zu Hilfe kommt. General Bonnal hat be— 
rechnet, daß, wenn England zwei Armeekorps nach Lothringen werfen 
könnte, Deutſchland in den erſten 10 Tagen des Krieges immer noch 
23 Armeekorps den 22 Korps der Engländer und Franzoſen entgegen— 
ſetzen würde.“ England müſſe daher nicht 2, ſondern 4 oder 5 Armee— 
korps ſenden und ſich nicht einbilden, daß ſeine Seemacht eine aus— 
reichende Hilfe ſei. Die engliſche Hilfe müſſe mit äußerſter Schnelligkeit 
in den erſten Tagen des Krieges direkt auf das Schlachtfeld geführt 
werden, denn die Entſcheidungsſchlacht werde in Lothringen fallen, 
und träfen die Engländer erſt nach der Schlacht ein, ſo ſei ihre Hilfe 
von keinem Nutzen. Das wird dann weiter ausgeführt und gezeigt, 
daß Herrn Haldanes Reform geſcheitert ſei („Echec lamentable‘‘) und 
daß nichts übrig bleibe, als die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, 
wenn England nicht auch die Beherrſchung des Meeres verlieren wolle. 
Denn der Ruin Frankreichs bedeute auch den Niedergang Englands uſw. 
Es iſt, wie von Ignotus nicht anders zu erwarten war, die Identi— 
fizierung der idee fixe der „National Review“ von der zu zerſtörenden 
deutſchen Flotte mit der Delcaſſéſchen Revancheidee, beides maskiert 
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durch die wider beſſeres Wiſſen verbreiteten Phantasmen von der 
angeblichen Abſicht Deutſchlands, es mit einer Invaſion in England 
zu verſuchen und bei guter Gelegenheit über Frankreich herzu— 
fallen. 

Zur Abwendung dieſer Gefahren bringt nun der „Meſſidor“ von 
angeblich gut unterrichteter Seite einen neuen Plan, der es verdient, 
niedriger gehängt zu werden. Es handle ſich nämlich bei den gefeſtigten 
Beziehungen Englands zu Frankreich und bei den bevorſtehenden 
Verhandlungen in den Gewäſſern von Reval weder um Angriff noch 
um Abwehr eines Angriffes. Vielmehr ſei wahrſcheinlich die franzöſiſch— 
engliſch-ruſſiſche Entente beſtimmt, einen Stillſtand in den Rüſtungen 
herbeizuführen. In Deutſchland wiſſe man ſehr wohl, daß die mili— 
täriſchen Kräfte von Frankrrich, England und Rußland ſo groß ſind, 
daß ſie einen Angriff zur Unmöglichkeit machen, zumal Deutſchland 
auf Oſterreich nicht rechnen könne, das von Italien in Schach gehalten 
werde. Deutſchland werde demnach gezwungen ſein, ſeine Rüſtungen 
ſowohl an der Weſtgrenze gegen Frankreich als an der Nordküſte gegen 
England einzuſtellen. Sei aber dieſes Ziel erſt erreicht, ſo brauche Eng— 
land keine koſtſpielige Armee, Frankreich und Rußland nicht ihre unge— 
heuren Machtmittel für die Kriegsmarine zu verwenden, das alles 
könne der Induſtrie und nützlichen Arbeiten zugute kommen. 

Damit das aber erreicht werde ſei die „entente permanente‘ 
unerläßlich. Sie dürfe ſich nicht auf wenige Jahre erſtrecken, wie es 
mit einer Allianz der Fall zu ſein pflege, ſie müſſe bereitſtehen, jederzeit 
das kriegeriſche und kriegsluſtige Deutſchland in Reſpekt zu halten. 
Die ewige entente aber ſei um ſo leichter zu erreichen, als zwiſchen 
jenen drei Großmächten keinerlei Schwierigkeit und nicht der geringſte 
Streitpunkt vorliege, der die Dauer dieſes Einverſtändniſſes beeinträch— 
tigen könne. 

Die Korreſpondenz, in der dieſer kindiſche Gedanke ausgeführt 
wird, geht dem „Meſſidor“ aus London zu. Wir brauchen wohl nicht 
zu ſagen, daß der Verſuch, ihn zu verwirklichen, einen Kampf auf 
Leben und Tod zur Folge haben würde, dem ſich ſchließlich niemand 
in der alten Welt entziehen werde. Es iſt ein politiſcher Sadismus, 
der aus dieſen Hirngeſpinſten ſpricht, und wir lehnen es ab, auch nur 
ein Wort zu ihrer Widerlegung zu ſagen. 

Wie aber liegen nun die Verhältniſſe in Wirklichkeit? 
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In England wünſcht der einflußreichſte Faktor im politischen Leben 
der Nation, die City, und mit ihr die geſamte Arbeiterpartei den Frieden. 
Ebenſo ſtehen die heute regierenden Liberalen, wenn ſich auch nicht über— 
ſehen läßt, daß das imperialiſtiſche Element im Miniſterium an Gewicht 
gewonnen hat. Endlich ſcheint die perſönliche Politik des Königs nach 
dieſer Richtung zu gehen. Seine Tendenz, die ſchwachen und die ge— 
ſchwächten Nationen um England zu ſcharen, dient aber gewiß weniger 
kriegeriſchen Abſichten, mit denen er ſich, wie wir wohl mit Recht an— 
nehmen, keineswegs trägt — ſie widerſprechen ſeinen Lebensgewohn— 
heiten, ſeiner Erziehung und ſeinen Jahren — als vielmehr dem unver— 
kennbaren Bedürfnis, ſeine ungewöhnlichen geiſtigen Gaben zur Geltung 
zu bringen. Er liebt es, zu überreden und zu bekehren und niemand wird 
ihm die Anerkennung verſagen, daß die Verſtändigungen, die er abge— 
ſchloſſen hat, mehr dem engliſchen Vorteil dienen als dem Gefolge, das 
er um ſich geſammelt hat. Nebenher aber ſteht England gerade jetzt in 
einer politiſchen Kriſis, die ihm ſeine überſeeiſchen Beſitzungen gefährdet 
und es nötigt, auf den immer rückhaltloſer zur Geltung kommenden 
Eigenwillen ſeiner Kolonien die allergrößte und ſchonendſte Rückſicht 
zu nehmen. Wir haben die Belege dafür mehrfach in den Überſichten 
der letzten Wochen beigebracht. Dazu kommt das ſteigende Mißtrauen 
der Vereinigten Staaten gegen die engliſch-japaniſche Allianz. In der 
„Waſhington Times“ wird darauf hingewieſen, daß der Hebel dieſer 
Allianz in Japans, nicht in Englands Händen ruhe. So liege die Gefahr 
eines engliſch-japaniſchen Angriffs auf die Vereinigten Staaten vor, 
oder mindeſtens die Abſicht, Amerika und Deutſchland aus dem Großen 
Ozean zu verdrängen. Der Schluß, der daraus gezogen wird, lautet, 
daß nichts notwendiger ſei als eine mächtige amerikaniſche Flotte „as 
the countrys life is at stake of issue“. Es knüpfen ſich daran die hef— 
tigſten Ausfälle gegen Japan, und genau den gleichen Ton (wenn 
auch unter Entwicklung ſtaatsrechtlicher Theorien, die wir uns keines— 
wegs zu eigen machen wollen) finden wir in der „New Pork Tribune“ 
vom 10. Mai und in der New York Times“ vom gleichen Datum. Sie 
alle klagen darüber, daß die japaniſche Politik in der Mandſchurei und 
in Korea zur Ausſchließung des geſamten europäiſchen Handels geführt 
habe, immer unter ſcheinbar unanfechtbaren Gründen „but each con- 
tains a joker“. Derſelben Anſicht ſind aber die zahlreichen Engländer, 
die im fernen Oſten leben und die gegen die offizielle engliſche Politik 
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ebenſo heftig protejtieren, wie die englischen Kaufleute in Marokko, 
deren Geſchäfte der franzöſiſchen pénétration pacifique zum Opfer 
gefallen ſind. Der Proteſt der engliſchen Radikalen und Arbeiter gegen 
den bevorſtehenden Beſuch des Königs in Rußland iſt ein weiteres 
Zeichen der tatſächlichen Stimmung des Landes, ſo daß, wenn wir die 
Summe dieſer Tatſachen zuſammenfaſſen, uns nichts unwahrſchein— 
licher iſt, als daß ein engliſcher Patriot wünſchen könnte, ſein Vaterland 
den unberechenbaren Wendungen eines großen Krieges auszuſetzen. 
Alle die engliſchen Wunden, und es ſind nicht wenige, würden in ſolchem 
Fall gleichzeitig zu bluten beginnen. Was aber Frankreich betrifft, 
ſo ſcheint uns auch dort die öffentliche Meinung des Landes nichts 
mit größerer Beſorgnis ins Auge zu faſſen als die Möglichkeit eines 
Krieges. Sieht man genauer zu, ſo ſpricht auch aus Herrn Tardieus 
Ausführungen die gleiche quälende Sorge, und das iſt wohl begreiflich. 
Hat Frankreich ſich 1905 von den direkten Konſequenzen der Delcaſſé— 
ſchen Politik freigemacht, ſo ſteht es doch noch heute in Abhängigkeit 
von der Tatſache, daß die Politik, die es führt, ohne engliſche Unter— 
ſtützung nicht denkbar iſt. Die Marokkopolitik der letzten Jahre wäre 
ohne dieſen Rückhalt nicht einen Tag zu behaupten geweſen, und wenn 
ſie trotz dieſes Rückhalts heute auf den Vertrag von Algeciras zurück— 
weicht und nach dem Ausweg ſucht, der ihr ermöglicht, Abd el Aziz 
fallen zu laſſen, jo liegt darin das Zugeſtändnis, daß die Opfer, die für 
den Ausgleich der engliſch-franzöſiſchen Intereſſen gebracht wurden, 
vergebens gebracht worden ſind. Die penetration pacifique hat ſich 
als eine Utopie erwieſen und die Eroberung des Landes als eine Un— 
möglichkeit. Frankreich hat von ſeinem marokkaniſchen Abenteuer 
nicht einen frohen und nicht einen ſtolzen Tag gehabt, und wie uns ſcheint, 
wäre der ungeheuren Mehrheit der Franzoſen das liebſte, wenn ſie 
die drei letzten Jahre aus ihrer Geſchichte auslöſchen könnten. Das 
gilt auch von dem inneren Leben der Nation. Wir führen klaſſiſche Zeugen 
dafür an, wenn wir den Inhalt eines vom „Temps“ reproduzierten 
Artikels von Eugene Fourniére herſetzen. Er klagt, daß das parlamen— 
tariſche Syſtem, das begründet wurde, um der Nation Garantien gegen 
den Mißbrauch der königlichen Gewalt zu ſichern, ausgemündet ſei 
in die Tyrannei des Parlaments: 

„Die Kammern regieren und verwalten: weder Juſtiz noch Ad— 
miniſtration entgehen ihrer Allmacht, und es gibt keine Garantie für 
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die Freiheit und die Rechte des Individuums. Wir haben an die Stelle 
des Cäſarismus eines einzelnen eine Art Kollektiv-Cäſarismus geſetzt. 
Die Staatsallmacht ruht kraft des Prinzips der Majorität in den Händen 
derjenigen Partei, die es verſtanden hat, das numeriſche Übergewicht 
in den Kammern zu erlangen, und dieſe Partei nutzt zu ihrem aus— 
ſchließlichen Vorteil die ungeheuren Machtmittel, welche ihr ein zen— 
traliſiertes Regiment in die Hände gelegt hat, um zu bedrücken und 
auszubeuten. „Der Staat iſt eine mit Sturm genommene Feſtung 
und das Land ein vom Feinde erobertes Gebiet.“ Alle Beamten, vom 
Präſidenten der Republik bis zum unterſten Beamten eines Kantons, 
die aufſteigenden Beamten mit eingeſchloſſen, ſind dem wahren Gebieter 
untergeordnet: der Majorität des Parlaments, die im Namen des an— 
geblichen Gebieters der Nation handelt. Dieſe Macht iſt abſolut und 
unbeſchränkt, wie die des ſchwärzeſten Deſpoten des ſchwarzen Kon— 
tinents. Die anderen Parteien aber haben kein anderes Ziel, als ſich 
dieſer höchſten Macht zu bemächtigen, um nun auch ihrerſeits unbehindert 
das Volk der Knechtſchaft und den Staat der Plünderung zu überliefern! 
Der Kampf der Parteien iſt nur noch eine Jagd nach Stellungen.“ 

Dieſe Kritik unſerer Schäden, bemerkt dazu der „Temps“, kann 
man mit Herrn Fourniére nur als zutreffend bezeichnen. | 

Wir wagen es nicht, dieſem autoritativen Urteil zu widerſprechen, 
aber wir wiſſen auch, daß zahlreiche Franzoſen mit Zorn und Erbitterung 
auf dieſe Zuſtände blicken, ganz wie ihnen die politiſche Vormundſchaft 
auf die Dauer unerträglich ſcheint, in deren Kreiſen ſich heute die aus— 
wärtige Politik Frankreichs bewegt. Aber iſt der Gedanke nicht lächerlich, 
daß dieſes zerklüftete Frankreich den vom „Meſſidor“ ausgeheckten 
Belagerungsplan oder die aggreſſiven Pläne der „National Revue“ 
ausführen ſollte, oder endlich, daß England ſich von Frankreich die Be— 
dingungen vorſchreiben ließe, unter denen es ſeine Vormundſtellung 
ausüben ſoll? 

Was endlich Rußland betrifft, ſo haben wir ſchon früher unſer Urteil 
über das ruſſiſch-engliſche Abkommen ausgeſprochen. Die Vorteile 
fallen England zu, aber Rußland hat dafür wenigſtens die Gewißheit 
gewonnen, daß es innerhalb gewiſſer Grenzen von engliſcher Seite 
keine künſtlichen Schwierigkeiten zu erwarten hat. Und das iſt, im 
Hinblick auf die ſehr ernſten Sorgen, welche die innere Lage des Reichs 
macht, immerhin etwas. Aber iſt es denkbar, daß unter dieſen Um— 


ſtänden Rußland ſich bereit finden jollte, ſich zum Werkzeuge der den 
engliſchen Politikern zugeſchriebenen antideutſchen Pläne zu machen? 
Zwar der augenblicklichen Richtung der Geiſter würde das entſprechen. 
Das deutſchfeindliche Element iſt durch den Beſuch der ſlaviſchen Gäſte 
aus Oſterreich bis zur Gluthitze geſteigert worden, und die urſprüng— 
liche Abſicht, nur ideale Probleme ſlaviſcher Kultur zum Gegenſtand 
der Erörterung zu machen, hat nicht 3 Tage lang vorgehalten. Man 
hat Politik geſprochen und nur Politik, und wenn die große Frage der 
Verſöhnung der ſlaviſchen Brüder zur Sprache kam, mündete ſie ſtets 
in den Schlachtruf gegen die „deutſchen Bedrücker“ aus. Einige Bei— 
ſpiele werden genügen. Die „Nowoje Wremja“ leiſtet ſich die folgende 
Betrachtung: 

„Wenn' Deutſchland einſt Gift in den Becher ſlaviſcher Brüder— 
ſchaft träufelte, ſo wirkte dieſes Gift nie ſo lange und nie mit ſo ſchreck— 
licher Wirkung als 1773. Jetzt, nachdem mehr als 130 Jahre darüber 
hingegangen ſind, reift endlich der Gedanke, daß irgendwie dieſe Erb— 
ſchaft Friedrichs liquidiert werden muß, daß aller Haß und Neid zu ver— 
geſſen iſt, der aus dem verpeſteten Boden des verfluchten preußiſchen 
Geſchenkes hervorgewachſen iſt.“ Und etwas weiter: „Wenn die Polen 
ſich nicht ſtark genug fühlen, den Krieg mit zwei Fronten zu führen — 
und ein jo törichter Gedanke wird wohl bei ihnen nicht aufkommen —, 
ſo müſſen ſie ſich ſagen, daß der Rücken des polniſchen Volkes ſich an 
Rußland ſtützen muß, damit Schild und Speer ſich gegen Deutſchland 
wenden können. .... Wir haben nicht nur das Recht, ſondern die 
Pflicht, nicht nur die Pflicht, ſondern auch ein Intereſſe, die Polen 
gegen die Deutſchen zu unterſtützen.“ 

In den Verhandlungen, die der Vorbereitung eines Slaven— 
kongreſſes für das Jahr 1910 galten, klang das politiſche Moment überall 
durch, am lebhafteſten trotz aller Umſchreibung bei dem Tſchechen Kra— 
marsz, aber, wie wir erwartet haben, iſt es im weſentlichen bei Worten 
geblieben. Herr Dmowski iſt nicht zur Erklärung zu bewegen geweſen, 
daß er die polniſchen Sonderintereſſen den allſlaviſchen unterordnen 
wolle, und ſo iſt man in bezug auf die vorhandene polniſche Frage 
recht ernüchtert auseinandergegangen. Andererſeits iſt es ſchwer ver— 
ſtändlich, wie Kramarsz, trotz ſeiner emphatiſchen Loyalitätserklärungen, 
die mit der Exiſtenz Oſterreich-Ungarns unvereinbaren Pläne des neuen 
Panſlavismus vereinbaren wird. Das alles ſtreift hart an die Grenzen 
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einer Politik, in der die ſlaviſchen Intereſſen einen Verrat an den öſter— 
reichiſchen bedeuten. 

Daß der bevorſtehende Beſuch König Eduards trotz des Proteſtes 
der engliſchen Arbeiter gern geſehen wird, iſt begreiflich. Man hofft 
von ihm eine Wendung Rußlands zu einer aktiven Politik in der maze— 
doniſchen Frage und rechnet recht unbefangen mit dem Einfluß, den 
der König auf den Zaren ausüben wird. Inzwiſchen aber iſt Duma 
und Reichsrat nun doch bewogen worden, den Bau der Amurbahn zu 
genehmigen. Das war, wenn Rußland ſeine Stellung am Stillen Ozean 
überhaupt behaupten wollte, unerläßlich. Aber es zeigt doch auch, daß 
die Richtung ſeiner Politik durch die Macht der Verhältniſſe nach Oſten, 
nicht nach Weſten gewendet wird. Dazu nötigen auch die kaukaſiſchen 
Verhältniſſe, die, nach den durch die ruſſiſchen Zeitungen gehenden 
Korreſpondenzen zu urteilen, weit ernſter ſind, als meiſt angenommen 
wird. Wenn das geſamte ungeheure Gebiet auch nicht direkt wieder— 
zuerobern iſt, ſo muß es doch von Grund aus neu geordnet und diszi— 
pliniert werden, und im Augenblick ſcheint jede militäriſche Unterneh— 
mung, die mit dem Kaukaſus als Operationsbaſis unternommen wird, 
entſchieden gefährlich. Bei den jetzigen Schwierigkeiten in Perſien iſt 
das durchaus in Betracht zu ziehen. Auf dem flachen Lande ſind in 
weiten Gebieten die Zuſtände immer noch entſetzlich. Die junge Gene— 
ration der Bauern iſt wie die ruſſiſche Jugend überhaupt völlig ver— 
wildert, wie namentlich die Brandſtiftungen zeigen, welche die Dörfer 
verwüſten. Auch mit der Armee ſcheint es noch keineswegs zum beſten 
zu ſtehen. Als jüngſt der Kriegsminiſter vor einer Kommiſſion des 
Reichsrats mit Fragen beſtürmt wurde, welche die Schäden der Ver— 
waltung während des letzten Krieges betrafen, brach eines der Kommiſ— 
ſionsmitglieder, Opotſchinin, plötzlich in krampfhaftes Schluchzen aus. 
Man ſuchte ihn zu beruhigen und fragte nach dem Grund ſeiner Erregung. 
„Es iſt ja“ — ſchluchzte er — „heute noch alles ebenſo ſchlimm!“ 

Die Gewalttaten der Terroriſten ſcheinen allerdings nachgelaſſen 
zu haben. Die Liſte der Verbrechen dieſer Kategorie nimmt für die 
Zeit vom 29. April bis zum 14. Mai dieſes Jahres nur noch 2½ Spalten 
des „Regierungsanzeigers“ ein, früher waren es 4—5 und mehr. Aber 
immerhin iſt auch das nicht unbedenklich, zumal wenn man ſich erinnert, 
daß eben jetzt ein Anſchlag, der gegen die Kaiſerjacht gerichtet war, 
glücklich entdeckt worden iſt. Auch hat man den Chef der Kampfabteilung 
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des Nordgebiets der Partei der Sozialrevolutionäre, von dem die An— 
ſchläge gegen die kaiſerliche Familie ausgingen, gefaßt und hingerichtet. 
Aber die Köpfe der Hydra wachſen immer wieder. An Beamten ſind 
25 ermordet, 24 verwundet worden, von Privatperſonen ermordet 40, 
verwundet 46. Seither aber berichtet jede Zeitungsnummer von neuen 
Anſchlägen! 

Die Duma arbeitet fleißig und gewiſſenhaft, aber man gewinnt 
den Eindruck, daß ein unduldſam nationaliſtiſches Element immer mehr 
an Boden gewinnt. Die Duma kann zudem nur Geſetze ausarbeiten, 
die Ausführung liegt in den Händen der Bureaukratie, die trotz aller 
Maßregelungen noch zahlreiche ſchlimme Vertreter hat. Es ſind gerade 
in letzter Zeit die ſchamloſeſten Mißbräuche zutage getreten. Die Willkür 
ſcheint im Blut und die Gewiſſenloſigkeit in der Tradition zu liegen. 
Das alles braucht Zeit und tatkräftige Männer, um gebeſſert zu werden. 

Wir ziehen aus alledem den Schluß, daß es bis auf weiteres un— 
denkbar iſt, daß Rußland in der großen Politik mit anderen Waffen 
auftritt, als mit denen der Diplomatie. Aber das Intereſſe Englands 
und Frankreichs geht dahin, das Gewicht dieſer papierenen Aktion 
nach Möglichkeit hoch zu bewerten. Es wäre verhängnisvoll, wenn 
Rußland ſich dadurch über die Realität ſeiner eigenen Verhältniſſe 
hinwegtäuſchen ließe. 

Nachſchrift. Beim Leſen der Korrektur geht uns der „Golos 
Moskwy“ vom 31. Mai zu, der ſich mit dem bevorſtehenden Beſuch 
des Königs Eduard VII. beſchäftigt und dabei zu den folgenden erbau 
lichen Schlußbetrachtungen gelangt: 

„Wenn man annimmt, daß in der Tat dieſes Bündnis ſich verwirk— 
licht und ſeine Spitze gegen Deutſchland richtet, ſo wäre deſſen Lage 
allerdings höchſt ſchwierig. Von Weſten und Oſten durch die Armeen 
Rußlands und Frankreichs gepreßt, vom Meer durch die engliſche Flotte 
abgeſchnitten, würde es in eine Bedrängnis geraten, aus der es kaum 
einen Ausweg gäbe. Die Bilder des politiſchen Lebens Europas ändern 
ſich von Tag zu Tag, und vielleicht werden wir die Verwirklichung 
jenes grandioſen Planes Eduard VII. mitanſehen, der ſchließlich zur 
friedlichen Iſolierung Deutſchlands führt.“ . . . Die Herren täten wirk 
lich beſſer, um ihre eigene Zukunft zu ſorgen; wir haben für dieſe Pläne 
nur ein mitleidiges Achſelzucken. 


Schiemann, Deutſchland 1908. 14 


4. Juni 1908. Beiſetzung der Leiche Zola's im Pantheon. 
Ein Mißtrauensvotum gegen die ruſſiſche Reiſe König Eduards wird vom Unterhaus 
mit 225 gegen 59 Stimmen abgelehnt. 

6. Juni. Die Duma lehnt die Mittel für den Bau der von der Regierung geforderten Panzer⸗ 
ſchiffe ab, mit 194 gegen 78. 

9. Juni. Zuſammenkunft König Eduards mit dem Zaren vor Reval— 

10. Juni. Einzug Malay Hafids in Fez. 


10. Juni 1908. 

Mit großer Genugtuung begrüßen wir die nunmehr wirklich erfolgte 
Unterzeichnung der Konvention, durch welche die Fortſetzung des deutſchen 
Bagdadbahnprojektes für weitere 840 km geſichert iſt. Es handelt ſich 
um die Strecke Buguln—Tel-Helife, das heißt um den wirklich techniſch 
ſchwierigen Teil des Baues, der Taurus und Amanusberge überwinden 
und unterhalb Biredjik den Euphrat überſchreiten wird. Sieben Jahre 
ſind als Maximum für die Beendigung der Strecke bis Tel-Helife ver— 
einbart, von da bis nach Basra als dem Endziel ſind zwar noch 1150 km 
Weges, aber die Terrainverhältniſſe ſind dort ſo überaus günſtig, daß 
man mit weit geringeren Koſten und mit weit ſchnellerer Ausführung 
der Eiſenbahnlinie wird rechnen dürfen. Die Abſicht iſt nun, von der 
Stelle aus, wo die Bahn nach Überſchreitung des Amanus in die Ebene 
hinabſteigt (Tel-Habeſch), durch eine Zweigbahn Aleppo zu erreichen, 
ſo daß dann auch die Verbindung mit der Hedſchasbahn (über Damaskus) 
hergeſtellt wäre. Damit wäre die Vollendung eines großen Kultur— 
werkes ſichergeſtellt, das ſich würdig den engliſchen Bahnbauten in 
Agypten und der franzöſiſchen Saharabahn an die Seite ſtellen kann. 
Der große Unterſchied zwiſchen dem deutſchen Unternehmen und den 
engliſchen und franzöſiſchen liegt aber darin, daß den letzteren neben 
den rein kulturellen Zielen, die ſie verfolgen, auch die Abſicht zugrunde 
liegt, in den erſchloſſenen Gebieten ihre politiſche Herrſchaft zu be— 
gründen, was neben den materiellen Vorteilen, die den eingeborenen 
Herren des Landes geboten werden, Zuſtände begründet, die als 
Knechtung empfunden werden und früher oder ſpäter einmal zu einem 
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Befreiungskriege vom fremden Joch führen müſſen. Deutſchland hat 
von vornherein einen im Prinzip verſchiedenen Standpunkt eingenommen. 
Wir ſind nicht der Meinung, daß die Völker des Islam beſtimmt ſind 
zu Dependenzen der europäiſchen Mächte zu werden. Vielmehr hat 
die hiſtoriſche Erfahrung gezeigt, daß es wohl möglich iſt, ſie aus einem 
Teil des von ihnen okkupierten Bodens zu verdrängen, keineswegs 
aber ſie zu aſſimilieren oder zu abſorbieren. Es muß mit der Tatſache 
gerechnet werden, daß die Völker des Islam als ein Beſonderes fort— 
beſtehen, und die Aufgabe der europäiſchen Nationen, die ihnen in 
der Technik der Kultur ſo weit voraus ſind, liegt nicht darin, ſie zu unter— 
jochen, ſondern ſie mit den der Erſchließung und Kultivierung der Welt 
dienenden Errungenſchaften unſerer Ziviliſation in friedlichem Verkehr 
vertraut zu machen. Deutſchland iſt die erſte und einzige Macht, die 
dieſen Weg eingeſchlagen hat, und der Bau der Bagdadbahn auf türki— 
ſchem Gebiet, zum Vorteil der Türkei zunächſt, zum Dienſt allgemeiner 
Kulturintereſſen in zweiter Linie, wird ſo zu einem Friedenswerk im 
beſten Sinne des Wortes. Wir erwarten von der vollendeten Bahn 
ein Aufblühen alten Kulturbodens und die Rückkehr der heute durch 
die Verödung des Bodens zu räuberiſchem Nomadenleben erzogenen 
Bevölkerung, zu Ackerbau und ſtädtiſchem Leben. Beides bedeutet 
im Effekt friedliche Zuſtände und einen aufblühenden Wohlſtand, der 
zur Sanierung des ſchlecht geſicherten türkiſchen Finanzſyſtems führen 
kann. Auch iſt es von hoher Wichtigkeit, daß dieſe Bahn, ſobald ſie 
fertiggeſtellt iſt, die Pilgerfahrt nach Mekka und Medina den Millionen 
Mohammedanern im fernen Oſten und in Zentralaſien erleichtert. 
Mit den Pilgern aber geht der Handel, der bis in das 18. Jahrhundert 
hinein die große Straße den Schal el Arab hinauf zu wählen pflegte. 
Portugieſen, Holländer, zuletzt die Engländer haben ihm dieſen Weg 
verſperrt und erſt dadurch die Verarmung und ſchließliche Verödung 
einſt blühender Landſchaften endgültig herbeigeführt. Es iſt ohne 
Zweifel das zukunftsreichſte Unternehmen im Gebiet des osmaniſchen 
Reiches. Über die auf der Balkanhalbinſel geplanten Bahnen iſt in 
den letzten Wochen viel geſchrieben und geredet worden. Wider Er— 
warten ihrer Gegner hat die Pforte all dieſen Unternehmungen ein 
freundliches Geſicht gezeigt. Daß die Sandjakbahn verwirklicht wird, 
kann bereits als feſtſtehend angenommen werden, und dasſelbe mußte 
von dem ruſſiſch-ſerbiſch-montenegriniſchen Plan angenommen werden, 
14* 
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nachdem erſt kürzlich der italienische Miniſter des Auswärtigen, Tittoni, 
ſo nachdrücklich erklärt hat, daß die ſerbiſche Eiſenbahn das Adriatiſche 
Meer erreichen werde. Aber gänzlich unerwartet ſcheint ſich eine 
Schwierigkeit dadurch einzuſtellen, daß die Beziehungen zwiſchen Serbien 
und Montenegro einen ſo unfreundlichen Charakter annehmen, daß 
ein Zuſammenarbeiten ausgeſchloſſen ſcheint. Das engliſche Telegraphen— 
bureau Reuter meldet nämlich, daß infolge des Prozeſſes Naſties ein 
Abbrechen der diplomatiſchen Beziehungen zwiſchen Serbien und 
Montenegro im höchſten Grade wahrſcheinlich geworden ſei. Damit 
aber verhält es ſich folgendermaßen: Bekanntlich wurde vor einiger 
Zeit ein Mordanſchlag gegen den Fürſten Nikolai von Montenegro 
entdeckt. Die mit großer Energie geführte Unterſuchung hatte die Ver— 
haftung eines gewiſſen Naſties zur Folge. Dieſer Mann, ein Bosnier, 
der nach Serbien ausgewandert war und ſich dort als Journaliſt dem 
großſerbiſchen Gedanken zu Dienſt ſtellte, hat nun vor Gericht Aus— 
ſagen gemacht, die das ſerbiſche Königshaus im höchſten Grade kompro— 
mittierten. Er behauptete nämlich, daß ihn der Vetter König Peters, 
Juſcha Nenadowitſch, Hauptmann in der ſerbiſchen Armee, im Namen 
des ſerbiſchen Kronprinzen beauftragt habe, im Arſenal von Kragujewaſch 
Bomben anfertigen zu laſſen, die einem patriotiſchen Zwecke zu dienen 
beſtimmt ſeien. Dieſer Zweck aber ſei die Ermordung des Fürſten 
Nikolai. Das alles wurde von Naſties mit vielem Detail vorgetragen 
und machte in Montenegro den ſchlimmſten Eindruck. In Serbien 
aber iſt man aufs tiefſte entrüſtet, daß jenem Naſties auch nur einen 
Augenblick Glauben geſchenkt werden konnte und daß ſein Prozeß 
weiter geführt wird. Die ganze ungeheuerliche Affäre iſt ein weiteres 
Zeichen dafür, wie groß die Eiferſucht und das Mißtrauen ſind, mit 
denen dieſe Balkanvölker einander gegenüberſtehen. Von der Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit, die Herr Kramarsz in Petersburg und 
Warſchau als das Programm der künftigen panſlaviſchen Einheit prokla 
miert hat, iſt auf dieſem Boden jedenfalls wenig zu finden. Gerade die 
letzten Wochen haben wieder von einer langen Reihe von Gewaltſam— 
keiten berichtet, die auf mazedoniſchem Boden ſtattgefunden haben. 
Übrigens hat Herr Kramarsz es in Warſchau nicht mehr für notwendig 
gefunden, ein Geheimnis daraus zu machen, daß er eine politiſche 
Aufgabe verfolgt habe. Eine Warſchauer Korreſpondenz der „Nowoje 
Wremja“, die ihn redend einführt, betont das ausdrücklich. „Unſere 
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Aufgabe — ſagte Herr Kr. — iſt eine komplizierte, politiſche.“ Und 
an anderer Stelle: „Herr Kr. unterſtrich aufs neue den politiſchen 
Charakter ſeiner Miſſion.“ Bei ſeinen Verhandlungen mit den Polen, 
denen, wie ja verſtändlich iſt, in Warſchau der größte Teil ſeiner Zeit 
gehörte, trat übrigens ſehr deutlich zutage, daß die Polen keinerlei 
Neigung zeigen, über ihren weißen Adler einen ſlaviſchen Adler ſchweben 
zu laſſen, wenn deſſen Klauen gefährlich werden könnten; die „uner— 
ſchütterlichen Beſtrebungen“ und die „heiligen Rechte“ Polens dürften 
nicht angetaſtet werden! Was wohl heißt, daß eine Verſöhnung nur 
möglich ſei auf dem Boden der Anerkennung eines ſelbſtändigen Polen. 

Herr Kramarsz gibt, wie es ſcheint, trotzdem ſeine optimiſtiſche 
Beurteilung der Lage nicht auf. Speziell daß er vom Miniſterpräſidenten 
Stolypin und ſogar vom Zaren empfangen worden iſt, was ja allerdings 
viel Ehre iſt, hat ihm den Mut gehoben; aber wenn wir die Lage recht 
beurteilen, werden beide, der Miniſterpräſident wie der Kaiſer, ſich 
ſchwerlich mit den Utopien ſolidariſch erklären, die ihm vorſchweben. 
Schon die guten Beziehungen, die zwiſchen Oſterreich-Ungarn und 
Rußland beſtehen, ſchließen dieſe Möglichkeit aus. Aber offenbar hat 
die politiſch erhitzte Atmoſphäre, die während ſeines Aufenthalts in 
Petersburg auf alle Kreiſe der Geſellſchaft, vornehmlich aber in der 
Preſſe ihren Einfluß ausübte, auch ihn berauſcht. Es iſt kaum glaublich, 
wie ſehr der bevorſtehende Beſuch König Eduards in dieſem Sinne wirkt. 

Eine Korreſpondenz unſeres Freundes Argus, d. h. des Herrn 
Weſſelitzki Boſhidarowitſch, aus London mag zeigen, wie der Boden 
vorbereitet wurde. Seine vom 30. Mai datierte Korreſpondenz trägt 
die Überſchrift: „Der neue Dreibund“ und lautet in wörtlicher Überſetzung: 

„Die Abreiſe Falliéres ſchließt die erſte der drei Zuſammenkünfte 
von Staatsoberhäuptern, durch die das Jahr 1908 in der Geſchichte 
berühmt werden wird. Für uns Ruſſen liegt das Hauptintereſſe des 
Beſuchs des franzöſiſchen Präſidenten beim Könige von England darin, 
daß ſowohl ſie beide wie auch ihre Miniſter bei all ihren Beſchlüſſen 
und Plänen ſtets Rußland im Auge hatten und ſich mit ihm identi— 
fizierten. Dieſe Teilnahme Rußlands an der anglo-franzöſiſchen Zu— 
ſammenkunft zeigte ſich ſogar vor der Offentlichkeit dadurch, daß der 
ruſſiſche Botſchafter an dem Diner im foreign office teilnahm, zu welchem 
außer der Suite des Präſidenten, zu der auch Herr Pichon und Herr 
Cambon gehörten, keiner der anderen fremden Botſchafter geladen 
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war, von den engliſchen Botſchaftern aber nur die von Paris und Peters— 
burg. Die dabei angewandte Etikette iſt dieſelbe, die üblich iſt, wenn 
zwei Häupter des Dreibundes zuſammentreffen, auch dort pflegt man 
einen Vertreter des dritten Bundesgenoſſen einzuladen. Jetzt iſt es 
wahrſcheinlich üblich zu ſagen: der alte Dreibund, d. h. Deutſchland, 
Oſterreich-Ungarn und Italien, und der „neue“, d. h. England, Ruß— 
land, Frankreich. Dieſer letztere iſt noch nicht abgeſchloſſen, aber man 
hält ihn bereits für unausbleiblich und die Unterzeichnung nur noch 
für eine notwendige Formalität, die eine ſchon vorhandene Tatſache 
beſtätigt und bekräftigt. 

„Ganz beſonders intereſſant iſt aber, daß, ſolange es ſich nur um 
eine diplomatiſche Verſtändigung handelte, die Franzoſen ſich für Eng— 
land begeiſterten und Rußland faſt vergaßen, als aber die Engländer 
davon begannen, daß aus der Entente ein Bündnis werden müſſe, 
die Franzoſen ſofort erwiderten: nicht, bevor England eine Armee 
hat, die Frankreich auf dem Kontinente ebenſo unterſtützen kann, wie 
Rußland es vermag. Die Engländer geben das zu, daß ſie nämlich, 
bevor ſie in das Bündnis eintreten, ihre Armee reformieren müſſen, 
um an kriegeriſchen Operationen auf dem Kontinent teilnehmen zu 
können. In England wird ſchon lange in dieſem Sinn agitiert. .. aber 
bei Prüfung des Bündniſſes haben die Franzoſen ſich ſelbſt geprüft 
und ſich ſagen müſſen, daß ſie in letzter Zeit Armee und Flotte vernach— 
läſſigt haben (worüber alſo die Ruſſen nicht mit Unrecht klagen), und 
daß beides möglichſt Schnell gehoben werden müſſe. Mag nun das Bündnis 
abgeſchloſſen werden oder nicht, augenſcheinlich war es nützlich, die 
Frage anzuregen, da die Folge ſchon jetzt iſt, daß England und Frank— 
reich ernſtlich darangehen, ihre Machtmittel zu ſtärken. Einen äußerſt 
angenehmen Eindruck hat auf die engliſche Geſellſchaft die Nachricht 
gemacht, daß P. A. Stolypin an der Revaler Zuſammenkunft teil— 
nehmen wird. Eine dem hieſigen Hofe naheſtehende Perſon ſagte 
mir: „Der ruſſiſche Premier hat zahlreiche Verehrer in England, nie— 
mand aber ſchätzt ſeine Verdienſte höher als König Eduard, der ſich 
ſehr darauf freut, ſeine perſönliche Bekanntſchaft zu machen.“ 

Es iſt nun ſehr merkwürdig, daß an die erregten Debatten, welche 
der Ablehnung der Marinevorlage durch die Duma vorausgingen, die 
„Slowo“ eine Mitteilung knüpft, die es erklären ſoll, weshalb die Miniſter 
des Auswärtigen und der Finanzen nicht im Intereſſe ihres Reſſorts 


as 


erklären, daß Rußland keine große Flotte brauche. „Beide ſchweigen, 
es handelt ſich hier um eine Tatſache, von der man nur flüſternd zu 
ſprechen pflegt, obgleich alle von ihr ſprechen, um eine Tatſache, die 
augenſcheinlich Herrn Kokowzow, aber auch Herrn Stolypin und anderen 
den Mund verſchließt. Es wird nämlich das Vorliegen einer geheimen 
Übereinkunft vorausgeſetzt, die die Handlungen des jetzigen Kabinetts 
beſtimmt. Wenn eine ſolche Übereinkunft nicht exiſtiert, ſo wird es 
dem Miniſter des Auswärtigen oder auch dem Premier ſehr leicht 
ſein, dieſes Gerücht offiziell und nicht mißverſtändlich zu wider— 
legen, was natürlich alle Bewohner Rußlands nur freuen könnte.“ 

Die hier ausgeſprochene Vermutung, die wohl ſo zu deuten iſt, 
daß Rußland einer anderen Macht (England) gegenüber gebunden 
ſei, ſtarke Rüſtungen zur See vorzunehmen, iſt an ſich aus vielen Gründen 
höchſt unwahrſcheinlich. Auch hat die ruſſiſche Regierung durch die 
„Roſſija“, ihr offiziöſes Organ, ſich ſehr entſchieden gegen eine Politik 
neuer Bündniſſe ausgeſprochen. „Ein jeder Verſuch, neue Kombi— 
nationen zu ſchaffen, würde unbedingt in ſich einen Keim des Kampfes 
tragen und in ſcharfem Widerſpruch zum Geiſt der Friedensliebe ſtehen, 
der in den letzten Jahren in zahlreichen Sonderabkommen deutlich 
zutage getreten iſt.“ Der Artikel hebt dann die Bedeutung des jüngſten 
ruſſiſch-engliſchen Abkommens hervor, das durch den Beſuch des Königs 
gleichſam unterſtrichen werde. Die zur Unterhandlung ſtehenden Materien 
beträfen Mazedonien; im allgemeinen aber ſei dieſer Beſuch ein neues 
Pfand für den feſten allgemeinen Frieden. Es folgen einige warme 
Worte, die Deutſchland gelten: die nochmalige Erklärung, daß Rußland 
„zurzeit“ an keine neuen Bündniſſe denke, und die Zurückweiſung der 
Angriffe, welche die ruſſiſche Preſſe gegen uns richtet, als „vollſtändig 
unbegründet“. Eine andere Verſion lautet: „wobei ſie [die ruſſiſchen 
Blätter! Deutſchland in jeder Frage internationaler Politik hinter— 
liſtige Machenſchaften zuſchreiben, obgleich hierfür keine 
Beweiſe vorliegen“. Wir würden uns freuen, wenn die 
erſte Faſſung die authentiſche wäre, die zweite läßt Deutungen zu. 
Leider ſpricht nichts dafür, daß dieſe Mahnung gehört wird. Die Preſſe 
geht ihre Wege weiter, und die Geſellſchaft folgt ihren Schlagworten. 

Überaus charakteriſtiſch für die Wirkungsloſigkeit jener offiziellen 
Erklärung iſt es, daß die „Nowoje Wremja“ überhaupt keinerlei Notiz 
von ihr nimmt. Sie bringt ſtatt deſſen die Wiedergabe einer Unter 


— 216 — 


redung mit einem fremden Diplomaten über die Bedeutung der An— 
kunft König Eduards. Es ſei, ſagte der Diplomat, ein Ereignis von 
ungeheurer Bedeutung, der Beginn einer neuen Ara, die große Ereig— 
niſſe in ihrem Schoß trage. Ein förmliches Bündnis ſei „unter den 
gegenwärtigen Umſtänden“ nicht notwendig, ja jogar 
nicht möglich, aber es könnten Verhältniſſe eintreten, die es herbei— 
führen. „Solch ein Bündnis würde dann gegen Deutſchland gerichtet 
ſein.“ Die „ruſſiſch-franzöſiſch-engliſche Vereinigung“ reguliere die 
Beziehungen der Mächte und entſcheide viele wichtige Fragen. Für 
den fernen Oſten bedeute ſie infolge des engliſch-japaniſchen Bündniſſes 
den Frieden, und auch in Europa würden viele Verwicklungen ſchwinden. 
Die Initiative zu der neuen Gruppierung gehöre Frankreich, Delcaſſé 
habe ihr vorgearbeitet, und ſein Ziel, die Iſolierung Deutſchlands, ſei 
nunmehr glanzvoll erreicht. Auch Maurice Bompard habe ſich darum 
große Verdienſte erworben. Die Unzufriedenheit der deutſchen Preſſe 
ſei ja begreiflich, aber die Deutſchen hätten keinen Grund, ſich aufzuregen. 
Sie nehmen ja eine ſchöne Stellung in Europa ein, verſtehen vortrefflich 
zu lavieren und ihren Vorteil wahrzunehmen, wie ihre Poſition in 
Konſtantinopel beweiſe. Im fernen Oſten könne Deutſchland natur— 
gemäß gegen Rußland, Frankreich, England und Japan nicht aufkommen, 
denn auch Japan ſei mit der neuen Kombination durchaus einverſtanden, ſie 
ſichere ihm den Frieden. Dieſe ruſſiſchen Zeitungsſtimmen, in ihrer hoch— 
mütigen Sicherheit, reden in der Tat, als ob nicht Rußland, ſondern Deutſch— 
land durch eine Revolution und durch einen unglücklichen Krieg geſchwächt 
ſei. Mutatis mutandis aber ließe ſich dasſelbe von der provozierenden 
Sprache engliſcher und franzöſiſcher Blätter bekannter Färbung ſagen. 

Wir können all dieſen Herausforderungen ruhigen Mutes ent— 
gegenſehen und denken an das Wort Friedrich Wilhelms J. „wenn ſie 
ein Herz haben, ſollen ſie es verſuchen“. 

Es regt uns dieſer Lärm ebenſowenig auf, wie die Schulmeiſteret 
des „Temps“, der dem Könige von Schweden einen Verweis erteilt, weil 
er zu freundſchaftlich über ſeine Beziehungen zu Deutſchland geſprochen 
hat. Hier wie dort ſpricht aus dem Grimm dasGefühl der eigenen Ohnmacht. 

Die Entſcheidung über die ruſſiſche Marinevorlage der Regierung 
iſt am 6. Juni gefallen, die Vorlage des Miniſteriums forderte für den 
Bau von Panzerſchiffen 20 789 000 Rbl., die Budgetkommiſſion hatte 
von dieſer Summe 11, Millionen geſtrichen und gegen 2 Millionen 


für andere Ausgaben des Marineminiſteriums hinzugefügt, jo daß 
der Abſtrich im ganzen 8611 184 Rbl. betrug. In namentlicher Ab— 
ſtimmung wurde dann die Forderung der Regierung mit 194 gegen 
78 Stimmen abgelehnt. 

Der Miniſterpräſident hatte noch im letzten Augenblick durch eine 
Rede, die dem Patriotismus der Oppoſition alle Anerkennung zollte, 
die Poſition zu retten verſucht, aber es war alles vergeblich. Die Er— 
bitterung über die nicht zu überſehenden Übelſtände im Marinemini— 
ſterium gab den Ausſchlag. 

Es wäre jedoch falſch, aus alle dem den Schluß zu ziehen, daß 
die Duma überhaupt einer ruſſiſchen Flottenpolitik feindſelig gegen— 
überſtehe. Sie hat vielmehr ausdrücklich anerkannt (Antrag Miljukow), 
daß eine „tatkräftige Flotte zur Verteidigung des Staates“ hergeſtellt 
werden müſſe, aber ſie will den Wiederaufbau mit dem künftigen Plan 
der Landesverteidigung in Einklang gebracht wiſſen, ſie beſteht auf 
einer durchgreifenden Reorganiſation des Marineminiſteriums und 
verlangt die Vorlegung eines auf weitere Zeiträume berechneten Flotten— 
plans, lauter Dinge, die ſich keineswegs als unbillig oder den ruſſiſchen 
Intereſſen widerſprechend bezeichnen laſſen. 

Man wird als Reſultat dieſer Debatten und Abſtimmungen wohl 
eine Stärkung der Stellung der Duma zu erwarten haben. Daß die 
Ablehnung des Regierungsprogramms die Auflöſung der Duma zur 
Folge haben könnte, muß als ausgeſchloſſen angeſehen werden. Damit 
aber erkennt die Regierung an, daß ſie in einer grundlegenden Frage 
auf falſchen Wegen geweſen iſt. 

In Frankreich hat die Überführung der Leiche Zolas ins Pantheon 
zu Ausſchreitungen und zu einem Attentat geführt, das gleichmäßig 
von der geſamten öffentlichen Meinung verurteilt wird. Aber, ſagt 
das „Journal des Débats“, damit wird auch die „abſurde“ Initiative 
der Regierung verurteilt. Man habe niemals die Hartnäckigkeit ver— 
ſtehen können, mit der die Regierung dieſe keineswegs notwendige 
Zeremonie durchgezwungen habe. Zola ſei der Meiſter jener ſchmutzigen 
Romantik geweſen, die mit höchſtem Fleiß und unendlicher Gründlich— 
keit „au fond de l’immondice“ hinabſtieg. Sein offener Brief „Paceuse““ 
könne doch nicht den Mann abſolvieren, deſſen Lebensarbeit alle menſch— 
lichen Ideale verleugnete, zumal die Entſcheidung der Kriſis, in die 
er ſo geräuſchvoll eintrat, nicht durch ihn herbeigeſührt worden ſei. 
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Auch ſei es doch in Frankreich nicht eine jo unerhörte Ausnahme, daß 
ein Mann ſage, was ſein Gewiſſen ihm gebiete. Aber die öffentliche 
Meinung des Landes habe ganz richtig erkannt, daß es ſich um den 
Triumph einer Partei handele. Man habe das nicht verhindern können 
und die große Mehrzahl ſei ſchließlich gleichmütig geblieben. Die Re— 
gierung empfand das ſo ſehr, daß ſie nur die Miniſter zweiten Ranges 
zur Feier delegierte und den Sarg nachts kommen ließ. Zola ſei „par 
la petite porte“ ins Pantheon gekommen. Zwar ſei das Staatsober— 
haupt dabei geweſen, weil es mußte, und ebenſo die Garniſon von Paris, 
aber es habe keinen Augenblick der Begeiſterung gegeben. Vielleicht 
würden die Parteien verſuchen, jetzt die alten Streitpunkte wieder auszu— 
graben. Aber die Nation werde ihnen die Gefolgſchaft verſagen, fie jet 
müde und habe andere Gedanken und andere Sorgen. Die Bilanz der Re— 
gierungsinitiative aber ſei: ein Attentat, Tumulte und 500 Verhaftungen! 

Das iſt ſehr bitter und gewiß nicht ungerecht. Das Merkwürdigſte 
bei alledem iſt, daß wohl niemand in Frankreich glaubt, daß in der Drey— 
fusaffäre die volle Wahrheit an das Licht der Offentlichkeit getreten iſt, 
und ebenſowenig glaubt man es außerhalb Frankreichs. 

Zu der Marokkofrage haben wir in der Freitagsnummer des „Figaro“ 
einen Artikel des Grafen de Caſtellane gefunden, den wir wörtlich als 
unſerer eigenen Anſicht entſprechend übernehmen könnten. Er zieht 
das Fazit der bisherigen Marokkopolitik Frankreichs und verurteilt 
ſie in all ihren Stadien. Jetzt beginnt der ſchwierige Rückzug aus dem 
Weſpenneſt — wenn er möglich ſein ſollte. Das iſt in der Tat eine 
ſchwierige Aufgabe. Einige Anzeichen ſcheinen darauf zu deuten, daß 
man in Paris nicht abgeneigt wäre, es mit einer Teilung Marokkos 
zwiſchen den beiden Sultanen zu verſuchen. Es fragt ſich nur, ob die 
Marokkaner ſelbſt ſich dazu verſtehen werden und wie die ſich dann 
ergebenden internationalen Schwierigkeiten ausgeglichen werden können. 

Das Rationellſte wäre, Mulay Hafid weiter keine Schwierigkeiten 
zu bereiten und Abdul Aſis feinem Schickſal zu überlaſſen. Iſt Mulay 
Hafid in Fez proklamiert, ſo läßt ſich mit ihm offiziell verhandeln, und 
daß er bereit iſt, ſich auf den Boden der Vereinbarungen von Algeciras 
zu ſtellen, iſt von ihm ſelbſt ausdrücklich bezeugt worden. Nur müßte 
Frankreich ebenfalls in der Tat und nicht nur in verbis ſich zu dieſem 
Standpunkt bekennen. 


11. Juni 1908. Rückkehr der franzöſiſchen Expeditionstruppen nach Gafablanca. 
Rückreiſe König Eduards. In Reval iſt volle Übereinftimmung der ruſſiſchen und 
der engliſchen Politik in der mazedoniſchen und der mittelaſiatiſchen Frage feſt⸗ 
geſtellt worden. 

14. Juni. Hauptverſammlung des Deutſchen Flottenvereins in Danzig. 
Unruhen in Perſien. 

15. Juni. Übergang einer Mahalla zu Mulay Haftd. 

17. Juni. Der Schah läßt Bagſchah befeſtigen. 


17. Juni 1908. 

Daß der Beſuch des Präſidenten Fallieres und ſeiner Miniſter 
in London vornehmlich den Zweck hatte, der bevorſtehenden Zuſammen— 
kunft des Zaren mit König Eduard in den Gewäſſern von Reval zur Staf— 
fage zu dienen, tritt immer deutlicher hervor. Der nunmehr in Ausſicht 
genommene Beſuch des Präſidenten der Republik in Kronſtadt wird 
demſelben Zwecke dienen. Denn darüber kann ſchon jetzt kein Zweifel 
beſtehen, daß, nachdem England aus der Entente mit Frankreich die 
Vorteile gezogen hat, die zu erreichen waren, der politiſche Enthuſiasmus 
ſich mit allem Feuer einer neuen Freundſchaft den Ruſſen zugewandt 
hat. Wir finden eine recht charakteriſtiſche Beleuchtung dieſer Gegen— 
ſeitigkeitsverhältniſſe in der „Waſhington Poſt“ vom 27. Mai: 

„Englands Flirt mit Frankreich — ſchreibt ironiſch das amerikaniſche 
Blatt — iſt eine der großen Komödien unſerer Tage. Die ſeltſamen 
Beteuerungen und die heiße Liebe der Briten zu ihren alten Nachbarn 
ſind zu plötzlich gekommen, um irgend jemanden, mit Ausnahme der 
geſchmeichelten Objekte dieſer Liebe, zu täuschen. Präſident Fallieres 
wird aufgenommen, als ob er ein Lord wäre, und aller Pomp der Flotte 
und der Armee Britanniens müſſen dem Beſtreben dienen, dem Volk 
von Frankreich die Wärme und die Tiefe der britiſchen Liebe zu zeigen. 
Sollte aber John Bull wirklich lieben, ſo wäre das Göttern und Menſchen 
ein Schauſpiel, wie es noch nie geſehen worden iſt! Aber der alte Knabe 
(old fellow) ſpielt nur eine ihm kongeniale Rolle. Während er Frank— 
reich umarmt, richtet ſich ſein Blick auf Deutſchland, und er pflegt ſorg 


fältig jede Eiferſucht, die er erregen kann. Das vornehmſte Ziel, das 
die Politik Englands beſtimmt, iſt, rivaliſierende Seemächte zu ent— 
werten. Dieſe Nation will ſtärker ſein als die mögliche Kombination 
zweier anderer Seemächte, ſonſt, fürchtet ſie, werde das britiſche Reich 
aus den Angeln gehen. Um an der Spitze zu bleiben, gibt es aber zwei 
Mittel: erſtens Schiffe zu bauen, zweitens das Anwachſen anderer zu 
verhindern, oder ihre Flotten zu zeritören. Nun baut zwar England 
ſo ſchnell wie ſeine Hilfsmittel es geſtatten, aber andere Mächte machen 
verhältnismäßig noch größere Fortſchritte. Wenn nun England erreichen 
könnte, daß Deutſchland und Frankreich ſich bekämpfen und gegenſeitig 
ihre Flotten zerſtören, jo wäre ihm damit ein ungeheurer Dienſt ge— 
leiſtet und die verhältnismäßige Übermacht der britiſchen Kriegsmarine 
erheblich geſteigert. Ein deutſch-franzöſiſcher Krieg wäre ein wohl— 
feiles Mittel, beide Mächte in Abhängigkeit von England zu bringen, 
wobei die großen Koſten erſpart würden, die man darauf verwenden 
müßte, um die deutſche Konkurrenz unſchädlich zu machen (to outstrip 
Germany). 

Unabhängig von jedem diplomatiſchen Motiv iſt Englands Wunſch, 
die Suprematie ſeines Handels aufrechtzuerhalten. Deutſchland wird 
aber ein Mitbewerber, den England täglich mehr fürchtet. Die Deutſchen 
bauen ihre Schiffe ebenſo ſchnell und ebenſo billig wie die Engländer 
und ſind gleich erfahrene Seeleute. Britiſches Kapital iſt nach Deutjch- 
land abgelenkt worden und hat geholfen, die deutſche Induſtrie zu 
entwickeln. Deutſche Manufakturen haben ihren Weg zu Märkten 
gefunden, die bisher von den Briten monopoliſiert wurden. Deutſchland 
kann endlich ſeine Waren in England abſetzen, nicht aber England auf 
deutſchem Boden (2), denn die kraftvolle innere und äußere Politik 
des Kaiſers hat Deutſchland zu einem Induſtrieſtaat mit einer ſtetig 
anwachſenden Handelsmarine gemacht, die deutſche Waren durch die 
ganze Welt führt. Jedes große deutſche Paketſchiff iſt ein Hilfskreuzer, 
bereit, wenn die Trommel ruft, ſich der Marine anzuſchließen. Die 
Kapitäne und die übrigen Offiziere aber ſtehen in den Liſten der deutſchen 
Marinereſerve. 

England ſchwankt nun zwiſchen der doppelten Aufgabe, ſeine Flotte 
ſtärker zu erhalten als die von zwei Kompetitoren und zugleich unter 
der Flagge des Freihandels ſeine Überlegenheit im Welthandel zu 
behaupten. Bei dem jetzigen Tempo des Schiffsbaus bleibt England 
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jedoch zurück, und ſein Handel ſpürt bereits die Wirkungen neuer kräftiger 
Konkurrenz. Es iſt aber unmöglich, daß England ſich auf der Höhe 
allein durch ſeinen Reichtum behauptet; auch andere Staaten verfügen 
über große Mittel. Daher treibt der Inſtinkt der Selbſterhaltung Eng— 
land dahin, zu verſuchen, ob es nicht durch die Künſte der Diplomatie 
andere Staaten in einen Krieg verwickeln kaun. Der Verſuch, einen 
Krieg zwiſchen Japan und den Vereinigten Staaten herbeizuführen, 
iſt geſcheitert. Jetzt wird das verarmte Japan „gekniffen“, damit es 
die Gelder zurückzahlt, die es geliehen hat, und gleichzeitig bekommt 
das reiche Amerika die feurigſten Verſicherungen von der Freundſchaft 
Englands zu hören. Wenn es dann gelänge, mittlerweile Deutſchland 
und Frankreich durch perfide Zuſicherungen und falſche Freundſchafts— 
beteuerungen zum Krieg zu entflammen, gäbe es einen großartigen 
diplomatiſchen Erfolg, der der beſten Überlieferungen der auswärtigen 
Politik Englands würdig wäre.“ 

Wir haben dieſe amerikaniſche Würdigung der neuen engliſchen 
„Verſtändigungspolitik“ in unverkürzter Wiedergabe hergeſetzt, weil 
man ſich bei uns nicht ſo ungeniert auszuſprechen pflegt, und in Frank— 
reich — wo nicht die ſchlechteſten Patrioten ebenſo denken — der Herden— 
geiſt der Preſſe jede nüchterne Beurteilung der Lage ausſchließt. Die 
Spannung, die in unſeren Beziehungen zu dem franzöſiſchen Nachbarn 
eingetreten iſt, datiert von der Politik, die Herr Delcaſſé inaugurierte 
und die ja allerdings nahe daran war, jenen „großartigen diplomatiſchen 
Erfolg“, von dem die „Waſhington Poſt“ ſpricht, zu verwirklichen. 
Wenn jetzt aber Herr Delcaſſé in Anlaß der Revaler Monarchenzuſammen— 
kunft triumphierend erklärt, nun ſei das Ziel, das er ſich geſtellt hatte, 
der Zuſammenſchluß Englands, Rußlands und Frankreichs erreicht, 
ſo ſcheint uns die von der anderen Seite des Ozeans einlaufende Warnung 
ſehr rechtzeitig zu kommen. 

Was aber die Zuſammenkunft König Eduards mit dem Zaren be— 
trifft, ſo haben wir ihr Fundament, das engliſch-ruſſiſche Abkommen 
vom 31. Auguſt 1907, von vornherein als das Reſultat einer poltiſſch 
militäriſchen Lage betrachtet, mit der Rußland rechnen mußte, deren 
Ausnutzung durch England aber faſt als ſelbſtverſtändlich vorauszuſetzen 
war. In der Tat hat es niemals, ſelbſt 1856 und 1878 nicht, einen Augen 
blick gegeben, der für England günſtiger geweſen wäre, um ſich die Glaeis 
von Indien vertragsmäßig durch Rußland ſichern zu laſſen. Zu opfern 
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brauchte es nichts. Die Erklärung, daß es Frieden halten wolle, genügte. 
Die Teilung Perſiens in eine ruſſiſche und in eine engliſche Einfluß— 
ſphäre war kaum ein Zugeſtändnis zu nennen, da England hier wie 
in Marokko vergab, was ihm nicht gehörte, und ohnehin mit ſeiner Hand 
an die kaſpiſchen und transkaukaſiſchen Provinzen Perſiens nicht hinauf— 
reichte. Dagegen hat ſich Rußland verpflichtet, ihm in Afghaniſtan 
und Indien keine Unannehmlichkeiten zu bereiten, was bei der unge— 
heuren politiſchen Erregung, die hier wie dort herrſcht, ein Zugeſtändnis 
von größter Wichtigkeit iſt. Jede von außenher kommende Unterſtützung 
könnte die ſporadiſch auftauchenden Flammen zu furchtbarem Brande 
vereinigen. Aber die Konvention vom 31. Auguſt 1907 hatte nur die 
großen Linien der getroffenen Vereinbarung feſtgelegt, das Detail 
und die Vertiefung der gefundenen Eintrachtsformel blieb offenbar 
der Revaler Zuſammenkunft vorbehalten. Es iſt gewiß kein Zufall, 
daß Kaiſer Nikolaus II. nicht weniger als vier Staatsminiſter — und 
unter ihnen den Miniſterpräſidenten Stolypin — nach Reval mitge— 
nommen hat, und ebenſo bezeichnend iſt es, daß wir im Gefolge König 
Eduards den jetzigen und den früheren engliſchen Botſchafter in Peters— 
burg ſowie zwei „politiſche“ Admiräle finden. Nun muß man aller— 
dings vorausſetzen, daß das Programm der in Reval zu verhandelnden 
Fragen in London durch eine Sitzung des Kabinetts genau feſtgeſetzt 
worden iſt, da Sir Edward Grey und der Primeminiſter Asquith die volle 
Verantwortung für alles zu tragen haben, was ſich als Reſultat der Re— 
valer Tage ergibt. Wir ziehen daraus den Schluß, daß keinerlei Abenteuer 
beabſichtigt ſind, und die Friedensreden beider Herrſcher dürfen wohl 
als eine Beſtätigung dieſer Aufſaſſung betrachtet werden. Merkwürdig 
geändert aber hat ſich die Geſamtlage trotz allem. Das Novum eines 
ruſſiſch-engliſchen Zuſammengehens in der orientalischen Frage, ſpeziell 
in bezug auf Mazedonien, iſt inſofern nicht ganz unbedenklich, als beide 
Mächte, wenngleich wahrſcheinlich aus ſehr verſchiedenen Motiven, 
ihre Ohren und Augen dem Treiben der Banden verſchließen, die aus 
Serbien, Bulgarien, Griechenland ausgehend die Wirkung aller Maß— 
regeln aufheben, die zur Beruhigung der unglücklichen mazedoniſchen 
Provinz getroffen worden ſind. Der „Temps“, der ſich ja nie einen 
Anlaß entgehen läßt, um ein neues Moment der Beunruhigung in 
die politiſche Weltlage einzuſchwärzen, macht nebenher in ſeinem jüngſten 
Leitartikel Rußland auf die Gefahren aufmerkſam, die ihm von der 
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deutſchen Flotte drohen. Die geſamte nationale Verteidigung Rußlands 
ſei gefährdet, da die in den Militärbezirken von Wilna, Warſchau, Kiew 
kon zentrierte Heeresmacht von den Küſten des Baltiſchen Meeres aus 
überflügelt werden könnte. Es werde unmöglich ſein, eine Landung 
deutſcher Truppen zu verhindern. Selbſt wenn die Duma die vier vom 
Marineminiſterium geforderten Panzerſchiffe bewilligt hätte, wäre es 
unmöglich geweſen, denn für dieſes Geſchwader gebe es keine geeignete 
Operationsbaſis. Libau ſei der Grenze zu nahe und könne iſoliert und 
umgangen werden. Hangö und die Alandsinſeln wären beſſer zu ge 
brauchen, wenn die Verträge mit Schweden geſtatteten, ſie zu befeſtigen. 
So bleibe die Stellung Rußlands in der Oſtſee unter allen Umſtänden 
ſchlecht. Dann heißt es zum Schluß wörtlich: 

„Dieſe Lage ließe ſich wandeln, wenn eine dritte Macht, die über 
eine bedeutende und ſtarke Flotte verfügt, zum Beſten Rußlands und 
an ſeinen Küſten intervenieren könnte. Wenn man die ruſſiſchen 
Zeitungen lieſt, muß man glauben, daß dieſer Gedanke erwogen wird 
(que cette idée soit dans l'air), das iſt einer der Gründe, welche die 
Revaler Zuſammenkunft ſo intereſſant gemacht haben. Aber — ſchließt 
etwas melancholiſch der Artikel — vielleicht war dieſes Intereſſe in 
Wirklichkeit nicht gerechtfertigt. In jedem Falle war darauf aufmerkſam 
zu machen.“ 

Wir hoffen, hier einen letzten Ausläufer der Preßkampagne zu 
finden, die, von engliſcher, franzöſiſcher und ruſſiſcher Seite ausgehend, 
gleichzeitig bemüht war, die Revaler Zuſammenkunft zu einer gegen 
uns gerichteten Verſchwörung zu ſtempeln, deren Ziel gleichſam die 
politiſche Entmündigung Deutſchlands ſein ſollte. Am ſchlimmſten hat 
es dabei die ruſſiſche Preſſe — und zwar die aller Parteien — getrieben, in 
England war es das bekannte Konſortium, in Frankreich vornehmlich 
der „Temps“, den man ja auch als zum Lager von Herrn Maxſe und 
ſeiner Gönner gehörend rechnen muß. Ein draſtiſches Beiſpiel für das 
Zuſammenarbeiten der deutſchfeindlichen engliſchen und ruſſiſchen Preſſe 
iſt uns noch ganz kürzlich entgegengetreten. Im vorigen Jahre erſchien 
in London ein Roman von Joſef Conrad: The secret agent, deſſen 
Inhalt ſich kurz dahin zuſammenfaſſen läßt, daß die deutſche Botſchaft 
in London einen Agenten unterhält, deſſen Aufgabe es iſt, die in London 
lebenden Terroriſten zu beaufſichtigen. Dieſe letzteren werden als recht 
harmloſe Menſchen geſchildert, die zwar wilde Reden halten, aber noch 
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nie jemandem ein Leid getan haben. Der Agent ſtattet von Zeit zu 
Zeit der Botſchaft Bericht über das Treiben der Leute ab und bezieht 
dafür ein ſchönes Gehalt, das ihm erlaubt, ſein Leben in fauler Gemäch— 
lichkeit zu verbringen. So gingen Jahre und Tage hin, bis ein neuer 
Botſchafter nach London kommt, deſſen Ehrgeiz dahin geht, daß England 
den Terroriſten das Aſylrecht nimmt. Er braucht deshalb ein wirkliches 
terroriſtiſches Attentat und erklärt dem geheimen Agenten klipp und 
klar, daß, wenn nun nicht bald ſeine Terroriſten von den Worten zur 
Tat übergehen, er nicht einen Pfennig mehr von der Botſchaft erhalten 
werde. Ja, der Botſchafter geht ſo weit, ihm ganz direkt eine Aufgabe 
zu ſtellen: er ſolle dafür ſorgen, daß der Meridian von Greenwich in die 
Luft geſprengt werde. Der Agent, der ſeine Terroriſten für das gefähr— 
liche Unternehmen nicht gewinnen kann, entſchließt ſich nun, es ſelbſt 
mit der Sprengung des Meridians zu verſuchen, und kommt dabei mit 
all ſeinen Angehörigen — ohne weiteres Unheil anzurichten — jämmerlich 
um. Der Roman geht noch weiter, aber man verliert die Geduld, ihn 
zu Ende zu leſen. Das Weſentliche dabei iſt der liebevoll ausgemalte 
Macchiavellismus und Zynismus des geſamten deutſchen Botſchafts— 
perſonals. 

Dieſes dankbaren Stoffes hat ſich nun die angeſehenſte der ruſ— 
ſiſchen Monatsſchriften, der „Weſtnik Jewropy“, bemächtigt, um ihn 
in ruſſiſcher Überſetzung allmonatlich ſeinen Leſern vorzuführen. Es 
iſt jo ziemlich das Bild, in dem der ruſſiſchen Geſellſchaft der Fürſt 
Bismarck, der Typus des fkrupelloſen deutſchen Diplomaten zu er 
ſcheinen pflegt, denn dazu tft die öffentliche Meinung allmählich erzogen 
worden. 

Übrigens dürfte die Doktrin von den harmloſen Bombiſten heute 
in England bereits veraltet ſein. Seit den Bombenattentaten in Indien 
beginnt man ſehr entrüſtet über Anarchiſten und Terroriſten zu urteilen, 
und eine Reihe von Geſetzen über Vertrieb von Sprengſtoffen und 
über Zügelung der revolutionären Preſſe iſt beſtimmt, dem verbreche— 
riſchen Unweſen ein Ende zu bereiten. Man iſt dabei zur Erkenntnis 
gelangt, „daß die geltenden Geſetze nicht ausreichen, um das neue 
Verbrechen zu bekämpfen“, daß „eine Preſſe, welche die Menſchen zum 
Mord, zu bewaffneter Revolte und zu heimlichen diaboliſchen Anſchlägen“ 
aufreize, keine Freiheit genießen dürfe, daß endlich — wie der Vize— 
könig Lord Minto ſagte — Indien nicht reif ſei für volle Preßfreiheit, 
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und daß es eine Sünde am Volke wäre, wenn man ihm als geiſtige 
Nahrung das literariſche Gift ſkrupelloſer Skribenten darbiete! 

Dieſer Stimmungswechſel iſt charakteriſtiſch genug, wenn man 
an die Worte Campell Bannermans nach Auflöſung der erſten, in 
ihrer Majorität offen revolutionären Duma denkt und ſich der unge— 
heuren Entrüſtung erinnert, welche die Ausnahmemaßregeln der ruſ— 
ſiſchen Regierung während der Tage der Revolution in England her— 
vorriefen! Aber damals war die politiſche Lage eine andere, und nach 
ihr hat ſich auch das Urteil gemodelt. 

Die letzten Sitzungen der ruſſiſchen Duma ſind von großem Intereſſe 
geweſen. Sie haben dahin geführt, daß Gutſchkow, das Haupt der Okto— 
briſten, jetzt tatſächlich als der eigentliche Leiter der Duma betrachtet 
werden muß. Er dankt es vornehmlich einer Rede, die er während 
der Verhandlungen über das Budget des Kriegsminiſteriums hielt. 
Er ſprach ſachlich, furchtlos, mit eindringender Beherrſchung des Stoffes 
und in heißer patriotiſcher Leidenſchaft. Es erregte ungeheures Auf— 
ſehen, als er auch, mit Namensnennung, die Tätigkeit der in hohen 
Stellungen in der Armee ſtehenden Großfürſten angriff, wobei faſt 
das ganze Haus ihm ſtürmiſch Beifall rief. Nur ein Teil der äußerſten 
Rechten hat nachträglich gegen das Hineinziehen der Mitglieder des 
Kaiſerhauſes in die Debatte proteſtiert — gegen die ſachliche Kritik 
Gutſchkows hatten auch ſie nichts einzuwenden. In Petersburg wird 
die Frage viel ventiliert, ob Gutſchkow, bevor er ſeinen Angriff gegen 
die Großfürſten richtete, ſich mit dem Miniſterpräſidenten in Beziehung 
geſetzt habe. Man ſcheint ſie bejahen zu wollen, aber wir halten das nicht 
für wahrſcheinlich. Gutſchkow iſt zu ſelbſtändig und wohl auch zu ſtolz, 
um eine Verantwortung, die er ſelbſt tragen kann, auf den Miniſter 
abzuwälzen, der ohnehin genug zu verantworten hat und der nach 
wie vor als die eine unentbehrliche politiſche Perſönlichkeit in ſeiner 
Stellung erhalten werden muß. Sehr merkwürdig iſt nun, daß Stolypin 
erklärt hat, daß für ihn die Annahme der für den Bau der Amurbahn 
feſtgeſetzten Summen eine Kabinettsfrage ſei. Es ſcheint hierin die 
Anerkennung des parlamentariſchen Prinzips zu liegen, daß der Miniſter 
ſich einer Majoritätsentſcheidung der Kammer zu beugen hat und, wenn 
er das mit ſeinen Überzeugungen nicht vereinigen kann, ſein Portefeuille 
niederlegen muß. Freilich bliebe noch die andere Möglichkeit für ihn, 
an die Entſcheidung von Neuwahlen zu appellieren — wir wollen hoffen, 
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daß keins von beiden geſchieht. Der Miniſter iſt in der Tat unentbehrlich 
und die Duma arbeitsfähig und arbeitsluſtig. Die Wahrſcheinlichkeit 
iſt nur ſehr gering, daß ſich eine beſſere finden läßt. 

Was ſonſt aus Rußland zu uns herüberklingt, iſt wenig erfreulich. 
Morde und Attentate wiederholen ſich immer aufs neue. Sehr auffallend 
iſt die Klage, daß ein erſchreckend hoher Prozentſatz von Offizieren 
ſich verabſchieden läßt. Namentlich die jüngeren Elemente entziehen 
ſich ſo der militäriſchen Laufbahn, während die älteren in Hoffnung 
auf die angekündigte Penſionserhöhung noch ausharren. „Unſer 
Offiziersbeſtand — ſchreibt der „Golos Moskwy“ — ſchmilzt zuſammen, 
und verſtärkter Zuzug aus den Militärſchulen kann die Lücken nicht 
ergänzen. Der Mangel an Offizieren in der Armee iſt eine ſo beun— 
ruhigende Erſcheinung, daß man zu außerordentlichen Maßregeln wird 
greifen müſſen, um maſſenhaftes Ausſcheiden zu verhindern. Man 
muß dieſe „Flucht“ ſofort zum Stehen bringen, ſonſt wird die Un— 
brauchbarkeit der Armee ſich auch in den unteren Schichten des Heeres 
zeigen. . . . Der Beſtand an Offizieren — iſt das Herz der Armee. 
Schon ſchlägt es langſamer, als heilſam iſt. Es bedeutet ein ungeheures 
Unglück für das Vaterland, wenn dieſes wichtigſte Lebensorgan der 
Armee erſterben ſollte. Von Petersburg aus erkennt man das vielleicht 
nicht ſo deutlich. Vielleicht werden auch deshalb die Gegenmaßregeln 
langſamer ergriffen, als erforderlich wäre. Jetzt dauert die Flucht der 
Offiziere ſchon 4 Jahre. Erfüllt die Regierung alles, „wonach die Armee 
dürſtet“, ſo werden die Streiter in die Reihen zurückkehren und hundert— 
fältig einem dankbaren und fürſorgenden Vaterlande wiedergeben, was 
ſie ihm ſchuldig ſind.“ 

Ahnlich peſſimiſtiſch, mit ähnlich hoffnungsfrohen Wünſchen für 
die Zukunft, lauten die Berichte über Schule und Univerſität, über 
Verwaltung und Landwirtſchaft. Aber man darf nicht vergeſſen, daß 
all dieſe Schäden auch früher beſtanden und daß ſie ſo grotesk erſcheinen, 
weil ſie erſt jetzt vor die breite Offentlichkeit gezogen werden. 

Der Schluß freilich, der ſich aus alledem ergibt, iſt, daß nichts 
unwahrſcheinlicher ſein dürfte, als daß das heutige Rußland ſich politiſche 
Aufgaben ſtellen ſollte, die nicht anders als mit der vollen Kraft eines 
geordneten Staatsweſens durchzuführen ſind. Wir können den deutſch— 
feindlichen Lärm, der jetzt in Rußland erhoben wird, deshalb nur achſel— 
zuckend bemitleiden. 
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Ein ähnlich lächerliches Bild bietet das Verhalten gewiſſer franzöſi— 
ſcher Blätter in der marokkaniſchen Angelegenheit. In den letzten 
14 Tagen operierten ſie, als ob jeder Schritt Weges, um den Mulay 
Hafid ſich erſt Mekinez und dann Fez näherte, einen Vorteil für Abdul 
Aſis bedeutete. Dann wurde die fröhliche Stimmung geſchildert, die 
in Tanger herrſche, der bevorſtehende Abfall aller Anhänger des Präten— 
denten angekündigt und von Zeit zu Zeit berichtet, daß die Schauja 
nunmehr von dem General d' Amade völlig beruhigt jet und die Polizei— 
organiſation in erfreulichſter Weiſe ihren Fortgang nehme. 

Und was iſt in Wahrheit geſchehen? Abdul Aſis mit dem kleinen 
Häuflein ſeiner Nächſten — man kann nicht einmal ſagen ſeiner Ge— 
treuen — iſt faſt ein Gefangener in Tanger. Kein Zweifel, daß Leben 
und Freiheit für ihn von den franzöſiſchen Bajonetten abhängen, die 
ihn ſchützen. Sein Gegner iſt in Fez eingezogen und das geſamte marok— 
kaniſche Volk ſteht zu ihm. Die letzte Mahalla von Abdul Aſis iſt zu 
ihm übergegangen, er ſelbſt in Alkaſſar feierlich zum Sultan gekrönt 
worden. Was wird jetzt Frankreich tun? Unter allen Umſtänden wird 
es die eine Hälfte ſeiner Politik, nämlich die ſeiner Taten verleugnen 
müſſen und ſich zur anderen zu bekennen haben, nämlich zur Politik 
der glatten und korrekten Erklärungen. Die falſchen Propheten aber 
werden auf die Vergeßlichkeit ihrer Leſer ſpekulieren. 

In der auswärtigen Politik Frankreichs bereitet ſich ein Konflikt 
mit China an der tonkineſiſchen Grenze vor. Auch hier tritt der „Temps“ 
ſehr tapfer auf. Natürlich im Namen Frankreichs, wie er es zu tun 
gewohnt iſt. Aber wir ſind in letzter Zeit doch zweifelhaft geworden, 
ob Herr Tardieu wirklich Frankreich regiert. 


18. Juni 1908. Perſien fügt ſich den Forderungen des ruffifchen Ultimatums. 
Taft wird in Chicago zum republikaniſchen Präſidentſchaftstandidaten nominiert. 
19. Juni. Vertrauensvotum der franzöſiſchen Kammer für die Marokkopolitik des Miniſteriums. 
Beſuch der engliſchen Kanalflotte in Chriſtiania. 
23. Juni. Straßenkämpfe in Teheran. 
24. Juni. Der amerikaniſche Geſchäftsträger verläßt Venezuela. 


24. Juni 1908. 

Die Debatte, die am 19. Juni in der franzöſiſchen Kammer über 
die Marokkopolitik der Regierung ſtattfand, hat — wir haben nicht 
gezählt zum wievielſten Male — ihren Abſchluß mit einem Vertrauens- 
votum für die Regierung gefunden. 323 Stimmen ſprachen ſich für ſie 
aus, 117 gegen ſie. Aber dieſe Majorität ſchmilzt auf nur 90 Stimmen 
zuſammen, wenn man in Betracht zieht, daß 116 Abgeordnete ſich 
der Abſtimmung enthielten. Endlich waren 32 Abgeordnete beurlaubt. 
Der Triumph war demnach nicht ſo groß, wie die erſten unvollſtändigen 
Nachrichten wahrſcheinlich machten, und der ſtenographiſche Text der 
Verhandlungen verſtärkt dieſen Eindruck noch. Ohne auf den ganzen 
Verlauf der Diskuſſion einzugehen, der, abgeſehen von dem Text der 
Inſtruktionen für die Generale d'Amade und Lyautey, nur Dinge 
brachte, die zum Überdruß wiederholt worden ſind, ſcheint es uns doch 
nützlich, nicht an einigen der in der Diskuſſion gefallenen Bemerkungen 
vorüberzugehen. Da war zunächſt die Behauptung von Herrn Paul 
Deschanel, daß Abdul Aſis der legitime Sultan ſei. Wenn Herr 
Deschanel Karl X. wäre, würde uns der Satz ganz ſelbſtverſtändlich 
erſcheinen, aber im Munde eines franzöſiſchen Republikaners iſt er ganz 
ungeheuerlich. Denn was iſt denn heute in Frankreich legitim, wenn 
nicht ein durch den Willen des Volkes geſchaffenes Regiment, das die 
alten Ordnungen und den Herrſcher, der ihm nicht mehr gefällt, bei— 
ſeite ſchiebt, um denjenigen an die Stelle zu ſetzen, der ihm mehr Ver— 
trauen einflößt? Abdul Aſis iſt in den Augen der Marokkaner ſchuldiger, 
als es Ludwig XVI. in den Augen der convention nationale war. 
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Wo noch jemand zu ihm hält, geſchieht es aus Furcht vor den Franzoſen, 
die nun einmal als der Landesfeind betrachtet werden, und deren wohl— 
tätige und heilſame Politik auf dieſem Boden offenbar nicht verſtanden 
wird, trotz aller Lobſprüche, welche in der Kammer den „hommes 
incomparables“ geſpendet worden, deren militäriſche und allgemein 
menſchliche Tugenden nicht nur die Truppen der Marokkaner, ſondern 
auch ihre Herzen bezwungen haben. Der Admiral Philibert wenigſtens 
ſcheint dieſer Überzeugung zu ſein. Er hat in Caſablanca die Landungs— 
truppen Revue paſſieren laſſen und danach ſeiner Marine den Text 
eines Brieſes an den General d' Amade durch Zirkularſchreiben zugehen 
laſſen, in welchem dieſem Gedanken recht draſtiſch Ausdruck gegeben wird. 

Mein lieber General — ſchreibt er — ich bin Ihnen auf das tiefſte 
dankbar für die Ehre, die Sie der Marine erwieſen haben, und ſage 
Ihnen von ganzem Herzen dafür Dank. 

Wir haben Ihre ſchönen Truppen bewundern dürfen, ihre voll— 
kommene Haltung, den Elan ihres Marſches, der fortan ebenſo berühmt 
ſein wird wie der der älteſten Truppen Napoleons. 
Sie können mit Recht auf ſie und auf ihre Taten ſtolz ſein. 

Durch die Kühnheit Ihrer Unternehmungen, die Schnelligkeit, mit 
der Sie Ihre Schläge führten, und den Mut Ihrer Soldaten haben 
Sie dieſes Land befreit und ihm den Frieden geſichert. Wir brauchen 
es nur noch gegen Fanatiker zu ſchützen. 

Ihre Rückkehr nach Caſablanca durch das Gebiet der Stämme 
war ein Triumphzug inmitten einer Bevölkerung, die Sie als ihren 
Wohltäter empfing. Sie haben den Marokkanern gezeigt, daß, wenn 
Frankreich mächtig im Kampfe iſt, es milde zu ſein verſteht, wenn es 
geſiegt hat, daß es die Beſiegten verſchont und beſchützt. 

Mein General, Sie, Ihre Offiziere und Ihre Truppen haben ſich 
um das Vaterland wohlverdient gemacht, und durch meinen Mund ruft 
Ihnen die geſamte Marine Beifall zu, ſie drückt ihre volle Bewunderung 
und ihre Liebe für die Kriegskameraden aus. 

Gezeichnet: Philibert. 
Gegengezeichnet: Vianol, Chef des Generalſtabes. 

Nun zeugt dieſes Schriftſtück allerdings von großer Beredſamkeit 
und leicht entzündetem Enthuſiasmus, Eigenſchaften, die man in 
Frankreich ja zu ſchätzen weiß, und die heute mehr als alles übrige über 
die politiſche Laufbahn des Individuums entſcheiden. Außerhalb Frank— 
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reichs, wo das Bedürfnis nach Hyperbeln weniger groß iſt, findet man 
freilich, daß den alten Soldaten des großen Napoleon doch unrecht 
geſchieht. Sie haben andere Schlachten geſchlagen und andere Märſche 
zurückgelegt, jene Veteranen, deren Erinnerungen von Lodi nach Boro— 
dino und von Leipzig nach Waterloo reichten. Und bei allem Reſpekt 
vor den großen Feldherrngaben d'Amades und Lyauteys meinen wir 
doch, daß es ihnen bisher an einem Gegner gefehlt hat, an dem ſich ihre 
überlegene Genialität bewähren konnte. Die Engländer pflegen von 
ſolchen „kleinen Kriegen“ nicht viel Aufhebens zu machen, ſelbſt wenn 
ſie wie die Tibetexpedition Hounghusbands 1904 über die höchſten 
Gebirgspäſſe führt, die je von Europäern überſchritten worden ſind. 
Daß aber die Marokkaner der Schauja die Truppen d'Amades fröhlichen 
Herzens abziehen ließen, iſt wahrlich nicht zu verwundern. Die wackeren 
Leute hoffen, ſie niemals wiederzuſehen, aber gewiß hoffen ſie ebenſo 
lebhaft, auch mit dem „legitimen“ Sultan nicht mehr in Berührung 
zu kommen, denn der elementaren Bewegung zugunſten Mulay Hafids 
vermag ſich kein Marokkaner mehr zu entziehen. Die Korreſpondenten 
der franzöſiſchen Zeitungen, die weniger mit den Pariſer Stimmungen 
und mit dem Druck zu rechnen haben, den die Regierung auf ihre Majorität 
ausübt, laſſen keinen Zweifel über die wirkliche Lage. So ſchreibt — 
um ein Beiſpiel von vielen aufzuführen — der Korreſpondent des 
„Meſſidor“ aus Tanger vom 16. Juni: „Nach dem Rückzuge Bu-Chta- 
Bagdadis auf Rabat, der weit größere Verluſte brachte (plus désastreuse) 
als die offiziellen Depeſchen zugeben, hat ſich nunmehr die Mahallah 
von El-Kſar kampflos Mulay Hafid ergeben. Es waren 1500 Mann, 
die vor mehr als einem Monat unter dem Oberbefehl von Abd-el- Malek 
aus Tanger aufgebrochen waren. Sie ſollten ſich mit der Mahallah 
von Bagdadi vereinigen und nach Fez marſchieren. Nun fand die Nach— 
richt von dem Rückzug Bagdadis in El-Kſar einen lauten Widerhall, 
und die Soldaten machten fortan kein Hehl daraus, daß ihre Sympathien 
Mulay Hafid gehörten. 

„Am 12. Juni treffen 100 Reiter Mulay Hafids ein mit einer Bot- 
ſchaft an R'Miki, den Gouverneur von El-Kſar. Es war der Befehl, 
Abdul Aſis zu verlaſſen, Mulay Hafid zu proklamieren und ſich Abd-el- 
Maleks zu entledigen. Der Gouverneur verſammelte die Kaids der 
Mahallah, und dieſe gingen ſofort zum Zelt Abd-el- Maleks und verlangten 
von ihm die Proklamierung Mulay Hafids. Auf ſeine Weigerung ſchlug 
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einer der Kaids, Ahmed-ben-Said, mit dem Säbel nach ihm und, ob— 
gleich nur leicht verwundet, ergab ſich Abd-el- Malek und brach ſofort 
nach Fez auf. (Das iſt nur halb richtig. Er wurde gefeſſelt und traf 
ſo in Fez ein, von wo er nach Marrakeſch transportiert wurde.) 

„So iſt alſo Abdul Aſis ohne Soldaten, ohne Geld und von ſeinen 
Anhängern völlig verlaſſen. Erſt war es ſein Bruder, Mulay-el-Kebir, 
der Rabat verließ, um ſich Mulay Hafid anzuſchließen, Bu-Chta-Bagdadi 
läßt die Hälfte ſeiner Mahallah zurück und geht nach Fez, um ſich trotz 
aller Verſicherungen, die er Abdul Aſis gab, mit der Hafidiſchen Partei 
zu verbinden. Dann folgte Tazi, der Großkämmerer, unter dem Vor— 
wande, daß er Marrakeſch zurückerobern wolle, und im Augenblick, 
da Abdul Aſis in der allerſchlimmſten Lage iſt, fühlt der Kaid Mac 
Lean das Bedürfnis, die Seinigen in Tanger zu umarmen, wo wir ſeit 
4 Tagen von ſeinem glänzenden Baſchibozukkoſtüm geblendet wurden.“ 

Das klingt doch ſehr wenig günſtig für den „legitimen“ Sultan, 
aber Herr Pichon ſcheint zu hoffen, daß der Rogi Mulay Hafid ernſte 
Verlegenheiten bereiten wird, und im übrigen iſt er mit der bisherigen 
Entwicklung der Dinge offenbar ſehr zufrieden. Wir haben, ſagte 
er, die Dankbarkeit der fremden Regierungen verdient! Er argumentiert 
dabei mit dem Satz, daß die Niederlage, die Ohnmacht, die Gleich— 
gültigkeit oder die Abweſenheit Frankreichs den Sieg des moham— 
medaniſchen Fanatismus über die Europäer bedeutet, oder den Vor— 
wand zu einer fremden Intervention gegeben hätte. Auch ein vor— 
zeitiger Rückzug wäre verderblich geweſen, „denn wir dürfen Marokko 
nur ſo verlaſſen, daß Ordnung und Sicherheit dort herrſchen“. 

Nun fürchten wir, daß trotz der gegenteiligen Verſicherungen des 
Miniſters dieſer Schlußſatz zum Anlaß genommen werden könnte, 
Marokko überhaupt nicht zu räumen, oder aber es unter naheliegenden 
Vorwänden zu okkupieren. Aber abgeſehen auch davon, können wir 
uns der ganzen Argumentation des Miniſters nicht anſchließen. Von 
einer Richtung des iſlamiſchen Fanatismus gegen alle Europäer kann 
in Marokko keine Rede ſein. Die Erbitterung richtet ſich gegen Frankreich 
und nur gegen Frankreich, weil die ſo laut angekündigten letzten Ziele 
der Delcaſſéſchen Politik die Marokkaner nicht mit Unrecht fürchten ließen, 
daß ihnen das Schickſal von Algier oder beſtenfalls das von Tunis vor— 
bereitet werde. Dann kamen die unnötigen Gewaltſamkeiten in Caſa— 
blanca und ſchließlich die Vorſtellung, daß Abdul Aſis ſein Reich und 


ſeinen Glauben an Frankreich verraten habe. Seit der Kampf zwiſchen 
Mulay Hafid und Abdul Aſis ausbrach, iſt Frankreich keinen Augenblick 
neutral geweſen, und wenn es heute behauptet, es zu ſein, ſo wider— 
ſprechen dem die Tatſachen. Wir ſehen nicht ein, wodurch Frankreich 
den Dank Europas verdient hätte, wenn wir auch zugeben, daß es 
eine noch gewaltſamere Politik hätte treiben können. Aber damit hat 
es doch vor allem ſich ſelber große Ungelegenheiten erſpart. Kurz, 
wir finden nicht, daß die Debatte am 19. die Lage geklärt und ein gün— 
ſtigeres Vorurteil für die Marokkopolitik Frankreichs gerechtfertigt hätte. 
Nicht Europa und nicht die Konferenz von Algeciras hat Frankreich 
vor die Aufgabe geſtellt, die inneren Verhältniſſe Marokkos zu „ordnen“. 
Es ſteht kein Wort davon in den 7 Kapiteln der Akte, ſondern es handelt 
ſich um die Organiſation einer marokkaniſchen Polizei in den 8 Hafen— 
ſtädten, um Verhinderung des Waffenſchmuggels, um die Organiſation 
der Marokkaniſchen Bank, endlich um die bekannten Vereinbarungen 
über Abgabenweſen, Kontrebande und öffentliche Arbeiten. Das alles 
war zu erreichen, wenn nur dieſe Aufgaben ohne alle weiteren Abſichten 
verfolgt wurden. Das Gegenteil aber war der Fall, und das Ziel, 
den franzöſiſchen Einfluß zur Begründung einer wirtſchaftlichen Ab— 
hängigkeit Marokkos zu benutzen, aus der früher oder ſpäter einmal die 
politiſche ſich von ſelbſt ergeben ſollte. Wir glauben nicht, daß Männer 
wie Herr Etienne das beſtreiten werden. Herr Pichon kann nicht anders 
als das Gegenteil behaupten. C'est son métier. Aber die Ereigniſſe 
pflegen ihm unrecht zu geben. 

Die Frage der Bedeutung, die den Revaler Tagen beigemeſſen 
iſt, wird nach wie vor ventiliert, und die ausländiſche Preſſe gefällt 
ſich darin, die öffentliche Meinung Deutſchlands als nervös oder als 
von Verfolgungswahn beherrſcht darzuſtellen, weil wir die Kombi— 
nationen nicht überſehen haben, die von den Chauviniſten in England, 
Frankreich und Rußland an den erſehnten neuen antideutſchen Dreibund 
geknüpft wurden. Hat doch noch kürzlich die „Ruß“ das Ziel der Revaler 
Tage dahin präziſiert, daß es ſich darum handele, „den Deutſchen die 
Möglichkeit einer aggreſſiven Politik dadurch zu nehmen, daß man ſie 
mit völlig friedlichen und wohlgemeinten Mitteln einſchränkt“. In England 
endlich iſt jetzt ein Buch von Percival A. Hislam: „The Admirality 
of the Atlantic“ erſchienen, das dafür plädiert, auch die Kanalflotte 
in der Nordſee zu konzentrieren, und überall den Gedanken durch— 
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klingen läßt, daß die deutſche Flotte vernichtet werden müſſe, bevor ſie 
für England zu ſtark wird. Denn auf Frankreichs Flotte ſei nicht zu 
rechnen; ſie ſei durch zu weite Durchführung der Prinzipien: Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit in einen Zuſtand ſo kläglicher Untüchtigkeit 
(deplorable inefficiency) geraten, daß ſie trotz ihres formidablen Aus 
ſehens auf dem Papier nicht mehr zu den erſtklaſſigen Seemächten ge 
rechnet werden könne. Wir haben, ſagt Hislam an anderer Stelle, 
unſere Mittelmeerflotte auf ihre halbe Stärke reduziert, weil wir eine 
Entente mit dem dekadenten und ſozialiſtiſch verſeuchten Frankreich 
haben (because we enjoy an entente cordiale with a decadent and socialist- 
sodden France“). Dieſe Motive für den Abſchluß der Entente zeigen, 
wie wir ſchon vor 2 Jahren ausführten, daß die englischen Politiker 
das heutige Frankreich zu jenen smaller nations zählen, die ſie von jeher 
um ſich zu ſcharen bemüht ſind. Aber von dieſem Geſichtspunkt aus 
betrachtet, iſt die Freundſchaft Englands nicht eben ein Kompliment. 

Um ſo anmaßender erſcheinen uns die guten Ratſchläge, die der 
„Temps“ uns in ſeiner Nummer vom 22. Juni in Anlaß eines Leit 
artikels der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ erteilt. Der „Temps“ 
gibt den Inhalt folgendermaßen wieder: Die „N. A. Z.“ beklagt ſich 
bitter über die böſen Gedanken, wenn nicht gar über die böfen Abſichten, 
die man gegen Deutſchland hege. Sie ſpricht von Augenblicken der 
Erwartung, von böswilligen Erfindungen und von der Pflicht der 
deutſchen Politik, wachſam zu ſein. Endlich hat man geſtern in der Reichs— 
kanzlei unſerem Korreſpondenten geſagt: „Die Unruhe wird ſchwer zu 
ſtillen ſein, ſolange dieſe Politik der Verſtändigungen fortdauert, von 
denen Deutſchland ausgeſchloſſen iſt, und ſo lange man davon ſpricht, 
den Frieden zu ſchützen, als ob Deutſchland ihn bedrohe. Die Lage 
wird ungewiß bleiben, ſolange Vereinbarungen um eine Großmacht 
geknüpft werden und dieſe an ihnen nicht teilhat. Deutſchland hofft, 
daß ſich in Konſtantinopel nicht wiederholen wird, was in Algeciras 
geſchehen iſt“. 

„Wie“, fragt der „Temps“, „darf man denn nicht ſagen, daß man 
den Sueden erhalten will, ohne daß darunter verſtanden wird, daß 
Deutſchland ihn bedrohe? Hat man kein Recht, Vereinbarungen abzu— 
ſchließen, an denen Deutſchland nicht teilnimmt? Oder darf man nicht 
„um Deutſchland herum“, das heißt von Deutſchland unkontrolliert, 
verhandeln? Welche erſtaunliche Auffaſſung von dem europäiſchen 


Völkerrecht! Und die Deutſchen, die dieſe Sprache führen, klagen, 
daß man ſie „einkreiſt“. Aber werden nicht bei ihnen ebenſo wie bei 
uns Leute, die derartige Anſprüche erheben, einfach eingeſperrt? Die 
Irrenärzte ſehen darin Symptome eines Verfolgungswahns, der für 
dritte Perſonen gefährlich werden kann“ uſw. Und zum Schluß der 
Rat, Deutſchland, das heute zugebe, daß die Politik, die nach Algeciras 
ſührte, falſch geweſen ſei, möge ſich hüten, in Mazedonien in ähnliche 
Irrtümer zu verfallen. Das ſei die aufrichtige und freundſchaftliche 
Bemerkung des „Temps“! 

Nun verſtehen wir allerdings nicht, was ſich der Gewährsmann 
des „Temps“ unter der Gleichung Konſtantinopel— Algeciras gedacht 
hat; die Ausführungen des „Temps“ aber ſind nichts anderes als equili— 
briſtiſche Kunſtſtücke journaliſtiſcher Heuchelei. Es war keineswegs 
Nervoſität, was in der deutſchen Preſſe und in der öffentlichen Meinung 
bei uns zutage trat, ſondern die ehrliche Entrüſtung über das Treiben 
jener literariſchen Verſchwörergruppe, zu deren Anhang wir auch 
gewiſſe Mitarbeiter des „Temps“ zählen. Wann und wo aber hat 
Deutſchland zugegeben, daß die Politik, die Frankreich nötigte nach 
Algeciras zu gehen, falſch geweſen ſei? 

Was aber die mazedoniſche Frage betrifft, ſo haben wir nie ein 
Hehl daraus gemacht, daß wir die Schuld an den dort herrſchenden 
Zuſtänden nicht den Türken, ſondern dem Treiben der rivaliſierenden 
bulgariſchen, ſerbiſchen und griechiſchen Banden zuweiſen, und wir 
zweifeln nicht daran, daß auch einmal die Beweiſe an den Tag treten 
werden, daß unehrliche Intrigen von anderer Seite hier mitſpielten. 
Heute kompliziert ſich die mazedoniſche Frage durch das Wiederauf— 
treten einer panflaviſtiſchen Partei in Rußland, die an Einfluß gewinnt 
und von der ſich noch nicht abſehen läßt, wie weit ihre Tendenzen die 
Politik der ruſſiſchen Regierung beeinfluſſen werden. Die Rolle, die 
ſie ſchon einmal vor und während des letzten ruſſiſch-türkiſchen Krieges 
geſpielt hat, prognoſtiziert nichts Gutes. Damals ſchrieb einer der beſten 
Männer Rußlands, der greiſe Fürſt Peter Andrejewitſch Wjäſemski 
(er ſtarb 1878 über 86 Jahre alt) einem Freunde über die Gefahren 
dieſer Bewegung folgendermaßen: 

„Alles, was in der orientalischen Frage geſchehen iſt, iſt abſoluter 
herzbrechender Nonſens. Die Regierung iſt nicht zu ſehen und nicht 
zu hören. An ihrer Stelle füllen X, Mu. Co. die Bühne. Sie ver- 


fügen über das Schickſal Rußlands und Europas. Steht die Regierung 
auf ihrer Seite, ſo tun ſie zu wenig, ſteht ſie gegen ſie, ſo tun ſie un— 
endlich zu viel. In all dem iſt weder politiſche Würde, noch politiſche 
Anſtändigkeit, noch geſunder Menſchenverſtand. Alle Schleuſen ſind 
geöffnet worden, und der Strom ſtürzt nach allen Seiten vor und reißt 
nur zu vieles mit ſich fort. Die Regierung ſollte ſich nicht durch ſenti— 
mentale Exaltationen beſtimmen laſſen, ſondern an ihren Grundſätzen 
feſthalten. Ohne Grundſätze ſpielt die Regierung blinde Kuh, und 
ich glaube nicht an die Tiefe und Aufrichtigkeit der gegenwärtigen 
nationalen Bewegung. Das Volk kann keinen Krieg wünſchen, aber 
es kann aus Gedankenloſigkeit in ihn geſtürzt werden. Ein Krieg wäre 
jetzt nicht nur ein Übel, ſondern der Ruin. Wir können durch ihn zu 
einem nationalen Bankerott gelangen . . . . Die Regierung aber duldet 
die politiſche Anarchie und wird teuer genug dafür zahlen müſſen . . . . 
Mit den Serben iſt es auch eine ſchöne Sache. Rußland hat das Joch 
der Tataren und ſpäter das Joch Napoleons abgeſchüttelt, ohne zu 
jammern und ohne die Nachbarn um Hilfe zu bitten. Müſſen wir 
wirklich Gut und Blut und vielleicht unſere Zukunft opfern, damit 
es den Serben wohlgehe? Serbien — für die Serben — und Ruß— 
land für die Ruſſen! Es iſt in der Tat unſer Hauptirrtum und eine 
Tollheit, daß wir uns mehr für Slaven als für Ruſſen halten. Ruſſiſches 
Blut iſt für uns eine Erwägung zweiten Ranges, Panſlavismus die 
Hauptſache. Die Religion hat damit gar nichts zu ſchaffen. Die Franzoſen 
ſind auch Glaubensgenoſſen der Polen. Was aber würden wir jagen, 
wenn Frankreich für Polen Partei ergriffe? Ein Religionskrieg iſt 
ſchlimmer als jeder andere, er iſt eine Anomalie und ein Anachronismus 
in unſeren Tagen. Die Türken ſind nicht zu verdammen, weil Gott 
ſie als Mohammedaner geſchaffen hat, und doch verlangt man von 
ihnen chriſtliche und evangeliſche Tugenden. Das iſt abſurd. Ver— 
treibt ſie aus Europa, wenn ihr es könnt, oder tauft ſie, wenn ihr wißt, 
wie das geſchehen ſoll; wenn nicht, ſo laßt ſie und die orientaliſche Frage 
in Ruhe. Die orientaliſche Frage iſt leicht anzuregen, und wir tun 
das gern, aber wir verſtehen es nicht, mit ihr fertig zu werden. Als 
Napoleon die italieniſche Frage angriff, hat er 200000 Mann aus— 
gehoben und ſchlug zugleich Oſterreich. Wir aber ärgern und quälen 
höchſt gewiſſenlos die Türkei durch die Herren X und M. durch Sendung 
von Medikamenten, von Trommeln, Champagner und allerlei Zufuhr 
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und tanzen dabei einen Kriegstanz. Das alles verletzt die Würde Ruß— 
lands. . . . Auch die Geſellſchaft zur Pflege der Verwundeten iſt zu 
tadeln. Sie haben eine chriſtliche und evangeliſche Tat zur Kriegsmaſchine 
gemacht. Das Kreuz des Erlöſers iſt zur Flinte geworden, und ſie ſchießen 
vom Kreuz her. Das iſt unrecht, grundſatzlos und einfach unanſtändig. 
Und weshalb ſchlagen ſie Alarm und machen ſie all den Spektakel? 
Weshalb haben ſie der Preſſe den Maulkorb abgenommen und all 
dieſe Banden von Abenteurern losgelaſſen? Aus welchem Grunde 
ſoll ganz Europa, wenn wir nicht wachſam ſind, in Flammen geſetzt 
und ein allgemeiner Krieg herbeigeführt werden? Kann man wirklich 
glauben, daß Rußland durch die Hilfe dieſer rebelliſchen flaviſchen 
Stämme geſtärkt wird? Gewiß nicht; im Gegenteil. Wir werden nur 
den böſen Willen und die Undankbarkeit unſeres Nachbarn, dem wir 
aus der Not geholfen haben, verewigen und kräftigen. Nur der Dichter 
kann ſagen, daß es großartig und ſchön iſt, Undank hervorzurufen, die 
praktiſche Politik urteilt ganz anders. Für uns iſt es vorteilhafter, 
eine ſchwache und verfallende Türkei zum Nachbarn zu haben, als einen 
jungen, mächtigen demokratiſchen Slavenſtaat, der uns fürchten, aber 
niemals lieben wird. Und wann ſind Slaven uns denn je von Nutzen 
geweſen? Rußland war für ſie eine milchende Kuh, und nichts mehr. 
Alle ihre Sympathien gehen nach Weſten. Und doch laſſen wir uns 
von ihnen bis aufs Blut ausſaugen. . . Verwahre meinen Brief. Ich 
möchte, daß die Nachwelt erfährt, daß es noch einige nüchterne Stimmen 
in dem trunkenen Rußland gab.“ 

Der Brief iſt Ende 76 oder Anfang 77 geſchrieben. Die Herren 
X., Y. u. Co. ſind Tſchernajew, Katkow, Ignatjew; Fürſt Wjäſemski 
aber war ein Prediger in der Wüſte. Recht hat er ohne Zweifel gehabt, 
denn mit dem Türkenkrieg von 1877 beginnt der erſte Akt des Dramas, 
das im japaniſchen Kriege und in der ruſſiſchen Revolution ausklang. 
Die Sturmvögel, die damals erſt Befreiung der ſlaviſchen Brüder, 
dann den Haß gegen alles Nichtſlaviſche in und außerhalb Rußlands 
predigten, erheben aber heute wieder ihre Stimme zu gleichem Werk, 
nur daß die Front gegen uns gerichtet iſt und die Hilſe von der Seite 
geſucht wird, die damals in Todfeindſchaft den Ruſſen gegenüberſtand 
und das Werk von San Stephano zu Fall brachte. 

Übrigens haben wir ſchon darauf hingewieſen, daß wir an die 
Zukunft dieſes Neoſlavismus nicht glauben. Rußland hat zu ernſte 
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Aufgaben vor ſich, als daß es ſich den Luxus erlauben könnte, die alten 
Utopien wiederaufzunehmen. Eben jetzt hat die Ermordung des Exarchen 
Nikon von Gruſien in Tiflis gezeigt, wie unſicher dieſe wichtigſte aſiatiſche 
Grenzprovinz Rußlands iſt. In 2—3 Tagen folgten in Tiflis 10 weitere 
Morde, 5 Verwundungen und die Beraubung einer Sparkaſſe um 
24000 Rubel. Die Summe der vom Beginn der Revolution bis heute 
im Kaukaſus gefallenen Opfer vermag wohl niemand herzuzählen. 
Nichts iſt dringender, als daß auf dieſem Boden dem Geſetz wieder 
zu ſeiner Geltung verholfen wird. Aber bisher ſehen wir, trotz mancher 
Anläufe, noch keine ſicheren Erfolge der Regierung. In der Duma 
aber ſitzt die Volksvertretung über einem Miniſterium nach dem anderen 
zu Gericht. Jetzt iſt das Miniſterium der Volksaufklärung an der Reihe, 
und der Redner der Oktobriſten Anrep hat unter allgemeinem Beifall 
in geradezu vernichtender Weiſe Kritik geübt an Schule, Univerſität, 
Miniſterium, der geſamten Beamtenſchaft, dem Lehrerſtand und nicht 
zuletzt an Eltern und Schülern. Aber die Kritit iſt der leichtere Teil 
der Aufgabe, das Aufbauen der eigentlich ſchwere. Und da ſehen wir 
nicht, wie es beſſer werden ſoll, wenn nicht — wozu die Ausſicht doch 
nur gering iſt — der Geiſt der Geſellſchaft, die Natur der jungen Gene— 
ration und die Leiſtungsfähigkeit derer ſich zum Beſſeren verändert, 
die berufen ſind, entworfene Reformen mit Selbſtverleugnung und 
Sachkenntnis durchzuführen. Seit die Univerſität Dorpat ſo freventlich 
ruiniert worden iſt, gibt es keine Hochſchule im wahren Sinne des Wortes 
mehr in Rußland. Was es gibt, ſind Anſtalten, die Diplome ausſtellen, 
deren ſtaatliche Bedeutung unanfechtbar iſt, die aber nur wenig für 
die wiſſenſchaftliche und ſittliche Bildung der glücklichen Inhaber be— 
deuten; die wenig zahlreichen, wirklich hervorragenden Gelehrten, die 
ſich trotz allem behauptet haben, ſtehen machtlos und ratlos dieſen Zu— 
ſtänden gegenüber. Es iſt dabei für ruſſiſche Verhältniſſe charakteriſtiſch, 
daß, während an allen Univerſitäten eine Reihe von Lehrſtühlen uben— 
ſetzt iſt, weil es an geeigneten Perſönlichkeiten fehlt, um die betreffenden 
Fächer in einigermaßen erträglicher Weiſe zu vertreten, im Augenblick 
eine Volksuniverſität in Moskau und eine neue Univerſität in Saratow 
gegründet werden ſoll! 

Eine Tatſache von außerordentlicher Bedeutung iſt die Nominierung 
von Taft zum Präſidentſchaftskandidaten der republikaniſchen Partei. 
Seine Wahl iſt damit geſichert. Er dankt ſie zunächſt ſeiner Tüchtigkeit 
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und ſeinem integren Charakter, vor allem dem Eintreten Rooſevelts 
für ihn. Rooſevelt hatte nur zuzugreifen, um den third term zu erhalten. 
Denn unzweifelhaft iſt er noch heute die populärſte Perſönlichkeit in 
Amerika, trotz all der Feinde, die die rückſichtsloſe Energie ſeiner Herren— 
natur ihm zugezogen hat. Taft iſt mit ihm durch alte Freundſchaft 
und gleiche politiſche Ideale verbunden. Ein Syſtemwechſel kann daher 
nicht erwartet werden und das iſt höchſt erfreulich, denn wir ſind über— 
zeugt, daß die Politik, die Rooſevelt verfolgt, nicht nur Amerika zum 
beſten gereicht, ſondern auch in den großen Weltangelegenheiten ſich 
als ein geſundes Element geltend macht. Zunächſt aber wird noch durch 
dreiviertel Jahre Rooſevelt nach wie vor das Staatsſteuer mit ſtarker 
Hand weiter führen. 


25. Juni 1908. Vollendung der Eiſenbahn Lüderitzbucht-Keetmanshop. 
27. Juni. Der Schah verhängt über ganz Perſien den Kriegszuſtand. 
Der ruſſiſche Reichsrat bewilligt die von der Duma abgelehnten 4 Panzerſchiffe. 
28. Juni. Eröffnung der bulgariſchen Sobranje. 
1. Juli. Fürſt Bülow trifft in Norderney ein. 


1. Juli 1908. 

Die letzt hier eingetroffene Nummer der „New York Times“ 
(19. Juni) bringt den Text der republikaniſchen Platform, ſo wie er 
am 16. feſtgeſtellt und am 18. in etwas amendierter Form, von der 
Konvention angenommen wurde. Da uns hier das Programm 
geboten wird, auf welches hin Taft zum nächſten Präſidenten der 
Vereinigten Staaten deſigniert ward, iſt es wichtig, die vornehmſten 
Gedanken kennen zu lernen, die hier zum Ausdruck kommen. Die ſehr 
charakteriſtiſche Einleitung des denkwürdigen Aktenſtückes geben wir in 
wörtlicher Überſetzung: 

„Abermals unterwirft die zu einer Nationalkonvention verſammelte 
republikaniſche Partei ihre Sache dem Urteil des Volkes. Unſere große 
hiſtoriſche Organiſation hat die Sklaverei zerſtört, die Union aufrecht— 
erhalten, den Kredit wiederhergeſtellt, das Nationalgebiet erweitert, 
ein geſundes Finanzſyſtem begründet, die Induſtrie und die Boden— 
ſchätze des Landes entwickelt und der Nation ihren ehrenvollen Platz 
im Rat der Welt geſichert. Jetzt tritt ſie neuen Staatsproblemen mit 
eben dem Mut und der gleichen Fähigkeit entgegen, mit der die früheren 
Probleme gelöſt wurden. 

In dieſer größten Ara amerikaniſchen Fortſchritts hat die rupubli— 
kaniſche Partei den Gipfel ihrer Verdienſte unter der Leitung Theodor 
Rooſevelts erreicht. Sein Regiment macht in der amerikaniſchen 
Geſchichte Epoche. In keiner anderen Periode ſeit die Nation ihre 
Souveränität unter Waſhington gewann oder unter Lincoln behauptete, 
iſt ein gleich gewaltiger Fortſchritt zu den Regierungsidealen gemacht 
worden, die Gerechtigkeit, Gleichheit, Redlichkeit im Verkehr (fair 
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dealing) zur Geltung bringen. Die höchſten Beſtrebungen des amerika— 
niſchen Volkes haben einen Sprecher gefunden. Der Diener des Volkes, 
den es an ſeine Spitze ſtellte, vertritt nur die beſten Gedanken und die 
würdigſten Vorſätze all ſeiner Landsleute. Amerikaniſche Mannhaftigkeit 
iſt zu einer höheren Auffaſſung von Pflicht und Verpflichtungen erhoben 
worden. Gewiſſenhaftigkeit und Mut in öffentlicher Stellung und höchſte 
Auffaſſung von Recht und Unrecht im Privatleben ſind die Kardinal— 
grundſätze des politiſchen Glaubensbekenntniſſes geworden, Kapital und 
Arbeit haben ſich in gegenſeitigem Vertrauen und Unabhängigkeit näher 
zuſammengeſchloſſen, und der Mißbrauch des Reichtums, die Tyrannei 
der Macht und alle Übel, die von privilegierter Stellung und Favoriten— 
tum ausgehen, ſind durch die einfachen männlichen Tugenden der 
Gerechtigkeit und Auſtändigkeit zu ſchanden gemacht worden. 

Die großen Erfolge des Präſidenten Rooſevelts waren erſtens und 
vornehmlich ein tapferes und unparteiiſches Stärken des Geſetzes: Ver— 
folgen ungeſetzlicher Truſts und Monopolien, Bloßſtellung und Be— 
ſtrafung von Übeltätern, die das Gemeinweſen ſchädigten, wirkſamere 
Regelung der Forderungen und des Dienſtes der großen Transport- 
linien, völlige Beſeitigung der Vergünſtigungen jeder Art, ſchieds— 
richterliche Beilegung von Arbeitsſtreitigkeiten, allſeitige Beſſerung der 
Lage der Lohnarbeiter, Erhaltung der natürlichen Reichtümer des 
Landes, Beſſerung der Waſſerwege im Innern und Verteidigung jedes 
heilſamen Schutzes für Leben, Freiheit und Wohlſtand. Das ſind die 
Taten, die Theodor Rooſevelt einen Platz in der Geſchichte ſichern!“ 

An dieſen wohlverdienten Hymnus auf die Wirkſamkeit des Präſi— 
denten, den wir noch bereichern möchten durch einen Hinweis auf ſeine 
geſunde und kraftvolle Vertretung der auswärtigen Intereſſen der 
Vereinigten Staaten, knüpft ſich die Verſicherung, daß die vepubli- 
kaniſche Partei die Überlieferungen dieſer Politik auch fernerhin feſt— 
halten und ausbauen wolle: 

„Unter der Leitung republikaniſcher Grundſätze iſt das amerika— 
niſche Volk die reichſte Nation der Erde geworden. Unſer Reichtum 
übertrifft den von England und ſeinen Kolonien, und den von Deutſch— 
land und Frankreich zuſammengenommen. Bei Begründung der 
republikaniſchen Partei betrug er 16 Milliarden, er iſt in einer Gene— 
ration auf 100 Milliarden Dollar geſtiegen, während England 500 Jahre 
brauchte, um 60 Milliarden zuſammenzubringen. Die Vereinigten 
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Staaten beſitzen ein Viertel des geſamten Reichtums der Welt, und 
ſchaffen ein Drittel aller Manufakturen . . . und doch iſt der große natür— 
liche Reichtum des Bodens kaum berührt. Wir beſitzen 3 Mill. Quadrat- 
meilen brachliegenden Grund und Boden, die buchſtäblich vor innerem 
Reichtum berſten, und nur auf das Zauberwort von Kapital und In— 
duſtrie warten, um ſich der Menſchheit zu Dienſt zu ſtellen; ein Land, 
reich durch Boden und Klima, durch die unbehinderte Energie ſeiner 
Ströme, und durch all die mannigfaltigen Erzeugniſſe von Feld, Wald 
und Fabriken. In Dankbarkeit für Gottes Güte, ſtolz auf die glänzenden 
Errungenſchaften der Vergangenheit und im Vertrauen auf eine gedeih— 
liche Zukunft, erklärt ſich die republikaniſche Partei für das Prinzip, 
daß gleiche Gelegenheit allen geboten werden ſoll, an der Entwicklung, 
am Genuß und an den Segnungen dieſer Reichtümer teil zu haben.“ 

Es ſchließt ſich hieran die detaillierte Aufzählung der von dem 
Kongreß unter der Präſidentſchaft Rooſevelts geleiſteten Arbeiten und 
errungenen Erfolge, auf deren Wiedergabe wir verzichten können. Dagegen 
verdienen einige Sätze, die die auswärtige Politik ins Auge 
faſſen, hervorgehoben zu werden. Ausdrücklich wird darauf hingewieſen, 
daß Armee und Flotte in ſchlagfertigem Zuſtande zu erhalten ſind. 

„Obgleich wir in Frieden mit aller Welt leben und das Vertrauen 
hegen, daß es dabei bleiben wird, weil wir wiſſen, daß das amerikaniſche 
Volk keine andere Nation zum Kriege herausfordern will, erklären 
wir dennoch, daß wir unentwegt an einer Politik feſthalten werden, 
welche unſere Republik ſtets in Bereitſchaft zeigt, die Doktrinen, die 
ſie überkommen hat, zu verteidigen, und ihrerſeits an der ſteten Er— 
haltung der Ruhe unter den Völkern mitzuwirken (assure her appropriate 
part in promoting permanent tranquillity among the nations). Die 
amerikaniſche Regierung (ſo heißt es weiterhin) hat Kuba befreit, Por— 
torico und den Philippinen Frieden und Schutz verliehen unter unſerer 
Flagge, und den Bau des Panamakanals begonnen. Die gegenwärtige 
Lage in Kuba beſtätigt die Weisheit des Beſchluſſes, zwiſchen dieſer 
Republik und der unſrigen unzerreißbare Bande gegenſeitigen Inter— 
eſſes aufrechtzuerhalten, und wir ſprechen die Hoffnung aus, daß das 
kubaniſche Volk bald wieder vorbereitet (ready) ſein wird, die volle 
Souveränität über das Land zu übernehmen. . . 

Den Bewohnern von Portorico wird die Aufnahme in den 
amerikaniſchen Bürgerverband, den Filippinos, wenn ſie ſoweit fort 
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geſchritten ſein werden, Homerule in Ausſicht geſtellt. Neumexiko 
und Arizona ſollen als Staaten in die Union aufgenommen werden. 
Endlich wird ein großes Nationalfeſt für den 12. Februar 1909, den 
hundertſten Geburtstag Abraham Lincolns, in Ausſicht genommen. Den 
Schluß bildet ein recht ſcharfer Angriff auf die demokratiſche Partei, 
der politiſche Unfähigkeit vorgeworfen wird, und die Aufforderung an 
alle amerikaniſchen Bürger, welche ein größeres Amerika verwirklicht 
ſehen wollen, mit den Republikanern zu wählen (we go before the 
country, asking the support not only of those who have acted with 
us heretobefore, but of all our felloweitizens who unite in the desire 
to maintain the policies, perpetuate the blessings and make secure 
the achievements of a greater America). 

Der Beziehungen Amerikas zu nicht ſpezifiſch amerikanischen 
Problemen gedenkt die „Platform“ nicht, und das iſt ſehr verſtändlich, 
denn ſo wenig ſich die Regierung der Vereinigten Staaten dem großen 
Zuſammenhang der Weltpolitik entziehen kann, ſo gering iſt doch das 
Intereſſe, das die Bevölkerung dieſen Fragen entgegenbringt. Aber 
die Nominierung von Taft kann wohl als Bürgſchaft dafür gelten, 
daß auch nach dieſer Richtung hin das Verhalten Rooſevelts als vor— 
bildlich angeſehen wird und damit wird ſich als mit einem poſitiven 
Faktor rechnen laſſen. Wir halten es für eines der meiſt charakteriſtiſchen 
Merkmale der geiſtigen Selbſtändigkeit des Präſidenten, daß während 
ſeiner Waltung die amerikaniſche Preſſe ſich allmählich von dem 
Einfluß zu befreien begann, den noch bis vor wenigen 
Jahren die von England ausgegebenenen Stichworte auf ſie aus- 
übte. Man iſt ſelbſtändiger geworden, hat auch lebhaftere Fühlung 
mit der nicht engliſchen Welt gewonnen, und ſchaut die alte Welt jetzt 
mit eigenen Augen an. Die ſind aber gelegentlich ganz außerordentlich 
kritiſch, und was ſie erkannt zu haben meinen, f dann ſehr unge— 
niert ausgeſprochen zu werden. So haben wir in der „New York Times“ 
vom 14. Juni eine ſehr ſcharfe, aber ebenſo treffende Gegenüberſtellung 
der Einflüſſe gefunden, die von der Königin Viktoria und derjenigen, 
die nach ihrem Tode von dem neuen Hof ausgingen. Das Bild, das 
ſo gewonnen wird, läßt freilich ſeine Schatten ganz auf die Gegenwart 
fallen, und wie wir von Kennern hören, mit Recht. 

Ein anderes Beiſpiel dieſer Selbſtändigkeit zeigen die immer geiſt— 
vollen Wochenüberſichten, die Profeſſor Goldwin S mithin der „Sun“ 
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(Toronto — nicht New York) ericheinen läßt. Er iſt Dr. ok civil law, 
Engländer von Geburt, ſiedelte aber 1868 in die Vereinigten Staaten 
über und wurde Honorar-Profeſſor der engliſchen Geſchichte und der 
Verfaſſungsgeſchichte in der Cornell Univerſity, dann ſiedelte er nach 
Kanada über und wurde Profeſſor an der Univerſität Toronto. Er 
hat eine lange Reihe teils hiſtoriſcher teils politiſcher Schriften verfaßt 
und läßt allwöchentlich in der „Toronto-Sun“ unter dem Pſeudonym 
„A. Byſtander“ ſeine Comments on current events (Betrach 
tungen über Tagesfragen) erſcheinen. Aus dem letzten dieſer „Kom 
mentare“ heben wir zwei Abſchnitte hervor. Der erſte gilt der Revaler 
Zuſammenkunft und lautet: 

„Es hat eine intereſſante Zuſammenkunft des King mit dem Zaren 
ſtattgefunden. Man ſagt uns, der Friede ſei nunmehr geſichert, obgleich 
ſchon jetzt aus Deutſchland ein Murren zu hören tft. Vor langen Jahren 
fand ebenfalls eine Zuſammenkunft zwiſchen dem Zaren, der Queen 
und dem Prinz-Gemahl ſtatt (gemeint iſt der Beſuch, den Nikolaus 1. 
1844 in England machte), trotzdem folgte bald danach eine Verwicklung, 
die in einen blutigen Krieg ausmündete. Die Urſache des Krieges 
war allen ein Geheimnis, nur drei Intriganten kannten ſie: der Kaiſer 
der Franzoſen, der ſeine uſurpierte Gewalt feſtigen wollte; Palmerſton, 
der Aberdeen und die Friedenspartei ſtützen wollte, und Lord Stradford 
de Redclyffe, den der ruſſiſche Hof beleidigt hatte. Trotz aller Inter 
views und aller honigſüßen Redensarten gibt es aber nur eine Sicherung 
des Friedens, und das wäre Einſchränkung der Rüſtungen. Darauf 
wird England aber nie eingehen. England erklärt, es wolle und müſſe 
die Herrſchaft der Meere behaupten. Das iſt in ſeinem Effekt eine Kriegs— 
erklärung an alle Welt, und ſo faßt die Welt es auch auf. Überall werden 
neue Schlachtſchiffe gebaut, und der erſte aufregende Zwiſchenfall kann 
den Krieg bringen. Das geht auch Kanada und die übrigen Teile des 
„Empire“ an, und wir werden überlegen müſſen, was wir für den Fall 
zu tun haben, daß ein Krieg zwiſchen den großen Seemächten aus— 
bricht.“ 

Unſere Leſer erinnern ſich wohl noch, daß, als die Gefahr eines 
amerikaniſch-japaniſchen Krieges vorzuliegen ſchien, in Kanada die 
Sorge um drohende Gefahren ganz außerordentlich lebhaft war, und 
daß man nichts mehr fürchtete, als den japaniſchen Bundesgenoſſen 
Englands in kanadiſchen Häfen aufnehmen zu müſſen. Nun, dieſe Ge— 
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fahr ſcheint glücklich geſchwunden, aber die Verſtimmung iſt geblieben. 
Das zeigt ſich auch in der Beurteilung, die Byſtander der Oppoſition 
zu teil werden läßt, auf die der franzöſiſch-kanadiſche Ver— 
trag im engliſchen Oberhauſe ſtößt. 

„Es wäre, ſo ſagt er, ſehr ſchwer, auch nur einen Vertrag Eng— 
lands in betreff Kanadas zu nennen, mit dem man in Kanada zufrieden 
geweſen wäre, und der, wenn Kanada die diplomatiſche Macht mit 
England teilte, die Zuſtimmung beider gefunden hätte. In jeder Inſtanz 
war Kanada mißmutig, obgleich die Regierung in London zweifellos 
bemüht war, ihr Beſtes zu tun. Es muß entweder ein Zuſtand von 
Abhängigkeit oder von Unabhängigkeit beſtehen. Aber iſt ewige Ab— 
hängigkeit nicht ein ſeltſames Geſchick für ein Gemeinweſen von ſechs 
Millionen mit raſch anwachſender und ſehr bunter Bevölkerung! Dieſes 
Experiment einer „conationality' (Nebennation) kann, wenn es fort— 
geſetzt wird, zu ernſten Mißverſtändniſſen, und was ſehr zu bedauern 
wäre, zu einem Bruch führen.“ 

Was aber Indien betrifft, ſo hält zwar Goldwin Smith die 
jetzigen Unruhen für ausſichtslos, weil Mohammedaner und Hindu 
nicht Hand in Hand gehen. Aber er glaubt doch nicht, daß England auf 
die Dauer Indien werde behaupten können. „Die britiſche Raſſe kann 
nicht für immer in einem Lande regieren, in dem ſie nicht gebären kann. 
Das ſollte man nie vergeſſen.“ Es ſei ein Fehler geweſen, daß die Krone 
England Indien von der Kompagnie übernahm, denn dadurch ſei Indien 
unter dem Einfluß der britiſchen Politik geraten und England unlösbar 
mit Indien verbunden, obgleich der Tag kommen könne, da ihm ein 
Rückzug ſehr erwünſcht wäre. 

Darüber ließe ſich viel ſagen. Im Augenblick denkt wohl kein Eng— 
länder an einen Rückzug; aber die Lage iſt ernſter, als die engliſche 
Preſſe zugeben will, und mit den Ausnahmegeſetzen, die jetzt eingeführt 
ſind und die ziemlich genau die Maßregeln kopieren, welche die ruſſiſche 
Regierung — zur lauten Entrüſtung des liberalen England — während 
der Revolution anwendete, iſt es gewiß nicht getan. Auch erkennen 
wir in der Tatſache, daß England die kleinen Erfolge, die es gegen die 
Mohmands errungen hat, nicht weiter verfolgt, ein Zugeſtändnis, daß 
die Fortſetzung jedes Vordringens in afghaniſches Gebiet ſehr bedenk— 
liche Folgen nach ſich ziehen könnte. Offenbar iſt die Abſicht, beſſere 
Tage abzuwarten, um den Emir zu züchtigen, dem man ſonſt gewiß 


hätte fühlen laſſen, daß die englische Freundſchaft größere Rückſichten 
verlangt, als er zu nehmen geneigt ſcheint. 

Zu alledem kommt nun die böſe Verwicklung mit Perſien. 
Zwar kann man ſich in Downing Street damit tröſten, daß ohne das 
mit Rußland getroffene Übereinkommen die ruſſiſche Regierung aller 
Wahrſcheinlichkeit nach die Gelegenheit benutzt hätte, um ſich zum 
Herrn von Nord-Perſien zu machen. Möglich wäre es durchaus geweſen. 
Aber das Abkommen mit England bindet der ruſſiſchen Diplomatie 
die Hände, und ſchließlich hat ja auch ſie die eine Genugtuung, daß 
ſie das tugendſtolze und liberale England zum Komplicen hat, wenn 
ſie den Schah in ſeiner ruchloſen Gewalttätigkeit unterſtützt. Man 
behauptet von ihm, daß er mit Ausnahme des Selbſtmordes ſich alle 
Todſünden habe zu ſchulden kommen laſſen, und wenn das auch über— 
trieben ſein ſollte, läßt ſich doch nicht verkennen, daß er alles getan hat, 
um ſein Volk zur Verzweiflung zu bringen. Auch halten wir es für höchſt 
unwahrſcheinlich, daß der Sieg, den der Schah in Teheran errungen 
hat, von Dauer ſein wird. Es drohen anarchiſtiſche Zuſtände, und was 
dabei aus der garantierten „Integrität“ Perſiens wird, iſt doch höchſt 
fraglich. Einer der weſentlichſten Gründe der Unzufriedenheit des 
perſiſchen Parlaments mit dem Schah war eben jener ruſſiſch— 
engliſche Vertrag, der das Land in Einflußſphären dieſer beiden 
Mächte zerlegte. Nun ſucht man die öffentliche Meinung Englands 
damit zu beruhigen, daß der Schah auf den Koran geſchworen hat, 
ein neues Parlament zu berufen und die Verfaſſung aufrecht zu er— 
halten. Aber wie oft hat er ſchon geſchworen, und bisher jeden ſeiner 
Eide gebrochen. 

Unter dieſen Umſtänden gewinnt der Eifer, den England und 
Rußland um die Reformen in Mazedonien entfalten, einen höchſt 
ſonderbaren Beigeſchmack. Wer mag an dieſen heiligen Eifer glauben, 
deſſen offenkundiges Ziel dahin geht, die Souveränität des Sultans 
in Europa endgültig zu brechen, und wer glaubt noch an die Uneigen— 
nützigkeit des Intereſſes, das Rußland den Balfanjlaven zuwendet? 
Es hat überhaupt niemals exiſtiert, und wer ſich authentiſch darüber 
orientieren will, der leſe die Bekenntniſſe, die in dem Buche von 
Karzow „Sieben Jahre im nahen Orient (1879 bis 
1886)“ niedergelegt ſind. Man kann nicht zyniſcher über die Aufgabe 
der Südſlaven urteilen, willenloſe Werkzeuge ruſſiſcher Politik zu fein. 


= Me = 


Zugleich hat das Buch den Reiz, uns die Männer, die in der jüngſten 
Vergangenheit und zum Teil noch heute Rußland regieren, in ſehr leben— 
digen, wenn auch gelegentlich recht boshaften Charakterſchilderungen 
vorzuführen. Damals hieß die Loſung: les Slaves pour la Russie! 
Heute tönt in Prag und Krakau, und wo ſonſt der Neoſlavismus ſeine 
warmen Neſter hat, die andere Loſung: la Russie pour les Slaves! 
Das erſte Schlagwort erwies ſich an der Hand bitterer Erfahrungen 
als eine Verirrung; wir glauben, daß das zweite noch größere Ent— 
täuſchungen und Verſtimmungen bringen wird. 

Sehr geſpannt kann man auf die Haltung ſein, die Frankreich 
in dem ſich vorbereitenden neuen Stadium der orientaliſchen Frage 
einnehmen wird. Hat auch Frankreich ſeit der Allianz mit Rußland 
und noch mehr nach Abſchluß der entente mit England auf ſeine tradi— 
tionelle Orientpolitik verzichten müſſen, ſo iſt es doch ſehr weſentlich 
an dem Fortbeſtand der Türkei als europäiſcher Macht intereſſiert. 
Wenn wir nicht irren, ſind volle vier Milliarden franzöſiſchen Kapitals 
in der Türkei inveſtiert. Es wäre daher den franzöſiſchen Rentiers 
ein herber Schlag, wenn die Zahlungsfähigkeit der Türkei wegrefor— 
miert würde. Aber von einer rein franzöſiſchen Politik kann ja heute 
kaum noch die Rede ſein. Sie geht auf engliſch-ruſſiſchen Krücken, und 
man beobachtet nicht ohne Spannung, wie weit ſie damit kommen wird. 
Das Debut in Marokko iſt nicht eben glänzend geweſen, und wenn auch 
Herr Delcaſſé jüngſt die große Genugtuung gehabt hat, von König 
Eduard empfangen zu werden, ſo mag das vielleicht lockende Zukunfts— 
hoffnungen in ihm erweckt haben; ob es auch für Herrn Pichon eine 
Freude geweſen iſt, erſcheint uns fraglich. Das Spiel zwiſchen Abdul 
Aſis und Mulay Hafid wird von Tag zu Tag ſchwieriger. Ob 
die Hoffnungen, die auf Bu Hamara und andere Zauberer und Räuber 
geſetzt werden, mehr als vorübergehende Verwirklichung finden, iſt 
zweifelhaft. In Mauretanien wird die Lage bedenklich, und 
ſelbſt in Franzöſiſch-Hinterindien beginnt der Boden heiß 
zu werden. Der „Temps“ vom 26. Juni brachte eine ſehr intereſſante 
Korreſpondenz aus Anam, die recht rückſichtslos die franzöſiſche Re— 
gierung ſelbſt für die Kriſis verantwortlich macht, die das Land erregt. 
Es ſtehe ſchlimmer als im Jahre 1886. Die Beſorgniſſe ſeien allgemein, 
und Pamphlete, die zu Tauſenden von Japan aus verbreitet werden, 
regten die Bevölkerung gegen die weiße Raſſe auf. Es iſt offenbar die— 
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ſelbe Methode, die in Indien ſo blutige Früchte getragen hat. Zunächſt 
trägt die Bewegung in Anam noch einen rein demonſtrativen 
Charakter. Die Leute tun ſich zu Tauſenden zuſammen; unbewaffnet, 
aber mit kurz geſchnittenem Haar nach japaniſcher Mode, ohne allen 
Schmuck. So ziehen ſie von Dorf zu Dorf und fordern die Einwohner auf, 
den Fremden die Zahlung von Abgaben zu verweigern. Man hat ſie 
hier und da durch Bajonettangriffe auseinandergeſprengt. Sie wehren 
ſich nicht, aber die Maſſen fließen wieder zuſammen und tauchen an 
anderen Orten wieder auf. „Die europäiſche Bevölkerung — ſo ſchreibt 
jener Korreſpondent —, die wie in allen franzöſiſchen Kolonien leicht 
beunruhigt iſt, hegt die größten Beſorgniſſe. Man ſpricht davon, Frauen 
und Kinder nach Nya Trang zu ſchicken. Es gab Leute, die ein deutſches 
Schiff, das im Hafen lag, um Hilfe anrufen wollten.“. . . „Kommen 
die Manifeſtanten in ein Dorf, ſo nehmen ſie den Alteſten und die ange— 
ſehenſten Leute feſt und nötigen ſie, ſich der Bewegung anzuſchließen; 
ſie ſchneiden ihnen das Haar und nehmen ihnen die Kleider, die zu koſt— 
bar ſcheinen. Sie reden den Einwohnern ein, ſie hätten bereits erreicht, 
daß ihnen die Abgaben erlaſſen ſeien; werde die Bewegung allgemein, 
ſo werde der Erfolg nicht fehlen und die Ara der allgemeinen Glück— 
ſeligkeit beginne.“ Daran ſchließt ſich ein leidenſchaftlicher Angriff 
auf das in Frankreich herrſchende Syſtem. Um den falſchen Tendenzen 
der in Paris herrſchenden Geiſtesrichtung zu ſchmeicheln, werfe man 
in die Maſſen der Eingeborenen Ideen, deren logiſche Konſequenz die 
Vernichtung der Autorität Frankreichs und die völlige Anarchie ſein 
werde. Man habe eine einheimiſche Preſſe geſchaffen, die ganz anti— 
franzöſiſch ſei. Auf den Feſten werde die Internationale geſungen, 
man verwildere das Volk durch die Schulen, die deſtruktive Lehren 
predigen, und bereite ſelbſt den Augenblick vor, da nichts anderes übrig 
bleiben werde, als Gewalt zu gebrauchen! 

Es ließe ſich noch eine lange Reihe von Tatſachen aufführen, die 
unſere Theſe erhärten, daß die neue Kombination der Mächte allen 
Grund hätte, vor der eigenen Tür zu fegen. Für heute verſagt der Raum. 
Nur den Kommentar wollen wir noch herſetzen, den Herr Weſſelitzki— 
Boſhidarowitſch der „Nowoje Wremja“ aus London über die Wirkung 
der Revaler Zuſammenkunft depeſchiert hat. 

„Ich habe (ſo ſchreibt er) mit einigen engliſchen Teilnehmern an 
der Zuſammenkunft geſprochen. Sie waren entzückt von den Erfolgen, 
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die ihre Erwartungen weit übertroffen haben. Alle ernſten Staats- 
männer der Regierung wie der Oppoſition ſind überzeugt, daß die 
Folgen tiefgreifend und dauerhaft ſein werden. Nur das Häuflein der 
Sozialiſten macht eine Ausnahme, aber ihr Einfluß iſt ſehr gering wegen 
der Sympathien, die ſie den indiſchen Revolutionären entgegentragen. 
Geſpräche mit meinen franzöſiſchen Freunden und Briefe aus Paris 
haben mich überzeugt, daß die Bemühungen Deutſchlands, Frankreich 
zu einer Annäherung auf dem Boden finanzieller Kulturintereſſen 
heranzuziehen, geſcheitert ſind. Die franzöſiſchen Kapitaliſten, welche 
dieſe Annäherung wünſchten, haben ſich dem nationalen Gefühl und 
dem Zuſpruch einflußreicher Politiker aller Parteien fügen müſſen, 
weil es notwendig ſei, das beſtehende Bündnis aufrecht zu erhalten. 
Daß der Ton der franzöſiſchen Preſſe milder geworden iſt, bedeutet 
nur, daß Frankreich in dieſem Augenblick den Deutſchen keinen Vorwand 
zu einem Konflikt bieten will. Das iſt aber um ſo notwendiger, als 
Deutſchland über die Mißerfolge ſeiner Politik furchtbar erregt iſt, 
und nur durch eine maßvolle Haltung der Preſſe beruhigt werden kann. 
Die engliſche öffentliche Meinung beginnt ſich lebhaft für die Frage 
der Beziehungen der Slaven zueinander zu intereſſieren und wünſcht 
möglichſt baldige Verwirklichung dieſer Beſtrebungen.“ 

Daß die Preßtätigkeit dieſes Herrn, deſſen geſamte Tätigkeit ſeit 
zehn Jahren ein ununterbrochenes Hetzen gegen Deutſchland iſt, kürzlich 
bei Gelegenheit ſeines Journaliſtenjubiläums durch ein Glückwunſch— 
telegramm des Miniſterpräſidenten Stolypin gefeiert wurde, rechnen 
wir ebenfalls zu den beachtenswerten Merkmalen der politiſchen Lage. 

Nachſchrift. Soeben gehen uns die letzten Nummern der 
„Nowoje Wremja“ zu. Die Nummer vom 27. Juni bringt uns 
die Überraſchung eines Artikels von Menſchikow, der lebhaft für 
die Aufrechterhaltung und Feſtigung der ſäkularen freundſchaftlichen 
Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Rußland eintritt 
und mit großer Entſchiedenheit betont, daß es eine Illuſion ſei, wenn 
Rußland in einem Konflikt mit uns auf franzöſiſche Hilfe rechne. Die 
Nummer vom 28. Juni gipfelt dagegen in einem Leitartikel, der an— 
knüpfend an eine Broſchüre von Gorski: „Die Vorpoſten von Deutſch— 
Deutſchland ſyſtematiſch ſeit 1863 durch ſeine Anſiedler die ſtrategiſch 
wichtigen Punkte in Polen okkupiere, und daß dieſe Anſiedler die Rolle 
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von Vorpoſten der deutſchen Armee einnehmen, auch noch in dienſt— 
lichem Zuſammenhang mit der Armee ſtänden. Die Redaktion der 
„Nowoje Wremja“ bemerkt dazu: 

„Wir glauben, daß die von Herrn Gorski behandelte Frage ernſte 
Beachtung verdient. Man braucht nur die alldeutſchen Blätter zu leſen, 
um ſich von dem ſehr gefährlichen Untergrund dieſer ſogenannten all— 
deutſchen Bewegung zu überzeugen. Nicht umſonſt heißt es in der offi— 
ziellen Hymne dieſer Partei, daß das deutſche Siegeslied „bis zur Wolga“ 
erſchalle. Der deutſche Drang nach Oſten iſt eine reale Gefahr, und 
es wäre ein grober Fehler, ihn zum Kampfe mit den Polen zu benutzen.“ 

Es iſt das alte doppelzüngige Spiel des ehrenwerten Blattes, und 
man fragt ſich, wer dadurch getäuſcht werden ſoll. 


2. Juli 1908. General d' Amade beſetzt Azemur. 
Zunahme der Unruhen in Nordaſien. 
3. Juli. Demiſſion des japaniſchen Kabinetts. 
4. Juli. Erledigung des italieniſch-abeſſiniſchen Grenzſtreits. 
5. Juli. Proteſt franzöſiſcher Sozialiſten gegen die Reiſe Fallieres nach Rußland. 
8. Juli. General Schemſi-Paſcha wird in Monaſtir von einem türkiſchen Offizier erſchoſſen. 


8. Juli 1908. 

Die „Münchener Allgemeine Zeitung“ bringt einen ſehr lehrreichen 
Artikel über den deutſchen Militärlenkballon, aus dem 
ſich der Schluß ergibt, daß wir ohne Anmaßung den Anſpruch erheben 
können, nunmehr die führende Stellung auch in dieſem Zweige mili— 
täriſcher Aufrüſtung gewonnen zu haben. Der neueſte Erfolg des Grafen 
Zeppelin, deſſen Fahrt am 28. Juni in der Tat nicht nur ein wiſſen— 
ſchaftliches, ſondern auch ein politiſches Ereignis iſt, bekräftigt dieſe 
Zuverſicht noch mehr und iſt von unſeren Rivalen mit verlegenem 
Schweigen aufgenommen worden. Für eine Entrüſtung, wie die tat— 
kräftige Entfaltung unſerer Marine ſie hervorrief, weil ſie als eine 
Uſurpation engliſcher Privilegien empfunden wurde, ließ ſich ein Vor— 
wand nicht finden, denn faſt zu gleicher Zeit ſind Frankreich, England 
und Deutſchland an die Löſung des Problems herangetreten, und es 
hat lange geſchienen, als ſollte der Vorſprung Frankreich geſichert bleiben. 
Auch iſt für die Errungenſchaften Frankreichs, deſſen genialen Anteil 
an der Löſung des Problems zu kürzen niemandem ferner liegt als uns, 
ſehr viel Reklame gemacht worden, während wir ſtill gearbeitet und 
mit ſtrengſter Kritik die Reſultate dieſer Arbeit geprüft haben. Heute, 
wo wir das Ziel ſo weit erreicht haben, daß wir mit voller Zuverſicht 
in unſeren Lenkballons wirkſame Kriegsmittel erblicken, dürfen wir 
wohl mit Stolz auf zwei Tatſachen hinweiſen: den entſcheidenden 
Anſtoß zum Bau der Militärballons hat, nach einem Vortrage des 
Hauptmanns v. Kehler in der techniſchen Hochſchule zu Charlottenburg, 
Kaiſer Wilhelm am 18. Dezember 1905 gegeben, ein Tag, den wir 
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in Zukunft als den geiſtigen Geburtstag unſerer künftigen Luftflotte 
feiern werden; die Ausführung aber in Erfindung und Technik ist faſt 
ausſchließlich Offizieren unſerer Armee zu danken, deren 
nie raſtende Tätigkeit und nicht ermattendes wiſſenſchaftliches Streben 
auch hier das Beſte getan hat. Die Namen General Graf Zeppelin, 
Major v. Beſſer, Major Groß, Major Sperling, Oberingenieur des 
Luftſchifferbataillons Baſenach und noch andere, die wir nicht kennen, 
haben ſich einen Ehrenplatz nicht nur in der Geſchichte der Erfindungen, 
ſondern auch in der Geſchichte unſeres Volkes geſichert. Denn wohl 
nie iſt eine bahnbrechende Erfindung mehr zur rechten Zeit gekommen. 
Sie kann heute als eine Friedensaſſekuranz gelten, und wird vielleicht 
mehr als anderes dahin wirken, der Erkenntnis Bahn zu brechen, daß 
die einſeitige Entwicklung einer Waffe zu übermächtiger Stellung noch 
keine wirkliche Übermacht begründet. Es ſei dabei auch darauf hingewieſen, 
daß der Luftſchifferſport, der ſich bei uns in erfreulichſter Weiſe ent— 
wickelt, nicht nur in unſeren Militärkreiſen gepflegt wird und die Bürg— 
ſchaft bietet, daß es der neuen Kriegswaffe ebenſowenig in Deutſchland 
an Mannſchaft fehlen kann, wie unſerer Kriegsmarine, zu der, je länger 
je mehr, unſere Jugend hindrängt. 

Das aber läßt ſich bekanntlich nicht von allen Marinen ſagen. Augen— 
blicklich ſpielen ſich ſehr intereſſanteengliſſche Flotten manöver 
in der Nordſee, hart an unſeren Grenzen ab. Die Kanalflotte: 
14 Schlachtſchiffe, 6 Panzerkreuzer, 30 Torpedojäger und zahlreiche 
Torpedoboote, unter dem Kommando des Admirals Beresford, ſtellt 
eine feindliche Flotte vor, die eine Invaſion in England plant. Sie 
liegt bei Esbjerg in Weſtjütland. Die Verteidigung ruht in den Händen 
des Kommandierenden der Home fleet, Admiral Bridgeman, der über 
15 Schlachtſchiffe, 18 Panzerkreuzer, 20 Kreuzer und andere Schiffe 
verfügt; dazu ſollen auch Schiffe der atlantiſchen Flotte mit heran— 
gezogen werden. Als Baſis der Verteidiger wird Roſith dienen. Ins— 
geſamt werden ſo etwa 300 Fahrzeuge einander gegenüberſtehen, eine 
Macht, wie ſie noch niemals an einem Punkte vereinigt geweſen iſt. 
Die „Daily Mail“ ſagt, daß über dieſe Manöver das größte Geheimnis 
gewahrt werden ſoll, und daß ein Befehl der Admiralität den Offizieren 
verbietet, Gäſte mitzunehmen. Das wird auch gewiß nicht geſchehen; 
ob trotzdem das Geheimnis ſich wahren läßt, erſcheint uns aber in An— 
betracht der Kühnheit und Findigkeit der engliſchen Preßreporter zweifel 
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haft. Es iſt uns nicht erinnerlich, daß ſie ſich jemals einen Stoff hätten 
entgehen laſſen, von dem ſie wiſſen, daß er das allgemeine Intereſſe 
aller Engländer erregt. Unzweifelhaft aber gilt das von dieſen Manövern. 
Den einen bedeuten ſie eine Art Probemobiliſierung der geſamten 
Seemacht Englands gegen den einen Feind, an den ſie denken, den 
anderen ſollen die Manöver die Beruhigung bringen, daß jene gefürchtete 
Invaſion ein Ding der Unmöglichkeit ſei. Wir wünſchen nichts lebhafter, 
als daß dieſe Unmöglichkeit tatſächlich bewieſen wird, und ſtehen mit 
all unſeren Sympathien auf ſeiten des Admirals Bridgeman. Es iſt 
in der Tat die höchſte Zeit, daß der Antoſuggeſtion der öffentlichen 
Meinung Englands endlich einmal der Boden entzogen wird. Auch 
ſcheinen uns dieſe faſt chronisch gewordenen Beängſtigungen einer großen 
Nation wenig würdig. 

Uns iſt kürzlich in einem Pariſer Briefe des „Etandard Egyptien“ 
eine neue groteske Form dieſer Beängſtigungen entgegen— 
getreten. Der Verfaſſer, der „Jean de Metz“ zeichnet, will durch ſeine 
Ausführungen zugleich die letzten Gründe der Annäherung Eng— 
lands an Rußland erklären, und ſo mag er denn auch an dieſer 
Stelle zu Worte kommen: 

„Der Plan der Deutſchen (jo ſchreibt er) beſteht darin, daß ſie Unter— 
ſeeboote bauen wollen, die nicht eine defenſive, ſondern eine offenſive 
Beſtimmung haben werden, und mit ſchwindelerregender Geſchwin— 
digkeit und unglaublicher Kühnheit ſofort, unverzüglich (tout de suite, 
immediatement) die großen engliſchen Schlachtſchiffe angreifen werden, 
ſobald dieſe ſich in Bewegung ſetzen, um die deutſche Flotte anzugreifen 
und zu zerſtören. Sind aber die engliſchen Panzerſchiffe zerſtört oder 
beſchädigt, ſo werden die Deutſchen aus ihren Schlupfwinkeln hervor— 
kommen und eine Armee von Soldaten .. . in London landen. Denn 
immer hat — ſo wurde noch in dieſen Tagen geſchrieben — ein Angriff 
auf die Hauptſtadt die großen Seemächte zugrunde gerichtet: Karthago, 
Tyrus, Holland, Venedig! Noch 1900 hat Lord Salisbury die Eng— 
länder daran erinnert, als er ſagte: „Ein Stoß ins Herz, und es iſt aus 
mit England.“ Deshalb iſt England ſo überaus eilig. Es glaubte bisher, 
daß, wenn der Kampf ausbricht, die franzöſiſchen Schiffe und Soldaten 
genügen werden. Aber die politiſchen Wandlungen, die ſich in den letzten 
Jahren auf franzöſiſchem Boden vollzogen haben, mußten natürlich 
die militäriſche Kraft des Landes mindern. Die Herabſetzung der Dienſt— 
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zeit, die Reduzierung der Übungsperiode der Reſerviſten und der Terri- 
torialarmee, Dinge, die von den Deputierten aus Feigheit zugeſtanden 
wurden, weil ſie mehr an ihre Wiederwahl als an das allgemeine Intereſſe 
denken, das alles hat — wenigſtens zurzeit — den Koeffizienten unſeres 
kriegeriſchen Wertes herabſetzt. Das wachſame England hat dies alles 
wohl bemerkt, und deshalb hat es ſich Rußland genähert. Wird die deutſche 
Armee zugleich an den Grenzen Rußlands und Frankreichs feſtgebannt 
(immobilisée), ſo bedeutet das abſolute Sicherheit für England. Die 
deutſchen Unterſeeboote mögen dann immerhin einige engliſche Panzer— 
ſchiffe in die Luft ſprengen, es werden immer noch genug Schiffe nach— 
bleiben, um die Küſten zu bombardieren und die deutſchen Handels— 
ſchiffe in den Grund zu bohren, was in Deutſchland am meiſten ge— 
fürchtet wird. Nicht mit Unrecht ließen die Alten Fortuna auf einem 
Rade ſchweben. Die menſchlichen Dinge ſind wandelbar, und Rußland, 
das geſtern noch beſiegt am Boden lag, hat heute die Entſcheidung in 
Händen. Das wiſſen die Ruſſen wohl. Einer von ihnen ſchloß ſeinen 
Brief an eine franzöſiſche Zeitung mit folgenden Worten: „Es haben 
ſich Leute gefunden, welche behaupten, daß Rußland, in Aſien beſiegt, 
in Europa durch eine Revolution zerriſſen, aufgehört habe, Großmacht 
zu ſein, und man hat unſeren Zuſammenbruch angekündigt. Wir aber 
glaubten, daß unſer Volk geſchloſſener, größer und ſtärker aus dieſer 
Prüfung hervorgehen werde. Alles zeigt, daß dies auch die Meinung 
derjenigen iſt, die den Staat führen. Jedermann verſteht, was der Aus— 
tauſch der letzten Höflichkeiten bedeutet. In der Tat, man wirbt um unſere 
Allianz. Man bittet um unſere Hilfe, nicht um finanzielle Hilfe (denn 
wir ſind noch kein reicher Staat), nicht um Hilfe zur See (denn wir haben 
keine Flotte mehr), ſondern um Unterſtützung durch unſere Armee, 
welche in den nächſten Kämpfen den Sieg dem zuwenden wird, dem 
wir ihn gönnen (qui dans les luttes prochaines fera pencher la balance 
ou nous voudrons).“ 

Wir gönnen Herrn Jean le Metz ſeine Phantaſien und ſeinem 
ruſſiſchen Gewährsmann die Illuſionen, mit denen er ſich trägt. Beides 
haben wir regiſtriert als charakteriſtiſche Belege für die politiſche Un— 
klarheit, die in den Köpfen ſteckt, die heute die öffentliche Meinung machen. 
In Wirklichkeit liegen die Dinge anders. Die Illuſionen, mit denen 
man ſich in Petersburg und London nach der Revaler Zuſammenkunft 
und nach dem Beſuch der Herren Kramarz, Hribar und Hlebowicki 
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trug, haben die erſte Probe, vor welche die reale Politik ſie ſtellte, nicht 
überſtanden. Die engliſch-ruſſiſche Entente droht ſchon jetzt über der 
perſiſchen Frage auseinanderzufallen, und der Verſuch, durch den Neo— 
ſlavismus die Slaven Europas um Rußland zu ſcharen, iſt, wie das 
offizielle Organ Herrn Stolypins, die „Roſſija“ bekennt, an der pol— 
niſchen Frage geſcheitert. Alle Wahrſcheinlichkeit ſpricht dafür, daß 
auch in Behandlung der Probleme des nahen Orients die ſäkulare 
Diſſonanz, die zwiſchen ruſſiſcher und engliſcher Auffaſſung des orien— 
taliſchen Problems beſteht, ſich nicht durch den guten Vorſatz beſeitigen 
läßt, fortan Hand in Hand zu gehen. Endlich haben alle drei Mächte 
der neuen Entente mit inneren Schwierigkeiten zu rechnen, die ebenfalls 
nicht durch „guten Willen“ aus der Welt geſchafft werden können, 
ſondern ernſte und folgerichtige Friedensarbeit verlangen. 

Rußland ſteht, wie bei dem Stocken der Feldarbeit kaum 
anders möglich war, vor einer neuen Mißernte. Der Terror der revo— 
lutionären Partei iſt ſo wenig überwunden, daß man es nicht wagen 
durfte, König Eduard nach Petersburg zu bitten, weil befürchtet werden 
mußte, daß die Gelegenheit zu einem Attentat benutzt werde. Vom 
15. Mai bis zum 1. Juni (ruſſiſchen Stils) haben, nach offiziellen Angaben, 
durch terroriſtiſche Akte und bewaffnete Überfälle 25 Beamte zu leiden 
gehabt. 12 von ihnen wurden ermordet, 13 verwundet, von Privat— 
perſonen 39 ermordet, 19 verwundet. Geraubt wurden insgeſamt 
42 366 Rubel, außerdem 5 Pud Pulver, 2 Kaſten Dynamit und 229 Paß— 
blanketts. Verhaftet wurden in demſelben Zeitraume 52 Perſonen, dazu 
entdeckte die Polizei fünf geheime Druckereien, eine Niederlage revo— 
lutionärer Schriften, eine Höllenmaſchine, die gegen 40 Pfund Dynamit 
enthielt, 900 Kapſeln und 16 Kupferröhren mit Sprengſtoffen, endlich 
1025 Patronen für Flinten und Revolver. Das alles in 14 Tagen. 
Wir haben aber den Eindruck aus den Zeitungen gewonnen, daß in 
dem Monat, der ſeither hingegangen iſt, die Verhältniſſe ſich noch 
ſchlimmer geſtaltet haben. So ſind vor wenigen Tagen in Tiflis drei 
Bomben geworfen und in einem Kurgan (Grabhügel) bei Sebajtopol 
Gewehre und Patronen gefunden worden uſw. Derartige Nachrichten 
ſind etwas ſo Alltägliches, daß man ſie kaum beachtet. 

Nun möchten wir dieſe Tatſachen nicht allzu tragiſch auffaſſen. 
Man muß immer bedenken, daß ſie unter einer Bevölkerung von 120 
Millionen erfolgt ſind. Aber immerhin können ſie als Beweis dafür 
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dienen, daß der Belagerungszuſtand noch eine Notwendigkeit iſt, und 
daß die Regierung gut tut, ihre Truppen im Lande zu behalten. Nament 
lich iſt nicht daran zu denken, daß ſie aus Polen fortgezogen werden 
könnten. Hat doch am 1. Juli die Regierung ſich genötigt geſehen, 
alle polniſchen Mittel- und Elementarſchulen im Gouvernement Petrikau 
zu ſchließen! Dazu kommt, daß die Beziehungen zwiſchen Duma und 
Regierung ſich verſchlechtert haben. Wir erinnern uns, daß der Reichs 
rat die von der Duma abgelehnten Kredite für die von der Regierung 
geforderten vier Schlachtſchiffe nach recht leidenſchaftlichen Debatten mit 
113 gegen 25 Stimmen ſchließlich bewilligte, wobei J. S. Witte — 
wie ausdrücklich betont werden mag — in richtiger ſtaatsmänniſcher 
Erwägung für die Bewilligung eintrat. Denn ebenſowenig wie die 
ruſſiſche Regierung auf den Bau der Amurbahn verzichten dürfte, 
konnte ſie ſich damit zufrieden geben, auf eine Reihe von Jahren hinaus 
auf den Beſitz einer Seemacht im Baltiſchen Meer zu verzichten. 
Trotz aller Freundſchaft mit England iſt es doch nicht denkbar, daß 
man ihm den Schutz der ruſſiſchen Küſten anvertraut. Der Miniſter— 
präſident hat nun, um eine Verſtändigung herbeizuführen, den von der 
Verfaſſung vorgeſehenen Weg beſchritten, und eine erneute Prüfung der 
Frage einer gemiſchten Kommiſſion von Mitgliedern des Reichsrats und 
der Duma vorgelegt. Aber auch hier ſprach ſich die Majorität gegen die 
Bewilligung der Mittel für die vier Schlachtſchiffe aus, und da der Kaiſer 
entſchloſſen iſt, nicht nachzugeben, ſteht Rußland vor einem Verfaſſungs— 
konflikt, der lebhaft an den Konflikt erinnert, den Bismarck und König 
Wilhelm gegen das Abgeordnetenhaus durchfochten. Auf das Votum 
des Reichsrats geſtützt, und unter Berufung auf einen Ükas vom No— 
vember 1905, der die Miniſterien des Krieges und der Marine direkt 
dem Kaiſer (nicht dem Miniſterpräſidenten) unterſtellt, werden die Schiffe 
ohne allen Zweifel gebaut werden, zumal der Miniſterpräſident ſich 
ganz mit dem Willen des Monarchen identifiziert. Nun hat die Duma 
zwar die für die Flotte des Schwarzen Meeres geforderten Summen 
bewilligt, der Streitpunkt über die vier Schlachtſchiffe für die Oſtſeeflotte 
bleibt, und die Verſtimmung in den Kreiſen der Abgeordneten iſt groß, 
auch iſt nicht recht abzuſehen, wie das alles auslaufen wird. Sehen 
wir richtig, ſo werden, da jetzt die Duma in die Ferien geht, die Geiſter 
ſich allmählich beruhigen, zumal da nicht zweifelhaft ſein kann, daß die 
von der Duma gewünſchte Reform des Marineminiſteriums wirklich 
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erfolgen wird. Und das iſt der Ausgang, den auch wir wünſchen. Denn 
trotz der blinden Feindſeligkeit, welche die ruſſiſche Preſſe aller Rich— 
tungen uns heute entgegenträgt, wünſchen wir eine Entwickelung 
Rußlands zu geſunden Beziehungen zwiſchen Kaiſer und Volksver— 
tretung. Nur wenn die Souveränitätsrechte des Zaren, ſoweit er ſie 
nicht von ſich aus auf Duma und Reichsrat übertragen hat, gewahrt 
bleiben, läßt ſich darauf rechnen, daß die krankhafte Neigung der Nation 
einerſeits zu eigenſinnigem Doktrinarismus, andererſeits zu ungeſunder 
Selbſtüberſchätzung überwunden wird. Beides aber könnte im inneren 
Leben Rußlands wie auch nach außen hin zu gefährlichen Verwickelungen 
führen. 

Daß die Gewaltpolitik, die der Schah mit Hilfe Rußlands und 
durch den ruſſiſchen Stadtkommandanten von Teheran, Ljachow, auf— 
recht erhält, ſich auf die Dauer mit der von einem liberalen Miniſterium 
geführten Politik Englands vereinigen läßt, glauben wir nicht. Es 
ſind bereits ſehr abſprechende Urteile in der engliſchen Preſſe laut ge— 
worden, und Mr. Asquith hat allen Grund, ſich die öffentliche Meinung 
Englands nicht noch mehr zu entfremden als es bereits geſchehen iſt. 
So ſtark die Majorität auch noch iſt, über die das Miniſterium verfügt, 
ſie bröckelt allmählich ab, und es mehren ſich die Anzeichen, daß die 
Augen der Nation ſich auf die Konſervativen, oder ſagen wir lieber 
auf die unioniſtiſch-imperialiſtiſche Koalition, zu richten beginnen. Die 
Gärung in Irland, die nationale Bewegung in Agypten, die Wendung 
der Dinge in Südafrika, wo in der Tat das im Jahre 1900 nieder- 
geworfene Burenelement die Herrſchaft in Händen hat und mit großem 
Geſchick zu befeſtigen verſteht, noch mehr vielleicht die Unruhen 
in Indien, die man allmählich als die Folge der japaniſchen Allianz 
und nicht als eine bloße Wirkung der Tätigkeit einiger geſchickter Agi— 
tatoren zu erkennen gelernt hat, rufen lebhafte Beunruhigung hervor. 
Die „National Review“ kennzeichnet in ihrer Julinummer die Lage 
folgendermaßen: 

„Die ganze Bewegung iſt ein Proteſt gegen unſere Anweſenheit 
in Indien. Die Agitation mag ihre Angriffe gegen dieſe oder jene 
Maßregel, gegen dieſen oder jenen Beamten richten; die wahre Ab— 
ſicht der Unverſöhnlichen iſt, das britiſche Regiment in Indien un— 
möglich zu machen. Keine Anſtrengungen und keine Zugeſtändniſſe 
werden dieſen Antagonismus beſeitigen. Er wird weiter beſtehen und 
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wachſen, und wir mögen zuſehen, wie wir uns damit auseinander— 
ſetzen. Seit Ende 1906 iſt die Feindſeligkeit ungeheuer gewachſen, .. 
ſie umfaßt einen ſehr großen Teil der intelligenten Männer und Frauen 
Indiens. Die Zahl der aktiven Revolutionäre iſt wahrſcheinlich ſehr 
gering, aber ſie ſind in jedem Teile des Landes zu finden. Es mag 
unglaublich klingen, aber eine ſtark beſuchte Verſammlung von Indern 
fand kürzlich in London ſtatt, um den Gedenktag der indiſchen Meuterei 
zu feiern, und Nena Sahib wurde dabei als Patriot gefeiert. Die jungen 
Leute, die an dieſem Meeting teilnahmen, ſind die auserleſenen Pro— 
dukte indiſcher Schulen, die man nach England geſchickt hat, damit ſie 
ihre Studien fortſetzen, und ſie werden die Führer der nächſten indiſchen 
Generation ſein. Ich will aber nicht den Nachdruck auf dieſe mehr oder 
minder „aktiven Arbeiter“ legen. Man wird mit ihnen abrechnen, 
wenn die Gelegenheit ſich bietet. Weit ernſter zu nehmen iſt die Maſſe 
derjenigen, die paſſiv mit ihnen ſympathiſieren. Mit wenigen ehren— 
werten Ausnahmen iſt die Preſſe der Indigenen ſehr läſſig in ihrer 
Mißbilligung der Gewalttaten geweſen. Die meiſten der politiſchen 
Perſönlichkeiten aber haben ein ominöſes und verdächtiges Schweigen 
eingehalten.“ 

Die engliſche Regierung iſt nun bemüht geweſen, durch ein Geſetz 
gegen Verbreitung und Gebrauch von Cxploſivſtoffen — dem das 
Harcourtſche Geſetz zum Muſter diente, das nach der Exploſion in Weſt— 
minſter erlaſſen wurde — und durch ein Preßgeſetz dieſen Schäden 
entgegenzutreten. Ob mit Ausſicht auf Erfolg, iſt ſehr fraglich. Auch 
die höchſt intereſſante Debatte, die in voriger Woche zwiſchen Lord 
Curzon und dem Staatsſekretär für Indien, Lord Morley, im Ober— 
hauſe geführt wurde, hat nicht zur Klärung der Lage beigetragen. 
Lord Curzon verlangt rückſichtsloſe Repreſſion, Lord Morley 
will zwar ſtreng ſein, aber ſich von der Fortführung ſeiner Reform— 
politik nicht abhalten laſſen. Wer von beiden hat nun recht? Uns 
ſcheint, daß die Löſung in dem Sinne, daß eine Verſöhnung von Eng— 
ländern und Indern erfolgt, überhaupt nicht zu finden, iſt. Auf Bajonette 
— ſagte der Fürſt Gortſchakow — kann man ſich wohl ſtützen, 
aber man kann nicht darauf ſitzen. Die Reformen wiederum entwickeln 
und heben das nationale Selbſtbewußtſein und mit ihm die Feind— 
ſeligkeit. Wir haben dieſe Erfahrung in Poſen gemacht, die Engländer 
machen ſie in Agypten und Indien. Und ſchließlich kann man, wie 
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wir ſchon vor acht Tagen ausführten, ein Land nicht auf die Dauer be— 
haupten, in dem man nicht Kinder eigenen Stammes zeugen kann. 
Mit Indien aber hängt auf das engſte das afghaniſche Problem und 
mit dieſem wiederum das perſiſche zuſammen. 

Es ſcheint freilich, daß England damit nicht genug hat und ſich 
mit der Abſicht trägt, dazu noch in Mazedonien die orien— 
taliſche Frage aufzurollen. Die „Kreuz-Zeitung“ hat 
bereits auf den von der „Voſſiſchen Zeitung“ (Nr. 311) veröffentlichten 
bulgariſchen Geheimbericht hingewieſen. Schon der erſte Artikel iſt höchſt 
intereſſant und beſtätigt, was wir ſtets hervorgehoben haben, daß die 
Barbarei bei den bulgariſchen Banden, nicht bei den Türken zu ſuchen 
iſt, und daß von Bulgarien aus ſyſtematiſch auf Entfeſſelung eines 
orientaliſchen Krieges hingearbeitet wird, der ganz Europa in Flammen 
ſetzen würde. An der Echtheit dieſes Berichtes kann ein Zweifel nicht 
auflommen, und mit höchſter Spannung warten wir auf die Fort— 
ſetzung. Sie könnte zu einem politiſchen Ereignis werden. Nach den 
einleitenden Bemerkungen zu ſchließen, die die „Voſſiſche Zeitung“ 
auf ihre Kenntnis des ganzen Berichts fundiert, dürfte das eng— 
liſche Balkankomitee aufs äußerſte kompromittiert werden, 
jo daß wir hier ein neues Beiſpiel dafür hätten, wie die Agitation „vor- 
urteilsloſer“ Agenten auf die Politik eines Kabinetts zurückwirken 
kann, das liberal und human ſein will. Rußland, das ſeine Erfahrungen 
an Balkankomitees in den ſiebziger und achtziger Jahren gemacht hat, 
ſcheint an dieſen Intrigen nicht beteiligt zu ſein. 

Ein großes politiſches Ereignis iſt es ohne Zweifel, daß das offizielle 
Frankreich genötigt geweſen iſt, den General d' Amade zu 
desavouieren, weilb er ſich einen flagranten Bruch der Algeciras— 
akte hat zuſchulden kommen laſſen. Man kann nicht ohne Mitleid die 
Verlegenheit beobachten, in welche dadurch faſt alle franzöſiſchen 
Zeitungen geraten ſind. Sie hatten ſich zunächſt für die kühne Initiative 
des Generals begeiſtert, und das „Journal des Döébats“ rechtfertigte 
ſogar ſein Vorgehen mit dem ausdrücklichen Hinweis auf die Inſtruk— 
tionen, die von der Regierung an d'Amade am 19. Mai erteilt waren. 
„Azemmur“ — ſchrieben die „Débats“ am 4. Juli — „iſt einer 
jener Punkte an der Peripherie der Schauja, in die General d' Amade 
laut ſeiner Inſtruktion beauftragt war, Truppenabteilungen zu in— 
ſtallieren, um die bisher errungenen Erfolge ſicherzuſtellen.“ Und 
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etwas weiter heißt es: „Das alles veranlaßte den General, energiſch 
zu handeln, entſprechend den Inſtruktionen der Regierung und den 
Wünſchen der Bevölkerung“, und zum Schluß wird noch zum dritten— 
mal erklärt, daß die Beſetzung von Azemmur auf Grund der Inſtruk— 
tionen vom 19. Mai geſchehen ſei. Am Tage danach, am 5. Juli, erſchien 
die Note der „Agence Havas“, in welcher der Miniſter Pichon mit— 
teilt, daß er ſofort, nachdem die Nachricht von der Beſetzung Azzemmurs 
eingetroffen ſei, den General an ſeine Inſtruktionen erinnert habe, 
die ihm verboten, den Um-er-Rebia zu überſchreiten. Man hat ihm 
jetzt geſchrieben, daß er mit ſeinen Truppen abziehen und nicht über 
die ihm vorgeſchriebenen Schranken hinaus operieren dürfe. 

Das iſt gewiß korrekt. Aber man fragt ſich wohl, wie die zahl— 
reichen Inkorrektheiten zu erklären ſind, die in Marokko 
trotz aller Reden und Inſtruktionen des Miniſters ſich wiederholt haben. 
Man kann ſich dem Eindruck ſchwer entziehen, daß neben dem offiziellen 
Kabinett eine Art Nebenregierung in marokkaniſchen Ange— 
legenheiten beſteht, die bemüht iſt, die franzöſiſche Marokkopolitik in 
ihre Bahnen zu lenken. Das wäre aber ein nicht unbedenkliches Unter— 
nehmen, da Frankreich ja nicht allein in Marokko iſt. Auch iſt eine 
Wendung zur Geſundung der marokkaniſchen Verhältniſſe ſchwerlich 
zu erwarten, ſo lange Frankreich die bereits gebrochene aſiſtiſche Partei 
künſtlich lebendig hält. Sie würde ſich aus eigener Kraft nicht 24 Stunden 
halten. 
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9. Juli 1908. Bryan wird zum Präſidentſchaftskandidaten der Demokraten nominiert. 

10. Juli. Das engliſche Unterhaus nimmt das Alterspenſionsgeſetz an. 

11. Juli. Die in China lebenden Türken werden unter deutſchen Schutz geſtellt. 
Vertagung der Duma bis zum 28. Oktober. 

14. Juli. Beginn der großen Luftfahrt Zeppelins. 

15. Juli. Übergang Hadi Paſchas zu den Jungtürten. 


15. Juli 1908. 

Eine bei uns nur wenig beachtete Angelegenheit ſcheint in Amerika 
außerordentliches Aufſehen zu machen. Wir erinnern uns des Nach— 
drucks, mit dem Rooſevelt von der letzten Seſſion des Kongreſſes die 
Bewilligung von vier Schlachtſchiffen höchſter Leiſtungsfähigkeit verlangte. 
Sein Wunſch ſcheiterte am Widerſpruche des Senats. Heute würde er 
aller Wahrſcheinlichkeit nach auf geringere Oppoſition ſtoßen. Denn 
inzwiſchen iſt bekannt geworden, daß Braſilien in England 
drei Schlachtſchiffe von 25000t beſtellt hat, und daß dieſe mächtigen 
Schiffe, deren Leiſtungsfähigkeit die der „Dreadnoughts“ noch erheblich 
übertrifft (da ſie 12, nicht 10 zwölfzöllige Kanonen tragen, und dieſe 
dazu ſo geſtellt ſind, daß ſie nach allen Richtungen hin ſchießen können) 
in nächſter Zeit vom Stapel laufen werden. Nun war ſchon vor einigen 
Wochen die engliſche Regierung im Parlamente daraufhin interpelliert 
worden, ob ſie die Verſicherung geben könne, daß ſie den Übergang 
dieſer braſilianiſchen Schiffe in den Beſitz von Mächten verhindern 
werde, deren Intereſſen mit denen Englands in Widerſpruch ſtehen. 
Der erſte Lord der Admiralität gab eine ausweichende Antwort. Es 
ſei verfrüht, über dieſe Dinge zu reden, da ja bisher die Schiffe noch 
nicht zum Verkauf ausgeboten ſeien. Die „Sun“, die ebenſo wie 
der „New York Herald“ ſich mit dieſer Frage beſchäftigt, meint 
nun, daß England den Übergang der braſilianiſchen Schiffe in 
deutſche Hände natürlich nicht dulden werde, aber ſchwerlich ſei anzu— 
nehmen, daß man den Verkauf an das alliierte Japan verbieten 
könne. 
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Wie aber werde es ſein, wenn die Vereinigten Staaten von Amerika 
jene mächtigen Kriegswerkzeuge erwerben wollen, und Japan dagegen 
proteſtiere? Das ſei eine der vielen heiklen Fragen, an die man in 
England hätte denken ſollen, bevor Lord Lansdowne ſeinen Allianz— 
vertrag mit Japan unterzeichnete. Es gäbe ſo manchen Engländer, 
der heute den Abſchluß des Bündniſſes bedauere und mit Ungeduld 
auf das Jahr 1915 warte, das alle dieſe Verbindlichkeiten löſen werde. 
Übrigens höre naturgemäß jedes Einſpruchsrecht Englands auf, ſobald 
die braſilianiſchen Schiffe ſich aus dem Gebiete der engliſchen Juris— 
diktion entfernt hätten, ſo daß ein Übergang in anderen Beſitz ſich ſchon 
auf hoher See vollziehen könne. Der „New York Herald“, der ſchon 
am 29. Juni nicht ohne Bitterkeit darauf hingewieſen hatte, daß Braſilien 
durch engliſche Werkleute gegen eine hübſche Kommiſſionsgebühr für 
Japan Schiffe bauen laſſe, und damals den Rat gab, daß die Vereinigten 
Staaten keine Zeit verlieren, ſondern nun ebenfalls ſich Schlachtſchiffe, 
Kreuzer, Torpedojäger uſw. unter dem Namen irgendeiner gefälligen 
Macht bauen laſſen ſollten, kommt am 7. Juli nochmals auf dieſe Frage 
zurück. Es handele ſich nicht nur um die drei „Dreadnoughts“, ſondern 
noch um drei Kreuzeraviſos von je 3000 t, 10 Torpedojäger (700 t), 
10 Torpedoboote von 130 t und 5 Unterſeeboote. Ein Teil dieſer Fahr— 
zeuge ſchließe ſich direkt dem japaniſchen Typus an. Von den Unterſee— 
booten ſeien zwei bereits fertig und Japan zugeſichert worden. Was 
aber die Beſtimmung der Schlachtſchiffe beträfe, ſo ſcheine eins ſicher, 
daß ſie nämlich die engliſchen Häfen nicht unter braſilianiſcher Flagge 
verlaſſen und nicht in den Beſitz einer Macht übergehen würden, von 
der ſich annehmen ließe, daß ſie England feindſelig werden könnte. 
Für die britiſche Marine ſeien ſie weder notwendig noch erwünſcht, 
aber es wird allgemein angenommen, daß, falls nicht ein „Freund“ 
von England ſie erwerbe, England ſie dennoch kaufen werde. „Dieſer 
Freund wird weder Frankreich noch auch Rußland ſein, das noch nicht 
imſtande geweſen iſt, den „Rurik“ zu bezahlen, ſo daß dieſes ſchöne 
Schiff käuflich iſt.“ Selbſtverſtändlich ſei, daß ſie nicht nach Deutſchland 
kommen werden; vom italieniſchen Typus ſeien ſie zu verſchieden, 
um für Italien beſtimmt zu ſein, und ſo ergebe ſich, daß als einziges 
Beſtimmungsland Japan übrig bleibe. 

Man wird wohl gut tun, dieſen Schluß des „New Pork Herald“ 
ſich nicht gleich zu eigen zu machen. Zunächſt iſt bisher noch nicht erwieſen, 
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daß Braſilien ſich dazu hergegeben habe, fremden Wünſchen als Deck— 
adreſſe zu dienen. Dann aber iſt es wenig wahrſcheinlich, daß Japan 
gerade jetzt die ſchwere pekuniäre Laſt auf ſich nehmen ſollte, welche die 
Anſchaffung dieſer neuen Flotte — denn das iſt es doch — mit ſich bringen 
muß. Noch hat Japan keineswegs die Wunden geheilt, die der ruſſiſche 
Krieg ſeinem Finanzweſen geſchlagen hat. Das jetzt zurücktretende 
Miniſterium Sajonzji iſt vornehmlich beſeitigt worden, weil es 
dieſer Schwierigkeiten nicht Herr zu werden vermochte. Die Staatsſchuld 
hat nach dem Kriege keineswegs abgenommen, ſondern iſt auf 1300 Mill. 
Jen geſtiegen. Die Erſchließung der Bodenſchätze des ſüdlichen Sachalin 
verſchlingt zunächſt noch ungeheure Summen, ohne einen entſprechenden 
Ertrag zu bringen, und dasſelbe gilt zurzeit auch von Korea und ſogar 
von Formoſa. Der Steuerdruck in Japan iſt daher bereits ſo hoch ange— 
ſpannt, daß nicht abſolut notwendige Ausgaben ſich von ſelbſt verbieten. 
Marquis Katſura — derſelbe, der während des Krieges das Mini— 
ſterium führte — wird ſchwerlich jene braſilianiſche Flotte kaufen, wenn 
nicht eine unbedingte Notwendigkeit, das heißt, die höchſte Wahrſchein— 
lichkeit eines Krieges vorliegt. An dieſe Wahrſcheinlichkeit aber glauben 
wir nicht. Japan wird die Vereinigten Staaten gewiß nicht angreifen, 
und ebenſo fern liegt dem Präſidenten wie dem Kongreß die Abſicht, 
Japan zu überfallen. Daran iſt eben nicht zu denken. Katſura hat einen 
Beweis ſeiner ſtaatsmänniſchen Begabung gegeben, als er es verſtand, 
die aufgeregte öffentliche Meinung Japans zu nötigen, ſich mit den Ent— 
täuſchungen des Friedens von Portsmouth zufrieden zu geben, und das 
war gewiß keine leichte Aufgabe. 

Zudem tritt immer mehr zutage, daß Japans Einfluß in Oſt— 
und Südaſien ſich gleichſam automatiſch ausdehnt. Im Orient wird die 
Tatſache der engliſch-japaniſchen Allianz als ein Zeichen des Niedergangs 
der Weltſtellung Englands ausgelegt, was, kombiniert mit dem gewaltigen 
Eindruck der japaniſchen Siege über den alten Rivalen Englands, Ruß— 
land — das bisher auf aſiatiſchem Boden ſtets ſiegreich geweſen war — 
jene antieuropäiſche und, abgeſehen von einem Teile Chinas, japan— 
freundliche Bewegung in Oſt- und Südaſien zur Folge hatte. Die 
Franzoſen haben aber jetzt in Ana m und Tonking darunter 
zu leiden und ſtehen vor einem Kolonialkriege, der keineswegs en bagatelle 
genommen wird. In dieſen Tagen werden gegen 4000 Mann nach 
Franzöſiſch-Hinterindien verſchifft, wobei die große Zahl der Offiziere 
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und Unteroffiziere darauf hinweiſt, daß man ſich mit der Abſicht trägt, 
die einheimiſchen Milizen in die militäriſche Organiſation mit einzu— 
ſchließen. Im ganzen wird Frankreich, wenn der letzte am 15. Auguſt 
verſchiffte Transport in Hue eintrifft, über 8000 Mann europäiſcher 
Truppen verfügen. Ob das ausreicht, bleibt abzuwarten. 

Die Unruhen in Indien ſcheinen nicht abzuflauen, aber 
offenbar geht Englhand ſehr energiſch vor. Jetzt iſt einer der Führer 
der nationalen Bewegung, Tilak, verhaftet und mit jtarfem militärischen 
Apparat nach Kalkutta geſchafft worden. Tilak, der als gelehrter Kenner 
des Sanſkrit einen Weltruf genießt, iſt zugleich eine der populärſten 
Perſönlichkeiten Indiens, ein Vertreter jenes indiſchen Patriotismus, 
der keine Verſöhnung mit der engliſchen Oberherrſchaft finden kann. Den 
Seinen ein Held, den Engländern ein Rebell — das iſt die Tragik ſeines 
Lebens. In dieſen ſchmerzlichen Konflikten entſcheidet praktiſch der Erfolg, 
wie er im Kampf der Buren um Behauptung ihrer Selbſtändigkeit zu— 
nächſt endgültig für England entſchieden zu haben ſchien. Aber die erſte 
Entſcheidung iſt nicht immer die letzte. Die Londoner Korreſpondenz 
der „Kreuz-Zeitung“ hat noch kürzlich eine Überſicht über die Wendung 
gegeben, die ſich heute im Schickſal der einſt geächteten Burenführer voll— 
zogen hat: Steyn, Botha, de Wet, Delarey, Schalk Burgher und wie ſie 
alle heißen ſind heute die erſten Männer in Südafrika, und Lord Milner, 
der ihnen als High Commiſſioner die harten Bedingungen des Friedens 
von Vereeniging aufzwang, muß heute bekennen, daß die Buren 
Südafrika regieren. Die Politik der Föderation der ſüdafri— 
kaniſchen Kolonien aber, die einſt das Programm von Chamberlain, Cecil 
Rhodes und Jameſon war, iſt heute das Programm Louis Bothas und 
wird von England bekämpft. So völlig haben ſich ſeit 1902 die Verhältniſſe 
in ihr Gegenteil verkehrt. 

Von Afghaniſtan iſt es ganz ſtill geworden. Offenbar iſt es 
nicht nützlich, jetzt an einem Problem zu rühren, das im Begriff war, 
mit dem indiſchen zu verſchmelzen. Dagegen ziehen die perſiſchen 
Angelegenheiten immer mehr die Aufmerkſamkeit der Politiker auf ſich. 
Trotz aller gegenteiligen offiziellen Verſicherungen von ruſſiſcher wie von 
engliſcher Seite können beide Teile ein Gefühl des Unbehagens nicht unter— 
drücken. Der „Daily Graphic“ z. B. ſpricht ſich dahin aus, daß es für 
einen Engländer nicht eben eine erfreuliche Betrachtung ſei, daß die 
jüngſt mit Frankreich und Rußland abgeſchloſſenen „ententes“ für die 


sau. 


Länder, auf die ſie einwirken, eine höchſt beklagenswerte Bedrückung be— 
deuten. In Marokko, das 1904 den Franzoſen preisgegeben wurde, ſei 
der von der ganzen Nation verworfene Sultan dem Lande durch fran— 
zöſiſche Bajonette aufgezwungen worden. In den nördlichen Provinzen 
Perſiens und in der Hauptſtadt des Reiches, die in ähnlicher Weiſe der 
Willkür der Ruſſen überlaſſen wurden, helfen Koſaken einem unpopulären 
Herrſcher, die liberale Verfaſſung vernichten, die er geſchworen hat, 
aufrecht zu erhalten. Die „Sun“, die ſich dieſe Betrachtung aus Teheran 
kabeln läßt, bemerkt dazu: „Offenbar fühlt ſich der britiſche Sinn tief 
gedemütigt, wenn er die Tatſache anerkennen muß, daß England keinerlei 
Möglichkeit hat, in Nordperſien mitzureden.“ Es ſchließen ſich daran recht 
ſcharfe Bemerkungen über die Haltung, die England während der ruſſiſchen 
Revolution einnahm, und die für uns nicht kontrollierbare Behauptung, 
daß, wenn die oben erwähnten Koſaken auch Perſer ſeien, ſie doch von 
ruſſiſchen Offizieren befehligt würden, deren Namen noch in den Liſten der 
aktiven Armee geführt würden. Zum Schluß wird dann von dem ameri— 
kaniſchen Blatte die Frage aufgeworfen, ob die Rolle, die ſie in der 
perſiſchen Revolution ſpielen, vereinbar ſei mit jener Neutralität, die Ruß— 
land und England in den perſiſchen Angelegenheiten einzuhalten 
behaupten? 

Nun, man wird zum Vergleiche auf die „Neutralität“ hinweiſen 
können, die Frankreich zwiſchen Abdul Aſis und Abdul Hamid ſo 
gewiſſenhaft durchführt, die aber für Perſonen, welche in der Feinheit 
der Diſtinktionen diplomatiſcher und parlamentariſcher Formulierungen 
nicht einzudringen vermögen, den Anſchein einer entſchloſſenen Partei— 
nahme für den Favoriten erweckt. Haben wir doch eben erſt an der Note, 
die Herr Pichon über das Verhalten des Generals d'A made 
in Azemmur veröffentlichen ließ, und an ſeiner gleich danach folgenden 
Erklärung in der franzöſiſchen Kammer gelernt, daß ganz Europa ſich 
täuſchte, als es verſtand, daß General d' Amade wegen ſeines Verhaltens 
zu tadeln ſei; man hat ihn vielmehr durch Verleihung eines hohen Ordens 
noch ausdrücklich belohnt. „Il ne mérite que des éloges“', jagt der „Temps“ 
in ſeiner jüngſten Betrachtung über dieſe Angelegenheit, und Herr Pichon 
erklärte der Kammer: „le général conserve tout entière la confiance du 
gouvernement; j'ajoute m&me qu'il conserve sa gratitude.“ Was will 
man mehr? Offenbar war das Erſcheinen der franzöſiſchen Kriegsſchiffe 
vor Azemmur nur die trügeriſche Wirkung einer Fata morgana, ganz wie 
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es eine Täuſchung ſein muß, wenn wir glauben, daß Frankreich gegen die 
Beſtimmungen der Akte von Algeciras Algerier zum Polizeidienſte heran— 
zieht, oder wenn es gleichfalls gegen die Beſtimmungen dieſer Akte 
für ſich nicht nur das Recht, ſondern die Verpflichtung beanſprucht, für 
die Sicherung der Europäer in Marokko zu ſorgen und die „Ordnung“ 
in Marokko herzuſtellen. Das alles kann nicht wahr ſein, da Herr Pichon 
uns Tag für Tag verſichert, daß er ſich mit peinlicher Gewiſſenhaftigkeit 
an Geiſt und Inhalt der Akte halte! Aber dieſe Dinge ſind doch zu ernſt, 
um durch ein Wortgeplänkel abgetan zu werden. Vielleicht wird die 
franzöſiſche Regierung in korrektere Bahnen einlenken, wenn ſie, nachdem 
die Kammern ihre Ferien angetreten haben, ſich vor einer läſtigen Kon— 
trolle ſicher fühlt. Endlich ſei noch auf die ſonderbare Rolle hingewieſen, 
die der Schweizer Oberinſpektor Müller ſpielt. Seine Stellung war als 
die eines unabhängigen Mannes gedacht; nach allem, was uns an Nach— 
richten aus Marokko zugeht, ſpielt er jedoch die Rolle eines Figuranten, 
über deſſen Kopf hinweg Frankreich ſeine Wege geht. Wie durfte er z. B., 
ohne an das diplomatiſche Korps in Tanger zu berichten, dulden, daß 
Algerier in die Polizei eingereiht wurden, da es doch ausdrücklich in der Akte 
ſteht, daß nur muſelmänniſche Marokkaner zur Polizei herangezogen 
werden dürfen? Wir können uns nicht denken, daß es dem Selbſtgefühl 
der Schweizer entſpricht, daß die Ehrenſtellung, die ihnen von der Konferenz 
von Algeciras zugewieſen wurde, in völlige Nullität hinabgedrückt wird. 
Eine Überraſchung hat uns die „Nowoje Wremja“ 
von deren Wendung zu einer weniger deutſchfeindlichen Richtung kürzlich 
ſo viel Aufhebens gemacht wurde — durch eine Korreſpondenz von Herrn 
Weſſelitzki gebracht, die ſelbſt für dieſen erfahrenen politiſchen 
Giftmiſcher doch als eine außerordentliche Leiſtung gelten kann. In einer 
langatmigen Korreſpondenz führt er nämlich aus, wie Deutſchland 
ſich in letzter Zeit vergeblich bemüht habe, die Gunſt Frankreichs 
zurückzugewinnen. Es ſei eine weitangelegte Verſchwörung geweſen, 
zu der Rouvier, Conſtans und mit einigen Vorbehalten — man höre — 
Herr Jules Cambon, der hieſige franzöſiſche Botſchafter, gehörten. Das 
Ziel war, das Miniſterium Clemenceau-Pichon zu ſtürzen und Rouvier 
als erſten germanophilen Miniſterpräſidenten zum Haupte der fran— 
zöſiſchen Regierung zu machen. Ein weiteres Reſultat wäre dann die 
Sprengung des neuen franzöſiſch-ruſſiſch-engliſchen Dreibundes geweſen. 
Das alles ſei nun geſcheitert: 
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„Die Verſuche, dem Kabinett Clemenceau in einer inneren Frage 
eine Niederlage durch die Kammer beizubringen, wurden mit Leichtigkeit 
abgeſchlagen. Die von deutſchen Agenten organiſierte Demonſtration 
der Sozialiſten gegen die Reiſe des Präſidenten nach Rußland gab nur 
Anlaß zu einer glänzenden ruſſophilen Demonſtration, wie ſie — nach 
den Angaben engliſcher Journaliſten — lange nicht geſehen worden war. 
Und ſo iſt jetzt die drohende Gefahr einer Sprengung der Gruppierung 
der Dreimächte vorübergezogen. Man darf aber darum nicht vergeſſen, 
daß Deutſchland niemals ſeine Pläne aufgibt, daß der Mißerfolg es nur 
erbittert und neue größere Anſtrengungen und Opfer zur Folge hat. 
Die Ziele der deutſchen Politik kennt jedermann, der ſich bemüht hat, 
die Geſchichte und den jetzigen Zuſtand dieſes Reiches zu ſtudieren. 
Deutſchland will das alte heilige römiſche Reich deutſcher Nation wieder 
herſtellen und es vergrößern durch die Balkanhalbinſel und die Türkei. 
Die übrigen europäiſchen Staaten ſollen als deutſche Vaſallen fortbe— 
ſtehen dürfen. Die heutige europäiſche Frage iſt daher die Frage, ob die 
europäiſchen Nationen ſelbſtändig bleiben oder von Deutſchland unter— 
worfen werden ſollen. Die Gruppe der drei Mächte kann jedoch nur 
dann Europa retten, wenn ſie ein gleich poſitives und gleich folgerichtig 
durchgeführtes Programm hat wie Deutſchland. Bisher läßt ſich aber bei 
keiner der drei Mächte ein ſolches Programm erkennen. . . .“ 

Damit ſchließt Herr Argus-Weſſelitzki, und es hätte nicht gelohnt, 
dieſen hellen Wahnſinn direktionsloſer Gehäſſigkeit wiederzugeben, wenn 
der Artikel nicht im größten und meiſt verbreiteten Blatt Rußlands ge— 
druckt wäre und — geglaubt würde von zahlloſen Leſern des Blattes. 

Wir ſtellen dieſer Phantaſieverſchwörung Herrn Weſſelitzkis die 
wirkliche Verſchwörung entgegen, die durch das „geheime Memoir“ ent— 
hüllt wurde, deſſen Text die „Voſſiſche Zeitung“ veröffentlicht hat. Die 
große Bedeutung der aufgedeckten Tatſachen liegt weniger darin, daß 
nunmehr aus einer amtlichen offiziellen Denkſchrift eines hohen bul— 
gariſchen Beamten feſtgeſtellt iſt, daß die bulgariſche Re— 
gierung das Räuberweſen der Banden in Mazedonien ge— 
fördert hat und ſich das Ziel ſtellte, durch eine provozierende Politik ſich 
ſchließlich zum Herrn eines bulgariſchen Mazedonien zu machen. Das 
war allen Kennern der Verhältniſſe längſt bekannt. Neu iſt jedoch die 
Tatſache, daß das engliſche Balkankomitee dabei eine 
Rolle geſpielt hat, die ſich faſt völlig mit der Rolle deckt, die in den Jahren 
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1875— 1878 die ſlaviſchen Wohltätigkeitskomitees ſpielten, die bekanntlich 
den ruſſiſch-türkiſchen Krieg von 1877-1878 dem Kaiſer Alexander II. 
aufgenötigt haben. Es wird wohl am wirkſamſten ſein, wenn wir das 
Urteil darüber einem engliſchen Blatt, dem imperialiſtiſchen, Standard“, 
überlaſſen. 

„Der von der „Voſſiſchen Zeitung“ veröffentlichte Geheimbericht 
eines hervorragenden bulgarischen Regierungsbeamten enthüllt Tatſachen, 
die, wenn ſie wahr ſein ſollten, einen politiſchen Skandal konſtituieren, 
in welchen das gegenwärtige liberale Kabinett mit verwickelt iſt. Die ge— 
fährliche Rolle, welche die bulgariſchen Banden in Mazedonien ſpielen, 
iſt ſchon lange bekannt. Dieſe Banden, die, nach dem Verfaſſer der 
Schrift, angeblich begründet wurden, um die bulgariſche Sache gegen die 
Türken in Mazedonien zu unterſtützen, haben ſyſtematiſch eine Tyrannei 
ausgeübt, die weit barbariſcher war, als die ſchlimmſten Ausſchreitungen 
türkiſcher Mißwirtſchaft. Sie haben von ihren Mitchriſten und ſogar ihren 
Stammesbrüdern in Mazedonien Geld erpreßt, ſie geplündert, geſchändet, 
gefoltert, ermordet und durch lange Jahre ein wahres Schreckensregiment 
ausgeübt. Mr. Buxton ) aber ſcheint ſie für einen nützlichen Faktor 
der Balkanpolitik zu halten. Der bulgariſche Verfaſſer des geheimen 
Memorandums ſchreibt: „Buxton ſagte mir, daß für den Fall eines Krieges 
zwiſchen Bulgarien und der Türkei die bulgariſchen Banden mit Vorteil 
gebraucht werden könnten. Buxton fügte hinzu, daß England es nicht 
ratſam finde, Bulgarien aktiv zu unterſtützen, daß aber die freundſchaft— 
lichen Beziehungen zwiſchen König Eduard und Fürſt Ferdinand eine 
moraliſche Hilfe für Bulgarien wären.“ Mr. Buxtons Worte ſind erſtens 
eine Anerkennung, daß die bulgariſchen Banden nützliche und wünſchens— 
werte Organiſationen ſind; zweitens eine Aufreizung, ſie gegen die 
Türken zu brauchen; drittens eine nicht mißverſtändliche, wenngleich in— 
direkte Aufreizung der Bulgaren zum Kriege gegen die Türkei. Das 
Datum der Unterhaltung wird nicht angegeben. Aber die Ein— 
leitung der „Voſſiſchen Zeitung“ ſagt, daß das geheime bulgariſche 
Memorandum ſich auf die Ereigniſſe des Jahres 1906 beziehe. Gilt 
das von der oben wiedergegebenen Unterredung, ſo hat Mr. Buxton 
die erſtaunliche Indiskretion zu einer Zeit begangen, da er Kabinetts— 
miniſter war. 


*) Burton, Noel, Chairman des Balkankomitees. 
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Mag das nun zutreffen oder nicht, eine derartige Unterſtützung, die 
ein hervorragendes Mitglied des engliſchen Parlaments mit dem Rang 
eines Kabinettsminiſters den bulgariſchen Revolutionären, die Mazedonien 
terroriſieren, zu teil werden läßt, iſt ein arger Skandal. Die unverant— 
wortlichen Radikalen, welche Griechenland in den verhängnisvollen Krieg 
von 1897 trieben, haben offenbar die gleiche harmloſe Politik verfolgt, 
indem ſie die Bulgaren zum Kriege gegen die Türkei ermunterten. Das 
tiefe Mißtrauen, mit dem die Türkei die engliſche Politik verfolgt und die 
jede Beſſerung der gegenſeitigen Beziehungen zu einer hoffnungsloſen Auf— 
gabe macht, iſt ſehr verſtändlich, wenn ein angeſehener parlamentariſcher 
Führer wie Mr. Buxton angeſchuldigt wird, ſolche Mißgriffe (blunder) 
begangen zu haben.“ 

Inzwiſchen hat die bulgariſche Regierung ſelbſt die Authentizität des 
Memorandums zugegeben, ſich aber bemüht, es als eine Privatarbeit von 
ſich abzuſchütteln. Der „Temps“, deſſen Sofiger Korreſpondent eben— 
falls die Authentizität zugeſteht (sans aucun doute authentique et 
évidemment l’aeuvre d'un agent bulgare qui connait très bien le pays et 
ses habitants), ſucht vergeblich, die Bedeutung der Publikation zu 
mindern, und kommt zu dem ungeheuerlichen Schluß, daß das Memoir, 
recht verſtanden, den Beweis liefere, daß die bulgariſche Regierung 
mit dem Bandenweſen nichts zu ſchaffen habe. Die Rolle des Londoner 
mazedoniſchen Komitees wird in dem Entente-Organ natürlich über— 
gangen, und doch iſt gerade dies die allerwichtigſte Tatſache. Wir glauben 
nicht, daß ſie ohne Folgen auf die praktiſche Politik in der mazedoniſchen 
Frage bleiben kann. 

Zum Schluß eine Notiz für den „Vorwärts“. Er hatte uns 
vorgeworfen, das Werk von His ham: The admirality of the Atlantic, 
überſchätzt zu haben. Vielleicht genügt ihm das folgende Urteil von 
Jaques Bardoux — des beſten Kenners, den das journaliſtiſche Frankreich 
in engliſchen Angelegenheiten hat, Verfaſſer des ausgezeichneten zwei— 
bändigen Buches Essai d'une psychologie de l’Angleterre contem- 
poraine. Er ſchreibt im „Journal des Débats“: 

„Von all den zahlreichen Arbeiten, die über die Rivalität Englands 
und Deutſchlands erſchienen ſind, iſt ſicherlich das von Hislam eines der 
allerbeachtenswerteſten. Gut komponiert, unterſtützt durch koſtbare 
ſtatiſtiſche Angaben, erläutert durch hübſche Photographien, gibt es eine 
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ergreifende Schilderung des Fortſchrittes der deutſchen Marine. Nach 
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einer feſſelnden Erzählung des Urſprunges dieſer Marine prüft Hislam 
die verſchiedenen Schiffstypen, ihre Verteilung, die Stützpunkte der 
Flotte. Ein ganz neues Kapitel behandelt die Ausſichten einer Invaſion 
in England und die Schiffsbauprogramme. Der Schluß, zu dem der 
Verfaſſer gelangt, verdient hervorgehoben zu werden: „Ein Konflikt 
muß früher oder ſpäter kommen; je früher er ausbricht, um ſo kürzere 
Zeit wird er dauern und um ſo weniger Geld und Blut wird er koſten.“ 

Ob wohl der „Vorwärts“ ausreichend Mut und Anſtand hat, darauf 
ſeine Ausfälle zu revozieren, oder ſeinen Leſern den Wortlaut der Bar— 
douxſchen Kritik vorzuführen? 


16. Juli 1908. Die Pforte mobiliſiert in Kleinaſten, um die jungtürkiſche Bewegung zu 
unterdrücken. 

18. Jult. Reiſe Fallieres und Pichons nach Rußland. 
Die Truppen des Schah werden aus Täbris verdrängt. 

19. Jult. Konſtituierung des ſerbiſchen Miniſteriums Welimirowitſch. 

21. Juli. Staatsſetretär Dernburg trifft in Keetmanshoop ein. 


22. Juli 1908. 

Der Graf Leo Tolſtoi, deſſen SOjährigen Geburtstag das litera— 
riſche und politiſche Rußland ſich rüſtet zu feiern, hat in dem ihm eigenen 
Ton propagandiſtiſcher Leidenſchaftlichkeit einen Aufruf erlaſſen, dem er 
die Überſchrift ſetzt: „Ich kann nicht ſchweigen!“ Sein 
Proteſt gilt den Hinrichtungen von Verbrechern, die in Rußland als eine 
traurige Notwendigkeit noch heute vielfach ſtattfinden. Wenn nun, ſo 
argumentiert Tolſtoi, dieſe Hinrichtungen geſchehen, um das Wohl, die 
Ruhe und das Leben derer zu ſchützen, die in Rußland wohnen, ſo ge— 
ſchehe das auch für ihn. Er fühle, daß ein unzweifelhafter Zuſammenhang 
zwiſchen ſeiner geräumigen Wohnung, ſeinem Mittag, ſeiner Kleidung, 
ſeiner Ruhe und jenen ſchrecklichen Verbrechen beſtehe, „die unternommen 
werden, umdiejenigen zu beſeitigen, die mir das Meinige nehmen könnten“. 
Das fühle er und könne es nicht länger ertragen, er könne und werde 
nicht ſo weiter leben. Deswegen ſchreibe er dieſen Proteſt, und deshalb 
werde er ihn in Rußland und im Auslande nach Kräften verbreiten, damit 
eines von beiden geſchehe, entweder dieſen Unmenſchlichkeiten ein Ziel 
geſetzt werde, oder aber die Verbindung zwiſchen ihm und ihnen gelöft, 
werde. Man möge ihn ins Gefängnis werfen, oder aber — was er kaum 
zu hoffen wage — ihm das Totenhemd überwerfen und ihm die Schlinge 
um den alten Hals zuziehen! Folgt eine Apoſtrophe an Henker, Ge— 
fängniswärter und an alle Obrigkeit, die an den Hinrichtungen teilhaben. 
Um Gottes willen ſollen ſie damit aufhören. 

Wer ſich mit den politischen und theoſophiſchen Ideen Tolſtois be— 
ſchäftigt hat, wird über Form und Inhalt ſeines Proteſtſchreibens nicht 
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in Verwunderung geraten; auch wird der Mut, mit dem er jich dem Ge— 
fängnis oder gar dem Henker als Opfer darbietet, nicht allzu ernſt ge— 
nommen werden, da es als ausgeſchloſſen gelten kann, daß ihm das ge— 
ſuchte Martyrium zuteil wird. Ebenſowenig wie Alexander III. es tat, 
wird auch Nikolaus II. dem alten Mann ein Haar krümmen. Was ihn 
ſchützt, iſt ſein Ruhm als erſter ruſſiſcher Proſadichter und ſind ſeine 
80 Jahre. Man duldet ihn und ſeine Torheiten — wie man ein Übel 
trägt, das ſich nicht abwenden läßt. Außerhalb Rußlands, wo man ſich 
weniger an der literariſchen Vergangenheit des Mannes berauſcht, ſteht 
das Urteil über den Politiker und Agitator Tolſtoi längſt feſt. An dem 
blutigen Verlaufe, den die Revolution in Rußland genommen hat, trägt 
kaum jemand mehr Schuld als er, und wenn er heute gegen die Hin— 
richtungen ſeine weittönende Stimme erhebt, ſo ſollte ihm die Frage das 
Gewiſſen ſchärfen, wer denn die wilden Inſtinkte und die Begehrlichkeit 
der Maſſen entfeſſelt hat, die jene harten Repreſſionen der ruſſiſchen Re— 
gierung zu einer furchtbaren Notwendigkeit gemacht haben. Er hat ſich 
ſelbſt einen „chriſtlichen Anarchiſten“ genannt, und in der Tat, ſeine Lehre, 
die den Staat als ſolchen negiert, jede Obrigkeit für verderblich erklärt 
und zu Hütern der Ordnung nicht Recht und Geſetz, ſondern das Gewiſſen 
jedes einzelnen ſetzen will, die alles Privateigentum am Grund und 
Boden aufheben und alles Land für Geſamteigentum erklären will, 
die dem Volke predigt, daß ſein Glaube Götzendienſt iſt und ſeine Geiſt— 
lichen Betrüger ſind — dieſe Lehre muß, ſobald ſie von der unwiſſenden 
Maſſe aufgegriffen wird, zu einem politiſchen Chaos führen, das, wenn 
nicht rettende Gewalt dazwiſchen tritt, alle Errungenschaften menſchlicher 
Kultur zugrunde richten muß. 

Tolſtoi begann ſeine agitatoriſche Tätigkeit in größerem Maßſtabe 
in den Tagen der großen Hungersnot, die in den Jahren 1891 und 1892 
über Rußland hereinbrach. Schon damals wirkten ſeine Verallgemeine— 
rungen furchtbar aufreizend. „Alle ſehen und wiſſen — ſo ſchrieb er im 
Oktober 1893 —, daß die Menſchen, welche der Regierung dienen, dieſes 
nicht tun, um das Wohlſein des Volkes zu heben — es hat ſie nicht darum 
gebeten —, ſondern nur, weil fie ein Gehalt brauchen, und ebenſo, 
daß die Leute, die ſich mit Wiſſenſchaft und Kunſt beſchäftigen, es nicht tun, 
um das Volk aufzuklären, ſondern wegen des Honorars und der Penſionen, 
daß endlich die Leute, die dem Volke das Land vorenthalten und die Kauf— 
preiſe in die Höhe treiben, es nicht tun, um irgendwelche geheiligten 
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Rechte aufrecht zu erhalten, ſondern um ihre Einnahmen zu vergrößern 
und ihre Launen zu befriedigen.“ Eine Rettung, ſo ſchloß er, liege nur in 
der Löſung vom falſchen und in der Anerkennung des wahren Chriſten— 
tums. 

Zwei Jahre danach erſchien ſeine Schrift: „Chriſtenverfolgung in 
Rußland im Jahre 1895“. Sie ſchilderte die traurige Geſchichte einer der 
zahlreichen Sekten, die ſich vom Stamme der ruſſiſchen Kirche abge— 
zweigt haben: der Duchoborzen. Die Duchoborzen erkennen 
die griechiſche Kirche mit ihren Zeremonien und Sakramenten nicht an, 
taufen ihre Kinder nicht, nehmen aus dem Alten und Neuen Teſtament 
nur an, was ſie für nützlich halten, und gründen ihre Lehre nicht auf die 
Bibel, ſondern auf die „Überlieferung“. Dieſe Überlieferung, „das le— 
bendige Buch“, iſt die Summe deſſen, was von Vater auf Sohn in den 
Herzen der Duchoborzen lebendig iſt, und enthält, im Gegenſatz zu der 
durch die Evangeliſten mißverſtändlich wiedergegebenen Lehren Chriſti, 
die wirklichen Worte Gottes. Ihre Ethik erklärt, daß, da alle Menſchen 
gleich ſeien, es keiner weltlichen noch geiſtlichen Gewalt auf Erden be— 
dürfe, auch keiner Gerichte; wenn ſie ſich den beſtehenden Ordnungen 
fügen, ſo geſchieht es nur zum Schein. Sie verbieten den Eid und das 
Waffentragen. Im übrigen ſind ſie harmloſe und arbeitſame, menſchen— 
freundliche Leute. Zu Konflikten zwiſchen ihnen und der Regierung kam 
es zuerſt unter Katharina II.; danach während des Türkenkrieges von 1828. 
Die dem Wologdaſchen Regiment eingereihten Duchoborzen warfen ihre 
Gewehre weg; ſie weigerten ſich, zu kämpfen. Aber davon wurde damals 
wenig Aufhebens gemacht, da ſie ſich in Friedenszeiten der Ableiſtung 
der Wehrpflicht nicht entzogen. Das änderte ſich erſt zu Oſtern 1895. 
Die im Kaukaſus angeſiedelten Duchoborzen verweigerten alle militä— 
riſchen Leiſtungen, verbrannten ihre Waffen und ließen ſich durch keinerlei 
Gewalt von ihrem Entſchluß abbringen. Sie duldeten, was ihnen an 
Zwang und Strafen auferlegt wurde, und wenn ſchließlich in den folgenden 
Jahren ein Teil der Duchoborzen ſich wieder der ruſſiſchen Kirche zu— 
wandte, ein anderer blieb feſt, und die Regierung, welche die Anſteckung 
der Lehre und des Martyriums dieſer Leute fürchtete, ließ ſie auswandern. 
Sie zogen nach Kanada, und dort ſind ſie in völligen religiöſen Wahnſinn 
verfallen. Sie wollten ſchließlich auch keinem Tier Gewalt antun, ver— 
ſchmähten alle vom Lebendigen ſtammende Nahrung und Kleidung, 
wollten den Tieren auch keinen Arbeitszwang auflegen und ſind ſo ſchließ— 
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lich völlig verkommen. Wir haben in den letzten Jahren nichts weiter— 
von ihnen gehört. 

Das Charakteriſtiſche iſt nun, daß Tolſtoi nicht nur die ungeſchickte 
Härte der Regierung dieſen Unglücklichen gegenüber der öffentlichen 
Meinung der Welt denunzierte, ſondern ſich zugleich einen Teil ihrer 
Lehren zu eigen machte. Daß ſie in der Tat „dem Böſen ſich nicht 
durch Gewalttat, ſondern durch paſſiven Widerſtand widerſetzten“, erſchien 
ihm als die Ausführung eines Gebotes Chriſti, und mit ihnen teilte er 
die Vorſtellung, daß allerdings der Staat mit ſeinen 1 ein 
gottwidriges Übel ſei. 

So bildete ſich je länger je mehr ein offenkundiger Gegenſatz ai chen 
ſeinen Lehren und den beſtehenden ſtaatlichen und kirchlichen Ordnungen 
aus. Nach der einen Seite machte er für einen Agrarkommunismus, nach 
der anderen gegen Lehre und Organiſation der Kirche ſowie gegen die 
geltende Staatsordnung Propaganda. Es ſcheint, daß man in Peters— 
burg lange geſchwankt hat, wie dieſer Theoretiker ſtaatlicher und kirchlicher 
Umwälzungen anzufaſſen ſei. Um ſeinem Einfluß auf das Volk den 
Boden zu entziehen, entſchloß man ſich, die geiſtliche Seite ſeiner Dok— 
trinen anzugreifen. Am 8. März 1901 wurde Tolſtoi durch den heiligen 
Synod exkommuniziert; aber es war ein Schlag ins Waſſer. Die öffent— 
liche Meinung Rußlands, die damals bereits in jeder Oppoſition einen 
Verbündeten gegen die Regierung ſah, ſtellte ſich auf ſeine Seite, und 
Tolſtoi konnte, ohne jede Gefährdung, dem Synod eine fulminante 
Antwort entgegenwerfen, die in eine Anklage und Bloßſtellung nicht nur 
des geltenden Kirchenregiments, ſondern überhaupt aller geltenden 
chriſtlichen Dogmatik ausmündete. Was er übrig läßt, iſt das Gebot 
gegenſeitiger Liebe, und was er darüber ſagt, iſt ſchön und gewiß in 
chriſtlichem Geiſte empfunden. Nur konnte aus der Saat, die er aus— 
ſtreute, dieſe Liebe als Frucht nie erſtehen. Seine Lehre iſt von denen, 
zu denen er ſprach, brutaliſiert worden. Was der ruſſiſche Bauer und 
Arbeiter aus ihr heraushörte, war die Verdammung des Beſtehenden, 
die berückende Vorſtellung von dem gleichen Recht aller an allem, von 
dem Bankerott von Staat, Wiſſenſchaft und Kunſt; vor allem aber regte 
er die Begehrlichkeit der Maſſen an, ſo daß der Niederſchlag ſeiner Wirk— 
ſamkeit die Erſchütterung aller Autorität unter einem Volke war, das 
durch eine tauſendjährige Geſchichte zu ſtaatlichem und kirchlichem 
Autoritätsglauben erzogen war, ohne daß er etwas anderes an die Stelle 
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zu ſetzen vermochte als den Appell an das Gewiſſen des Volkes, von dem 
er annahm, daß ſein Dichten und Trachten — wenn anders es nicht durch 
Regierung und Kirche verdorben ſei — zur Betätigung ſelbſtloſer Liebe 
führe. 

Als dann im Jahre 1903 die Bauern- und Arbeiterunruhen in 
Rußland begannen, veröffentlichte Tolſtoi neben zahlreichen Broſchüren, 
die beſtimmt waren, die großen Maſſen für ſeine Auffaſſung vom Staat 
zu gewinnen, auch ein „Denkbüchlein für Offiziere“, um dieſe zu be— 
wegen, der Regierung ihre Dienſte zu verſagen, ſobald ſie von ihnen 
Niederwerfung der Emeuten verlange. „Ihr braucht — jo ſchrieb er — 
nur zu vergeſſen, daß ihr Offiziere, und euch zu erinnern, daß ihr 
Menſchen ſeid, und ein Ausweg aus eurer Lage iſt gefunden. Tretet 
vor die Front eurer Abteilung, legt die Abzeichen eures Offiziersranges 
ab, verneigt Euch zur Erde vor den Soldaten und bittet ſie um Vergebung 
für alles Übel, das ihr durch einen Betrug, d. h. durch Einprägung der 
Vorſtellung, daß der dem Kaiſer geleiſtete Eid ſie zum Gehorſam ver— 
pflichte ihnen angetan habt — das iſt der beſte und ehrenhafteſte Aus— 
weg. Wer aber den Entſchluß dazu nicht finden kann, der ſoll warten, 
bis ein Haufen Unbewaffneter ihm gegenüberſteht, und ſich dann weigern, 
den Befehl zum Schießen zu erteilen!“ 

Noch unverzeihlicher war es, daß Tolſtoi während des japaniſchen 
Krieges in ruſſiſcher und franzöſiſcher Sprache eine Broſchüre veröffent— 
lichte, in der er Offiziere und Soldaten der Armee, die gegenwärtigen 
und die künftigen, aufforderte, die Waffen niederzulegen und in die Heimat 
zurückzukehren! Man kann dieſes Treiben, dem gleichlautende Forde— 
rungen der ruſſiſchen Sozialrevolutionäre parallel gingen, wohl nicht 
anders denn als landesverräteriſch bezeichnen. Aber auch hiermit hat die 
zerſetzende Tätigkeit Tolſtois ihren Höhepunkt nicht erreicht. Sie gipfelt 
in einer im vorigen Jahre erſchienenen Broſchüre „Über die Bedeutung 
der ruſſiſchen Revolution““) in welcher ausgeführt wird, daß alle in der 
Welt beſtehenden Staatsformen gleich verwerflich ſeien, und daß durch 
das allgemeine Wahlrecht das Übel noch ſchlimmer geworden ſei. Wer an 
der Entſtehung von Geſetzen in irgendwelcher Form teilnehme, mache 
ſich zum Mitſchuldigen an den aus ihnen entſpringenden Gewaltſamkeiten. 
Denn alle Geſetze, deren Beobachtung erzwungen werde, ſeien unſittlich, 
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und was man Ziviliſation nenne, ſei nichts anderes als Verworfenheit. 
Für das ruſſiſche Volk gebe es nur eine Rettung: es ſolle weder ſeiner 
Regierung gehorchen, noch ſich nach dem Vorbilde des Abendlandes 
organiſieren, denn eine Volksvertretung ſei noch gewaltſamer als ein 
Monarch. Verweigerung des Gehorſams! — das iſt ſeiner Weisheit 
letzter Schluß. Alle Übel: Abgaben, Militär, Beamte, Grundeigentum 
und mit ihnen alles Elend würden dann ſchwinden, alle Menſchen zu 
Bauern werden. Der Ackerbau aber brauche weder Kunſt noch Wiſſen— 
ſchaft, noch Induſtrie, noch die lügneriſche und ſchädliche Ziviliſation! 
Was die Obrigkeit verlange, ſei Sünde, wer ſich von der Sünde frei 
halten wolle, verſage ihr den Gehorſam! 

Man wird wohl zugeben, daß dieſe Aufforderung zu prinzipiellem 
und ſtetem Ungehorſam weit ſchlimmer tt als jener Aufruf der Wiborger, 
der eine einmalige Verſagung aller Leiſtungen verlangte, um die Re— 
gierung, wie es bereits einmal geſchehen war, zum Nachgeben zu zwin— 
gen. Und nun fragen wir, kann man den Grafen Tolſtoi freiſprechen von 
einer Mitſchuld an den Soldatenmeutereien und Bauernrevolten, 
die jo unſägliches Unheil über Rußland gebracht haben? An all dem Blute, 
das damals von den Bauern in beſtialiſcher Erregung vergoſſen worden 
iſt, und wiederum an all dem Blut, das bei der Pflicht der Regierung, 
die ſtaatliche Ordnung herzuſtellen, vergoſſen werden mußte, hat der 
Graf Leo Tolſtoi ſeinen Anteil. 

Mit welchem Rechte tritt er als Ankläger auf? Es ſteckt eine unge— 
heuere innere Unwahrheit in ſeinem Treiben, und er hat nicht einmal die 
Entſchuldigung aufzuweiſen, daß er als weltfremder Theoretiker einer 
Utopie nachgeht. Vor ſeinen Augen hat ſich der große Generalſtreik 
abgeſpielt, in dem, nach ſeinem Rezept, plötzlich alles dem Staate Arbeit 
und Gehorſam verſagte, und um Jasnaja Poljana herum hat er Greuel 
der Bauernaufſtände kennen gelernt — noch immer geht keine Woche 
hin, ohne von neuen ruchloſen Morden der Revolutionäre oder von 
Verſchwörungen zum Umſturz des Staates Nachricht zu bringen. Wie 
darf er erwarten, daß der Staat ſich ſeiner Pflicht, zu ſtrafen, entzieht? 

Wir wollen uns kein Urteil darüber erlauben, ob es nicht möglich 
wäre, häufiger Gnade walten zu laſſen; dazu müßte man die Vergehen 
kennen, die der Strafe vorausgingen. Ungeſühnt dürfen ſie unter 
keinen Umſtänden bleiben, wenn Rußland ein Staat bleiben will. Aber 
freilich, Tolſtoi ſagt: „Rußland, das ihr durch euren Gehorſam aufrecht 
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erhaltet, iſt nicht nur ein großes Übel, ſondern noch dazu eine große 
Sünde.“ Wir möchten dagegen die Behauptung ſetzen, daß der größte 
Sünder an Rußland der Graf Tolſtoi iſt. 

Nun hat das Komitee, das die Vorbereitungen zu ſeinem auf den 
9. September d. J. fallenden 80. Geburtstag trifft, wie es heißt, be— 
ſchloſſen, ſeine populären Schriften in einer Volksausgabe neu heraus— 
zugeben. Es wäre das ſchlimmſte Geſchenk, das dem ruſſiſchen Volke 
gemacht werden könnte. Bei uns kennt man faſt nur den Dichter 
Tolſtoi, und man ſchätzt ihn mit Recht hoch, wenn auch das Tendenziöſe 
ſeiner letzten Romane bereits ſehr aufdringlich wirkt. An den Dichter 
aber wollen wir uns halten; eine Einwirkung ſeiner politiſchen Ideen 
auf irgendeinen der abendländiſchen Staaten iſt völlig ausgeſchloſſen. 

Uns bleibt nur wenig Raum für weitere Betrachtungen. Auch läßt 
ſich nicht viel Neues berichten. In Marokko iſt die Entwicklung um 
keinen Schritt weiter vorgerückt. Die Entſcheidung kann fallen, wenn 
die Truppen beider Sultane einander gegenüberſtehen. Weil es aber 
in ſolchem Falle keineswegs unmöglich iſt, daß die Mahalla Abdul Aſis' 
zu Mulay Hafid übergeht, iſt uns zweifelhaft, ob es zu einem Zuſammen— 
ſtoß kommen wird. Abdul Aſis konnte es vorziehen, im Schutze des 
von den Franzoſen okkupierten Gebietes zu bleiben. 

Die Reiſe des Präſidenten der franzöſiſchen 
Republik, die am 18. von Dünkirchen begann, wird neben der 
Entrevue in Reval noch zu Beſuchen in Stockholm und Kopenhagen 
führen. An der Weltlage wird dadurch nichts geändert. Ob eine Zu— 
ſammenkunft zwiſchen König Eduard und Kaiſer Wilhelm ſtattfinden 
wird, hängt wohl von beſtimmten Vorausſetzungen ab und ſteht heute 
noch nicht feſt. Ebenſowenig läßt ſich Gewiſſes über die mazedoni— 
ſche Reformfrage ſagen. Nur das dürfte ſicher ſein, daß die 
Pforte Anträge ablehnen wird, die eine Minderung der Souveränitäts— 
rechte des Sultans bedingen. Die neuerdings durch mehrere Morde 
eingeführte jungtürkiſche Bewegung wird von dem in 
Paris reſidierenden „Comité Ottoman d' Union et de Progréès“ dirigiert. 
Es iſt eine durchaus revolutionäre Organiſation, die ſich das Ziel ſetzt, 
dreierlei zu erlangen: 1. die Abdankung des Sultans Abdul Hamid, 
2. eine radikale Anderung des gegenwärtigen Regiments, 3. Einführung 
einer parlamentariſchen Verfaſſung. Als Maßregeln zur Erreichung 
dieſes Zieles empfiehlt das leitende Komitee: bewaffneten Widerſtand 
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gegen die Regierung, Generalſtreik, Verweigerung der Abgaben, Propa— 
ganda in der Armee: die Soldaten ſollen aufgefordert werden, weder 
gegen die Bevölkerung, noch gegen die Revolutionäre vorzugehen; 
allgemeiner Aufſtand, endlich andere Kampfesmittel nach Lage der 
Verhältniſſe. Der Aufruf ſchließt mit den Worten: „Es lebe die Ver— 
bindung der revolutionären Kräfte!“ Wir brauchen wohl nicht erſt zu 
ſagen, daß die Ausführung dieſes Programms nicht nur den Niedergang, 


ſondern den Untergang der Türkei als einer politiſchen Selbſtändigkeit 


bedeuten und die allergefährlichſten politiſchen Probleme heraufbe— 
ſchwören würde. Es liegt im Intereſſe des allgemeinen Friedens, daß 
dieſe mit Meuchelmorden eingeleitete Aktion in ihren Keimen erſtickt 
werde. 

Die Wirren in Perſien, die vorübergehend durch die Erfolge 
des Schah überwunden ſchienen, ſind aufs neue zu blutigem Ausbruch 
gekommen. In Täbris hat die Revolution geſiegt, und die Wahrſchein— 
lichkeit ſpricht dafür, daß ſie noch weiter an Boden gewinnt. Hier wie 
in Marokko ſind die an Ort und Stelle lebenden Engländer mit der 
Politik ihrer Regierung wenig zufrieden, aber Sir Edward Grey hält 
an den Stipulationen ſeines Abkommens mit Rußland feſt, und ſo werden 
Gegenſätze, die unter anderen Verhältniſſen unzweifelhaft zu ernſten 
Konflikten geführt hätten, in Güte ausgeglichen, was nicht immer 
ganz leicht iſt. 

Daß übrigens das Mißtrauen in gewiſſen engliſchen Kreiſen noch 
immer lebendig iſt, beweiſt der Entſchluß der indiſchen Regierung unter 
dem Druck der öffentlichen Meinung, die aus Indien an die ruſſiſche 
Grenze führenden eingleiſigen Bahnen zu zweigleiſigen auszubauen. 

Die Unruhen unter den Hindus dauern immer 
noch fort. Großes Aufſehen erregt der Prozeß von Tilak, nament— 
lich in den Kreiſen der Braminen. Aber unzweifelhaft wird Tilak ver— 
urteilt werden, obwohl er ſich mit großem Geſchick und großer Kühnheit 
verteidigt. 

In Hinterindien iſt es den Franzoſen glücklich ge— 
lungen, den Schuldigen an der Maſſenvergiftung franzöſiſcher Soldaten 
in Hanoi ausfindig zu machen. Es war ein Koch, der jedoch zahlreiche 
Mitverſchworene gehabt zu haben ſcheint. 

Noch immer macht in Amerika die Frage der braſiliani— 
ſchen Schiffsbeſtellung viel Aufſehen. Die Diskuſſion 


wird in der Preſſe nicht ohne Gereiztheit geführt. Die Blätter der 
Vereinigten Staaten halten den Braſilianern vor, daß ſie bereits eines 
der in England gebauten Schiffe an Japan verkauft hätten, die Braſi— 
lianer erwidern, daß ſie ſich eine Kontrolle ihrer Flotten durch die Ver— 
einigten Staaten nicht gefallen ließen, und drohen mit handelspolitiſchen 
Repreſſalien. Aller Wahrſcheinlichkeit nach führt aber dieſer Zeitungs— 
krieg bald zu einem Stillſtande und dann zu einem Frieden. Das 
Charakteriſtiſche iſt dabei das immer noch in Amerika lebendige Miß— 
trauen gegen Japan. 

In England herrſcht jetzt eine lächerliche Spionen— 
riecherei in den Zeitungen, beſonders in „Times“ und „Standard“ 
vor. Man erinnert ſich jedes Fremden, der mit einem photographiſchen 
Apparat gereiſt iſt, findet jeden nichtengliſchen Automobil- oder Rad— 
fahrer verdächtig und erkennt in all dieſen Fremden verkappte deutſche 
Spione. Was würde man erſt in England denken, wenn die glückliche 
Inſel ein Land der Mitte wäre wie Deutſchland, das von allen vier 
Himmelsrichtungen her durchquert wird, und wo es keinen irgend präſen— 
tablen Fleck Erde gibt, der nicht gezeichnet, gemalt oder photographiert 
worden wäre! Und nun denke man an die wirklichen Spione, die wir 
jahraus, jahrein vor unſeren Gerichten müſſen aburteilen laſſen: franzö— 
ſiſche, ruſſiſche und, wenn wir uns nicht ſehr täuſchen, auch engliſche. 
Aber wir haben niemals gehört oder geleſen, daß in Deutſchland dar— 
über auch nur ein Wort verloren worden wäre. Dagegen würden die 
engliſchen Zeitungsberichte über deutſche Spione einen unvergleich— 
lichen Stoff für unſere Witzblätter geben. Sie laſſen ſich ihn hoffentlich 
nicht entgehen. 


23. Juli 1908. Bruch zwiſchen Holland und Venezuela. 

24. Juli. Die Jungtürken proklamieren die Verfaſſung von 1876. Abdul Hamid ordnet die 
Berufung eines türkiſchen Parlaments an. 
Präſident Fallieres in Stockholm. Unruhen in Indien. 

25. Juli. Amneſtierung der politiſchen Gefangenen durch den Sultan, Aufhebung von Geheim— 
polizei und Zenſur. 

27. Juli« Zuſammenkunft Fallieres’ mit dem Zaren vor Reval. 
Sir Edward Grey beſtreitet, daß England darauf ausgehe, Deutſchland zu iſolieren. 

28. Juli. Erledigung der Grenzregulierung zwiſchen Franzöſiſch-Kongo und Kamerun. 

29. Juli. Rückkehr Kaiſer Wilhelms von der Nordlandsreife. 


29. Juli 1908. 

Die große Überraſchung, welche die Wandlung der Türkei in 
einen Verfaſſungsſtaat der Welt gebracht hat, tritt wohl am 
deutlichſten in der Tatſache hervor, daß die Preſſe aller Mächte noch 
ziemlich unſicher an dem Problem herumtaſtet, das durch dieſen neuen 
Faktor der großen Politik ins Leben gerufen iſt. Läßt ſich eine gewiſſe 
Analogie mit den beiden anderen jüngſt entſtandenen Verfaſſungen, 
der ruſſiſchen und der perſiſchen, auch nicht überſehen, ſo treten die 
Unterſchiede doch ſtark hervor. In Rußland hat der Gedanke des Über— 
gangs zu einem Verfaſſungsleben zuerſt den Herrſchern gehört. Sowohl 
Alexander J. wie Alexander II. haben ihn ſehr ernſtlich erwogen, und 
es ſind im Grunde ihre Gedanken geweſen, die durch die ruſſiſche Revo— 
lution ſchließlich in die politiſche Wirklichkeit eingeführt wurden. Unter 
welchen Erſchütterungen und Schwankungen in beiden Lagern, dem 
der Regierung wie dem der drängenden liberalen und revolutionären 
Kräfte, braucht wohl nicht wiedererzählt zu werden. Es iſt ein Teil 
der jüngſten Vergangenheit, die alle Welt mit — faſt könnte man ſagen 
„fiebriſchem“ Intereſſe verfolgt hat. Was ſchließlich Staatsgrundgeſetz 
wurde, war ein aus der Initiative des Monarchen hervorgegangenes 
Kompromiß des Staatsgedankens, wie er bisher verſtanden worden 
war, mit den neuen Strömungen, die ſich Bahn gebrochen haben. 
Aber zwei Volksvertretungen mußten aufgelöſt werden, ehe das Volk 
und ſeine Abgeſandten in der dritten Duma ſich mit dieſem Kompromiß 
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zufrieden gaben. Auch in Perſien ging auf einen Druck, den die liberalen 
und radikalen Elemente des Staates ausübten, die Verfaſſung aus der 
Initiative des Staatsoberhauptes hervor, aber es ſcheint, daß dieſes 
Zugeſtändnis keinen Augenblick ernſt gemeint geweſen iſt, und das 
Verhalten des Schah, der mit ſeinen Verfaſſungseiden in unerhörter 
Weiſe ſpielt, hat dahin geführt, daß eine blutige, noch nicht überwundene 
Kriſis das Land einer völlig unſicheren Zukunft entgegendrängt, die 
nicht nur jene Verfaſſung, ſondern die Exiſtenz der kadſchariſchen Dynaſtie 
und die ſtaatliche Selbſtändigkeit Perſiens in Frage ſtellt. 

Die türkiſche Verfaſſung iſt bekanntlich nicht im eigentlichen Sinne 
des Wortes als neu zu bezeichnen. Sultan Abdul Hamid ſelbſt 
hat ſie, ſo wie ſie jetzt proklamiert wurde, am 23. Dezember 1876 an 
der Schwelle des ruſſiſch-türkiſchen Krieges ſeinem Volke verliehen. 
Aber ſie iſt nur wenige Monate in Wirkſamkeit geweſen. In den Wirren 
des Krieges und den ungemein ſchwierigen politiſchen Verhältniſſen, 
die danach folgten, nahm der Sultan ſeine unumſchränkte Machtfülle 
wieder auf, und diejenigen Türken, die auf Wiederherſtellung der Ver— 
faſſung drangen, ſind als Jungtürken der Gegenſtand einer 
ebenſo konſequenten wie rückſichtsloſen Verfolgung geweſen. Dieſe 
jungtürkiſche Partei, die faſt ausſchließlich aus europäiſch gebildeten 
Exulanten beſtand, hatte ihren Mittelpunkt in Paris und war, was 
nicht ſcharf genug hervorgehoben werden kann, eine nationale 
Reformpartei und nicht antidynaſtiſch. Aber wie es zu geſchehen 
pflegt, ſchloſſen ſich an ſie direkt revolutionäre Gruppen, die vom 
Umſturz die Verwirklichung ihrer beſonderen Pläne erwarteten, und 
aus dieſen Kreiſen iſt jener viel verbreitete Aufruf ausgegangen, der 
für die Türkei eine Verfaſſung und zugleich die Abſetzung des Sultans 
verlangte. Wir finden alſo zwei Gruppen am Werke: die revo— 
lutionäre antidynaſtiſche, deren Wortführer zum Teil 
Armenier und Juden ſind, und die eigentlichen Jungtürken, 
die, wie ſich nachträglich herausſtellt, in der türkiſchen Armee unter den 
Offizieren überaus zahlreiche Anhänger hatten. Daß dieſe Partei ſiegte 
und ein Regiment nach dem anderen ihr zufiel, hat dann den Entſchluß 
des Sultans beſtimmt, bevor ein wirklicher Zwang auf ihn ausgeübt 
wurde, von ſich aus auf die Verfaſſung vom 23. Dezember 1876 zurüd- 
zugreifen und ſich damit gleichſam ſelbſt an die Spitze der Bewegung 
zu ſtellen. Daß ihm dieſer Entſchluß nach einem 31jährigen autokraten 
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Regiment nicht leicht gefallen iſt, wird man verſtehen. Es ſoll zu leiden— 
ſchaftlichen Verhandlungen gekommen und die ſchließliche Entſcheidung 
dadurch herbeigeführt worden ſein, daß die Albaner ſich für die Jung— 
türken erklärten und daß der Scheich ul Iſlam durch ein Fetwa den 
kleinaſiatiſchen Truppen unterſagte, die europäiſchen Regimenter zu 
bekämpfen, die ſich dem Verfaſſungsgedanken angeſchloſſen hatten. 
Die hiſtoriſche Seite dieſer Ereigniſſe, deren bereits von der „Kreuz— 
Zeitung“ erzähltes Detail wir übergehen, wird ſich noch vielfach er— 
gänzen und wohl auch in weſentlichen Punkten zurechtſetzen laſſen. 
Wir können nur wiedergeben, was heute Wirklichkeit zu ſein ſcheint. 
Das Weſentliche iſt, daß an der dynaſtiſchen Treue der türkiſchen Truppen 
nicht gezweifelt werden kann, daß demgegenüber die Elemente, die 
eine Revolution quand méme erſtreben, in den Hintergrund gedrängt 
ſind, und daß der Sultan die Verfaſſung wirklich ins Leben zu führen 
entſchloſſen iſt. Was nun dieſe Verfaſſung ſelbſt betrifft, ſo ſind ihre 
weſentlichen Artikel (kim ganzen ſind es 119) bereits mitgeteilt worden. 
Sie zeigen uns mit geringen Varianten das Bild einer konſtitutionellen 
Staatsordnung mit zwei Kammerſyſtemen und den üblichen Garantien 
der individuellen Freiheit und Rechtsſicherheit. Doch wird es nützlich 
ſein, ausdrücklich hervorzuheben, was dem Sultan an ſouveränen Rechten 
bleibt: der Sultan iſt, als oberſter Kalifa, Schutzherr der muſelmänniſchen 
Religion. Er iſt Souverän und Padiſchah aller Osmanen. Er iſt un— 
verantwortlich, ſeine Perſon geheiligt. Zu den ſouveränen Rechten des 
Sultans gehört: Ernennung und Entlaſſung der Miniſter; er verleiht 
Würden, Amter und die Inſignien ſeiner Orden; er inveſtiert die Ober— 
häupter der privilegierten Provinzen in den Formen, die ihnen durch 
ihre Privilegien verbürgt ſind; er läßt die Münzen ſchlagen; ſein Name 
wird in den Moſcheen während der öffentlichen Gebete genannt; er 
ſchließt Verträge mit den Mächten und erklärt Krieg und ſchließt Frieden; 


er befehligt die Landtruppen und die Kriegsflotte und ordnet die Be— 


wegungen der Truppen an; er läßt die Verordnungen des Sheri (des 
heiligen Geſetzes) ausführen; er verfaßt die Vorſchriften für die öffent— 
liche Verwaltung; er erläßt oder lindert die von den Kriminalgerichten 
verhängten Strafen; er beruft und vertagt das Parlament ('Assemblée 
Générale), löſt, wenn er es für nötig hält, die Kammer der Abgeordneten 
auf und läßt danach zur Neuwahl von Deputierten ſchreiten. Das gibt 
in ſeiner Summe durchaus die Möglichkeit, auch mit dem Parlament eine 
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kraftvolle Regierung zu fuhren, und da der Sultan ſich mit außerordent— 
licher Schnelligkeit entſchloſſen hat, die nächſt der Verfaſſung vornehmſten 
Wünſche der Jungtürken zu gewähren: allgemeine Amneſtie und Auf— 
hebung der geheimen Polizei, ſo liegt aller Grund zur Hoffnung vor, 
daß in der Tat die türkiſche „Revolution“ im weſentlichen ihren Abſchluß 
gefunden hat. Was beginnt, iſt eine neue Zeit, von der ſich hoffen 
läßt, daß die Klugheit des Sultans und der Patriotismus der jetzt in 
den Vordergrund rückenden neuen Elemente ſie zu einer Zeit nationalen 
und ſittlichen Aufſchwungs machen wird. Wir haben niemals die hoch— 
fahrende Anſicht vertreten, daß der Iſlam ſich überlebt habe und einem 
unabwendbaren Niedergange entgegenſehe. Auch in ihm ruht ein 
Teil der ewigen Wahrheiten, und wenngleich wir für völlig ausge— 
ſchloſſen halten, daß eine Periode der Ausbreitung des Iſlam auf Koſten 
chriſtlicher Staaten wiederkehren könnte, ſo halten wir doch ein friedliches 
Nebeneinander von Chriſten und Moſlem für ſehr möglich und politiſch 
für überaus wünſchenswert. Die Politik, die ſich das Ziel ſetzt, den 
Iſlam zu aſſimilieren, hat, wie die Geſchichte von 13 Jahrhunderten 
bewieſen hat, keine Erfolge zu erwarten. Die Verſuche, die neuerdings 
nach dieſer Richtung gemacht worden ſind, können zu Scheinerfolgen 
führen, tragen aber den Keim weitgreifender Verwicklungen und 
ſchließlichen Mißerfolges in ſich. In Frankreich und England denkt 
man anders, aber die Geſchichte hat ihr letztes Wort noch nicht ge— 
ſprochen. 

Zunächſt wird es darauf ankommen, daß man der Pforte Zeit 
läßt, ſich zu ſammeln, und daß ſie die finanziellen Hilfsmittel findet, 
die zur Ausführung der bevorſtehenden Reformen unerläßlich ſind, und 
dazu ſcheint gute Ausſicht vorhanden. Die offiziellen Außerungen 
der großen Mächte zeigen ſich, ſoweit wir ſie überſehen können, der 
Pforte freundlich geſinnt; man wird ſie nicht drängen und will zu— 
nächſt ſehen, wie ſie der mazedoniſchen Wirren Herr wird. In je größerer 
militäriſcher Stärke ſie dort auftritt, deſto mehr Ausſicht hat ſie, daß 
das Bandenweſen von ſelbſt aufhört. Den Starken pflegt man zu 
reſpektieren. Aber freilich bleibt die eine große Sorge, woher für die 
Verwaltung die Männer genommen werden ſollen, die in integrer 
Weiſe ihrer Amtes walten. Die Löſung dieſer Aufgabe wird die wich— 
tigſte ſein, die zunächſt dem Sultan und ſeinen Ratgebern vorliegt. 
Vielleicht hat der Erlaß einer allgemeinen Amneſtie gerade nach dieſer 
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Richtung hin Ausſichten eröffnet, die früher nicht beſtanden, denn 
unzweifelhaft iſt eine große Zahl anſtändiger und patriotiſcher Türken 
dem böſen Syſtem der Spionage und Gegenſpionage zum Opfer ge— 
fallen, das in der inneren Politik der Türkei eine ſo verhängnisvolle 
Rolle geſpielt hat. 

Wir wünſchten zugleich, daß die ungebetenen Mitregenten des 
Sultans, die „Balkankomitees“ aller Färbungen, ihre Tätigkeit 
ruhen ließen; ſie haben ſtets nur Unheil angerichtet, und ebenſo die Ver— 
leumder von Beruf, wie Herr Weſſelitzki, der das Band zwiſchen 
der ruſſiſchen und der engliſchen Hetzpreſſe ſchlingt. Seine neueſte 
Leiſtung iſt ein Londoner Telegramm folgenden Wortlauts: 

„Die Führer der Jungtürken haben Deutſchland in Ver— 
dacht, daß es ſich neue Verwaltungsfunktionen in Paläſtina und in 
einem Teile Meſopotamiens zuweiſen laſſen will. Die Reaktion gegen 
Deutſchland zeigt ſich auch im Mldiz. Der geſtürzte Großveſir Ferid 
Paſcha war ein eifriger Parteigänger der deutſchen und öſterreichiſchen 
Anſchläge. . . Der neue Veſir dagegen iſt als ein Anhänger Eng— 
lands bekannt. Wie viel könnten jetzt die Vertreter der drei Entente— 
mächte am Bosporus erreichen, wenn ſie dort gemeinſchaftlich handeln 
wollten im Geiſte jener Entente, ohne ſich durch Meinungsverſchieden— 
heiten trennen zu laſſen! Munir Bei wird aus Belgrad nach Bukareſt 
reiſen, ohne Sofia zu berühren. Die ſlaviſchen Geſinnungen der Serben 
laſſen hoffen, daß Serbien nicht die Fehler Griechenlands wiederholen 
wird. Die jungtürkiſche Bewegung bringt die Londoner Politiker in 
völlige Verwirrung. Vorgeſtern fand eine außerordentliche Sitzung 
des Balkankomitees ſtatt, um über die Lage zu beraten, und geſtern 
verſammelten ſich „Experten in der Frage des nahen Orients“. Ich 
war zu beiden Verſammlungen geladen und legte meine Anſicht dar: 
die europäiſchen Mächte ſollen nicht in die inneren türkiſchen Ange— 
legenheiten eingreifen und nicht gegen den Strom der nationalen 
türkiſchen Bewegung ſchwimmen; ſie ſollen aber auch nicht erwarten, 
daß dieſe Bewegung für die Chriſten der Türkei etwas Gutes bedeute. 
Die konſtitutionelle Türkei wird ein zweites Ungarn werden und wird 
die Nichttürken gewaltſam zu Türken machen.“ 

Nun, die Herren vom Balkankomitee täten wohl nach der furcht— 
baren Bloßſtellung, die ihnen die bekannte bulgariſche Denkſchrift be— 
reitet hat, am beſten, wenn ſie ſich auflöſen wollten. Es geht von ihrer 
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Tätigkeit ein Blutgeruch aus, der nicht fortzuſchaffen iſt, und auch das 
offizielle England täte gut, ſich von ihnen loszuſagen. Es hat ja 
ohnehin Schwierigkeiten genug im eigenen Hauſe, ſo daß es ſie nicht 
in der Ferne künſtlich zu appretieren braucht. Es macht ſich immer 
mehr geltend, daß im Kabinett zwei Fraktionen einander gegen— 
überſtehen: die radikalen und die gemäßigten. Die erſteren werden 
von Winston Churchill, dem Sohn von Lord Randolph Churchill, 
und von M. Lloyd George, dem alten Feuerkopf, geführt, der 
zu der Arbeiterpartei und zu den engliſchen Sozialiſten in Be— 
ziehung ſteht. Asquith und ſeine näheren Anhänger aber 
wollen mit den Sozialiſten keinerlei Gemeinſchaft pflegen. In 
den Fragen der Armee und Marine wie in der Frage der Arbeiter— 
fürſorge ſind dieſe Gegenſätze ſcharf aneinandergeprallt, und wenn— 
gleich es als ſicher gelten kann, daß der Sieg bei Asquith bleibt, iſt es 
doch nicht ausgeſchloſſen, daß darüber eine Neubildung des Kabinetts 
notwendig wird, oder gar, daß die liberale Partei ſchließlich in zwei 
Lager auseinandergeht. Das aber würde die Ausſichten der Kon— 
ſervativen erheblich ſtärken. Nicht ohne pſychologiſches Intereſſe iſt 
übrigens, daß der heutige engliſche Miniſterpräſident im Jahre 1897 
der Anwalt von Bal Ganghadar Tilak geweſen iſt, alſo von eben 
jenem Braminen Tilak, der auf Grund der heute in Indien geltenden 
Ausnahmegeſetze für Preßvergehen zu 6 Jahren Deportation und zu 
einer erheblichen Geldſtrafe verurteilt worden iſt. Tilak gab in Punah 
zwei Zeitungen heraus, den „Keſari“ in mahrattitiſcher Sprache, und 
den „Mahratti“ engliſch. Was man ihm vorwarf, iſt Aufreizung der 
Inder gegen die engliſche Obrigkeit. Nach den liberalen engliſchen 
Blättern finden wir jedoch nur ſcharfe Angriffe gegen die engliſche 
Bureaukratie und die Forderung einer Teilnahme der Eingeborenen 
an der Verwaltung und Regierung des Landes. Aber das neue engliſche 
Preßgeſetz iſt von drakoniſcher Strenge, und ſo wird der tapfere alte 
Mann wohl ſeine Augen irgendwo in einer fernliegenden britiſchen 
Kolonie ſchließen müſſen. Der „Gaelie American“, das amerikaniſche 
Organ der Iren, das mit tödlichem Haß die Engländer verfolgt, ſpricht 
die Vermutung aus, daß man durch die Verhaftung Tilaks die Mahratten 
zu einer vorzeitigen Erhebung habe reizen wollen, um ſie danach nieder— 
zuſchlagen. Aber das werde nicht geſchehen, die Mahratten und die 
übrigen Inder würden ihrer Stunde warten. „Nichts würde der eng— 
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liſchen Regierung mehr gefallen, als in Indien „ein Ende gemacht zu 
haben“, bevor ſie durch die Verwicklung gebunden iſt, die ſie mit ihrem 
neu gefundenen Freunde Rußland und mit der von der jüdiſchen Finanz 
gerittenen franzöſiſchen Republik im türkiſchen Reich vorbereitet. Unſer 
Rat an das indiſche Volk iſt derſelbe, den wir immer gegeben haben, 
zum Boykott, zu paſſivem Widerſtande, zu feſter Organiſation und 
Propaganda zu greifen, ſo daß, wenn die Gelegenheit ſich bietet — 
und ſie tritt ein, ſobald England mit einer Großmacht „engagiert“ 
iſt — ſie ſich in voller Stärke erheben und ſich und ihr Land von den 
fremden Entweihern ihres Bodens befreien können“. Dies iſt nur ein 
Satz aus einem umfaſſenden Artikel, ein Widerhall der Stimmung, 
die in Indien vorherrſcht, vielleicht unter der Nachwirkung der Rede 
geſchrieben, die Lord Cromer am 20. Juli im Oberhauſe hielt, 
und die in der Tat die Vorſtellung erwecken konnte, daß England im 
Begriff ſtehe, einer Großmacht den Handſchuh hinzuwerfen. Übrigens 
ließen ſich ähnliche Stimmen, wie die Tilaks, neuerdings auch im 
„Etendard Egyptien“ vernehmen, der von den 250 (]) Millionen ent- 
ſchloſſener und ſolidariſcher Muſelmänner ſpricht, die ein fremdes Joch 
nicht länger tragen wollen, und immer aufs neue die Räumung Agyptens 
verlangt. Erſt durch den „Gaelie American“ haben wir auch von einer 
neuen Home Rule-Bewegung erfahren, die in Schott— 
land im Gange iſt. Am 26. Mai hat Mr. Duncan Vernon Pirie, 
Kapitän der 3. Huſaren, Adjutant Grahams in Agypten, danach Gehülfe 
des Gouverneurs von Ceylon und Teilnehmer am Burenkriege, mit 
11 anderen Schotten im Unterhauſe einen Antrag auf Home Rule 
für Schottland eingebracht, der beſtimmt iſt, ein beſonderes ſchottiſches 
Parlament zu konſtituieren, dem die Geſetzgebung in allen beſonderen 
ſchottiſchen Angelegenheiten zufallen ſoll. 

Nun glauben wir nicht, daß dieſer Antrag Ausſicht hat, durch— 
zudringen, aber auch er iſt ein Symptom der zentrifugalen Beſtrebungen, 
die durch das ganze britiſche Reich ziehen, wenn ſie auch nicht überall 
deutlich an die Oberfläche treten. In Südafrika z. B. herrſcht 
unzweifelhaft eine loyale Stimmung dem Empire gegenüber, aber den 
beſonderen Wünſchen Englands tritt ein ſehr beſtimmter Eigenwille 
entgegen. Als Lord Methuen in Prätoria mit dem Antrage hervor— 
trat, den Freiwilligenkorps, die in Südafrika wie jetzt in 
England beliebt geworden ſind, einen Nachwuchs zu ſichern, indem die 
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Schulkinder als Kadetten für dieſen Freiwilligendienſt vorbereitet werden, 
da nahm der Widerſpruch einen leidenſchaftlichen Charakter an. Der 
„Highfeld Herald“, ein in engliſcher Sprache erſcheinendes Organ von 
„Het Volk“, erwiderte, es ſei nicht einzuſehen, gegen welchen Feind 
man rüſten ſolle. Aus den Wolken, wie die Heuſchrecken, könne eine 
fremde Armee nicht kommen. Aus Deutſch-Südweſtafrika gleichfalls 
nicht, ſo lange die Kalahari — Kalahari bleibe; auch wüßten „our 
English friends“ ja aus eigener Erfahrung, daß man ein Land nicht 
durch Sendung einiger Kompagnien Soldaten oder Matroſen annek— 
tieren könne. Der Hinweis auf eine mögliche Erhebung der Schwarzen 
aber ſei eine Frivolität. Als die erſten Weißen ins Land kamen, hätten 
ſie mit ihren ſchlechten Waffen, trotz ihrer geringen Zahl, die Schwarzen 
überall unterworfen und ihnen den Weg zur Ziviliſation erſchloſſen. 
Das habe zwar Anwendung von Macht erfordert und Blut gekoſtet, 
aber ſeit einmal die weiße Bevölkerung ſich in Transvaal organiſiert 
hatte, habe keine Erhebung der Eingeborenen den Staat oder das Leben 
der Buren bedroht. Dank der klugen Politik ihrer Führer ſeien auch 
lokale Erhebungen immer ſeltener geworden, ein großer Teil der 
Schwarzen lebte in halb ziviliſiertem Zuſtande in Mitte der Weißen, 
ohne Waffen und ohne Luſt zu kämpfen. Das jetzt umlaufende Gerede 
von einer Art heiligen Krieges, den ſchwarze Miſſionare gegen die 
Weißen predigten, ſei leeres Geſchwätz. Aber leider ſei durch Schuld 
der engliſchen Politik der Stammeszuſammenhang nicht gebrochen, 
und das ſei die Urſache der Zulurebellion in Natal. Abgeſehen von 
den Baſutos, ſeien die Zulus der mächtigſte und kriegeriſchſte Stamm. 
Dinizulu beſitze großen Einfluß, und doch ſei ſeine Erhebung geſcheitert. 
Ein paar Weiße ſeien ermordet worden, ein paar Kraals verbrannt; 
die Zulus hätten den größten Teil ihres Viehes verloren, und damit 
war die Sache erledigt. Alſo auch mit dieſer Gefahrſſei es nichts. Als 
einzig möglicher Feind bleibe demnach Amerika, das ſich aber bei einem 
Kriege mit England auf Kanada, nicht auf Südafrika werfen werde. 
„Kurz, wir kommen zu folgendem Schluß: zu ſagen daß die Frei— 
willigen gegen einen inneren Feind notwendig ſind, iſt ſtupid. Es iſt 
noch ſtupider zu behaupten, daß man ihrer gegen einen auswärtigen 
Feind bedarf. Da es alſo einen Grund für ihre Exiſtenz nicht gibt, 
iſt ihre Exiſtenz an ſich eine Stupidität. Sie koſtet uns aber 100 000 Lit. 
jährlich, und die ſind abzuſchaffen, es ſei denn, daß ſie als freiwillige 
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Kontribution aus den Taſchen von Imperialiſten fließen, deren Patrio— 
tismus in Glühhitze geraten iſt. In ſolchem Falle haben wir gegen 
ihren Freiwilligenſport nichts einzuwenden.“ 

Das iſt recht ſüdafrikaniſch grob, paßt aber nicht in die imperia— 
liſtiſche Atmoſphäre Altenglands. Wenn ſie von England ausſtrömt, 
gelangt ſie offenbar ſehr abgekühlt in den Kolonien an. Wir in Europa 
fühlen noch ihre volle Glut. Es iſt aber nicht Großbritannien, ſondern 
England, das ſie produziert; damit kann gerechnet werden. In Summa: 
all der Lärm der Zeitungen und der Tiſch- und Volksredner imponiert 
uns wenig, und ebenſo wenig der Kranz von Allianzen, mit denen 
England bemüht iſt, ſich zu ſchmücken. Er könnte ſchneller welken, als 
man in London vorausſetzt. 


30. Juli 1908. Kämpfe zwiſchen Anhängern des Schah und perſiſchen Konſtitutionaliſten. 
Zuſammenſtöße zwiſchen ſtreikenden Arbeitern und Militär in Braveil-Vigneux. 

31. Juli. Handelsvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reich und Haiti. 

1. Aug. Vertagung des engliſchen Parlaments. 

2. Aug. Konſtituierung des Miniſteriums Said-Paſcha in der Türkei. Tewfik Paſcha, Miniſter 
des Auswärtigen. 

3. Aug. Beſuch des deutſchen Kaiſerpaares in Stockholm. 


5. Auguſt 1908. 

Was irgend aus der Revaler Zuſammenkunft journa— 
liſtiſch gemacht werden konnte, finden wir in den franzöſiſchen Zeitungen 
mit außerordentlicher Breite dargelegt. Nicht weniger als 22 Blätter 
hatten ihre Reporter in die alte Ordens- und Hanſeſtadt geſchickt, damit 
ſie als Zeugen über die Zuſammenkunft des Präſidenten der fran— 
zöſiſchen Republik mit dem Zaren berichten konnten. Natürlich konnten 
ſie nichts mehr als die Außerlichkeiten ſehen, und die ſind dann mit fran— 
zöſiſchem Geſchick appretiert den Leſern vorgeführt worden. Im Hinter— 
grunde die Türme der alten Stadt, die noch heute ſo ſtolz wie vor 700 
Jahren auf das Meer hinausblickt, im Vordergrunde die ruſſiſchen und 
die franzöſiſchen Schiffe, die ihre Begrüßungen austauſchten — endlich 
die Reden, die von Kaiſer und Präſidenten, wie üblich nach vorher 
feſtgeſtelltem Text, geſprochen wurden und der Welt nicht mehr ſagten, 
als fie ſchon vorher wußte. Dasſelbe aber gilt von den Beſuchen Fallieres 
in Kopenhagen, Stockholm und Chriſtiania. Es hat ſich für dieſe 
periodiſch wiederkehrenden Höflichkeiten ſchon 
ein feſtes Programm ausgebildet, das gewiſſenhaft eingehalten wird; 
an der Weltlage ändern ſie nichts, es läßt ſich nicht einmal ſagen, daß 
ſie ein ſicheres Material zur Beurteilung der augenblicklichen Lage 
bieten. 

Seit die Beſuche König Eduards und des Präſidenten der fran— 
zöſiſchen Republik in den Gewäſſern von Reval ſtattfanden, hat ſich das 
Problem, das die Aufmerkſamkeit der Diplomatie zumeiſt in Anſpruch 
nahm, die mazedoniſche Frage, völlig gewandelt. Schon 


die Veröffentlichung des bulgarischen Geheimberichts brachte eine über— 
raſchende Wendung, weil ſie einerſeits den aggreſſiven Charakter der 
bulgariſchen Politik bloßlegte, andererſeits zeigte, daß engliſche Staats— 
beamte die auf einen Krieg mit der Türkei hinarbeitende Tätigkeit 
des Londoner mazedoniſchen Komitees nach Kräften ermutigten und 
förderten. Dann aber folgte die alle Welt überraſchende Wendung 
des Sultans, der ſich rechtzeitig an die Spitze der ihm aufgenötigten 
konſtitutionellen Bewegung ſtellte und über Nacht jenen türkiſch en 
Verfaſſungsſtaat ins Leben rief, mit dem, als mit einer poli— 
tiſchen Tatſache, jetzt gerechnet werden muß. Da nun feſtſteht, daß 
auf den Zuſammenkünften vor Reval über die mazedoniſche Reform— 
frage vornehmlich verhandelt worden iſt, ergibt ſich, daß ein weſent— 
licher Teil dieſer Verhandlungen pro nihilo geführt wurde, und daß 
man in Petersburg wie in London und Paris genötigt ſein wird, ſich 
umzudenken. Denn darüber kann kein Zweifel ſein, daß man der Pforte 
Zeit geben muß, zu zeigen, wie ſie ihren Entſchluß, von innen heraus 
das Reich zu reformieren, betätigen will. Obgleich wir nun die Schwierig— 
keiten, die ſie zu überwinden hat, keineswegs geringſchätzen, ſind wir 
doch geneigt, ihr ein günſtiges Prognoſtikon zu ſtellen, weil das Bewußt— 
ſein von dem Ernſt der Lage wirklich vorhanden tft, und an dem Patri— 
otismus des Sultans, der Armee wie auch der Führer der jungtürkiſchen 
Bewegung nicht gezweifelt werden kann. Die Verfaſſung aber hat 
ihnen die Vereinigungs- und Verſtändigungsformel gegeben, die bisher 
fehlte. Daß noch Mißgriffe zu erwarten ſind, muß wohl angenommen 
werden. Es war ſchon ein arger Fehler, daß auch die Kriminalverbrecher 
aus den Gefängniſſen entlaſſen wurden, und er läßt ſich nur entſchul— 
digen, wenn man ſich erinnert, wie ſpeziell in Mazedonien das politiſche 
Verbrechen mit kriminellen Ausſchreitungen Hand in Hand zu gehen 
pflegte, ſo daß in der Tat die Scheidung ſchwierig geweſen ſein mag. 
Die Zeit aber drängte, und ſo mag das Laufenlaſſen einiger hundert 
Diebe und Mordbrenner immer noch das mindere Übel geweſen ſein. 
Die größere Gefahr liegt in den prinzipiell intranſigenten Elementen, 
die ſich den Jungtürken angeſchloſſen hatten und ihre beſonderen deſtruk— 
tiven Zwecke verfolgten. Es ſcheint nämlich, daß in unbegreiflicher Tor— 
heit die Armenier, ſtatt die Gunſt der Lage zu nützen, um eine 
Verſöhnung zu fördern, die ihnen Sicherheit und Einfluß geben würde, 
dahin arbeiten, die Revolution fortzuſetzen und für ihre beſonderen 
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zentrifugalen Beſtrebungen auszubeuten. Ein ſolches Verhalten ließe 
ſich nur als heller politiſcher Wahnſinn bezeichnen, unter dem niemand 
mehr leiden würde, als die Armenier ſelbſt. Um ſo erfreulicher iſt die 
Haltung der Griechen. Das abendländiſche Organ der Griechen, 
die alle 14 Tage in Paris erſcheinende Zeitſchrift „L'Hellénisme“, die 
bisher als eine der ſchärfſten Gegnerinnen der türkiſchen Politik gelten 
konnte, akzeptiert die Wandlung, die ſich vollzogen hat, rückhaltlos 
und hofft von ihr eine wirkliche Verſöhnung der moflemiſchen und 
chriſtlichen Untertanen des Sultans. In betreff der mazedoniſchen Frage 
meint „L'Hellénisme“, daß ſie jedenfalls nicht mehr als ein iſoliertes 
Problem geſtellt werden könne. „Die „Banden“ ſind plötzlich wie durch 
einen Zauberſchlag verſchwunden. Um ſo beſſer! Die lange Periode 
der Maſſakrierungen iſt geſchloſſen. Herr Iswolski kann ſein Reform— 
projekt beiſeite legen, und Sir Edward Grey ſeine fliegenden Kolonnen 
vergeſſen, ſo lange die Hoffnungen nicht zerſtört werden, die man auf 
die Zukunft ſetzt. Denn man darf wohl ſagen, daß es fortan eine maze— 
doniſche Frage nicht mehr gibt, ſondern nur noch eine Frage der Reichs— 
reform, deren Löſung Aufgabe des Parlaments ſein wird.“ Da das 
Parlament erſt auf den 14. November einberufen iſt, ſtehen wir vor 
einer Periode der Vorbereitung und Erwartung, 
in der es vor allem darauf ankommen wird, daß die militäriſche 
Diſziplin wiederhergeſtellt und die ſtaatlichen Autori— 
täten wieder zu normaler Wirkſamkeit zurückgeführt werden. Beide 
Aufgaben laſſen ſich keineswegs mit Leichtigkeit löſen, und es wäre 
ein politiſches Wunder, wenn nicht trotz allen guten Willens noch mehr 
als einmal fehlgegriffen werden ſollte. Man wird daher nicht unge— 
duldig das Unmögliche erwarten dürfen. Ohne ſtarke Erſchütterungen 
findet der Übergang aus Tagen hoher Erregung zu den geſicherten 
Formen ruhigen Alltagslebens nicht ſtatt. Die Beiſpiele dafür liegen 
ja in der allernächſten Vergangenheit und Nachbarſchaft. 

Von dieſem allgemein gültigen Satz ausgehend, erwarten wir 
auch nicht, daß die verbiſſene Feindſeligkeit, die uns von der ruſſiſchen, 
franzöſiſchen, engliſchen Preſſe entgegengetragen wird, nach den Frieden 
atmenden offiziellen Reden, die von den Oberhäuptern aller drei Staaten 
und von einem Teile ihrer Staatsmänner gehalten worden ſind, ver— 
ſtummen werde. Es gibt in allen drei heute durch entente oder alliance 
verbundenen Reichen einflußreiche Gruppen, die den entſchloſſenen 
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Willen zeigen, ſich von ihrem Haß gegen Deutſchland nicht 
abdrängen zu laſſen. So haben die Ehrenſekretäre der „Im— 
perial Maritime League“, Harold F. Wyatt, L. Graham, 
H. Horton-Smith, am 30. Juli eine haßerfüllte Zuſchrift im „Standard“ 
veröffentlicht, in der ſie gegen die Rede des Schatzkanzlers Lloyd 
George Proteſt einlegen, weil er die angeblich von außen drohende 
Gefahr für ein Phantom erklärte gegenüber der ausreichend geſicherten 
maritimen Übermacht Englands. Die Herren Ehrenſekretäre nennen 
ihn deshalb einen bösartigen „Little England-welsh-political-Radical- 
Nonconformist“-Miniſter, der zum Unheil der Welt geboren ſei. Daß 
er aber als Miniſter der Krone und ſpeziell als Schatzkanzler eine ſo 
außerordentliche Faſelei (extraordinary drivel) habe von ſich geben 
können, das ſei nicht weniger als ein verhängnisvolles Omen für England. 
Die Freude des Deutſchen Kaiſers und des deutſchen Generalſtabes 
über die Außerungen dieſes erſtaunlichen Sohnes des unglücklichen Eng— 
land ſei begreiflicherweiſe nicht gering geweſen, und man werde in 
Zukunft das Alterspenſionsgeſetz nennen müſſen: „Geſetz zur 
Erleichterung der Eroberung Britanniens durch 
Deutſchland“. Daher ſei fortan Mr. Lloyd George als das Haupt 
Ahler Tod fe in de des Weltfriedens und feines 
eigenen Vaterlandes zu betrachten. Die Herren ſuchen darauf 
die Argumente zu widerlegen, mit denen Lloyd George die Fabel von 
Angriffsgelüſten Deutſchlands gegen England zurückwies, und ver— 
ſteigen ſich dabei zu der Behauptung, daß England in einer Lage natio— 
naler Todesgefahr ſchwebe, und daß Deutſchland vor leidenſchaft— 
lichem Verlangen berſte, ſein Gebiet zu erweitern (Germany is bursting 
with passionate desire to extend her dominions)! Um dieſe unge— 
heuerlichen Behauptungen recht zu würdigen, ſei auf einen geiſtreichen 
Artikel hingewieſen, den Dr Alexander v. Peez kürzlich im „Neuen 
Wiener Tagblatt“ veröffentlicht hat. Er erzählt von einer Eiſenbahn— 
fahrt, die er mit einem Engländer machte, und wie dieſer ihm erklärt 
habe, daß die inſulare Lage Englands inmitten der See zwar in früheren 
Jahrhunderten einen Vorteil bedeutet habe, jetzt aber zu einem ent— 
ſchiedenen Nachteil geworden ſei. Das Unglück liege nämlich darin, 
daß England ſich nicht vergrößern könne. „Ich war — ſchreibt v. Peez — 
verblüfft und ſchaute auf... da ich aber den Ausdruck des Ernſtes 
gewahrte, ſo erlaubte ich mir die Bemerkung: „Wenn meine ſtatiſtiſchen 
19* 
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Erinnerungen mich nicht ganz im Stiche laſſen, jo haben Sie ſich dennoch 
vergrößert, und zwar um das Neunzigfache des Mutterlandes.“ „Ganz 
recht“, meinte nun der Engländer mit voller Ruhe. „Sie ſchildern die 
Wirklichkeit, aber Sie haben damit nicht auch das Mißverhältnis zu— 
geſtanden, welches darin liegt, daß wir, auf einem ſo kleinen Boote 
im Ozean ſtehend, ſo weite, vielartige Landmaſſen und Völkergruppen 
regieren müſſen?“ Der Engländer wies dann darauf hin, wie, während 
die Staaten des Kontinents in ewigem Hader lagen, England Kolonien 
von eigenem Volkstum gegründet, Kultur verbreitet und Märkte er— 
ſchloſſen habe, die aller Welt, zumal aber den Deutſchen, zugute ge— 
kommen ſeien. Dieſe Handlungsweiſe ſei doch nicht ſo krämerhaft, 
wie man ſie zu ſchildern beliebe. 

Hier brach die Unterhaltung ab, und Peez legt uns nun die Ge— 
danken dar, die ſie in ihm anregte. Er erkennt an, daß allerdinge jenes 
Mißverhältnis beſtehe, und daß England vielleicht nicht mit Unrecht 
in der Kleinheit des Mutterlandes eine Gefahr für die Erhaltung ſeines 
ungeheuren Beſitzes erblicke. Als Mittel, ihr entgegenzuarbeiten, habe 
nun England ſeinen Blick auf die kleinen europäiſchen 
Staaten gerichtet. „Ihre Fürſtenhäuſer ſucht es in ſein Intereſſe 
zu ziehen, ſeine geſellſchaftlichen Gewohnheiten und ſeine Sprache 
breitet es dort aus, es iſt der große Bankier, beherrſcht die Wirtſchaft, 
dringt in die „öffentliche Meinung“, gewinnt die Preſſe für ſich, und 
jeine Flotte läuft nach Belieben die Häfen an und zeigt in halbem Lichte 
ihre drohenden Feuerſchlünde als letztes Mittel der Unterredung.“ 
An der Spitze dieſer Klienten ſtehe Portugal, das einmal in irgend 
einer Form den Anſchluß an Großbritannien finden werde. Günſtiger 
lägen die verwandten Verhältniſſe in Däne mark, Norwegen, 
Griechenland und noch etwas weiter in Belgien und Hol— 
land. Dynaſtiſche und wirtſchaftliche Intereſſen, endlich die ſorg— 
fältig gepflegte Angſt vor dem Deutſchen Reiche, die virtuos geübt werde, 
wirkten dahin, die „Kleinen“ in das engliſche Garn zu führen. Von 
Portugal, Dänemark, Norwegen und Griechenland ließe ſich ſagen, 
daß ſie ſchon jetzt unter engliſchem Protektorat 
ſtehen. Sie bieten eine Bevölkerung von über 121, Millionen Ein— 
wohner und 1, Million qkm Land. Belgien und die Niederlande ſeien 
noch ſelbſtändig, aber auch ſie hätten die Kralle des Leoparden geſpürt, 
die einen im Kongo, die anderen in Südafrika. Wenn nun im Laufe 
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der Zeit dieſe Mittelſtaaten an England fielen, ſo wüchſe deſſen euro— 
päiſche Bevölkerung von 44 auf 70 Millionen, die Zahl der überſeeiſchen 
Untertanen auf 415 Millionen. Die Mittel, mit denen England dieſem 
Ziele zuſtrebe, ſeien: 1. die Seeherrſchaft, 2. die Geldherrſchaft, 3. die 
Herrſchaft der kapitaliſtiſchen Großpreſſe, 4. die Handelspolitik. Das 
alles wird nun von Peez eingehend dargelegt, und wir bedauern, ihm 
nicht in größerer Ausführlichkeit folgen zu können, möchten aber bei 
dieſem Anlaß darauf hinweiſen, daß es in hohem Grade zu wünſchen 
wäre, daß v. Peez ſeine hiſtoriſch-politiſchen Aufſätze in Buchform 
zuſammenfaßt. Sie verdienen durchaus, einem weiteren Leſerkreiſe 
vorgeführt zu werden. Für heute lag uns nur daran, dem angeblichen 
Landhunger Deutſchlands jene Bemühungen Englands gegenüber— 
zuſtellen, die „smaller nations“ ſich zu eigen machen, was, wenn Deutſch— 
land entſprechende Schritte getan hätte, gewiß in London als unerhörte 
Gewalttat denunziert worden wäre. Es iſt wohl verſtändlich, wenn 
bei uns, im Hinblick auf die Dinge, die ſich vor unſeren Augen in den 
letzten 5 Jahren vollzogen haben und noch vollziehen, die offiziellen 
Friedensreden der Lloyd George, Grey und Asquith weniger Eindruck 
machen als die Proteſte, die ihnen entgegengeſetzt werden, und an 
deren Aufrichtigkeit nicht gezweifelt werden kann. Eben jetzt veröffent— 
licht die „National Review“ die phantaſtiſche Schilderung einer im Auguſt 
dieſes Jahres erfolgten Invaſion der deutſchen Armee in England 
hinein, und der „Standard“ einen Brief von Glendower C. Ottley, 
der auf die Autorität des ehemaligen franzöſiſchen Marineminiſters 
Lockroy hin den deutſch-engliſchen Krieg als unvermeidlich bevorſtehend 
ankündigt. Man weiß wirklich nicht mehr, was man von dem Geiſtes— 
zuſtande und dem Selbſtgefühl von Männern denken ſoll, die einem 
ſo krankhaften Verfolgungswahnſinn verfallen ſind! Demgegenüber 
ſei auf ein Wort hingewieſen, das Profeſſor v. Schulze-Gaever— 
mitz in ſeiner Prorektoratsrede in Freiburg i. B. geſagt hat. Er ſprach 
über „England und Deutſchland“ und kam zum Schluß, daß die 
einzig geſunde Grundlage einer ehrlichen Ver— 
ſtändigung mit England die deutſche Flotte fei. 
„Die deutſch-engliſche Frage iſt dann beſeitigt, wenn England im 
Kriege gegen uns einen zu großen Einſatz wagen müßte. Jedes Panzer— 
ſchiff, das die deutſche Flagge über die Wellen trägt, iſt eine neue Ge— 
währ dafür, daß das engliſche Volk Deutſchland als eine gleichberechtigte 
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Macht anerkennen, und auf dem Boden friedlichen Wettbewerbs ſich 
zurückhalten wird. Dem Frieden und der Freundſchaft dient in dieſer 
armen Welt immer noch am beſten die Unmöglichkeit, mit Gewalt 
mehr zu erreichen, als durch vertragsmäßiges Zugeſtändnis. Die Ach— 
tung vor einer unangreifbaren Macht führte England zur Anerkennung 
der weltwirtſchaftlichen und weltpolitiſchen Bedürfniſſe der Vereinigten 
Staaten; nur eine ähnliche Achtung kann unſeren britiſchen Vetter 
veranlaſſen, ſich auch mit Deutſchlands Aufſtieg endgültig zu verſöhnen.“ 
Er ſchließt mit einem Ausſpruch von Hugh Bell in der „Independent 
Review“ vom Oktober 1903: „The well being of Germany cannot 
fail to bring advantages to England“, ein Gedanke, den in weiterer 
Faſſung Präſident Rooſevelt ſo ſchön bei der Enthüllung der Statue 
Friedrichs des Großen in Waſhington zum Ausdruck gebracht hat: 
„Das Gedeihen eines Volkes, ſagte er, hat normalerweiſe nicht die Be— 
deutung einer Drohung, ſondern einer Hoffnung für die übrigen.“ Eine 
Politik, die nicht fähig iſt, ſich zu dieſem Grundſatz zu bekennen, läßt ſich 
nicht anders als „barbariſch“ qualifizieren, und zu ihrem Gegner wird 
ſie nicht dieſe oder jene Nation, ſondern ſchließlich alles haben, was 
an dem Glauben feſthält, daß eine höhere Leitung die Völker beſtimmt 
hat, zu edler Menſchlichkeit fortzuſchreiten. 

Der letzte Tag des Juli hat der franzöſiſchen Republik 
die glücklich überwundene Gefahr einer anarchiſtiſchen Revo— 
lution gebracht. Jene Confédération Générale du Travail, die bereits 
im Sommer 1907 die große Emeute der Winzer Südfrankreichs zu einem 
Generalſtreik ausnutzen wollte, hatte in dem Städtchen Villeneuve— 
St. Georges und Draveil eine Arbeiterrevolte organiſiert, die blutig 
niedergeworfen werden mußte, und danach, um gegen die von der Re— 
gierung gebrauchte Gewalt zu proteſtieren, den Beſchluß gefaßt, in 
Paris einen 24ſtündigen Generalausſtand zu organiſieren. Zum Glück 
hat Herr Clemenceau ſich nicht verblüffen laſſen, ſondern mit raſchem 
Entſchluß eingegriffen und die Häupter der C. G. T. verhaften laſſen. 
Die Herren Dret, Pouget, Griffelhues, Marie, Metot, Bousquet, 
Mauculin, lauter Größen dieſer ſtaatsfeindlichen Organiſation, ſind 
bereits hinter Schloß und Riegel gebracht, und andere werden folgen. 
Das Miniſterium ſcheint entſchloſſen, mit der vollen Strenge des Geſetzes 
gegen ſie vorzugehen, und das läßt ſich nur billigen. Aber gewiß iſt 
es kein ungerechter Vorwurf, wenn das „Journal des Débats“ der 
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Regierung vorhält, daß ſie ſeit Monaten ruhig zugeſehen habe, wie 
eine Gruppe von Anarchiſten „de bas étage“ ſich zu einer Inſurrektions— 
Regierung organiſierte. Es werden dafür merkwürdige Tatſachen 
als Beleg angeführt, und wenn man dieſe Zuſammenhänge überlegt, 
wird man trotz des Sieges des Miniſteriums zu dem Schluſſe gedrängt, 
daß nichts dafür bürgt, daß nicht über kurz oder lang dieſelben Dinge 
ſich wiederholen. Iſt doch noch kein Jahr hingegangen, ſeit das ganze 
Südfrankreich, die Beamten und Truppen mit eingeſchloſſen, in offener 
Rebellion ſtand. Die Erhebung ſcheiterte, weil Paris nicht mitmachen 
wollte, und weil nach wie vor der Wille von Paris für ganz Frankreich 
beſtimmend iſt. Eben deshalb aber war auch die Abſicht des C. G. T., 
den Generalſtreik in Paris ausbrechen zu laſſen, ſo überaus gefährlich 
und das Einſchreiten der Regierung ſo unerläßlich, wenn ſie nicht die 
ganze Republik der Tyrannei des Anarchismus preisgeben wollte. 
Was dem Außenſtehenden immer wieder auffällt, iſt der Herdengeiſt 
der Maſſen. Was man den Willen Frankreichs nennt, iſt das jeweilige 
Schlagwort, was die Pariſer Preſſe ausgibt, und dieſe dient der Partei, 
die ſich des Staatsruders bemächtigt hat. Niemand hat das ſchärfer 
ausgeſprochen, als der trotz allem unabhängig gebliebene Teil der fran— 
zöſiſchen Preßorgane, ohne freilich an der Tatſache etwas ändern zu 
können. Dazu iſt die Menge zu apathiſch und zu ignorant. Ein fran- 
zöſiſcher Offizier, Mr. Roland, hat darüber kürzlich eine doch ſehr wenig 
erbauliche Statiſtik veröffentlicht. Er hat ſeinen Rekruten beſtimmte 
Fragen zur Beantwortung vorgelegt und dabei feſtgeſtellt, daß 36% 
unter ihnen nicht wußten, daß Frankreich 1870 eine Niederlage erlitten 
habe, 50% wußten nichts von den Kriegen des erſten Napoleon, und 
409% hatten niemals etwas von Elſaß und Lothringen gehört! Es 
iſt nur ſchade, daß der Fragebogen nicht noch etwas länger war. Aber 
auch dieſer kleine Ausſchnitt aus der franzöſiſchen Wirklichkeit iſt nicht 
ohne Intereſſe. 

Von der marokkaniſchen Frage iſt Neues nicht zu be— 
richten. Am intereſſanteſten iſt wohl, daß Spanien von einer Reviſion 
der Akte von Algeciras nichts wiſſen will, wie ſie bekanntlich von der 
franzöſiſchen Kolonialpartei gewünſcht wird. Im Augenblick ſcheinen 
die Ausſichten von Abdul Aſis etwas günſtiger zu liegen, aber nichts 
bürgt dafür, daß es dabei bleibt, trotz des Rückhalts, den ihm die fran— 
zöſiſche Okkupation bietet. Feſt ſteht nur das eine, daß das unglückliche 
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Land nicht zur Ruhe kommen kann. Ständen Mulay Hafid und Abdul 
Aſis einander allein gegenüber, ſo wäre die Entſcheidung längſt gefallen, 
und wir könnten wieder mit einer Herrſchaft rechnen, von der ſich Bürg— 
ſchaften für die Rückkehr normaler Beziehungen zu der nicht marok— 
kaniſchen Außenwelt gewinnen ließen. So, wie die Dinge liegen, läßt 
ſich ein Ende nicht abſehen. 

In Amerika gewinnt die demotratiſche Partei mit ihrem Prä— 
ſidentſchaftskandidaten Bryan an Boden, aber es iſt charakteriſtiſch, 
daß ſeine Anhänger an ihm vornehmlich rühmen, daß ſeine Politik 
im Grunde die Rooſevelts ſei, und daß Taft in demokratiſcher Dra- 
pierung ſeine Erfolge errungen habe. Denn der große Name, vor dem 
alles ſich beugt, iſt doch Rooſevelt geblieben, und da es ſicher ſcheint, 
daß er ſich perſönlich für Taft einſetzen will, ſo dürfte trotz allem dieſem 
der Präſidentenſtuhl zufallen. Eine intereſſante, in Europa wenig 
beobachtete Tatſache iſt die Annäherung, die zwiſchen dem 
Vatikan und der Regierung der Vereinigten Staaten ſich vollzieht. 
Papſt Pio X. hat ſich in den Philippinen, in Kuba und in Portoriko 
höchſt gefällig gezeigt. Jetzt ſteht eine neue wichtige Maßregel bevor. 
Vom 1. November dieſes Jahres ab werden die Vereinigten Staaten 
nicht mehr zum Wirkungsgebiete der Congregatio de propaganda fide 
gehören, ſondern die Katholiken der Republik werden entweder dem 
Kardinal-Staatsſekretär direkt unterſtellt oder den verſchiedenen Komitees 
und Kongregationen zugewieſen werden. Auch ſollen einige amerika— 
niſche Kardinäle ernannt werden, unter ihnen der Erzbiſchof Farley 
und wahrſcheinlich noch zwei andere Perſönlichkeiten. Von welcher 
politiſchen Tragweite dieſe Maßregel ſein wird, wagen wir nicht vorher— 
zuſagen. Gleichgültig iſt ſie unter keinen Umſtänden. 

In Rußland iſt es, ſeit die Duma in die Ferien gegangen iſt, 
politiſch ſtill geworden. Die Zeitungen beſchäftigen ſich viel mit dem 
Prager Neoſlavenkongreß und kehren, je länger je mehr, eine anti— 
polniſche und auch eine antitſchechiſche Richtung hervor. Auch die Frage 
der Armeereform wird lebhaft diskutiert. Namentlich die Flucht der 
Offiziere in den Zivildienſt macht Sorgen. Man hat berechnet, daß 
zurzeit 3000 Offiziersſtellen zu beſetzen ſind, und weiſt darauf hin, 
daß eine Beſſerung der pekuniären und geſellſchaftlichen Stellung, 
namentlich der unteren Offizierschargen, unerläßlich ſei. Und das iſt 
ohne Zweifel richtig. 
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Unſer Gönner, Herr Weſſelitzki, hat neuerdings die Entdeckung 
gemacht, daß die jungtürkiſche Aktion keinen anderen Zweck gehabt 
habe, als den deutſchen Einfluß zu beſeitigen. Er hofft, daß die drei 
Ententemächte ſich zuſammentun werden, um dieſen löblichen Beſtre— 
bungen zum Siege zu verhelfen. Aber er iſt des Erfolges nicht ganz 
ſicher. Wir auch nicht. 


11. Aug. 1908. Zuſammenkunft König Eduards mit Kaiſer Wilhelm in Kronberg- 
12. Aug. Zuſammenkunft König Eduards mit Kaiſer Franz Joſeph in Iſchl. 


12. Auguſt 1908. 

Die Entwicklung, welche die Dinge in der Türkei genommen haben, 
gibt für ein ſicheres Urteil über den ſchließlichen Ausgang der Kriſis 
noch keinen genügenden Anhalt. Nur eines läßt ſich mit voller Sicherheit 
ſagen: es iſt undenkbar, daß die Form des politiſchen Lebens, die im 
Augenblick beſteht, fortdauert. Die Regierung des Reiches durch ein 
in Paris ſitzendes Zentralkomitee iſt in ſich ein nonsens. So lange es 
ſich um die Organiſation des Staatsſtreiches handelte, der in die Pro— 
klamierung der Verfaſſung endete, war die Leitung aus der Ferne 
möglich und vielleicht notwendig. Nachdem das Ziel, die Verfaſſung, 
erreicht war, iſt die Aufrechterhaltung anonymer Gewalten nicht weiter 
zu rechtfertigen, und es iſt unerläßlich, daß die durch den Erlaß der 
Amneſtie gedeckten Perſönlichkeiten, welche die Bewegung organiſierten 
und ſie noch jetzt führen, an die Offentlichkeit treten und die Verant— 
wortung ihres Tuns auch vor der Offentlichkeit tragen. Anderenfalls 
muß ihr Werk, ſoweit es einen Fortſchritt in der politiſchen Entwicklung 
der Türkei eingeleitet hat, ſcheitern, und eine neue Willkürherrſchaft 
an die Stelle derjenigen treten, die geſtürzt wurde. Wir begnügen uns, 
ohne in das Detail des politiſchen Tatſachenmaterials einzugehen, mit 
dem Hinweis auf die Stellung, welche die türkiſche Armee eingenommen 
hat. Sie iſt dem Sultan treu und zugleich entſchloſſen, die Verfaſſung 
aufrechtzuerhalten. Gerade unter den Armeecoffizieren aber finden 
ſich die beſtgebildeten Köpfe und die energiſchſten Charaktere. Sie haben 
ein weſentliches Element der Kräfte geboten, die unter ungemein ſchwie— 
rigen Verhältniſſen nach Proklamierung der Verfaſſung die ſtaatliche 
Ordnung aufrechterhielten. So lange ſie feſt bleiben, läßt ſich darauf 
rechnen, daß die ohne Zweifel vorhandenen deſtruktiven Strömungen 
nicht zu Geltung kommen. Wir bemerken bei dieſer Gelegenheit in Anlaß 
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einer Zuſchrift, die ein Dr. Paul Nathan den „Mitteilungen aus dem Verein 
zur Abwehr des Antiſemitismus“ eingeſchickt hat, noch ausdrücklich, 
daß uns ſehr wohl bekannt iſt, daß die Juden in der Türkei in keiner 
Weiſe zu den revolutionären oder überhaupt zu politiſchen Faktoren 
gerechnet werden können. Sie vertreten vielmehr durchweg das Intereſſe 
ſtaatlicher Ordnung. Unſere Bemerkung bezog ſich auf den linken Flügel 
des Pariſer Komitees, deſſen Aufruf einen Charakter trug, der 
weſentlich verſchieden iſt von dem Programm derjenigen Jung— 
türken, die den Staatsſtreich vollzogen. Zu dieſem linken Flügel 
aber gehören, wenn anders wir recht unterrichtet ſind, neben armeniſchen 
Anarchiſten auch Juden derſelben Richtung, die eine ſo bedeutende 
und blutige Rolle in der ruſſiſchen Revolution geſpielt haben. Es iſt 
ſehr erfreulich, daß ſie auf türkiſchem Boden nicht zur Geltung gekommen 
ſind. Das wird wohl auch die Anſicht von Dr Nathan ſein, der ſich bei 
genauerer Prüfung unſerer Bemerkungen ſeinen Proteſt hätte erſparen 
können. 

Mit ganz beſonderer Genugtuung begrüßen wir eine Petersburger 
Meldung der „Times“, derzufolge Rußland und England ihre Reform— 
vorſchläge für Mazedonien zurückziehen. Nichts iſt erwünſchter, und wir 
ſind nicht nur vom türkiſchen, ſondern auch vom Standpunkt des all— 
gemein europäiſchen Intereſſes geneigt, den Wert dieſer klugen Initiative 
ſehr hoch einzuſchätzen. Zumal nachdem der Sultan am 7. Auguſt 
noch einmal vor dem geſamten diplomatiſchen Korps und in Gegenwart 
des Großveſirs und des Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten 
erklärt hat, daß er entſchloſſen ſei, die Verfaſſung aufrechtzuerhalten 
und in ihr ſein eigenes Werk ſehe, wäre es nicht zu rechtfertigen, wenn 
Europa der Türkei nicht Zeit und Bewegungsfreiheit laſſen wollte, 
um nunmehr zu zeigen, daß ſie nicht nur Gerechtigkeit üben will, 
ſondern es auch vermag ihren Willen durchzuführen. Die deutſche 
Politik, die allezeit dahin gerichtet war, die Integrität der Türkei zu 
ſichern und ihr bei ihrer materiellen und moraliſchen Kräftigung fördernd 
zur Seite zu ſtehen, wird unter den veränderten Formen des türkiſchen 
Staatslebens gewiß um ſo eifriger im gleichen Sinne tätig ſein. Deutſch— 
land hat unter den großen Mächten inſofern in der orientaliſchen Frage 
eine beſondere Stellung einnehmen können, als ſeine Intereſſen nicht 
eine Unterdrückung, ſondern eine Förderung aller auf Verjüngung 
der geſunden Kräfte des Iſlam gerichteten Beſtrebungen verlangten. 
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Wir haben ſeit Jahren dieſen Geſichtspunkt, gerade an dieſer Stelle, 
immer aufs neue zur Geltung gebracht und ſind feſt überzeugt, daß 
ihm die Zukunft gehört. 

Auch machen die türkiſchen Ereigniſſe ſich überall in der iſlamiſchen 
Welt geltend. In Perſien werden ſie früher oder ſpäter den Schah 
auf den Boden der Verfaſſung zurückführen, in Agypten hat die National- 
partei dem Khedive eine Petition überreicht, die ihn um Einführung 
einer Verfaſſung angeht; es bleibt abzuwarten, welches die Wirkung 
in den mohammedaniſchen Provinzen Engliſch-Indiens und in Nord— 
afrika ſein wird. Es wäre eine ungeheure Verblendung, dieſer Ent— 
wicklung nicht Rechnung zu tragen und ihr hindernd in den Weg zu treten, 
ſtatt ſie zu fördern. Die türkiſche Reformfrage braucht in der Geſtalt, 
die ſie heute angenommen hat, keineswegs zu einem europäiſchen 
Problem auszuwachſen. Auch ſcheint uns, daß die Mächte, ſpeziell 
Frankreich, England und Rußland, heute mehr als je Anlaß haben, 
ſich den Problemen ihrer inneren Politik zuzuwenden. Wir brauchen 
ſie nicht im einzelnen herzuzählen, das iſt oft genug von uns geſchehen, 
ebenſooft freilich haben wir darauf hinweiſen müſſen, daß gerade dieſe 
Schwierigkeiten auf eigenem Grund und Boden den Eifer derjenigen 
angeſtachelt haben, deren letztes Ziel eine allgemeine Konflagration zu 
ſein ſcheint. Die Haltung der ruſſiſchen Journaliſtik mag dafür als 
Beiſpiel dienen. 

Vor einiger Zeit ging die Nachricht durch die Preſſe, daß dank 
einem Druck von oben die hämiſchen Angriffe, in welchen ſich die „Nowoje 
Wremja“ gegen Deutſchland zu ergehen pflegt, aufhören würden. 
Das iſt nun keineswegs geſchehen, vielmehr wetteifert nach wie vor 
das ehrenwerte Organ in ſeinen verleumderiſchen Verdächtigungen 
mit den ſchlimmſten Wortführern derjenigen engliſchen Preſſe, deren 
Schlagwort „Krieg gegen Deutſchland“ lautet. Wir haben vor 8 Tagen 
einige Stichproben dafür unſeren Leſern vorgelegt. Wenn wir heute 
wieder einmal an der „Nowoje Wremja“ exemplifizieren, geſchieht es, 
um auf die Gefahren hinzuweiſen, die aus dieſer ſyſtematiſchen Hetzerei 
dem Weltfrieden drohen. Den äußeren Anlaß bietet wiederum der 
Londoner Korreſpondent der „Nowoje Wremja“, Herr Weſſelitzki— 
Boſhidarowitſch. Er hat ſeinen Ausführungen die Überſchrift geſetzt: 
„Der Pazifizismus als nationaler Selbſtmord“. Zum Ausgangspunkt 
dienen ihm die letzten mazedoniſchen und türkiſchen Ereigniſſe. Sie 
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hätten die Wirkung gehabt, die Epoche des vorherrſchenden deutſchen 
Einfluſſes endgültig zu ſchließen. Jetzt, da es eine türkiſche Volksver— 
tretung gebe, werde man die „Ausplünderung“ der Türkei durch Deutſch— 
land nicht mehr dulden und die Streitkräfte und Hilfsmittel des Reiches 
nicht mehr dem Pangermanismus zu Dienſt ſtellen. Es ſteht aber feſt, 
daß Deutſchland im Begriff geweſen ſei, die Türkei zu nötigen, 
den Bulgaren den Krieg zu erklären, wie das Freiherr 
v. Marſchall ſelbſt in einem berühmt gewordenen Interview mitgeteilt 
habe (!!). Aber Ferid Paſcha, das Werkzeug Marſchalls, ſei jetzt ge— 
ſtürzt, und die auf ihre dominierende Stellung und ihre engen Ver— 
bindungen ſo ſtolze deutſche Diplomatie ſei durch die Konſtantinopeler 
Ereigniſſe völlig überraſcht worden. Sie habe die jungtürkiſche Be— 
wegung unterſchätzt und ſei über die inneren Verhältniſſe des Landes, 
deſſen Vormund ſie ſein wollte, nur ſchlecht unterrichtet geweſen. Der 
Fall des Abſolutismus in der Türkei ſei der ſchwerſte politiſche Schlag, 
der Deutſchland treffen konnte, da Deutſchland mit dem Einfluß am 
Bosporus auch ſeine Stellung in Wien erſchüttert ſehe. Im Augen— 
blick aber gehorche das „unglückliche Wien“ noch immer den Winken 
Berlins, und zweimal habe Oſterreich angeboten, den Aufſtand in 
Mazedonien mit Waffengewalt niederzuwerfen, was jedoch beide Male 
abgelehnt worden ſei ()). Man fürchte nämlich, daß das türkiſche Par— 
lament den Bau der Sandſchakbahn nicht genehmigen werde und daß 
der Verſuch, am Agäiſchen Meer Fuß zu faſſen, wie vor 30 Jahren 
ſcheitern werde!! a 
Die zweite Revaler Zuſammenkunft wirkte auf alle Friedens— 
freunde noch ermutigender als die erſte, denn aus den Reden, die ge— 
halten wurden, klinge nicht nur der Entſchluß hervor, dieſen Frieden, 
ſondern auch das politiſche Gleichgewicht zu behaupten. In England, 
wo dieſe Reden den beſten Eindruck gemacht hätten, betrachte man die 
danach von Sir Edward Grey geſprochenen Worte als eine von der 
geſamten Nation abgegebene Erklärung. In der Tat, wenn Deutſch— 
land Vereinbarungen geſchloſſen habe, deren Inhalt noch geheim ſein, 
weshalb ſollten England, Frankreich und Rußland nicht Abkommen 
treffen, die ihnen notwendig erſcheinen? Die Prätenſion Deutſchlands, 
daß alle von anderen abgeſchloſſenen Bündniſſe als dem Frieden ſchäd— 
lich zu betrachten ſeien, finde eine Parallele nur in der römiſchen 
Geſchichte. Rom duldete nur Bündniſſe, die mit ihm abgeſchloſſen 
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wurden und die natürlich eine volle Abhängigkeit bedingten. Das gleiche 
wenn auch in weniger ſchroffer Form, fordere Deutſchland, und es ſei 
nützlich, daß der engliſche Miniſter des Auswärtigen gegen die Ver— 
letzung der Souveränität der Nationen aufgetreten ſei! 

In ihrem Beſtreben, alle denkbaren Hilfsmittel auszunutzen, 
exploitiere die deutſche Politik auch den Pazifizismus: 

„Ich habe — ſchreibt Argus-Weſſelitzki — in dieſer Woche viel 
mit den Mitgliedern des in London tagenden Friedenskongreſſes ver— 
kehrt. Sie ſind faſt alle von der Furcht erfüllt, daß ein Zuſammen— 
ſtoß anderer Mächte mit Deutſchland erfolgen könnte, und ſie ſehen 
deshalb die Rettung darin, daß man Deutſchland jegliche Genugtuung 
gewähre. An Deutſchland ſtellen ſie aus unerfindlichen Gründen nicht 
dieſelbe Forderung, ſo daß ſich, wenn man ſie hört, ergibt, daß alle 
Mächte den Frieden durch einſeitige Zugeſtändniſſe von Deutſchland 
erkaufen ſollen, das dann, wenn ihm alles gewährt ſei, den Frieden 
nicht ſtören werde. Aber außer dieſer allgemeinen Theſe, daß alle Deutſch— 
land nachgeben ſollen, verlangen die Pazifiziſten der verſchiedenen Länder 
noch, daß ihr Vaterland nicht in den Streit Deutſchlands mit einem 
anderen Volke eingreifen ſolle. So ſagen die engliſchen Pazifiziſten: 
weshalb ſollen wir uns um die Streitigkeiten der Staaten des Kontinents 
kümmern? Mag doch Deutſchland ſich mit Frankreich oder mit Rußland 
auseinanderſetzen: wir werden die See beherrſchen und mit allen Handel 
treiben. Die franzöſiſchen Pazifiziſten ihrerſeits wären froh, auf dem 
Gebiet der Kultur und des Handels ſich Deutſchland zu nähern, die 
Bagdadbahn zu bauen und Kapitalien in Deutſchland anzulegen. Die 
ruſſiſchen Pazifiziſten endlich ſehen den Frieden nur durch ein „Duell“ 
zwiſchen England und Deutſchland bedroht, und das gehe Rußland 
nichts an. 

„Es iſt aber ſonderbar“, fährt Herr Weſſelitzki fort, „daß ſie nicht 
einſehen, wie die Intereſſen, die Überlieferungen und die heutigen 
Beſtrebungen Deutſchlands unvergleichlich mehr nach Oſten als nach 
Weſten gerichtet ſind. Fragt in Deutſchland jeden, der euch auf der 
Straße begegnet, jeden Schulbuben, was Deutſchland mehr brauche: 
Holland oder Böhmen? Man wird euch antworten: „Beides iſt 
unentbehrlich, aber mit dem Unterſchiede, daß alle Holländer 
bereits Deutſche ſind und, wenn auch langſam, es zu erkennen 
beginnen, während in Böhmen die Deutſchen von einer niedrigeren 
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Raſſe bedrückt werden, die das Anrecht der Deutſchen auf die Ober 
herrſchaft nicht anerkennen will. Da alſo müſſe Deutſchland zunä ch it 
helfen: in Böhmen wie in ganz Eſterreich ſeien die angeborenen Rechte 
des alldeutſchen Volkstums wiederherzuſtellen!“ Prüft die maſſen— 
hafte Literatur über deutſch-nationale oder alldeutſche Politik und ihr 
werdet ſehen, daß Frankreich diplomatiſch unterjocht werden ſoll, damit 
es ein unfreiwilliger Bundesgenoſſe werde, wie Eſterreich-Ungarn; 
für Rußland iſt das Schickſal der Slaven beſtimmt; Deutſchland ſoll 
ſeine hiſtoriſche Miſſion an ihm erfüllen. Nun wird man ſagen, dieſe 
Gefahr liegt fern. Aber wurden die Lebensintereſſen Rußlands nicht 
dadurch bedroht, daß Oſterreich-Ungarn über Serbien auf Mazedonien, 
die Türkei auf Bulgarien geſtoßen wurde? Und hat die Kriegspartei 
in der Türkei nicht bereits den Kaukaſus angegriffen? 

Einen Krieg wird es nur dann nicht geben, wenn wir mit Heer, 
Flotte und Diplomatie auf ihn vorbereitet ſind. Ich ſelbſt gehöre zu den 
feurigſten Pazifiziſten und will Deutſchland nicht weniger laſſen, was 
ihm gebührt, als den übrigen Nationen. Aber der Friede kann nicht 
dadurch erhalten werden, daß alle Nationen einer einzigen Zugeſtänd— 
niſſe machen, ſondern nur durch Achtung der Rechte aller. Es wäre eine 
ſelbſtmörderiſche Handlung, wenn Rußland unter dem Vorwande 
nicht in ein „Duell“ einzugreifen die Bildung eines pan— 
europäiſchen Reiches dulden wollte!“ 

Damit ſchließt dieſer Erguß, in dem falſche Tatſachen, logiſche 
Fehler und ungeheuerliche Behauptungen ſich drängen. Aber ſie ſind 
berechnet auf ein urteilsloſes Publikum und können in unklaren Köpfen 
die ohnehin vorhandene Verwirrung noch ſteigern. Denn, daß die 
künſtlich erzeugte Atmoſphäre angeblich bevorſtehender ungeheurer 
Kriegsereigniſſe eine krankhafte und aufgeregte Stimmung hervor— 
gerufen hat, zeigt jeder Blick in die Tagespreſſe unſerer Nachbarſtaaten. 
Wir haben vor 8 Tagen der neueſten Kriegsphantaſien der „National 
Review“ gedacht, heute liegt uns ein intereſſanter Artikel von Menſchikow 
in der „Nowoje Wremja“ vor. Es iſt eine Polemik gegen den bekannten 
Moskauer Publiziſten Scharapow, der den Rat gibt, jetzt mit Kaiſer 
Wilhelm „anzubinden“, da „Deutſchland nicht Krieg führen 
kann“. Vielmehr ſtehe uns ſelbſt nach den glänzendſten Siegen eine 
furchtbare Kataſtrophe bevor. Von Weſten her werde ſich Frankreich 
mit ſeiner Hauptmacht auf Deutſchland werfen, England werde Truppen 


— 304 — 


landen, ohne daß Deutſchland es verhindern könne, Rußland aber, 
mit Hilfe einer Milliarde Papiergeld, die es drucken läßt, ſeine ganze 
Macht auf die Beine bringen. Einen Teil werde es in den fernen Oſten 
ſenden, mit einem anderen den Balkan überſchreiten, wieder andere 
Truppen gegen Oſterreich-Ungarn, die Hauptmacht aber an die Weit- 
grenze werfen. Der Anfang des Krieges werde für Deutſchland günſtig 
ſein und ſeine Truppen würden in 3 Monaten einerſeits Paris, anderer- 
ſeits Smolensk erreicht haben, dann aber werde das Verhängnis kommen, 
In Deutſchland ſtockt plötzlich die geſamte Landwirtſchaft und alle 
Induſtrie, eine Hungersnot bricht aus, da keinerlei Zufuhr kommt und 
das Land ſich nicht ſelbſt ernähren kann, alle Banken brechen zuſammen, 
und an der ökonomiſchen Paralyſe geht Deutſchland dann zugrunde. 
Dank dem Bündnis Rußlands mit England und Frankreich ſei es abſolut 
undenkbar, daß der ſchließliche Sieg bei Deutſchland bleibe, das Ergebnis 
aber werde ſein, daß Elſaß und Lothringen an Frankreich fallen und das 
inzwiſchen ganz ſlaviſch gewordene Rußland ſeine Grenzen 
durch Wegnahme von Schleſien, Königsberg und Danzig rektifiziert 
und durch Erhebung einer ungeheueren Kontribution das ökonomiſche 
Übergewicht Deutſchlands endgültig zerbricht. 

Herr Menſchikow, an deſſen Referat wir uns auszüglich gehalten 
haben, führt nun dieſe Scharapowſchen Kriegsphantaſien recht witzig 
ad absurdum, indem er einen anderen Ausgang des Krieges ausmalt, 
als er nach Scharapow notwendig ſein müßte. Er dirigiert die deutſchen 
Heere und die deutſche Flotte gegen Petersburg und weiſt recht gründ— 
lich nach, wie überaus unwahrſcheinlich es ſei, daß die Hauptſtadt dann 
gerettet werden könnte. Aber wir wollen dieſes Gegenbild nicht ver— 
folgen und nur ſein Schlußwort herſetzen: „Trotz des tapferen Herrn 
Scharapow bin ich deshalb entſchieden dagegen, daß Deutſchland ſofort 
herausgefordert werde“. So werden wohl auch die ruſſiſchen Staats- 
männer denken, denen wahrhaftig heute nichts ungelegener ſein kann, 
als einen großen Krieg auf ſich zu nehmen; gefährlich aber ſind die 
Phantaſien à la Weſſlitzki und à la Scharapow trotz alledem, aber wie 
wir mit voller Zuverſicht behaupten, weit weniger für Deutſchland — 
wo ſich das ruhige Urteil der einzelnen wie der großen Maſſen behauptet — 
als für Rußland, das die Nachwehen ſeines Revolutionsfiebers noch 
immer nicht überwunden hat und vor der Löſung der allerſchwierigſten 
und allerverantwortlichſten Aufgaben ſteht. Dasſelbe aber gilt, mutatis 
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mutandis, von Frankreich wie von England. Hüben und drüben weiß 
man das ſehr wohl, und daraus ergibt ſich der Schluß, daß all dieſer 
Kriegslärm und der ganze „Einkreiſungsrummel“ nichts anderes iſt 
als ein Bluff, den eine ernſte, ihrer Kraft und ihrer Ehre ſich bewußte 
Nation nicht zu fürchten braucht. 

Zum Schluß einige für die Richtung der großen Politik charakte— 
riſtiſche Notizen: Biſchof Chatard von Indianapolis hat als Antwort 
auf ein Kabelgramm, das dem Papſte die Huldigung des amerikaniſchen 
Irenkongreſſes darbrachte, die folgende Antwort erhalten: „Der heilige 
Vater dankt dem A. O. H. (ancient ordre of Hibernians in Amerika) 
für den Ausdruck der Huldigung und für ihre guten Wünſche und ſegnet 
die Mitglieder und ihre Familien.“ Unterzeichnet Kardinal Merry del Val 
Secretary. 

Der in Kiew tagende Miſſionskongreß griechiſch-orthodoxer Geiſt— 
licher hat eine antimohammedaniſche Miſſion beſchloſſen und den heiligen 
Synod erſucht, einen antimohammedaniſchen Kongreß einzuberufen, 
im Gebiet von Turkeſtan eine antimohammedaniſche Miſſion zu gründen 
und eine eingläubige Exarchie des Uralgebiets zu bilden. 

Endlich ſei noch folgende Nachricht der „Düna-Zeitung“ wiederholt: 

Die Gegenſätze der engliſchen und ruſſiſchen 
Intereſſen in Sibirien. Trotz alles engliſch-ruſſiſchen Ver— 
brüderungs- und Anfreundungsrummels von heute tauchen doch immer 
wieder große und kleine Fragen auf, die beweiſen, wie wenig dieſe 
politiſchen Anbiederungen der Tagespolitik fähig ſind, über die funda— 
mentalen Intereſſengegenſätze beider Völker in Aſien hinwegzuhelfen. — 
Bekanntlich iſt engliſches Geld und engliſche Unternehmung in be— 
trächtlichem Umfange in Sibirien tätig, und gerade in den letzten Monaten 
iſt dort wieder eine ganze Reihe engliſcher Unternehmungen zur Aus— 
ſchlachtung der ſibiriſchen Montanreichtümer ins Leben getreten. Die 
ruſſiſche Finanzzeitſchrift „Weſtnik Finanzow“ berichtet nun intereſſante 
Einzelheiten über die Aktionärverſammlung einer dieſer Geſellſchaften, 
der Spaſſky Coppermine in London. Auf derſelben wurde von hervor— 
ragenden Aktionären, geſtützt auf Gutachten engliſcher Politiker und 
Geographen, empfohlen, die Dividende durch Beſchaffung billigerer 
chineſiſcher Arbeitskräfte zu ſteigern. Hierbei wurde ausgeführt, daß 
Sibirien die Rolle eines Blitzableiters zugeteilt werden müſſe, der einer 
Überflutung Auſtraliens, Südafrikas und Weſtamerikas durch die gelbe 
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Raſſe vorzubeugen habe. Sibirien jei als Land, das an China angrenzt, 
ſeiner geringen Bevölkerung wegen und als ein Teil Aſiens gewiſſer— 
maßen durch die Natur ſelbſt zur Beſiedelung durch Chineſen und zur 
Rettung der übrigen europäiſchen Kolonien vor der gelben Invaſion 
beſtimmt. Man kann ſich vorſtellen, wie angenehm dieſe Ausführungen, 
die mit echt engliſchem naiven Egoismus anderen die „ſelbſtverſtänd— 
liche“ Pflicht zuſchieben wollen, den Blitzableiter für angelſächſiſche 
Verlegenheiten und Sorgen zu bilden, in ruſſiſchen Ohren geklungen 
haben, wo man gerade die Chineſengefahr als die größte Zukunftsſorge 
für ſeinen größten, wertvollſten und unentbehrlichſten Kolonialbeſitz 
anſieht. Der „Weſtnik Finanzow“ ſchreibt denn auch: „Wenn ſich Sibirien 
tatſächlich als das gegen die gelbe Raſſe am wenigſten widerſtandsfähige 
Land erweiſe, ſo müſſe Rußland um der Intereſſen des ruſſiſchen Reiches 
und Volkes willen um ſo entſchiedenere Maßregeln zur Sicherung 
dieſes Grenzgebietes vor chineſiſchem Eindringen treffen. Das „fried— 
liche“ Eindringen der Chineſen werde in den verſchiedenſten Gegenden 
Sibiriens erſtens politiſche Mißhelligkeiten mit China hervorrufen, 
außerdem aber auch einen ökonomiſchen Kampf zwiſchen Chineſen 
und Ruſſen, wie auch zwiſchen Ruſſen und engliſchen Unternehmern 
heraufbeſchwören“. 


14. Aug. 1908. Naum Paſcha wird an Manirs Stelle Botfchafter in Frankreich. 
16. Aug. Das neue türkiſche Miniſterium veröffentlicht ſein Programm. 
22. Aug. Endgültige Niederlage Abdul Aziz' durch Mulay Hafid. 
25. Aug. Zuſammenkunft Clemenceau's mit König Eduard und Iswolski in Marienbad, 
28. Aug. Die Harka von Tafilet rückt an die Grenze von Marokko. 
29. Aug. Kaiſer Wilhelm in Straßburg. 
2. Sept. Die deutſche Regierung trägt auf Anerkennung Mulay Hafids an. 
4. Sept. Zuſammenkunft von Tittoni und Aerenthal in Salzburg. 
7. Sept. Oberſt Alix wirft die Harka von Tafilet zurück. 
9. Sept. Verhaftung des ehemaligen däniſchen Juſtizminiſters Alberti. 
10. Sept. Jubiläum des 80 jährigen Grafen Leo Tolſtoi. 
12. Sept. Mulay Hafid zeigt dem diplomatiſchen Korps in Tanger an, daß er die Akte von 
Algeciras anerkennt. 
13. Sept. Euchariſtentongreß in London. 
17. Sept. Interparlamentariſcher Kongreß in Berlin. 
26. Sept. Bulgarien bemächtigt ſich des auf bulgariſchem Territorium laufenden Teils der 
Orient⸗Bahn. 
Konflikt zwiſchen Franzoſen und Deutſchen in Caſablanca. 
29. Sept. Franzöſiſch-ſpaniſche Note über die Vorausſetzungen, unter denen fie Mulay Hafid 
anerkennen. 
Okt. Die Petersburger Univerſität wird von Polizei beſetzt. 
Okt. Bulgarien proklamiert ſich als unabhängiges Zartum. 
Okt. Proteſt der Pforte gegen die Unabhängigkeit Bulgariens. 
Sſterreich vollzieht die Annexion Bosniens und der Herzegowina. 
Rede Sir Edward Grey's über die türkiſchen Sympathien Englands. 
Kreta kündigt ſeine Vereinigung mit Griechenland an. 
Schließung der Univerſität Moskau. 
8. Okt. Erregung der engliſchen und ruſſiſchen Preſſe über die Annexion Bosniens und 
der Herzegowina. 
9. Ott. Griechenland lehnt die Annexion Kretas ab. 
Aufregung in Serbien. 
Revolutionäres und antipatriotiſches Votum der Confédération generale du travail 
in Marſeille. 
11. Ott. Interpellation in der franzöſiſchen Kammer über die zahlreichen Unfälle in der Marine. 
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14. Oktober 1908. 

Eine Woche lebhafter Beunruhigungen liegt hinter uns, und die 
Wahrſcheinlichkeit ſpricht nicht dafür, daß die nächſten Monate Europa 
in die politiſche Gleichgewichtslage zurückführen, die bis zum Staats— 
ſtreich der Jungtürken, trotz aller Intrigen von rechts und links, vor— 
nehmlich dank der ſtarken und zuverſichtlich ruhigen Haltung Deutſch— 
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lands ſich behauptet hatte. Weder das Fehlſchlagen der auf den „franzö— 
ſiſchen“ Sultan Abdul Aſis gegründeten marokkaniſchen Politik Frank— 
reichs, noch der in der Revaler Entrevue gipfelnde große Bluff der auf 
Einſchüchterung gerichteten engliſchen Politik vermochten im deutſchen 
Volke das Vertrauen auf Erhaltung des europäiſchen Friedens zu 
erſchüttern. Mit einem guten politiſchen Gewiſſen und im Bewußtſein, 
daß ſeit Jahr und Tag nichts verſäumt worden iſt, um dem Deutſchen 
Reiche ſeinen Frieden und die Selbſtändigkeit ſeiner Entſchlüſſe zu 
behaupten und, wenn nötig, zu verteidigen, ſind wir unſerem Tage— 
werke nachgegangen, ohne uns irremachen zu laſſen. Auch heute iſt 
dieſe Zuverſicht dieſelbe geblieben. Aber mit der jetzt aufgerollten 
orientaliſchen Frage iſt ein ernſtes Problem unerwartet 
in den Vordergrund getreten, an dem wegen ſeiner möglichen Folge— 
erſcheinungen die Mehrzahl der europäiſchen Großmächte lebhaft inter— 
eſſiert iſt. Die orientaliſche Frage in ihrer modernen Form datiert be— 
reits vom Frieden von Adrianopel 1829. Damals bekannte ſich Ruß— 
land zu dem Satz, daß eine ſchwache Türkei dem Zuſtande auf der Balkan— 
halbinſel und in Kleinaſien entſpreche, der ſich mit den ruſſiſchen Inter— 
eſſen am beſten vereinigen laſſe. Der Kaiſer Nikolaus war bereit, ge— 
duldig zu warten, bis dieſer Schwächezuſtand zur Agonie führe. Wenn 
er trotzdem Sultan Mahmud 1833 und 1839 vor der Invaſion Mehemet 
Alis geſchützt hat, geſchah es, weil er eine Verjüngung der Türkei durch 
den kraftvollen ägyptiſchen Herrſcher fürchtete. Aus demſelben Grunde 
ſah er es damals gern, daß preußiſche Inſtruktoren, unter ihnen auch 
Moltke, ſich bemühten, die türkiſche Armee zu reorganiſieren. Schon 
damals machte ſich die beſondere, nach langen Intervallen von Kaiſer 
Wilhelm II. wieder aufgenommene Auffaſſung bei uns geltend, daß 
die Kultur des Slam ihre Exiſtenzberechtigung habe und keineswegs 
beſtimmt ſei, in Vaſallenſchaften europäiſcher Staaten aufzugehen, 
wenn auch das Motiv der Regierung die Stärkung der legitimen 
Gewalt des Sultans dem Prätendenten gegenüber geweſen iſt. Als 
aber das Jahr 1841 den Vertrag von Hunkiar Skeleſſi beſeitigte und damit 
die Schutzherrſchaft aufhob, durch welche die Türkei an den Willen 
Rußlands gebunden war, dachte Kaiſer Nikolaus ſich um, und ſchon 
1844, während feines Aufenthalts in London, verſtändigte er ſich mit 
dem engliſchen Kabinett auf den Fall, daß der „kranke Mann“ — dieſe 
berühmt gewordene Bezeichnung iſt ſchon damals von ihm gebraucht 
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worden — jterben ſollte. Der Glaube an die Feſtigkeit dieſer Zuſagen 
Englands und die Vorſtellung, daß Preußen und Sſterreich unter allen 
Umſtänden zu ihm ſtehen würden, ließen ihn die Fehler begehen, die 
den Krimkrieg und ſeinen für Rußland ungünſtigen Ausgang zur Folge 
hatten. Aber England und Frankreich haben in dieſem Kriege weit 
weniger die Türkei ſtärken, als Rußland ſchwächen wollen, und auch 
der auf dem Pariſer Kongreß ſo kläglich geſcheiterte Plan, die beiden 
Donaufürſtentümer für Oſterreich zu erwerben, zeigt dieſelbe Tendenz. 

Die nunmehr folgende Periode bis zum Kriege von 1877/1878 
ſoll hier nicht im einzelnen verfolgt werden. Das weſentliche iſt, daß 
in dieſen Jahren Frankreich den Verſuch machte, die Türkei durch Ein— 
führung von Reformen zu verjüngen, und daß Rußland die franzöſiſchen 
Niederlagen von 1870 benutzte, um ſich von den Feſſeln des Pariſer 
Vertrages freizumachen und ſeine Angriffsſtellung im Schwarzen 
Meer zurückzugewinnen. Bekanntlich hat damals Fürſt Bismarck 
der ruſſiſchen Politik den großen Dienſt geleiſtet, nachträglich das völker— 
rechtwidrige Vorgehen Rußlands durch die Londoner Konferenz legali— 
ſieren zu laſſen. Um dieſe Zeit nun bildete ſich die jungtürkiſche Partei, 
die eine Reaktion gegen den Einfluß der europäiſchen Mächte anſtrebte 
und den Slam von innen heraus in ſeiner Lebenskraft ſtärken wollte, 
während gleichzeitig der ruſſiſche Nationalismus in ſeinen beiden Er— 
ſcheinungsformen, Slavophilentum und Panſlavismus, die Parole der 
Befreiung der ſlaviſchen Brüder auf der Balkanhalbinſel und für eine 
weiterliegende Zukunft die Vereinigung aller Slaven Europas unter 
ruſſiſcher Agide ausgab. Kaiſer Alexander II. billigte dieſe Beſtrebungen 
keineswegs, aber er ließ ſich von ihnen fortreißen. Seine Gemahlin 
und ſein Thronerbe ſchürten die Bewegung in Rußland wie unter den 
ſlaviſchen Balkanvölkern. Die Gärung in Bosnien und der Herzegowina 
war das erſte Symptom der kommenden Kriſis, der den Serben auf— 
genötigte Krieg (val. darüber die Memoiren von Karzow 
junior) machte ſie unvermeidlich. Die Vereinbarung Kaiſer Alexander II. 
mit Kaiſer Franz Joſef, am 8. Juli 1876 zu Reichſtadt abgeſchloſſen, 
und danach die Geheimkonvention von Peſt vom 18. März 1877 (zurück— 
datiert auf den 15. Januar) ſicherten für den Fall eines Krieges den 
Ruſſen Beſſarabien, den Oſterreichern Bosnien und die Herzegowina 
und beſtimmten, daß unter keinen Umſtänden ein großer Slavenſtaat 
gebildet werden ſolle. Oſterreich verpflichtete ſich, um dieſen Preis 
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in dem bevorſtehenden Kriege neutral zu bleiben. Daß trotzdem der 
ruſſiſch-türkiſche Krieg in den Vertrag von San Stephano mit ſeinem 
Großbulgarien ausmünden konnte, und daß dabei Bosniens und der 
Herzegowina keinerlei Erwähnung geſchah, erklärt ſich daraus, daß 
dem Grafen Ignatiew der Geheimvertrag vom 18. März 1877 nicht 
mitgeteilt worden war, ganz wie auch Deutſchland, trotz des beſtehenden 
Dreikaiſerbündniſſes, nicht in das Geheimnis gezogen wurde. Wie unter 
dieſen Verhältniſſen nun England mit der Pforte einen Geheimvertrag 
ſchloß, der gegen das Recht der Okkupation Cyperns der Pforte ihren 
geſamten kleinaſiatiſchen Beſitz garantiert, iſt bekannt. Der Berliner 
Kongreß hat in ſeinen Reſultaten das Fazit dieſer geheimen Abmachungen 
gezogen, freilich ohne die Pforte vor Abtretungen in Kleinaſien zu ſchützen 
und ohne ihr Cypern zurückzuſchaffen. Als dann Kongreßbulgarien 
ſich 1885 zum Herrn von Oſtrumelien machte, gegen den Berliner Ver— 
trag und ohne daß ſeine Garanten einſchritten, blieb es im Beſitze ſeines 
Raubes, und nach dem Tode Kaiſer Alexander III. konnte Fürſt Ferdi— 
nand ſeine Stellung legaliſieren, ohne daß man notwendig gefunden 
hätte, den unzweifelhaft vorliegenden Bruch des Berliner Vertrages 
einem neuen Kongreß zur Beurteilung vorzulegen. Seither aber hat 
es in der Türkei nicht ruhig werden wollen. 

Die armeniſchen Wirren, danach die kretiſche Frage und der griechiſch— 
türkiſche Krieg führten dahin, daß die durch den Berliner Vertrag der 
Türkei oktroyierten Reformen unter die Kontrolle der Mächte geſtellt 
wurden, und das Prinzip der Integrität der Türkei wiederum unter die 
Kollektivgarantie der Großmächte trat, wobei durch die Vereinbarung 
von Mürzſteg, die 1897 geſchloſſen und im Dezember 1902 erneuert und 
erweitert wurde, Oſterreich-Ungarn und Rußland die Erhaltung des 
Friedens zwiſchen den Balkanvölkern in ihre Hand nahmen. Auch iſt es 
ſeither zu offenem Kriege nicht gekommen, wohl aber zu jenem blutigen 
nationalen Räubertum, das ſeit 5 Jahren das unglückliche Mazedonien 
verwüſtete und den weſentlichſten Anſtoß zum Staatsſtreich der Jung— 
türken gab, unter deſſen überraſchenden Nachwirkungen wir heute ſtehen. 
Aber es wäre ein grober politiſcher und hiſtoriſcher Irrtum, in dieſer 
mazedonischen Frage den einzigen Grund des Staatsſtreichs zu ſehen. 
Die Jungtürken find nicht nur Reformer, ſondern iflamifche Patrioten, 
die in der Türkei zwar den Kern und Mittelpunkt des Slam erblicken, aber 
zugleich ſehr lebhaft für den Zuſammenhang aller iſlamiſchen Staaten 
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und für ihren Anſpruch auf Selbſtändigkeit eintreten. Nun haben drei 
Staaten ſyſtematiſch darauf hingearbeitet, in Afrika und Aſien die moham— 
medaniſchen Selbſtändigkeiten teils in direkte, teils in indirekte Abhängig— 
keit zu bringen: Rußland in Zentralaſien, Gebiete, die in einem mora— 
liſchen Zuſammenhange mit der Türkei nicht mehr ſtanden, und deren 
Einverleibung in der übrigen mohammedaniſchen Welt daher kaum als 
Verluſt empfunden worden iſt, Frankreich, das erſt Algier und Tunis ſich 
zu eigen machte, ſich nach der Demütigung von Faſchoda von England 
das dieſem nicht gehörende Hinterland von Tripolis ſchenken und ſich 
darauf durch den Vertrag vom 8. April 1904 von England in Marokko 
inſtallieren ließ, wozu gleichfalls nicht der geringſte rechtlich zu begründende 
Anſpruch des Gebers wie des Empfängers vorlag, endlich England, das 
ſeit der Okkupation von Aden im Jahre 1839 ſyſtematiſch die türkiſchen 
Vaſallenſchaften im ſüdlichen und weſtlichen Arabien in Abhängigkeit 
ſetzte, ſich zum Herrn von Agypten und dem Sudan machte und, wie 
wir oben ſahen, Marokko und das Hinterland von Tripolis Frankreich 
preisgab. Keine einzige dieſer Beſitzergreifungen hat, abgeſehen von 
Algier, das nach Kriegsrecht franzöſiſch geworden iſt, eine völkerrechtlich 
geſicherte Grundlage, wie ſie ſeinerzeit Oſterreich-Ungarn für die Okku— 
pation von Bosnien und der Herzegowina gewann. Es iſt daher nichts 
erſtaunlicher, als daß gerade England und Frankreich ſich heute über die 
Politik Oſterreichs entrüſten, undnichts erheiternder, als daß der „Temps“, 
um den Auſpruch, den Herr von Iswolski in London auf Offnung der 
Dardanellen erhebt, zu verteidigen, den Engländern ihr Verhalten in 
Cypern und Agypten vorhält und ſie daran erinnert, daß es Lord Bea— 
consfield geweſen iſt, der den Oſterreichern 1878 Bosnien anbot. Neben— 
her verdient es doch niedriger gehängt zu werden, daß der „Standard“ 
vom 10. Oktober dafür eintritt, daß England die Türkei durch eine Geld— 
ſumme abfinden ſolle, um Cypern und Agypten endgültig in Englands 
Hände übergehen zu laſſen. Keine dieſer Beſitzungen habe den geringſten 
Wert für die Türkei (neither of there possessions is of the slightest 
substantial use to Turkey). Es werde genügen, wenn man den Tribut, 
den Cypern und Agypten zu entrichten haben, kapitaliſiere, die Türkei 
werde froh ſein, ſich nicht weiter um ſie kümmern zu müſſen. (For form's 
sake the tribute of L. 670 000 might be roughly capitalised at ten 
millions as the eventual compensations for Egypt. A similar course 
might, in principle, be foreseen for the L. 60 000 or so of the Cyprus 
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tribute). Die hier angeſchloſſenen Lobſprüche für die Jungtürken werden 
ſchwerlich auf günſtigen Boden fallen, ſondern aller Wahrſcheinlichkeit 
nach ihnen die Augen über den beſonderen Charakter der engliſchen 
Freundſchaft öffnen. Auch ſcheint uns ein ſolches Experiment, ſoweit 
Agypten in Frage kommt, nicht ungefährlich. Die Franzoſen haben auf 
dem jüngſt abgehaltenen afrikaniſchen Kongreß den Antrag, die allge— 
meine Wehrpflicht auf die einheimiſche Bevölkerung Algiers auzudehnen, 
aus gewiß guten Gründen abgelehnt. Und doch herrſcht Frankreich ſeit 
mehr als zwei Menſchenaltern auf dieſem Boden. Wir glauben nicht, 
daß die Stellung Englands in Agypten eine feſtere iſt. 

Was aber die Einverleibung Bosniens und der Herzegowina in die 
habsburgiſche Monarchie und den Gewaltſtreich Bulgariens betrifft, ſo 
ſcheint es uns nicht möglich, beides in einem Atem zu nennen. Können 
wir auch die Form nicht billigen, die Herr von Aerenthal gewählt hat, 
jo läßt ſich doch nicht überſehen, daß in der Tat nach dem Vorgehen Bul- 
gariens eine Art Zwangslage vorlag, die zu ſchnellem Handeln drängte, 
und daß die Räumung des Sandſchak von Nowybazar deutlich zeigte, 
daß Oſterreich-Ungarn nicht nach weiterem ſtrebt, ſondern ſaturiert iſt 
und ſeinen Vorteil in möglichſt guten Beziehungen zur Türkei finden muß. 
Bulgarien dagegen hat mit dem durch nichts zu rechtfertigenden Gewalt— 
ſtreich gegen die Orientbahn begonnen und durch ſeine Selbſterhöhung 
den ohnehin hochgeſpannten Ehrgeiz ſeiner landhungrigen Bevölkerung 
noch geſteigert. Iſt es doch nicht ſo lange her, ſeit die berüchtigte bulgraiſche 
Denkſchrift der Welt die gegen Mazedonien gerichteten, von der bulga— 
riſchen Regierung unterſtützten Anſchläge enthüllt hat. Wie läßt ſich 
darauf rechnen, daß Bulgarien als Königreich Anſprüche aufgibt, die es 
als Vaſallenſtaat mit allen Mitteln einer treuloſen und verſteckten Politik, 
mit Trug und Gewalt durchzuführen bemüht war? 

Die Haltung, die Deutſchland zu dieſen Problemen einnimmt, iſt 
keinen Augenblick zweifelhaft geweſen. Sie wird durch unſer bald 
30jähriges enges Bündnis mit Oſterreich-Ungarn und durch unſer 
traditionelles Freundſchaftsverhältnis zur Türkei beſtimmt. Seit 1883 
haben unſere Offiziere die türkiſche Armee erziehen helfen, wir haben 
durch den Bau der Bagdadbahn Kleinaſien wirtſchaftlich erſchloſſen und 
militäriſch geſtärkt, unſere Ingenieure ſind beim Bau der Hedſchas— 
bahn tätig geweſen, die dem geſamten Iſlam ſeine Heiligtümer näher 
gebracht hat, und wenn einſt die Geſchichte der Türkei, wie ſie während 


— 313 — 


des letzten Menſchenalters ſich abgeſpielt hat, offen vor der Welt liegen 
wird, dann wird ſich auch zeigen, wie ſehr wir bemüht geweſen ſind, 
die Türken in die Wege einer geſunden inneren und äußeren Politik zu 
leiten. 

Für einen internationalen Kongreß zur Regelung der ſchwebenden 
Streitigkeiten wird ſich, wer die Geſamtlage überſchaut, nur ſchwer er— 
wärmen. Nachdem zunächſt von allen Seiten mit ſittlicher Entrüſtung 
eine Politik der „Kompenſationen“ zurückgewieſen wurde, regt ſich jetzt 
überall das Verlangen danach: Rußland, England, Italien, Griechenland, 
Rumänien, Serbien erheben ihre Stimme, und es ſollte uns wundern, 
wenn nicht ſchließlich auch noch Frankreich ſich hören läßt. Werden all 
dieſe mehr oder minder verſchämten Wünſche befriedigt, ſo bleiben von 
der Türkei nur Fetzen übrig, und nichts iſt wahrſcheinlicher, als daß es 
dann um dieſe Fetzen noch zu blutigen Kämpfen kommt. Aber man 
ſcheint dabei mit dem Faktor, der meiſt in Betracht kommt, der Türkei, 
am wenigſten zu rechnen; ſie iſt die quantité négligeable und divisible 
nicht, zu der man ſie machen möchte, und wenn ſie klug genug iſt die 
Erregung des Augenblicks zu überwinden und ohne weiteres Zögern eine 
Verſtändigung mit Oſterreich-Ungarn zu finden, wird fie feſter und ſtärker 
daſtehen, als ſeit Jahrzehnten. 

Jede andere Löſung des Problems führt in unabſehbare Schwierig— 
keiten. Vielleicht die merkwürdigſte Erſcheinung in dem politiſchen 
Wirwarr, der zurzeit noch überwiegt, iſt, daß unſere Freundin, die 
„Nowoje Wremja“, ſich auch dieſe Gelegenheit nicht entgehen läßt, um 
über Deutſchland als den eigentlichen Schuldigen an all den unliebſamen 
Überraſchungen herzufallen. Aus einer ganzen Reihe verwandter Kund— 
gebungen ſei zur Beleuchtung der in gewiſſen Kreiſen der ruſſiſchen 
Intelligenz herrſchenden Stimmung die folgende hervorgehoben: 

Die „Nowoje Wremja“ vom 9. Oktober ſchreibt in einem L. S. ge— 
zeichneten Leitartikel über den Stand der orientaliſchen Frage u. a.: 

„Wem ſollte es heute nicht klar ſein, daß die neue politiſche Petarde, 
die der Einigung und der Machtentwicklung des Slaventums in den Weg 
geſchleudert worden iſt, auf Inſtruktionen derſelben halb deutſchen, halb 
ſlaviſchen Macht bereitet wurde, für die wir vor 60 Jahren jo großmütig 
und ſo ſelbſtlos gekämpft haben, um mit Auszeichnung unſeren Ruf als 
„internationaler Gendarm“ aufrechtzuerhalten? Der Erfolg war groß: 
in der ungariſchen Armee gewannen wir würdige und unverſöhnliche 
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Feinde, und als 1878 die Ebenen der Balkanhalbinſel unter dem Zeichen 
des Halbmondes mit flaviſchem Blut getränkt wurden, da jtellte das 
dankbare Oſterreich einige mobil gemachte Armeekorps an unſeren 
Grenzen auf. Danach aber gingen wir von den Toren Konſtantinopels 
nach Kanoſſa-Berlin, unter wohlwollender Mitwirkung unſerer Diplo— 
maten, die im Salon ſo findig und ſo ſcharfſinnig zu ſein pflegen. Als dann 
der ehrliche Makler, nach Kaſtrierung Bulgariens, und nachdem er zwei 
Milliarden, die er unſerer Kaſſe ſchuldig war, faſt auf ein Nichts herab— 
geſetzt hatte, nachdem 200 000 ruſſiſche Offiziere teils erſchoſſen, teils zu 
Krüppeln gemacht waren, abſichtlich den bulgariſchen Scheiterhaufen 
in Brand ſteckte, da beeilten wir uns, zu Führern der von uns befreiten 
Völker „vakante“ deutſche Prinzen zu machen!“ 

Nachdem dann der Schatten Skobelews beſchworen wird, fährt Herr 
L. S. fort: 

„Wie wunderlich iſt das Schickſal des großen Rußland! Man wird 
in der Geſchichte aller Nationen nur ſchwer etwas finden, was unſerem 
Kampf für die „Befreiung Deutſchlands“ im Jahre 1813 gleichzuſtellen 
it. Als Napoleon uns von einem Gegner be— 
freit hatte, dem fremdes Eigentum keineswegs 
gleichgültig war, und von Preußen und den ehrgeizigen Plänen 
Friedrichs des Großen faſt nichts mehr übrig war, da hielten wir es für 
unſere ſittliche Pflicht, alles zu tun, um es Preußen möglich zu machen, 
ſich zum Deutſchen Reich umzubilden, damit es kraft ſeiner freundſchaft— 
lichen Gefühle uns bei guter Gelegenheit ſeine gepanzerte Fauſt zeige. 
Und als die teuere und ſchlechte weſtfäliſche 
Kohle verräteriſch über unſeren Geſchwadern 
bei Tſuſchima dampfte, da verdunkelte ihr ſchwarzer Ruß 
ein wenig die zärtliche Freundſchaft zwiſchen Deutſchen und Slaven. 
Sonderbar iſt noch eines: wir haben wahrhaftig Zeit gehabt, die wohl— 
wollende Rolle einer Macht im Südweſten zu würdigen, die weder jla- 
viſch noch deutſch iſt. Aber — und das iſt eine Erſcheinung, die bei uns 
gewöhnlich und natürlich, in anderen Ländern ungewöhnlich iſt — 
wir kamen zur Erkenntnis, daß nichts dem Gedeihen des Slaventums 
nützlicher ſein kann, als das Schickſal unſerer Bluts- und Glaubensbrüder, 
die wir mit unſeren Bajonetten vom Türkenjoch befreit hatten, denjenigen 
auszuliefern, denen alles Ruſſiſche und Slaviſche fremd und unverſtänd— 
lich iſt. Sollte nicht deshalb die Karte deutſcher Annektionen ſlaviſchen 
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Landes ſo weit nach Oſten reichen und der von Bismarck gefeierte pom— 
merſche Grenadier ſo viel ſlaviſches Blut in ſeinen Adern haben? Wir 
pflegen uns deſſen mit einem dummen Lächeln zu erinnern, und es 
ſtört uns nicht, daß ſlaviſche Länder wie Bosnien und die Herzegowina 
für 30 Silberlinge an Deutſche verkauft wurden. So zeigt der Umſturz, 
der ſich vollzogen hat, eigentlich nichts Ungewöhnliches. Das Gerücht 
davon ging vorher, und die Rolle, die der Provokator ſpielte, war ſchon 
bemerkt worden. Wir glauben aber, daß die traditionelle Politik Ruß— 
lands, welche die Balkanvölker zum Leben gerufen hat, ſich nicht damit 
zufrieden geben kann, ein gleichgiltiger Zuſchauer zu ſein, der ruhig an— 
ſieht, wie die ſlaviſchen Völker von dem Lande verſchlungen werden, 
das ſo eifrig und erfolgreich dahin arbeitet, den Namen und die Bedeutung 
der Slaven zu vernichten. Ich denke noch an eines: der germaniſche 
Magen hat eine beneidenswerte Fähigkeit gezeigt, das Slaventum zu 
verdauen. Zugleich aber kann ich nicht glauben, daß Bosnien und die 
Herzegowina für ein Linſengericht verkauft werden könnten. Jetzt, in 
Zeiten ſteter Bedrohung, in Erwartung elementarer unabwendbarer 
Ereigniſſe, da der Kampf großer Raſſen vielleicht bevorſteht, blicke ich 
auf die ſchwankenden Reihen der Slaven und ich möchte rufen: Slaven, 
hütet euch!“ 

Man kann Herrn L. S. um ſeine Geſchichtskenntniſſe nicht beneiden, 
wenn er wirklich glauben ſollte, was er ſchreibt. Aber die Verſion, daß 
Deutſchland die Schuld an der Niederlage von Tſuſchima trage, iſt uns 
auch ſonſt entgegengetreten, und es iſt nicht unmöglich, daß ſie ebenſo 
zur Legende der ruſſiſchen „Intelligenz“ wird wie der Glaubensſatz, daß 
Bismarck die Schuld an der Okkupation Bosniens und der Herzegowina 
und am Zuſammenbruche des Vertrages von San Stephano trage. 

Nun wiſſen wir aber mit voller Sicherheit, daß die ruſſiſche Regierung 
an jener elementaren Feindſeligkeit gegen Deutſchland keinen Anteil hat, 
daß ſie vielmehr den größten Wert darauf legt, in guter Nachbarſchaft zu 
uns zu beharren. Auch hat ſie im eigenen Hauſe vollauf zu tun, um die 
Nation zu normalen Lebensformen wieder zurückzuführen. Die ſtudierende 
Jugend iſt wieder in einem Lernſtreik begriffen, ſo daß eine Reihe von 
Univerſitäten, darunter Petersburg und Moskau, die Hörſäle ſchließen 
mußte; die Raubanfälle und Morde dauern nach wie vor fort; die Cholera 
geht ihren Todesgang weiter, und was das Schlimmſte iſt, zahlreiche 
Anzeichen weiſen darauf hin, daß die revolutionäre Propaganda darauf 
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ausgeht, eine neue Revolution vorzubereiten. Der bekannte Publiziſt 
Menſchikow hat ſich jüngſt darüber in höchſtem Peſſimismus ausgeſprochen. 
„Ihr glaubt — ſchreibt er —, daß die Revolution ebenſo geſchlafen hat, 
wie unſere Bureaukratie in dieſen letzten drei Jahren? Seid über— 
zeugt, ſie hat gearbeitet, und zwar mit größter Energie. Nicht mit 
ruſſiſcher Energie, denn tatſächlich war unſere Revolution eine fremd— 
ländiſche, meiſt hebräiſch-polniſche, mit einem ſtarken Einſchlag 
finniſch-lettiſcher Elemente im Norden und armeniſch-gruſiniſcher im 
Süden.“ Das wird dann weiter exemplifiziert und die Mitſchuld 
von Regierung und Geſellſchaft gegeißelt, die es an Widerſtands— 
kraft hätten fehlen laſſen. Trotz aller konfiszierten Proklamationen, 
Waffen und Bomben laſſe ſich mit Sicherheit annehmen, „daß Millionen 
() Revolver und Bomben“ noch verborgen ſeien. Das Schlimmſte aber 
ſei die um ſich greifende revolutionäre Propaganda in der Armee. Sei 
es doch ſogar möglich geweſen, daß General Miſchtſchenko, der Held der 
Mandſchurei, beinahe ſeinen eigenen Soldaten zum Opfer fiel. Kurz, 
viele Anzeichen wieſen darauf hin, daß Rußland wiederum am Vorabend 
großer Unruhen ſtehe. 

Nun glauben wir nicht an eine irgend namhafte Korrumpierung der 
Armee, vielmehr iſt die Treue der Regimenter nicht zu bezweifeln, wenn 
auch einige ſchlimme Elemente unter ihnen ſein mögen. Herr Menſchikow 
liebt zu übertreiben. Wohl aber halten wir es für ſicher, daß die ſehr zahl— 
reichen revolutionären und radikalen Elemente eine Komplikation 
wünſchen, die Rußland in einen neuen Krieg führt. Denſelben Wunſch 
hegt ein Teil der ganz reaktionären Gruppen. Die einen, weil ſie bei 
einem Kriege, wie ſie es 1905 getan haben, der Regierung in den Rücken 
fallen wollen, um ihr jene konſtituierende Verſammlung abzuzwingen, 
die ihr politiſches Ideal iſt, die anderen, weil ſie von militäriſchen Er— 
folgen die Möglichkeit einer Rückkehr zum ancien régime erwarten. Daß 
beides für Rußland verderblich wäre, brauchen wir wohl nicht auszuführen. 

Man kann aber die Frage aufwerfen, ob nicht auch Frankreich vor 
inneren Erſchütterungen von großer Tragweite ſteht? Die C. G. T. (All— 
gemeine Arbeiterverbindung) hat ſich ohne Zweifel zu einer ſtaatsfeind— 
lichen Sekte ausgebildet, die von entſchloſſenen Anarchiſten geführt wird. 
Die Regierung hat ſich ihr gegenüber bisher immer noch ſchwächlich gezeigt. 
Geht das ſo weiter, ſo muß ſie ihr über den Kopf wachſen. 


18. Ott. 1908. Eintreffen der amerikaniſchen Flotte in Jokohama. 

19. Okt. Nach ſtürmiſcher Debatte in der Kammer reicht der franzöſiſche Marineminiſter 
Thomſon ſeine Demiſſion ein. 
Deutſch⸗feindliche Ausſchreitungen in Prag. 
Iswolski in Paris. Audienz beim König der Hellenen. 


21. Oktober 1908. 

Die, Quarterly Review“ hat es für notwendig befunden, 
noch einmal auf die Unterredung des Fürſten v. Bülow mit Herrn 
Sidney Whitman zurückzukommen und dem Verfaſſer des Artikels 
„die Deutſche Gefahr“ zu einem zweiten mit derſelben Überſchrift ver— 
ſehenen Artikel das Wort zu verleihen. Der Herr Reichskanzler hatte 
den Inhalt des erſten dieſer Artikel als ein „Lügengewebe und ein Chaos 
von Blödſinn“ charakteriſiert, wenn, wie wir annehmen, Sidney Whitman 
richtig referiert hat. Daß der anonyme Verfaſſer dieſes „Gewebes“ 
ſich zu rechtfertigen ſucht, finden wir begreiflich; daß er nicht beſſere 
Argumente vorzubringen hat, erklärt ſich aus den unlauteren Quellen, 
aus denen er ſchöpft; und wir würden jene Ausführungen nicht weiter 
beachten, wenn ſie nicht in einer ſo angeſehenen konſervativen Viertel— 
jahresſchrift erſchienen wären, und wenn ſie nicht den Verfaſſer der 
Wochenüberſichten der „Kreuz-Zeitung“ beſonders aufs Korn genommen 
hätten. Demgegenüber werden einige kurze Bemerkungen am Platze 
ſein. Die Wochenſchauen der „Kreuz-Zeitung“ haben niemals „England“ 
angegriffen, ſondern nur die von der engliſchen Preſſe ſeit dem Vene— 
zuelakonflikt ſyſtematiſch gegen die Regierung der deutſchen Politik 
geführte Kampagne zurückgewieſen. Ihr Verfaſſer iſt keineswegs ein 
Feind Englands, hat vielmehr von jeher die Anſicht vertreten, daß 
ein deutſch-engliſches Bündnis die Weltſtellung beider Mächte kräftigen 
und einer geſunden Entwicklung der großen Politik förderlich ſein müſſe. 
Er hat ſich aber davon überzeugt, daß die Vergiftung der öffentlichen 
Meinung Englands, wie ſie durch „National Review“, „Times“, „Stan— 
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dard“ und den großen Preßtruſt, der der gleichen Parole gehorcht, 
methodijch jeit Jahren betrieben wird, dieſe Kombination für abſehbare 
Zeiträume zu der allerunwahrſcheinlichſten gemacht hat. Wenn nun 
in England ſeit Jahr und Tag gepredigt wird, daß es eine Pflicht der 
Selbſterhaltung für Großbritannien ſei, die deutſche Flotte zu ver— 
nichten, ſo war es publiziſtiſche Pflicht, auf dieſe Tatſache aufmerkſam 
zu machen, und das iſt niemals anders geſchehen, als unter Angabe 
der Preßorgane oder der anderen beglaubigten Kundgebungen, in denen 
dieſe Tendenz zum Ausdruck kam. Die Belege dafür ſind in den 7 Bänden 
„Deutſchland und die große Politik“ für jedermann zugänglich zu finden. 
Im übrigen ſind wir der Meinung und können ſie mit unanfechtbaren 
hiſtoriſchen Urkunden belegen, daß der Haß, mit dem wir heute beehrt 
werden, und die Geſpenſterfurcht vor einer fremden Invaſion eine, 
wie es ſcheint, normale Erſcheinung im politiſchen Leben Englands 
iſt. Kein Geringerer als Cobden hat bereits dieſe politiſchen Angſt— 
anfälle lächerlich gemacht, und neuerdings hat ein geiſtreicher Franzoſe, 
Jacques Bardoux, ein ganzes Buch geſchrieben, um die „erises belli- 
queuses“ der Engländer pſychologiſch zu erklären. Bis 1870 iſt es die 
franzöſiſche Invaſion, die gefürchtet wird und zu den allerlächerlichſten 
Kundgebungen führt. Seit 1902 iſt es Deutſchland, und in der gegen 
uns geführten Kampagne iſt kein Argument vorgebracht worden, das 
nicht unzählige Male vorher gegen Frankreich gebraucht worden wäre. 
Was Bardour aber nicht wußte, war, daß dieſelbe Panik 1837 in bezug 
auf Rußland beſtand, weil es, wie im Parlament behauptet wurde, 
26 Linienſchiffe gegen 11 engliſche einzuſetzen habe. Aber ſolche Be— 
ängſtigungen kommen und gehen, und im Auguſt 1840 hatte der Kaiſer 
Nikolaus den Triumph, daß England ihn um den Beiſtand der ruſſiſchen 
Flotte gegen Frankreich bat. „Voilà done — ſchrieb damals der Kaiſer — 
cette flotte contre laquelle on a tant crie, et qui a failli Etre une source 
de guerre entre nous, cette méme flotte appelée, le cas échéant, & 
defendre l’Angleterre, trop faible pour resister seule”, und wenige 
Tage danach ſchreibt er: Die Nachrichten aus London ſind vortrefflich, 
„on est dans la joie et la reconnaissance pour Foffre de mon escadre! 
Qui l'aurait cru?“ Wer ſieht jo ſicher in die Zukunft hinein, um be— 
haupten zu können, daß der Tag nicht kommen kann, da England ein 
ähnliches Geſuch an Deutſchland richtet? Und damit mag es genug 
ſein mit dieſer uns aufgedrungenen Polemik. 
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Die orientaliſche Kriſis hat in den letzten acht Tagen 
die außerordentlichſten Wandlungen durchgemacht, und ſchien infolge der 
indiskreten Veröffentlichung des zwiſchen Rußland und England unter 
Zuziehung Frankreichs vereinbarten Konferenzprogramms mit Not— 
wendigkeit zu einem blutigen Konflikt führen zu müſſen. Auch hat noch 
Sonnabend mittag alle Wahrſcheinlichkeit dafür geſprochen, daß ein 
Krieg zwiſchen der Türkei und Bulgarien unmittelbar bevorſtehe. Am 
Abend beſtand dieſe Gefahr nicht mehr. Die Türkei hat getan, 
was wir in unſerer letzten Wochenüberſicht als das Klügſte bezeichneten; 
fie iſt in direkte Verhandlungen mit Oſterreich-Ungarn getreten und hat 
gleichzeitig durch ihre kraftvolle Haltung Bulgarien gegenüber erreicht, 
daß auch dieſer erſte Störenfried ſich dazu bequemte, in direkten Ver— 
handlungen mit der Pforte Zugeſtändniſſe zu machen. So läßt ſich 
hoffen, daß in der Tat das dem Ausbruch nahe Gewitter vorüberzieht 
und daß uns auch jene Kanferenz erſpart bleibt, deren Londoner Pro— 
gramm in ſeinem poſitiven Teil, wie in dem, was es nicht ſagte, Anlaß 
zu nicht unberechtigtem Widerſpruch gab. In Rußland macht ſich ſpeziell 
dieſer Widerſpruch in heftigen Angriffen auf den Miniſter des Aus— 
wärtigen Herrn Iswolski geltend, während andererſeits die politiſche 
Phantaſie der Preſſe die tollſten Blüten treibt. Es iſt dabei charakte— 
riſtiſch, daß die Frage, welche zumeiſt erregt, die ſerbiſche iſt. In einem 
durch Ausfälle gegen Deutſchland gewürzten Artikel der „Nowoje 
Wremja“ (14. Oktober) werden die folgenden Möglichkeiten zur Dis— 
kuſſion geſtellt: Was geſchieht, wenn Serbien, das mit ſo großem Recht 
Anſprüche auf das „Amſelfeld“ erhebt, es nach dem von Bulgarien 
gegebenen Beiſpiel einfach okkupiert? Oder wenn Serbien ſich mit 
Montenegro verbündet? Was tut Rußland in ſolchem Falle? Iſt es 
dann nicht ſeine heilige Pflicht, dieſe Kombination zu unterſtützen, 
und wäre ein ſerbiſch-montenegriniſches Bündnis nicht die gerechte 
Kompenſation für den Verluſt von Bosnien und der Herzegowina? 
Und iſt es nicht auch denkbar, daß die Bulgaren den Serben ein Stück 
Mazedonien überlaſſen und ſich der Balkanföderation der Slaven 
anſchließen? Was wird Rußland dann tun? Vielleicht werden auch 
die Jungtürken verſtehen, daß unter gewiſſen Vorausſetzungen ihre 
Intereſſen denen des Slaventums nicht widerſprechen, und vielleicht 
treten ſie nach Befriedigung der gerechten Forderungen der Mazedonier 
mit dieſem Teil ihrer Beſitzungen der ſlaviſchen Föderation bei. Die 
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Türkei könnte dann auch den Anſchluß Bosniens und der Herzegowina, 
als autonomer türkiſcher Provinzen, an den neuen Bund fordern, und 
iſt es dann nicht ſehr möglich, daß die drei Slavenſtaaten und die Türkei 
mit Oſterreich Krieg führen? Die „Nowoje Wremja“ nimmt es Herrn 
v. Iswolski ſehr übel, daß ſeine Phantaſie nicht ausreiche, um dieſe 
Möglichkeiten zu faſſen. Bismarck ſei vor ähnlichen Phantaſien nicht 
zurückgeſchreckt und habe das Deutſche Reich gegründet. Der ruſſiſche 
Miniſter aber ſei nach Buchlau gereiſt, und Rußland habe keinen Mann, 
der mutig genug ſei, aus der Dämmerung des Alltagslebens in die 
Sonne der ſlaviſchen Freiheit zu blicken. 

Es iſt bei ſolchen Anſchauungen begreiflich, daß der ungeheure 
Lärm, den Serbien noch immer erhebt, in dieſen Kreiſen einen lauten 
Nachhall findet. Daß dabei etwas Weſentliches herauskommt, glauben 
wir nicht. Der Lärm wird ſchließlich verpuffen, ganz wie die gegen 
Oſterreich inſzenierte Boykottbewegung in ſich zuſammenbrechen wird, 
wie es mit allen ähnlichen Beſtrebungen ſtets der Fall geweſen iſt. Gute 
wirtſchaftliche Beziehungen zu Oſterreich-Ungarn ſind eine Lebens— 
frage für die Türkei, ſie würde ſich ſelbſt ſchädigen, wenn ſie nicht für 
Aufhören jenes Boyfotts ſorgte. 

Weit wichtiger erſcheint uns die Tatſache, daß die von Rußland 
gewünſchte Aufnahme der Meerengenfrage in das Programm der ge— 
planten Konferenz von England abgelehnt worden iſt und Herr v. Iswolski 
auf direkte Verhandlungen mit der Türkei verwieſen wurde. Dieſes 
Problem hat bekanntlich eine lange Vorgeſchichte, die hier nicht wieder— 
erzählt werden ſoll, aber es iſt von großem praktiſch-politiſchen Intereſſe, 
die letzte Kundgebung des offiziellen Rußlands über dieſe Frage zu kennen 
Wir finden ſie in dem ſchon 1907 veröffentlichten Buche des Direktors 
der ruſſiſchen Staatsarchive, Herrn S. Gorjäinow: „Bosporus und 
Dardanellen, Eine Unterſuchung der Frage der Meerengen auf Grund 
der diplomatiſchen Korreſpondenz, die im Staatsarchiv und dem Peters— 
burger Hauptarchiv bewahrt wird“. Dieſes Buch verdiente durchaus 
überſetzt zu werden, da es auf Materialien aufgebaut iſt, die bisher 
noch geheim gehalten wurden. Es vertritt entſchloſſen den ruſſiſchen 
Intereſſenſtandpunkt und entwirft ein politiſches Bild, das gewiß aus 
den Akten der an dem Problem mitintereſſierten Mächte weſentlich 
vervollſtändigt und korrigiert werden könnte. Das Hauptverdienſt des 
Verfaſſers liegt in der Enthüllung des diplomatiſchen Spiels, das hinter 
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den Kuliſſen des Berliner Vertrages geſpielt wurde, und in der rück 
haltloſen Anerkennung der Tatſache, daß Rußland ſelbſt durch die vor 
Zuſammentritt des Kongreſſes mit Oſterreich-Ungarn und England 
abgeſchloſſenen Vereinbarungen den ſchließlichen, für Rußland un— 
günſtigen Ausgang des Kongreſſes verſchuldet hat. Daß dabei auch auf 
Deutſchland ein Teil des Odiums abgewälzt wird, iſt wohl ein Zuge— 
ſtändnis an die politiſche Legende, von der auch Herr Gorjäinow ſich 
nicht hat freimachen können. Es wird genügen, zum Beleg aus der zu— 
ſammenfaſſenden Schlußbetrachtung die folgenden Sätze hervorzuheben: 

„Die Kampagne von 1877-78 war infolge unſerer mangelhaften 
militäriſchen Vorbereitung und Orientierung von weit längerer Dauer 
als anfangs angenommen wurde. Zu den Enttäuſchungen anderer 
Natur gehört, daß die moraliſche Unterſtützung, die wir von dem Bündnis 
mit den Nachbarſtaaten erwarteten, ſich nicht rechtfertigte. Der Deutſche 
Kaiſer hatte unter dem Einfluß ſeines engliſchen Verwandten (?) und 
infolge ſeines hohen Alters den Mut (?) nicht, ſich rückhaltlos auf unſere 
Seite zu ſtellen. Der deutſche Kanzler verſicherte uns zwar ſeiner unver— 
brüchlichen Freundſchaft, ſuchte aber nur (?) nach einer Gelegenheit, 
möglichſten Vorteil aus ſeiner Stellung zu ziehen, ohne ſich mit England 
zu entzweien, und Andraſſy zu unterſtützen. Um Oſterreich heran— 
zuziehen und die Hinderniſſe zu beſeitigen, die es uns in den Weg legen 
konnte, duldeten wir, daß es Einfluß in flaviſchen Ländern gewann, 
und während wir ruſſiſche Freiwillige ermunterten, für die Unab— 
hängigkeit der Serben zu kämpfen, unterſchrieben wir gleichzeitig einen 
Geheimvertrag mit Ofterreich, durch den wir die Einverleibung 
(prissojedinenije) Bosniens und der Herzegowina zu Recht anerkannten 
und dieſe von Serben bevölkerten Gebiete in die Verwaltung des 
ſchlimmſten Feindes der Slaven, Ungarns, übergehen ließen. Das 
Wiener Kabinett erkannte, daß Rußland ſeiner Mitwirkung bedürfe, 
und forderte als Lohn erſt die Abtretung eines Teils von Bosnien, 
danach bereits dies ganze Land und die Herzegowina. Obgleich Sſter— 
reich die Einverleibung dieſer Gebiete nicht von der Kraft ſeiner Waffen, 
ſondern von den Siegen Rußlands zu erwarten hatte, wirkte es heim— 
tückiſch den ruſſiſchen Abſichten entgegen und ging insgeheim Hand 
in Hand mit dem offenen Feinde Rußlands, England. Aus Furcht 
vor einem Kriege mit England und Sſterreich ward Rußland zu einem 
Zugeſtändnis nach dem anderen genötigt, unſere Truppen mußten vor 
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den Toren Konſtantinopels Halt machen und der ganze in San Stephano 
mit der Pforte geſchloſſene Vertrag zur Durchſicht und Prüfung jener 
Verſammlung der Mächte unterbreitet werden, auf der die von uns 
errungenen Vorteile und Vorzüge an dem Neid und böſen Willen 
der Mächte zerſchellten. Nur ſchwer ſtanden wir von den Anſprüchen 
ab, die wir um den Preis der gebrachten Opfer errungen hatten, während 
Oſterreich und England es verſtanden, ohne Gewiſſensbedenken ſich 
Erwerbungen zuzuwenden, die ihnen keinerlei Opfer an Blut oder 
Geld gekoſtet hatten.“ 

Allerdings hätten Beaconsfield und Salisbury dem Fürſten Gor— 
tſchakow ihre Entrüſtung über die politiſche Immoralität der öſter— 
reichiſchen Anſprüche ausgedrückt (la repugnance des plenipotentiaires 
anglais contre l’immoralite politique de ce procede n'a nullement 
diminue) (NB. ganz wie heute), aber nachdem ſie ſelbſt ſich Cyperns 
bemächtigt, ſei von ihnen am 28. Juni der Antrag ausgegangen, Bosnien 
und die Herzegowina den Oſterreichern zu überlaſſen. Auch das könnte 
ſich wiederholen, ganz wie die vorzeitige Veröffentlichung des zwiſchen 
Schuwalow und Salisbury getroffenen geheimen Abkommens ihre 
Parallele in der Veröffentlichung des Konferenzprogrammes findet, 
das vor wenigen Tagen zwiſchen Iswolski und Grey vereinbart wurde. 

Gorjäinow, der alle dieſe Dinge, abgeſehen natürlich von der 
Parallele mit der Gegenwart, ausführlich darlegt, verweilt dann bei 
der letzten Sitzung, auf der Gortſchakow den Antrag ſtellte, daß die 
Beſtimmungen des Kongreſſes unter Geſamtbürgſchaft der Mächte zu 
ſtellen ſeien, während der türkiſche Bevollmächtigte erklärte, daß die 
Unterſchreibung des Friedensvertrages genüge, Bismarck aber die 
Erklärung abgab, daß kein Staat genötigt werden könne, „de preter 
main forte a l’execution de ces arrangements“ und zugleich bejtritt, 
daß eine untrennbare und gemeinſame Bürgſchaft exiſtiere, obgleich 
ſpeziell in der Frage der Meerengen durch den Londoner Vertrag von 
1841 eine ſolche Geſamtbürgſchaft beſtand. Die über dieſe Frage ge— 
pflogenen Verhandlungen führten zu keinem Reſultat, die Majorität 
der Mächte ſprach ſich dahin aus, daß mit Unterſchreibung des Friedens— 
inſtruments genug geſchehen ſei. 

Die Theſe von Gorjäinow iſt nun, daß die Beſtimmungen des 
Vertrages von 1841, da ſie weder 1856 noch 1871 aufgehoben wurden, 
noch immer unter der Geſamtbürgſchaft der Mächte ſtänden. Die Sitzung 
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des Kongreſſes vom 6. Juli habe beſtimmt, daß in den Meerengen 
alles statu quo ante bleiben ſolle. Dagegen erklärte Lord Salisbury 
am 11. Juli im Namen Englands, „daß die Verpflichtungen, die Ihre Maj. 
die Königin von Großbritannien in betreff der Schließung der Meerengen 
auf ſich genommen habe, ſich auf die Verpflichtung dem Sultan gegen— 
über beſchränken, in dieſer Hinſicht die unabhängigen Entſchließungen 
Sr. Majeſtät zu reſpektieren, die den beſtehenden Verträgen entſprächen“. 

Salisbury, bemerkt hierzu Gorjäinow, gab dieſe Erklärung ab, 
weil er meinte, daß nachdem die Geſamtbürgſchaft des Berliner Ver— 
trages abgelehnt ſei, auch die Geſamtbürgſchaft aufhöre, welche die 
Mächte auf der Londoner Konferenz in bezug auf die Schließung der 
Meerengen auf ſich genommen hätten. Das ſei aber falſch, da Ar— 
tikel 63 des Friedensvertrages den Pariſer Vertrag vom 30. März 
1856 und den Vertrag vom 13. März 1871 aufrechterhalten habe; 
deshalb habe am 12. Juli Graf Schuwalow zu Protokoll gegeben, 
daß nach Anſicht der ruſſiſchen Vertreter das Prinzip der Schließung 
der Meerengen ein europäiſches Prinzip ſei, und daß die darüber 
1841, 1856, 1871 und jetzt durch den Berliner Vertrag beſtätigten Be— 
ſtimmungen, alle Mächte bänden (sont obligatoires de la part de toutes 
les puissances), entſprechend dem Geiſt und dem Buchſtaben der Ver— 
träge, nicht nur dem Sultan gegenüber, ſondern auch gegenüber allen 
Mächten, die dieſe Verträge unterzeichnet haben. 

Lord Salisbury habe darauf nicht erwidert, aber während der 
afghanischen Kriſis erklärte er auf eine Interpellation im Oberhauſe 
hin, daß in betreff der Dardanellen England keinerlei internationale 
oder europäiſche Verpflichtungen übernommen habe, ſondern nur per— 
ſönliche dem Sultan gegenüber; wenn alſo der Sultan nicht aus freiem 
Willen, ſondern unter dem Druck einer anderen Macht die Darda— 
nellen ſchließen ſollte, ſo werde England ſich dadurch nicht behindern laſſen. 

England, das 1878 den Meerengenvertrag verletzte, ſei alſo auch 
1885 nahe daran geweſen, es zu tun; aber auch Rußland habe gegen 
den Geiſt dieſes Vertrages gehandelt, indem es jahrelang, wenngleich 
mit Zuſtimmung des Sultans, einzelne Kriegsſchiffe durch Bosporus 
und Dardanellen habe fahren laſſen, damit aber hätten die Verträge 
ihre Kraft nicht verloren. Sie ſeien durch eine Vereinbarung von ſechs 
Mächten entſtanden, die eine Geſamtbürgſchaft übernahmen, und nur 
auf gleichem Wege könnten ſie beſeitigt werden. Bis dahin ſei die Macht, 
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welche ſie verletze, jeder einzelnen der fünf anderen Mächte und allen 
insgeſamt verantwortlich. Das ruſſiſche Intereſſe verlange, daß das 
Prinzip der Schließung der Meerengen aufrecht erhalten werde, ſo 
weit die übrigen Mächte in Frage kommen, Rußland aber ſei — wenn 
auch jedesmal nach eingeholter Genehmigung des Sultans — berechtigt, 
jederzeit ſeine Kriegsſchiffe aus dem Schwarzen ins Mittelmeer und 
umgekehrt dampfen zu laſſen. Wenn England dem widerſpreche, wohl 
aber auf die Offnung der Meerengen für die Fahrzeuge aller Mächte 
eingehen wolle, ſo könne Rußland ſich auch damit zufriedengeben. Zu 
erreichen ſei aber dieſe neue Ordnung nur auf einem Kongreß aller 
Mächte. Die Pforte ſei ſtets dagegen geweſen, Rußland dagegen brauche 
zum Schutze der Küſten des Schwarzen Meeres und ſeiner Flotte keine 
künſtlichen Mittel. 

Der Leſer ſieht, daß die ruſſiſche und die engliſche Auffaſſung ſich 
prinzipiell widerſprechen, und wir verſtehen nicht, wie Rußland die 
Dardanellenfrage durch Verhandlungen mit der Türkei löſen will, 
ſo lange es daran feſthält, daß eine Geſamtbürgſchaft für die Meer— 
engenverträge vorliege. 

Es bleibt uns nur wenig Raum, um andere politiſche Fragen 
anzugreifen. So mögen einige Worte genügen. Der Ausgang des Wahl— 
kampfes um die Präſidentſchaft in den Vereinigten Staaten iſt noch 
immer unentſchieden. Es ſcheint uns jedoch, daß Taft mit geringer 
Majorität ſiegen wird. Aber der Unterſchied zwiſchen dem liberalen 
und dem demokratiſchen Programm iſt heute nur noch gering, es handelt 
ſich mehr um Perſonen als um Prinzipienfragen in der inneren Politik, 
während in der auswärtigen die Republikaner wohl eine feſtere Haltung 
befürworten und auch betätigen würden. In den marokkaniſchen An— 
gelegenheiten zeigt Frankreich eine Hartnäckigkeit und Rückſichtsloſigkeit, 
die bei uns mehr als befremdet. Jedenfalls kann unſerer Regierung 
die Anerkennung nicht verſagt werden, daß ſie ein großes Maß von 
Geduld und Langmut zeigt. 

Entrüſtung hat wohl in allen streifen unſeres Volkes das unquali— 
fizierbare Verhalten der Tſchechen gegen die Deutſch-Böhmen hervor— 
gerufen. Es iſt ganz unverſtändlich, wie die öſterreichiſche Regierung 
dieſes Treiben länger anſehen und dulden kann. Und dabei wird von 
Verfolgen der Slaven durch die Deutſchen geredet. Es wäre zum Lachen, 
wenn es nicht zum Weinen wäre. 


22. Okt. 1908. Picard wird zum franzöſiſchen Marineminiſter ernannt. 

23. Okt. Sſterreich-Ungarn verbietet die Ausfuhr von Kriegsmaterialien nach Serbien und 
Montenegro. g 

24. Ott. Iswolski in Berlin. 
Die Türkei nimmt den Antrag auf eine Balkankonferenz an. 

25. Okt. Proteſt des Botſchafters von Marſchall gegen die Behauptung, daß Deutſchland zu 
einem Krieg der Türkei gegen Bulgarien geraten habe. 
Reiſe des Kronprinzen von Serbien nach Petersburg. 

27. Okt. Rückkehr Iswolskis nach Petersburg. 

28. Okt. Eröffnung der Duma und der ſerbiſchen Sobranije. 


28. Oktober 1908. 


Die Politik der Überraſchungen in orientaliſchen An— 
gelegenheiten will kein Ende nehmen. Als wir vor 8 Tagen von 
den zwiſchen der Türkei, Oſterreich-Ungarn und Bulgarien ſchwebenden 
Verhandlungen berichteten, ſprach alle Wahrſcheinlichkeit dafür, daß es 
zu einem friedlichen, der Billigkeit Rechnung tragenden Ausgleich 
zwiſchen dieſen Mächten kommen werde. Das erſte Symptom einer be— 
vorſtehenden Störung erkannten wir in einem Konſtantinopeler Tele— 
gramm, das gleichzeitig im „Temps“ und „Matin“ erſchien und die durch 
nichts zu rechtfertigende Verleumdung brachte, daß der Freiherr von 
Marſchall darauf hinarbeite, die Türkei zum Kriege gegen Bulgarien 
zu reizen. Die Inſinuation war ſo unſinnig, daß man vergebens nach den 
Motiven ſuchte, die ſie eingegeben haben konnten. Sie konnte einen 
Eindruck nur auf Kreiſe machen, die in völliger Unwiſſenheit der traditio— 
nellen Orientpolitik Deutſchlands gegenüberſtanden, und einem ſo 
korrekten Staatsmanne, wie es der Freiherr v. Marſchall iſt, eine politiſche 
Inſubordination zutrauten, im Vergleich zu der der bekannte Fall Arnim 
noch geringfügig erſcheinen mußte. Aber offenbar hat jene Depeſche den 
Zweck auf kommende Dinge vorzubereiten. Am 23. Oktober traf die 
Nachricht ein, daß die Türkei auf Anraten Englands die Unterhandlungen 
abgebrochen habe, und bald danach die andere Nachricht, daß England der 
Türkei große Geldſummen, angeblich 20 Millionen Pfund, zur Verfügung 
ſtelle. Gleichzeitig wurden mit großem Lärm die Vorbereitungen zu 


— Ba 


einer ſerbiſch-montenegriniſchen Allianz betrieben und endlich als Neueſtes 
die Nachricht verbreitet, daß der kriegsluſtige Kronprinz von Serbien 
in aller Eile packen laſſe, um eine Reiſe nach Petersburg anzutreten, 
und dort vom Zaren empfangen zu werden. 

Von dieſen Nachrichten möchten wir vorläufig hinter denjenigen 
ein Fragezeichen machen, die von der Rolle berichten, die England ge— 
ſpielt haben ſoll. Von den zahlreichen Schwankungen, die Sir Edward 
Grey in den letzten Wochen durchgemacht hat, wäre das Treiben zum 
Kriege doch die erſtaunlichſte, mit ſeinen offiziellen Erklärungen am 
wenigſten zu vereinbarende Wandlung. Andererſeits ſcheint es uns 
ſchwer denkbar, daß die Türkei ungeheure pekuniäre Verpflichtungen 
auf ſich nehmen ſollte, die, wie ihr das naheliegende Beiſpiel Agyptens 
zeigen müßte, in einen Zuſtand völliger politiſcher und wirtſchaftlicher 
Entmündigung auslaufen würden. Sollten jene Meldungen ſich als wahr 
erweiſen, ſo müſſen andere Motive mitſpielen. Nun glauben wir bereits 
ſeit einiger Zeit zu bemerken, daß die öffentliche Meinung Frankreichs 
in ſteigender Skepſis die Abenteuer verfolgt, in welche ſie ſeit dem 
S. April 1904 hineingezogen wird, und deren Folgen bisher noch ſtets 
politiſche Schwierigkeiten und pekuniäre Verluſte geweſen ſind. So weit 
die Preſſe in Betracht kommt, gilt dieſe Abwendung von der entente 
freilich faſt ausſchließlich von den Provinzialblättern, während die große 
Pariſer Preſſe nach wie vor dem mot d’ordre des Kabinetts Clemenceau— 
Pichon gehorcht. Aber auch da gibt es Ausnahmen. So finden wir im 
„Eclair“ vom 25. Oktober unter der doppelſinnigen Spitzmarke 
„L'Angleterre empèche l'ententek die folgende Betrachtung, die wir 
in wörtlicher Überſetzung herſetzen: 

„Wir meldeten geſtern, daß ein Stillſtand in der türkiſch-bulgariſchen 
und türkiſch-öſterreichiſchen Verhandlung zu Konſtantinopel eingetreten 
ſei. Verdächtige Depeſchen übertrieben dieſen Mißerfolg und bewieſen 
damit, daß irgendjemand ein Intereſſe hatte, das Einvernehmen zu 
ſtören (à troubler la féte). Dieſer Jemand war England, wie man heute 
weiß. Infolge eines perſönlichen Eingreifens des engliſchen Bot— 
ſchafters beim Großweſier haben die Verhandlungen, die in gutem Gang 
waren, plötzlich eine ſchlimme Wendung genommen. Übrigens war 
dieſes Vorgehen Englands eine notwendige Konſequenz ſeiner Politik. 
England hatte zu laut erklärt, daß der Berliner Vertrag nicht ungeftraft 
zerriſſen werden ſollte, um ſich nicht einer friedlichen Regelung der 


Zwiſchenfälle auf der Balkanhalbinſel entgegenzuſetzen. Der Kaiſer von 
Oſterreich und ſeine Regierung ſind in der engliſchen Preſſe inſultiert 
worden, den König von Bulgarien hat man heftig getadelt: gelang es 
beiden zu erreichen, daß die — im Grunde dazu geneigte — Türkei die 
neue Ordnung anerkannte, ohne eine internationale Konferenz zu in— 
kommodieren und ohne die Intervention Englands in Anſpruch zu 
nehmen, ſo wäre das eine Niederlage der engliſchen Politik geweſen. 
Da wolle man lieber alles andere, nur nicht dies eine: das jetzige Vor— 
gehen Englands macht einen gefährlichen Konflikt wieder lebendig, be— 
droht den Frieden und beunruhigt Europa. Aber was hat das zu bedeuten? 
Es handelt ſich ja um das Preſtige und um die Intereſſen Englands.“ 

Es iſt ſchwer, bitterer zu urteilen, und, möchten wir hinzufügen, 
ſchwer, eine härtere Probe moralischen Mutes an eine Pariſer Zeitung zu 
ſtellen. Aber wir glauben allerdings, daß damit die geheime Meinung 
aller ruhig denkenden Köpfe Frankreichs zu richtigem Ausdruck kommt. 
Freilich iſt damit nicht geſagt, daß auch die franzöſiſche Regierung jemals 
eine ſolche Sprache führen wird. Sie iſt mit zwei Ankern der engliſchen 
Politik angeſchloſſen, ſolange ſie ihre jetzige Marokkopolitik 
weiterführt, die, wie nicht mehr zweifelhaft ſein kann, darauf ausgeht, 
Mulay Hafid genau in die Lage zu bringen, an der Abdul Aſis geſcheitert 
iſt. Die Wunde wird offen gehalten und die agacierende Politik des 
Generals d' Amade ſorgt dafür, Fragen zu ſchaffen, die das point 
d’honnenr in Mitleidenſchaft ziehen und jo eine geſunde Löſung des Pro— 
blems immer ſchwieriger machen. Doch das ſoll nur eine beiläufige Be— 
merkung ſein. Wir wollen an den friedlichen Abſichten der leitenden 
Perſönlichkeiten nicht zweifeln und entſchuldigen vieles damit, daß ſie 
ihrer Werkzeuge nicht Herr ſind und den ehrgeizigen General ſchon um 
des billigen Preſtige wegen, das er zu erringen verſtanden hat, nicht 
fallen laſſen können. Wir hätten es vielmehr lebhaft bedauert, wenn es 
Herrn Delcaſſé gelungen wäre, zugleich mit dem Marineminiſter, den 
er ſich zum nächſten Opfer auserſehen hatte, auch das geſamte Miniſterium 
zu ſtürzen, wie es wohl ſeine Abſicht geweſen iſt. Herr Clemenceau 
parierte den Angriff, indem er den Marineminiſter, auf deſſen Schultern 
neben einigen Mißgriffen die Sünden ſeines Vorgängers Pelletan 
drückten, ohne weiteres preisgab, dagegen für die Politik des Kabinetts 
ein Vertrauensvotum forderte, das ihm dann auch, bei 82 Stimm— 
enthaltungen, mit 291 gegen 181 Stimmen erteilt wurde. Aber freilich zu 
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Herrn Delcajje ſtand eine Reihe „ſtarker“ Männer, wie Doumer, Georges 
Leygues, Millerand und andere von geringerem Klang, die aber auch 
zu den Miniſterkandidaten gehören. Herr Clemenceau aber hat inſofern 
unſere Sympathien, als er zu den entſchloſſenen Gegnern der ſozia— 
liſtiſch-anarchiſtiſchen Revolution gehört, wie ſie die C. G. T. und ihre 
Freunde von der Richtung Hervés anſtreben. 

Wir haben in dieſen „orientaliſchen Tagen“ wieder mit großem 
Intereſſe das ausgezeichnete Buch von Lord Cromer „Das heutige 
Agypten““) zur Hand genommen. Es iſt ein Quellenwerk erſten Ranges, 
da dem Verfaſſer neben ſeiner faſt 30 jährigen Amtstätigkeit, die ihn mit 
allen handelnden Perſönlichkeiten, mit Volk und Land bekannt machte, 
auch noch die unbeſchränkte Benutzung der Akten des foreign office zu 
Gebot ſtand. Über den Zuſammenhang der modernen Geſchichte Agyptens 
wird man ſich nirgends beſſer orientieren, auch nicht in der „Queſtion 
d'Egypte“ von Freyeinet, die doch weit mehr den Charakter einer Partei— 
ſchrift trägt. Aber natürlich ſagt der engliſche Staatsmann lange nicht 
alles, was ihm wohl bekannt iſt. Die Tendenz liegt darin, daß er überall 
die Intereſſen Englands mit denen der Agypter identifiziert. Das 
Reſultat, zu dem Lord Cromer gelangt, iſt aber, obgleich er rückhaltlos 
die Verpflichtung Englands anerkennt, ein mal das Land zu räumen, 
für die Agypter wenig erfreulich, da er es für unmöglich erklärt, voraus— 
zuſehen, wann der Zeitpunkt der Räumung eintreten könnte. Daß 
die nächſte oder die nächſten Generationen den Tag erleben, iſt ihm 
nicht wahrſcheinlich und er bewundert aufs höchſte den ſtaatsmänniſchen 
Inſtinkt Mehemed Alis, der ſchon 1814 ſagte: „Eines Tages muß England 
Agypten nehmen als ſeinen Beuteanteil am türkiſchen Reiche.“ Im 
weſentlichen wird man ſich jedoch der Erkenntnis nicht verſchließen, 
daß dieſer Tag bereits hinter uns liegt. Denn welches iſt der Unterſchied 
zwiſchen einer ewigen Okkupation und einer Annexion? Und iſt das 
Verhalten Oſterreich-Ungarns nicht aufrichtiger, wenn es ſich ent— 
ſchloſſen hat, der 30 jährigen Okkupation nunmehr auch den wahren 
Namen zu geben? Wie wir ſchon früher ausführten, es iſt nur zu be— 
dauern, daß Baron Aehrenthal es nicht für möglich gefunden hat, ſich 
vorher mit der Türkei über die Anerkennung des fait accompli zu ver— 
ſtändigen. Im übrigen ſcheint uns die Stellung Oſterreich-Ungarns 

*) Autoriſierte Überſetzung von Kontreadmiral z. D. Plüddemann, Berlin. 
Verlag von Karl Sigismund. 1908. 


309 


in den annektierten Provinzen eine würdigere zu ſein als die Englands 
im okkupierten Agypten. Auch wollen die Proteſte gegen die Okkupation 
nicht aufhören. Von beſonderem Intereſſe iſt uns in dieſer Hinſicht 
die Stimme eines Franzoſen, Charles Sauvage, geweſen, der am 
11. Oktober dem „Etendard Egyptien“ aus Peſt ſchreibt: „Agypten 
iſt von England okkupiert worden unter Mißachtung des Rechts, und 
was noch ſchlimmer iſt, unter Mißachtung ſeines eigenen Willens. 
Was wirklich ſchön in Agypten iſt, das iſt der Schrei der Entrüſtung, 
den es gegen die engliſche Okkupation erhebt. Wenn Agypten freiwillig 
die Vormundſchaft auf ſich nähme, die ihm aufgezwungen wurde, 
dann würde die engliſche Okkupation beträchtlich an Ungerechtigkeit 
verlieren. Da aber dieſe Vormundſchaft verabſcheut wird, wird die 
engliſche Okkupation haſſenswert“. (Comme elle [’Egypte] deteste 
cette tutelle, Poccupation anglaise devient odieuse.) Man wird, wenn 
man dieſe und zahlreiche andere Stimmen ſummiert, die ſich aus der 
iſlamiſchen Welt teils direkt, teils indirekt hörbar machen, ſich der Vor— 
ſtellung nicht entziehen können, daß, wenn England ſich heute türkiſcher 
als die Türkei zeigt und keinen Anſtand nimmt, darüber den Weltfrieden 
zu gefährden, es ſehr gewichtige Gründe ſein müſſen, die es zu dieſer 
Politik veranlaſſen. Wir glauben nicht irre zu gehen, wenn wir an 
nehmen, daß es die unſicher gewordene Geſamtſtellung des britiſchen 
Reiches auf kolonialem Boden iſt, die hier mitbeſtimmend wirkt. Man 
will wenigſtens die antiengliſche Stimmung der Mohammedaner be— 
ſeitigen und das wäre bei der fortſchreitenden Gärung in Agypten 
namentlich aber in Indien, in der Tat ein ſehr weſentlicher Gewinn. 
Der in Indien erſcheinende offiziöſe „Pioneer“ ſpricht ſich ganz direkt 
in dieſem Sinne aus. England, das eine mohammedaniſche Großmacht 
ſei, werde für den Schutz, den es der Türkei gewähre, die Dankbarkeit 
der Millionen ernten, die im Sultan ihr geiſtliches Oberhaupt verehren. 
(England ... is earning the gratitude and goodwill of the millions 
who regard the Sultan as the head of their faith and the spiritual 
ruler of the Faithful.) Daneben aber handele es jich, wie früher um 
die Verdrängung Rußlands, ſo jetzt um die Beſeitigung des deutſchen 
Einfluſſes, der vom Bosporus bis nach Bagdad und Indien eine Drohung 
ſei. Der in Kalkutta erſcheinende „Telegraph“, ein indiſch-mohamme— 
daniſches Blatt, zieht aus dieſen Ausführungen den Schluß, daß man 
alſo ſchwerlich von Uneigennützigkeit reden könne, wenn England ſich 
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jetzt den Jungtürken zugewandt habe. Noch weit ſchärfer ſpricht ſich 
ein kürzlich in New Vork begründetes indiſches Blatt „The free Hin— 
duſtan“ aus. 

Es ſcheint, daß unter den Indern die Abſicht beſteht, nicht mehr 
England, ſondern die Vereinigten Staaten zum Ort zu wählen, an dem 
junge Indier ſich mit den Waffen moderner Kultur verſehen, und das 
bedeutet eine ganz außerordentliche Schwächung des geiſtigen Ein— 
fluſſes, den England auch den Widerwilligen durch die Überlegenheit 
ſeiner Kultur aufdrängte. Natürlich können jene Bildungsreiſen nach 
Amerika nur von wohlhabenden Indiern unternommen werden; 
bedeutungslos aber ſind ſie ebenſowenig wie die Wirkung der Einflüſſe, 
die von Japan aus nach Indien ſtrömen. Die einen wie die anderen 
wirken zerſetzend, und es iſt begreiflich, wenn England jetzt bemüht iſt, 
durch ſeine neue türkiſche Politik ein Gegengewicht gegen dieſe Einflüſſe 
zu gewinnen. Aber europäiſche Politik iſt das gewiß nicht. 

Was nun die Stellung betrifft, die Rußland in der brennenden 
Tagesfrage einnimmt, ſo läßt ſich nicht überſehen, daß in der Tat eine 
außerordentlich ſtarke antiöſterreichiſche Strömung durch das Land 
geht. Sie ſteht im Zuſammenhang mit jener lebhaften Erregung des 
ſlaviſchen Gedankens, die zu den charakteriſtiſchen Kennzeichen der 
geiſtigen Bewegung des heutigen Rußland gehört. Aber dieſe Be— 
wegung geht mehr in die Breite als in die Tiefe. Sie iſt zum Teil auf 
ausländiſche Einflüſſe, tſchechiſche und namentlich polniſche zurück— 
zuführen, wie, um ein Beiſpiel anzuführen, der bekannte talentvolle 
polniſch-franzöſiſch-ruſſiſche Hiſtoriker Waliszewski, dieſe Bewegung in 
antideutſchem Sinne ſchürt. In dem ruſſiſchen Bauernſtande hat ſie 
keinen Boden und in der Preſſe kommt ſie in ſtark übertriebener Form 
zum Ausdruck, namentlich in der „Nowoje Wremja“, die ja jeder Senſa— 
tion nachläuft. Daß die ruſſiſche Regierung, zu deren politiſchen Über— 
lieferungen unzweifelhaft der Gedanke gehört, daß Rußland der Führer 
der ſlaviſchen Welt bleiben müſſe, ſich heute um der Balkankriſis willen 
in ein politiſches Abenteuer ſtürzen ſollte, halten wir für ganz aus— 
geſchloſſen. Herrn v. Iswolskis politiſche Reiſe hat gewiß vornehmlich 
den Zweck gehabt, Rußland nach allen Richtungen den Frieden zu 
ſichern, und wir glauben nicht zu irren, wenn wir behaupten, daß ihm 
die Orientkriſis namentlich wegen der Möglichkeit von ernſten politiſchen 
Verwickelungen höchſt unangenehm geweſen iſt. Daß er, ſoviel an ihm 
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liegt, das Gewicht feiner Stimme für Erhaltung des Friedens und 
für eine erträgliche unblutige Löſung des Konflikts einſetzen will, glaubt 
daher jedermann. Das ergibt ſich ſchon aus den Notwendigkeiten, 
welche die inneren Zuſtände Rußlands vorſchreiben. Von den großen 
Problemen, die, ſeit Rußland Verfaſſungsſtaat geworden iſt, der Ent— 
ſcheidung harren, hat noch keines voll gelöſt werden können. Trotz des 
außerordentlichen Fleißes, den die Kommiſſionen der Duma und die 
Bureaus der Miniſterien daran geſetzt haben, ſteckt man überall noch 
in den Vorarbeiten, und wenn Regierung und Volksvertretung ſich 
geeinigt haben, bleibt immer noch die Hauptſache zu tun, die Einführung 
und Ausführung der neuen Ordnungen, was ſtets ſchließlich in Perſonen— 
fragen ausmündet. Nun hat ſich ja eine ganze Reihe hochgebildeter 
patriotiſcher Privatleute von unabhängigem Charakter und unabhängigem 
Vermögen dem Staate zu Dienſt geſtellt. Der Miniſterpräſident Stolypin 
könnte da in erſter Reihe genannt werden, aber auch der Kurator des 
Rigaer Lehrbezirks, Prutſchenko, oder der Gouverneur von Kurland, 
Knjäſew, könnten als Beiſpiele dienen. Das ſind jedoch Ausnahmen 
und im allgemeinen macht ſich der Mangel an tüchtigen, zuverläſſigen 
und unabhängigen Männern ſchwer fühlbar. Ein großer Teil von ihnen 
hat in Duma und Reichsrat Platz gefunden, überall ſonſt aber werden 
die Lücken ſchmerzlich empfunden. Dazu kommt die fortdauernde 
Unruhe der ſtudierenden Jugend beider Geſchlechter, die Unzufriedenheit 
der Profeſſoren, denen der Miniſter Schwarz nicht liberal genug iſt, 
während man doch rückhaltlos wird zugeben müſſen, daß eine Sanierung 
von Univerſität und Schule nur mit ſtarker Hand durchgeführt werden 
kann. In dieſer Hinſicht ſind, wie wir glauben, die gegen den Miniſter 
erhobenen Vorwürfe ungerecht. Wie weit die von ihm verfolgte 
nationaliſtiſche Schulpolitik ſeiner eigenen Überzeugung entſpricht 
oder ihm aufgedrängt wurde, wagen wir nicht zu entſcheiden. Glücklich 
iſt dieſe Politik unter keinen Umſtänden, ſie gehört in den Kreis der— 
jenigen Regierungsmaßregeln, welche desorganiſierend wirkten und die 
Zuſtände reifen ließen, die ſich in der ruſſiſchen Revolution in vulkaniſchen 
Exploſionen Luft zu machen ſuchten. Auch iſt die Revolution mehr 
äußerlich unterdrückt, als daß die Geſinnung, aus der ſie hervorwuchs, 
geſchwunden wäre. Wir haben abſichtlich darauf verzichtet, die end— 
loſe Reihe von Raubanfällen, Morden, Plünderungen, von politiſchen 
Verhaftungen, entdeckten Geheimdruckereien uſw. herzuzählen — es 
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fönnte inſofern irre führen, als der Leſer die ungeheure Ausdehnung 
des Reiches und die 127 Millionen ſeiner Bevölkerung leicht außer acht 
läßt. In Petersburg z. B. hört und ſieht man von dieſen Dingen nichts. 
Aber vorhanden ſind ſie darum nicht minder. In der „Revue“ vom 
15. Oktober hat René de Chavagnes ein wahrhaft erſchreckendes Bild 
der politiſchen Lage wie der finanziellen Nöte Rußlands entworfen 
und die Franzoſen gewarnt, Rußland durch neue Anleihen zu unter— 
ſtützen. Er tut es vom Standpunkt des ruſſiſchen extremen Radikalismus 
aus, ohne zu bedenken, daß, wenn dieſer Radikalismus die Herrſchaft 
in ſeine Hände nehmen ſollte, nichts unſicherer wäre, als die franzöſiſchen 
Milliarden, während ſie bei einer friedlichen Weiterentwicklung Ruß— 
lands unter vorſichtigen konſtitutionellen Formen ohne allen Zweifel 
geſichert ſind. Die natürlichen Reichtümer des Landes warten nur 
ruhiger und geſicherter Zuſtände, um gehoben zu werden. Wie iſt es 
denkbar, daß unter ſolchen Verhältniſſen die ruſſiſche Regierung ſich 
in ein politiſches Abenteuer ſtürzen ſollte, deſſen Ausgang ſich durchaus 
nicht abſehen läßt? 

Wir möchten bei dieſem Anlaß noch die Frage der „Feindſeligkeit 
gegen alles Deutſche“ mit in den Kreis dieſer Betrachtungen ziehen. 
Da ſei zunächſt vorangeſchickt, daß ſie im Zarenhauſe und in den Kreiſen 
der verantwortlichen Staatsmänner ganz gewiß nicht vorherrſcht. Im 
Zarenhauſe iſt die Tradition alter verwandtſchaftlicher und dynaſtiſcher 
Beziehungen ſehr lebendig, und in den Sorgenjahren des japaniſchen 
Krieges und der Revolution hat ſie ſich infolge der Haltung, die Deutſch— 
land einnahm, nur ſtärken, nicht mindern können. Ebenſo wird man 
bei der ungeheuren Mehrzahl der Gebildeten auf keinerlei Feindſeligkeit 
ſtoßen. Ein ſehr großer Teil von ihnen hat längere oder kürzere Zeit 
an deutſchen Univerſitäten ſtudiert, ſie ſprechen deutſch und man iſt, 
wenn man ſich als Deutſcher einführt, guter Aufnahme ſicher. Auch 
von antideutſcher Richtung der Duma kann keine Rede ſein. Herr Gutſch— 
kow iſt, wie wir wiſſen, ein Freund deutſchen Weſens, und wenn wir 
nicht ſehr irren, gilt dasſelbe von Herrn Miljukow, dem Führer der 
Kadetten, wie von Herrn Puriſchkewitſch, dem Heißſporn der Rechten. 
Vollends dem ruſſiſchen Volk, d. h. Bauern und kleinen Leuten, liegen 
alle feindſeligen nationalen Inſtinkte gegen die Deutſchen fern. Sie 
werden vertreten und angeſpornt von einzelnen Zeitungen, zumal 
von der „Nowoje Wremja“ und von denjenigen revolutionären Elementen, 


die ebenſo wie während und vor dem japanischen Kriege von dem 
politiſchen und militäriſchen Unglück Rußlands das erwarteten, was 
ihnen Glück bedeutet. In der Provinzpreſſe wird man ſie nur ſelten 
finden. Es bleibt die Frage, wie die nicht zu bezweifelnde Erbitterung 
über Oſterreich-Ungarn auf das Verhältnis zwiſchen Rußland und 
Deutſchland zurückwirken muß? Daß man ſich gefreut hätte, wenn wir 
in den antiöſterreichiſchen Chor eingeſtimmt hätten, iſt ſicher. Ob aber 
jemand das im Ernſt erwartet hat, ſcheint doch ſehr fraglich. Daß wir 
durch einen feſten Allianzvertrag mit Oſterreich verbunden ſind, wußte 
jeder Zeitungsleſer. Der Wortlaut des Vertrages iſt 1887 veröffentlicht 
worden. Wer ruhig überlegen konnte, mußte ſich ſagen, daß wir ihn 
nicht brechen werden. Auch iſt dieſer Vertrag ſeit bald 30 Jahren die 
ſtärkſte Bürgſchaft des Friedens geweſen, von der die Geſchichte weiß: 
ſie war ſtärker als die Verträge von 1814 und 1815, die ſchon 1825 nur 
noch dem Namen nach beſtanden und 1830 zerriſſen am Boden lagen. 
Dieſer europäiſche Frieden kommt aber heute vornehmlich Rußland 
zu gut. Damit alſo war zu rechnen, aber die öſterreichiſchen Beziehungen 
haben uns nie verhindert, zugleich auch gute Nachbarſchaft mit Rußland 
zu halten, was nicht immer leicht war. Wir ſind aber heute wie von 
jeher der Meinung, daß es unſer wohlverſtandener materieller und 
ideeller Vorteil iſt, wenn in Rußland innerer Friede herrſcht und wenn 
Zufriedenheit mit ſeiner Geſamtſtellung im Rat der Völker die vor 
herrſchende Empfindung iſt. Wenn das heute noch nicht der Fall iſt, 
ſo meinen wir doch, daß der Weg dazu offen liegt. Man braucht ihn 
nur zu betreten. 


30. Okt. 1908. Veröffentlichung des ſogen. Daily Telegraph-Interview. 
Zuſammenziehung türtiſcher Truppen bei Adrianopel. 

31. Okt. Verſtändigung über die Parlamentswahlen zwiſchen Jungtürten, Griechen und 
Armeniern. 

1. Nov. Kaiſer Wilhelm lehnt das Abſchiedsgeſuch des Fürſten Bülow ab. 

2. Nov. Proklamation König Eduards an das indiſche Volk. 

3. Nov. Wahl Tafts zum Präſidenten der Vereinigten Staaten von Amerika. 
Beginn der direkten türkiſch-bulgariſchen Verhandlungen. 

4. Nov. Rücktehr des Dalai Lama aus China nach Tibet. 


4. November 1908. 

Die Redaktion der „Kreuz-Zeitung“ hat in ihrer Montag-Abend— 
nummer Stellung genommen zu der vielbeſprochenen Veröffentlichung 
des „Daily Telegraph“ und in allen weſentlichen Punkten kann der 
Verfaſſer der Wochenſchauen, der mit eigenem Namen zeichnet, und 
unter eigener Verantwortung ſchreibt, ſich mit ihren Ausführungen 
einverſtanden erklären. Aber er hält es für ſeine Pflicht, auch perſönlich 
Stellung zu nehmen zu einer Frage, welche die öffentliche Meinung 
bei uns und im Auslande ſo tief erregt hat, und deren politiſche und 
hiſtoriſche Beurteilung vor allem mehr kaltes Blut verlangt, als heute 
nicht nur in der ungeheuren Majorität unſerer Preſſe, ſondern auch in 
weiten Kreiſen der politiſch denkenden Geſellſchaft im Augenblick zu 
finden iſt. Eine kurze Rekapitulation der zunächſt meiſt im Vorder— 
grunde ſtehenden formalen Seite der Frage mag vorausgeſchickt werden. 

Wir wiſſen heute, daß es ſich in jenem Artikel des „D. T.“ nicht 
um die Wiedergabe eines Interviews gehandelt hat, ſondern um 
die Zuſammenfaſſung mehrerer Unterredungen, die vornehmlich während 
des letzten Aufenthaltes Sr. Majeſtät in England, aber zum Teil auch 
vorher und nachher ſtattgefunden haben. Einer der Herren, mit denen 
der Kaiſer ſich unterhalten hat, hat dieſe Geſpräche zu einem Ganzen 
verbunden und dem Kaiſer mit der Anfrage zugeſandt, ob er ſeine Auf— 
zeichnung veröffentlichen dürfe. Das Manuſkript iſt dann auf dem 
üblichen Geſchäftswege nach Norderney an den Reichskanzler gegangen 


— 335 — 


und von ihm zur Begutachtung dem Auswärtigen Amt in Berlin zuge— 
wieſen worden; dort fiel es in Abweſenheit des Staatsſekretärs auf 
den Tiſch desjenigen Beamten, zu deſſen Reſſort dieſe Angelegenheiten 
gehören. Es iſt nun völlig unverſtändlich, wie dieſer Beamte das ver— 
hängnisvolle Manuſkript mit ſeinem zuſtimmenden Vermerk verſehen 
und auf dem Inſtanzenwege nach Norderney zurückgehen laſſen konnte. 
Zugleich iſt höchſt bedauerlich, daß im Vertrauen auf ſein Urteil von 
keiner Seite eine weitere Prüfung ſtattfand. Der Verfaſſer jenes kom— 
ponierten Geſprächs erhielt ſeine Aufzeichnung mit der Bemerkung 
zurück, daß gegen die Veröffentlichung nichts einzuwenden ſei. Der 
Reichskanzler hatte das Schriftſtück überhaupt nicht geleſen und — wenn 
wir recht unterrichtet ſind — geglaubt, daß es ſich um einen von wohl— 
meinender Seite geſchriebenen Zeitungsartikel über den Kaiſer handele, 
wie deren jo viele erſchienen ſind. Die orientaliſche Frage brachte ein 
Übermaß von Arbeit, und Dinge, die minder wichtig ſchienen, blieben 
den Unterinſtanzen überlaſſen. Sobald Fürſt Bülow von dem im 
„Daily Telegraph“ gedruckten Artikel Kenntnis erhielt, ordnete er die 
Veröffentlichung der Überſetzung in der „Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ an, wodurch die Authentizität des Artikels bezeugt wurde, 
und erbat danach vom Kaiſer die Erlaubnis, die Entſtehungsgeſchichte 
jenes engliſchen Artikels in derſelben Zeitung klarzulegen. Aus ſeiner 
Mißbilligung der Publikation der Außerungen des Kaiſers machte er 
kein Hehl, nahm aber die volle Verantwortung für den geſchehenen 
Mißgriff auf ſich. Zugleich bat er um ſeine Entlaſſung. Die in der 
„N. A. Ztg.“ abzugebende Erklärung wurde genehmigt, das Abſchieds— 
geſuch abgelehnt. 

Dies iſt in aller Kürze der heute allgemein bekannte Tatbeſtand. 

Nun kann als ſicher gelten, daß damit, dem allgemeinen Urteil 
nach, nicht genug geſchehen iſt. Es wird noch eine weitere Sühne zu 
verlangen ſein, die nach Feſtſtellung des tatſächlich Verantwortlichen 
dieſen trifft, denn wenn die ideelle Verantwortlichkeit des Reichskanzlers 
ihn gleich deckt, ruhen wichtige politiſche Entſcheidungen offenbar nicht 
ſicher genug in ſeinen Händen. Politiſche Kundgebungen eines Mon— 
archen, die für die Offentlichkeit beſtimmt find, bedürfen ſtets und 
überall der ſorgſamen und erſchöpfenden Kontrolle durch die Spezi— 
aliſten, deren Beruf und Lebensaufgabe die vorſichtige und weitſchauende 
Wahrung der Rechtsintereſſen auf dem ihnen zugewieſenen Gebiete 
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iſt. Weſſen Einſicht oder Arbeitskraft ſich nicht als ausreichend erweiſt, 
gehört in eine andere Berufsſtellung. Darüber kann kein Zweifel ſein. 

Nun meinen wir aber, daß unſere Preſſe mit wenig zahlreichen 
Ausnahmen in der Erregung, mit der ſie dieſe Angelegenheit be— 
handelt, entſchieden zu weit geht. Wenn man ihrer Suggeſtion folgen 
wollte, müßte man in der Tat annehmen, daß das Deutſche Reich in 
all ſeinen Fugen kracht; hört man doch ſogar ſagen, daß nunmehr die 
Durchführung der Reichsfinanzreform ſo gut wie unmöglich geworden 
ſei, während doch bei ruhiger Überlegung jedermann ſich ſagen muß, 
daß zwiſchen dem Inhalt des „Daily Telegraph“-Artikels und den 
pekuniären Bedürfniſſen des an alten FinanzF-Verſäumniſſen krankenden 
Reichs ein Zuſammenhang überhaupt nicht hergeſtellt werden kann. 
Aber wie wir glauben beweiſen zu können, werden auch die Mitteilungen, 
die Kaiſer Wilhelm den Gewährsmännern des „Daily Telegraph“ 
gemacht hat, erſt verſtändlich, wenn man den tatſächlichen politiſchen 
Verlauf der in Deutſchland ſo ſchmerzlich empfundenen Tragödie in 
Südafrika genau kennt. Das aber ſcheint keineswegs der Fall zu ſein. 
Wir wollen verſuchen, das richtige Bild zu zeichnen. 

Da mag vorausgeſchickt werden, daß wir uns durchaus zu der 
Empfindung bekennen, die in dem berühmten Telegramm vom 1. Januar 
1896 zum Ausdruck kam. So wie Kaiſer Wilhelm damals dachte, hat 
faſt alles in Europa gedacht. Es war allerdings ein nicht zu rechtfer— 
tigender räuberiſcher Überfall, jener Jameſon Raid, und wenn die 
engliſchen Gerichte auch die eigentlichen intellektuellen Urheber nicht 
vor ihr Forum zogen, Jameſon mußten ſie verurteilen und ſtrafen. 
Und in England dachten die Männer, die heute der regierenden Partei 
angehören, ganz wie Kaiſer Wilhelm und wie wir. Man hat ſie deshalb 
die „little Englanders’” genannt und faſt wie Landesverräter behandelt. 

Wenn nun jetzt behauptet wird, daß in jenem Telegramm ſeinem 
Sinn nach den Buren die Unterſtützung der deutſchen Kriegsmacht 
in einem möglichen Kriege mit England geboten wurde, ſo iſt das falſch, 
wie ſchon September 1902 im „Nineteenth Century and after” von 
A. v. Maltzan nachgewieſen wurde. Frhr. v. Maltzan war preußiſcher 
Offizier geweſen, hatte lange in England gelebt und zog von dort nach 
Transvaal, 8 Jahre vor dem Jameſon Raid; er war dann einer der 
Kommiſſare, die von der Transvaal-Regierung nach Johannesburg 
geſchickt wurden, um dort die Ordnung herzuſtellen und weiteres Blut— 
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vergießen zu verhüten. Als der Krieg ſchließlich doch ausbrach, hat er 
an der Seite der Buren während des Feldzuges nördlich von Tugela 
gefochten. Indem er nun die Gründe darlegt, die den Krieg herbei— 
führten, ſagt er unter anderem: 

„Sie hofften auf Europas Intervention für den Kriegsfall. Die 
Gewißheit dieſer Hilfe war ihnen unabläſſig von ihrem Agenten Dr Leyds 
zugeſichert worden, den Diplomaten, die noch verſchlagener waren 
als er ſelbſt, abſichtlich irregeführt hatten. Vor allem war es jener ſehr 
kluge Mann, der damals das Miniſterium des Auswärtigen in Frank— 
reich leitete (Herr Delcajje), der ihm ſeine Hilfe zuſagte. Dieſer Gen- 
tleman hielt es für höchſt wahrſcheinlich, daß die Macht der öffentlichen 
Meinung in Deutſchland, die ſehr erregt war, die Regierung nötigen 
würde, zugunſten der Buren zu intervenieren. Wären aber erſt England 
und Deutſchland aneinander geraten, ſo wollte Frankreich zurücktreten 
und im Bunde mit Rußland die Gelegenheit benutzen, um mit Deutſch⸗ 
land abzurechnen. Aber die deutſche Regierung war zu klug, um in dieſe 
Falle zu treten. Bereits im Oktober 1897 ließ ſie dem Präſidenten 
Krüger eine ſehr nachdrückliche Warnung zugehen: Deutſchland werde 
unter keinen Umſtänden ſich in einen Krieg zwiſchen England und Trans⸗ 
vaal hineinziehen laſſen, Krüger ſolle den Nachrichten nicht Glauben 
ſchenken, die Dr Leyds ihm ſende. Dieſe Warnung wurde an den Prä⸗ 
ſidenten expediert und ihm in Gegenwart von mindeſtens 12 Mitgliedern 
des Volksraad von einem Freunde Transvaals eingehändigt, im Auf- 
trage und in Vollmacht des damaligen Staatsſekretärs Baron v. Richt⸗ 
hofen, der 13 Jahre lang in Agypten mit Lord Cromer gearbeitet hatte 
und den engliſchen Charakter ſehr hoch ſchätzte. Der Präſident hat aber, 
wie wir wiſſen, dieſe Warnung mißachtet, nach wie vor den Meldungen 
ſeines Agenten Glauben geſchenkt, was zu den bekannten ſchlimmen 
Reſultaten für ihn ſelbſt und ſein Land führte. Das unglückliche Indi⸗ 
viduum aber, das die Warnung tauben Ohren überbrachte, wurde in 
Pretoria als ein Feind Transvaals und ein Freund Englands ver⸗ 
dächtigt.“ 

Aus dieſem ganz unverdächtigen Zeugnis folgt wohl, daß die 
Haltung Deutſchlands nach Ausbruch des Krieges die einer gebotenen 
Neutralität war, wenn anders das Reich nicht in eine gefährliche Kriſis 
hineingezogen werden ſollte, und nichts iſt ungerechter, als unſere 
Regierung der Doppelzüngigkeit zu zeihen. Das mag in bezug auf 
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eine andere viel angefochtene Erzählung des „D T.“ wiederum eine 
engliſche Stimme belegen. Der bekannte Publiziſt Lucien Wolf, der 
unter dem Pſeudonym Diplomaticus ſich einen Namen gemacht hat, 
hatte ſchon im Dezember 1899 in der „Fortnightly Review“ einen 
Artikel veröffentlicht, der die Überſchrift trug „Graf Murawiews In— 
diskretionen“, das Material dazu hatte ihm ein engliſcher Offizier ge— 
liefert mit der Bitte, dem Grafen doch einen Hieb auf die Knöchel (a rap 
over the knukles) zu geben. Da jetzt — ſo ſchreibt Wolff — der Kaiſer 
ſeine damaligen Mitteilungen beſtätigt habe, nehme er keinen Anſtand, 
ſie weiter darzulegen. Das Koalitionsprojekt ſei urſprünglich in dem 
anglophoben Teil des ruſſiſchen Kabinetts entſtanden und ſei im Detail 
von Murawiew und General Wannowski ausgearbeitet worden. Die 
Idee war, die Militärmacht der Buren in Südafrika aufrechtzuerhalten 
und eine Koalition mit Frankreich, Deutſchland und Spanien abzu— 
ſchließen. Dann ſolle England aufgefordert werden, ſich einem Spruch 
der Haager Konvention für friedliche Beilegung internationaler Streitig— 
keiten zu unterwerfen. Lehnte England ab, ſo ſolle Gewalt gebraucht 
werden. Frankreich und Deutſchland ſollten eine Flottendemonſtration 
an der ſpaniſchen Küſte vornehmen und die engliſchen Verbindungen 
zur See lähmen, Rußland von Herat aus Indien bedrohen. Graf 
Murawiew verhandelte zunächſt Anfang Oktober 1899 in San Sebaſtian 
mit Silvela, am 10. Oktober in Paris mit Delcaſſé und danach mit 
Dr Leyds, der inkognito dazu gekommen war. Dieſe Verhandlungen 
trugen zunächſt einen informatoriſchen Charakter. Silvela war ent— 
gegenkommend geweſen, Delcaſſé bat um Bedenkzeit. Aber Murawiew 
war ſo ſanguiniſch, dem Dr Leyds die poſitive Zuſicherung zu geben, 
daß Frankreich und Rußland die Annektierung Transvaals und des 
Freiſtaats nicht dulden würden. Einige Tage danach aber erklärte ihm 
zu ſeiner großen Enttäuſchung Delcaſſé, daß Frankreich über freund— 
ſchaftliche Vorſtellungen an Großbritannien nicht hinausgehen wolle. 
Aber Dr Leyds verlor nicht die Hoffnung und traf Anfang November 
in Berlin ein. Hier aber bekam er eine nicht mißverſtändliche ſofortige 
Ablehnung. Von dem Telegramm des Kaiſers an die Königin Viktoria 
hat Wolff gleich damals erfahren und im Dezemberheft der „Fort— 
nightly Review“ S. 1042 darüber berichtet. 

Als jedoch der Krieg in Südafrika immer blutiger und erbitterter 
geführt wurde, und auf dem Kontinent die den Buren freundliche 
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Stimmung ſtetig zunahm, ſchöpften Murawiew und Wannowski neue 
Hoffnung; ſie rechneten darauf, daß die Sympathien der Völker Frank— 
reichs und Deutſchlands zu einer Aktion drängen würden. Es wurden 
daher Truppen in Transkaſpien konzentriert und über 50000 Mann 
mit 150 Geſchützen wurden von Tiflis über Aſchabad nach Kuſchk an 
die afghaniſche Grenze geſchickt. Dort legte man ſtarke Befeſtigungen 
an und konzentrierte ein immenſes Eiſenbahnmaterial. Ende 1900 
ſtanden 4 Armeekorps von je 44 000 Mann mit entſprechender Artillerie 
in Transkaſpien, von wo ſie, wie man erprobt hatte, in 8 Tagen pro 
Korps nach Kuſchk befördert werden konnten. Dann wurden die Ver— 
handlungen mit Paris und Berlin wieder aufgenommen. „Diesmal 
— ſo ſchreibt Wolff — ſchien Paris geneigter, und es wird ſogar behauptet, 
daß Deutſchland unter gewiſſen Bedingungen den Plan annehmen 
wollte. Aber ich weiß nichts aus erſter Hand von dieſen Verhandlungen, 
und ich glaube nicht — habe vielmehr guten Grund zu bezweifeln —, 
daß es wahr iſt, daß der Kaiſer irgend Anlaß zu dieſem Gerücht gegeben 
hat.“ In Wirklichkeit ſei der Plan an der feſten Haltung der Engländer 
und an der plötzlich auftauchenden chineſiſchen Kriſis — geſcheitert. 
Zu dieſen beiden engliſchen Stimmen kommt der Artikel des 
„Wiſſenden“ in Fleiſchers Revue, der ebenfalls von den ruſſiſch-fran— 
zöſiſchen Verhandlungen berichtet. Und nun fragen wir, wo bleiben 
die angeblich von Kaiſer Wilhelm enthüllten Staatsgeheimniſſe — ſie 
waren ſeit vielen Jahren in jedermann zugänglichen Zeitſchriften ver— 
öffentlicht — und wo bleiben die uns ſo bitter vorgeworfenen Schwan— 
kungen unſerer Politik in der Burenfrage? Sie haben niemals existiert, 
vielmehr ſtand von vornherein feſt, daß man Deutſchland nicht der 
doppelten Gefahr ausſetzen dürfe, in einen Krieg mit England hinein 
gezogen zu werden und gleichzeitig eines kombinierten ruſſiſch-fran 
zöſiſchen Überfalls gewärtig zu ſein. Den Buren aber iſt klarer Wein 
eingegoſſen worden, zu einer Zeit, da es ihnen noch möglich war, zu 
einem annehmbaren Ausgleich mit England zu gelangen. Daß keine 
einzige der ausländiſchen Zeitungen es an der Zeit gefunden hat, dieſe 
Zuſammenhänge in Erinnerung zu bringen, iſt begreiflich, aber unſere 
eigene Preſſe hätte gut getan, ihr Gedächtnis aufzufriſchen. Die „Vof 
ſiſche Zeitung“ mit ihrem Hinweis auf den Artikel in „Fleiſchers Revue“, 
„der bereits alle Mitteilungen über die ruſſiſch-franzöſiſche Einladung 
zur Intervention und über die deutſche Ablehnung enthielt“, bietet, 
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ſoviel uns bekannt iſt, die einzige Ausnahme in der Reihe der Blätter, 
die ji) an die Analyſe des „D. T.“ Artikels verſucht haben. Uns liegt 
eine ungeheure Reihe engliſcher und franzöſiſcher Zeitungsſtimmen 
vor. Sie ſind meiſt überaus höhniſch und gehäſſig, zum Teil voller 
Anerkennung für die „entſchloſſene“ Haltung der deutſchen Preſſe, 
was uns ein trauriges Lob ſcheint. Übrigens ſoll man die Bedeutung 
auch dieſer Stimmen nicht überſchätzen. Die böſeſten Urteile in England 
gehen von den Organen von zwei Männern aus, von C. A. Pearſon 
und Lord Northeliffe, die über mächtige Zeitungstruſts gebieten, deren 
Spezialität die Pflege der Feindſchaft gegen Deutſchland iſt. Wem 
die Pariſer Preſſe gehorcht aber iſt allbekannt, und neu nur, daß Herr 
Delcaſſé wieder überall ſeine Werkzeuge vorſchiebt. Zu ihnen gehört 
auch jener Herr Melvil, deſſen Artikel in der „National Review“ offenbar 
den Anſtoß zu der Veröffentlichung im „Daily Telegraph“ gegeben 
hat. Daß die Deutſchfeindlichkeit dieſer Blätter, die ſich ein Gewerbe 
daraus machen, unſeren Kaiſer und Deutſchland anzugreifen, nicht 
erſt durch die Mitteilungen des „Daily Telegraph“ angeſtachelt zu 
werden brauchte, zeigt die Novembernummer der „National Review“, 
die uns zugegangen iſt, bevor jene große Senſation an die Offentlichkeit 
gedrungen war. Sie enthält einen Aufſatz des Chefredakteurs L. J. Marie, 
der alles übertrifft, was an Feindſeligkeit und Unwahrheit gegen uns 
in den letzten zehn Jahren auf den Markt geworfen worden iſt. Und 
das will viel ſagen. Es gibt aber in England zum Glück auch beſonnen 
und gerecht denkende Männer, die es für Pflicht halten, dieſem Treiben 
entgegenzutreten. So erhält die Redaktion des „Standard“ (der ſeit 
er im Beſitz von Mr. Pearſon iſt, natürlich auch zu unſeren bitteren 
Feinden zählt) von jemandem, der „Pictor“ zeichnet, eine Zuſchrift, 
aus der wir folgende Sätze hervorheben: 

„Ich dinierte zur Zeit des Jameſon Raid mit dem verſtorbenen 
Ernſt v. Bunſen und er ſagte mir, es werde eine natürliche Konſe— 
quenz des „Raid“ ſein, daß Transvaal für den Fall eines Angriffs 
Deutſchland um Schutz angehen werde. Da Deutſchland eine ſolche 
Intervention ablehnte, bedeutete das Kaiſerliche Gratulationstelegramm 
an Krüger: „Ich bin froh, daß Ihr Euch ſelbſt helfen könnt.“ Gewiß 
war dieſe Außerung des Kaiſers eine wohlverdiente Antwort auf den 
unverantwortlichen Friedensbruch Jameſons. Ich bin weder Pro-Bur 
noch Little Engländer, aber ich vermag nicht einzuſehen, welchen Nutzen 
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es haben kann, allerlei Detail auszugraben und aufzubauſchen, welches 
geeignet iſt, das unwahrſcheinlich zu machen, was ſehr wohl möglich iſt, 
daß nämlich der Kaiſer in der Tat ein Freund von England iſt, und 
doch zugleich wünſcht bereit zu ſein, um einen Angriff abzuwehren, 
der etwa im fernen Oſten drohen könnte oder wo ſonſt die berechtigten 
Handelsintereſſen Deutſchlands zu Friktionen führen könnten. 

Natürlich müſſen auch wir fertig ſein, aber das iſt doch kein Grund, 
um in jeder Nation, die unſerem Beiſpiele folgt, einen Feind zu ſehen.“ 

Mit dieſer ſehr vernünftigen Betrachtung ſeien auch unſere Be— 
merkungen zum „Daily Telegraph“ — inzident abgeſchloſſen. Es 
ſchrumpft erſtaunlich zuſammen, wenn man es ſcharf ins Auge faßt, 
und wir hoffen, daß der ungeheure Lärm, der jetzt erhoben wird, bald 
verſtummt. Was übrig bleibt, iſt die in der Tat zutage getretene Mög— 
lichkeit, daß unſer Auswärtiges Amt in kritiſchen Augenblicken plötzlich 
verſagen kann. Und dem muß abgeholfen werden. 

In den orientalischen Wirren beunruhigen im Augenblick die Zu— 
ſammenſtöße, die zwiſchen den alten Truppen des Sultans und den 
jungtürkiſchen ſtattgefunden haben, weit mehr als die übrigen Fragen, 
die vor wenigen Tagen noch faſt ausſchließlich die Aufmerkſamkeit in 
Anſpruch nahmen. Es iſt immer wahrſcheinlicher geworden, daß Bul— 
garien und die Türkei einerſeits, die Türkei und Dfterreich-Ungarn 
andererſeits ſich verſtändigen werden, ganz wie es immer unwahrſchein— 
licher wird, daß Serbien ſich in das Abenteuer eines ausſichtsloſen 
Krieges ſtürzen wird, um Anſprüche aufrecht zu erhalten, für welche 
es keinerlei Recht geltend machen kann. Dagegen könnte ein in der 
Türkei ausbrechender Bürgerkrieg allerdings einen Brand entzünden, 
der durch die ganze Halbinſel zieht und nach furchtbarem Blutvergießen 
die allergefährlichſten europäſchen Verwicklungen nach ſich ziehen kann. 

Irren wir nicht, ſo ſtehen wir vor einem Abflauen der ſtürmiſchen 
ſlaviſchen Bewegung in Rußland. Man beginnt die Lage nüchterner 
zu beurteilen. Um Serbiens willen einen Krieg auf ſich nehmen, möchte 
niemand, der an verantwortlicher Stelle ſteht. Auch das Telegramm, 
das der Präſident der Duma Chomjakow an die ſerbiſche Skuptſchina 
gerichtet hat, trägt mehr den Charakter eines Beileids- als eines Bei— 
fallstelegramms. Die Wirklichkeit fordert ihre Rechte, die unabweis— 
bare Notwendigkeit, die großen Reformgeſetze unter Dach und Fach 
zu bringen, läßt ſich nicht überſehen. Der auswärtigen Politik wird man 
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ſeinen Zoll entrichten, wenn Herr v. Iswolski der Duma über ſeine 
politiſche Rundreiſe Auskunft erteilen wird. Inzwiſchen wird nament— 
lich in der „Nowoje Wremja“ gegen ihn Stimmung gemacht. Sogar 
über ſeinen Nachfolger beginnt man zu konjekturieren, was doch etwas 
verfrüht ſein möchte. 

Am Dienstag abend wird das Reſultat der Präſidentenwahl ent— 
ſchieden ſein. Seit feſtſteht, daß der Staat New York für Taft ſtimmen 
wird, kann deſſen Wahl für geſichert gelten. Auch daß Präſident Rooſevelt 
nicht noch im letzten Augenblick für ihn eingetreten iſt, wie er äußerſten— 
falls zu tun entſchloſſen war, ſpricht dafür. In Deutſchland wird man 
Tafts Wahl freudig begrüßen. Sie bedeutet eine Kontinuität in der 
auswärtigen Politik der großen Republik, und wir ſind ſicher, daß „Prä— 
ſident“ Taft die guten Beziehungen zu Deutſchland ebenſo pflegen wird, 
wie Präſident Rooſevelt es getan hat. Der aber wird das Weiße Haus 
mit dem Bewußtſein verlaſſen dürfen, daß die Jahre ſeiner Präſident— 
ſchaft in der Geſchichte der Vereinigten Staaten Epoche gemacht und 
eine wohltätige Spur hinterlaſſen haben. 


6. Nov. 1908. Kaiſer Wilhelms Beſuch in Schönbrunn bei Kaiſer Franz Joſeph. 
Eröffnung des Kanals Kertſch-Jenikale. 
7. Nov. Fahrt des Kronprinzen mit dem Zeppelinſchen Luftſchiff. 
Demiſſion des öſterreichiſchen Kabinetts Beck. Miniſterium Bienerth. 
8. Nov. überfall deutſcher Studenten durch tſchechiſchen Pöbel in Prag. 
Kronprinz Georg von Serbien verläßt Petersburg. 
10. Nov. Die Caſablanca-Affaire wird einem Schiedsgericht übergeben. 
11. Nov. Dem ungariſchen Abgeordnetenhauſe legt die Regierung den Entwurf einer Wahl— 
reform vor. 


11. November 1908. 

Alle Wahrſcheinlichkeit ſpricht dafür, daß in irgendwelcher Weiſe 
die Caſablanca-Deſerteur⸗ Affäre fo aus der Welt 
geſchafft wird, daß beide Teile ſich damit zufrieden geben können. Das 
„intra muros peccatur et extra” ſcheint in dieſem Falle mitzuſpielen 
und eine Prüfung des tatſächlichen Sachverhalts Divergenzen zwiſchen 
der franzöſiſchen und der deutſchen Darſtellung des Verlaufs der Er— 
eigniſſe ergeben zu haben, die ausgeglichen werden müſſen, ehe ein 
letztes Wort geſprochen werden kann. Darauf wollen wir alſo warten. 
Aber ſchon jetzt ſcheint es uns unerläßlich, Stellung zu nehmen zu dem 
Ton, den von vornherein gewiſſe franzöſiſche Blätter angeſchlagen 
haben. Sie ſind direkt mit Drohungen vorgegangen und haben Eugland 
und Rußland als Helfer aufgerufen. Drohungen ſind aber ein höchſt 
gefährliches Kampfesmittel und Hilfsgeſuche fallen nicht immer auf 
einen günſtigen Boden. Auch kann nicht jede Hilfeleiſtung, ſelbſt wenn 
ſie ſehr aufrichtig gemeint iſt, woran wir keineswegs zweifeln, einen 
wirkſamen Schutz bieten. Wir wollen das nicht näher ausführen, weil 
wir ſicher ſind, verſtanden zu werden. Das Bedenkliche der Lage, ſelbſt 
nach Erledigung der Caſablancaaffäre, liegt aber darin, daß dieſer letzte 
an die Offentlichkeit getretene Streitpunkt nur einer aus einer langen 
Reihe von Zwiſchenfällen iſt, die von einer überaus verbitterten Stimmung 
zeugen. Die marokkaniſchen Zeitungen der verſchiedenen Lager geben 
dafür die Belege. Wenn wir ſie heute nicht herzählen, wie wir wohl 
könnten, geſchieht es, weil das alles nur Symptome der unhaltbaren 
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Geſamtlage in Marokko ſind, die ſich als Folge der vom Kabinett 
Clemenceau-Pichon fortgeſetzten Delcaſſéſchen Politik der pénétration 
(pacifique läßt ſich ja nicht mehr jagen) Marokkos ergeben hat. Da Herr 
Delcaſſé neben der Tuniſierung Marokkos ſich noch die politiſche De— 
mütigung Deutſchlands zum Ziel geſetzt hatte, iſt es kein Wunder, daß 
man bei uns mit höchſtem Mißtrauen die Politik ſeiner Nachfolger und 
Nachtreter beobachtet. Dieſes Mißtrauen iſt geſteigert worden durch 
den großen Bluff der Umzingelung Deutſchlands, der mit der Revaler 
Entrevue ſeinen Höhepunkt erreicht zu haben ſchien und heute hilflos 
am Boden liegt. Die Erinnerung an dieſen Anſchlag, zu dem ſeine 
Urheber ſich ja in allernaivſter Weiſe bekannt haben, werden wir nicht 
ſobald aus unſerem politiſchen Gedächtnis ſtreichen und ebenſowenig 
die Tatſache, daß der Urſprung der Intrige auf die Gleichung Marokko — 
Agypten zurückzuführen iſt, durch welche England die franzöſiſche Politik 
an ſich gefeſſelt hat, wie an einem Gängelbande. Es fällt daher außer— 
ordentlich ſchwer, ſich von der Vorſtellung frei zu machen, daß in irgend— 
einer Verkleidung dieſe marokkaniſche Frage ſich früher oder ſpäter 
einmal in eine europäiſche umſetzen wird, deren Hauptlaſt dann wir 
und Frankreich zu tragen haben werden. Im beiderſeitigen Intereſſe 
wünſchen wir, daß das nicht geſchieht, denn wenn die Caſablancafrage 
ſich mit Komplimenten und Noten aus der Welt ſchaffen läßt, bürgt 
nichts dafür, daß der nächſte Zwiſchenfall einen gleich erträglichen Aus— 
gang findet. Er würde auf einen bereits erhitzten Boden ſtoßen. Man 
täuſcht ſich in Frankreich, wenn man aus Stimmen, wie ſie im „Berliner 
Tageblatt“ laut werden, auf die Stimmung in Deutſchland ſchließt. 
Herr Wolff, der von Paris aus die Erbſchaft von Herrn Lewinſon als 
Redakteur dieſes Blattes angetreten hat, gilt in ſeiner blinden Vor— 
eingenommenheit für franzöſiſche Zuſtände mit Recht als Anwalt 
franzöſiſcher, nicht deutſcher Intereſſen, und täte gewiß gut, als M. Loup 
nach Paris zurückzukehren, wohin ihn ja alle ſeine politiſchen Anſichten 
treiben und wo er im Grand Orient gewiß eine ehrenvolle Stellung 
neben anderen „vénérables' gleicher Geſinnung und gleicher Farbe 
einnehmen würde. Auch haben wir uns nicht gewundert, ihn in der 
Affäre des „Daily Telegraph“ in England als Schwurzeugen für die 
wahre Stimmung Deutſchlands aufgeführt zu finden, ihn, Herrn Leip— 
ziger und den Spezialiſten für Sittlichkeit und Patriotismus, Herrn 
Maximilian Harden. Der Mantel nationalen Empfindens, den dieſe 
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Herren umzuwerfen lieben, deckt ihre Blöße nicht und täuſcht niemanden, 
der ſich das ſichere Gefühl erhalten hat, Echtes von Unechtem, voll— 
wichtiges Gold nationaler Geſinnung von den beſchnittenen Münzen 
pathetiſcher Deklamation zu unterſcheiden. 

Zu dieſer „Daily Telegraph“ -Enthüllung aber möchten wir noch 
ein kritiſches Bedenken des Hiſtorikers geltend machen. Was in dem 
engliſchen Blatte als Außerung unſeres Kaiſers vorgeführt wird, bietet 
keinerlei Garantie der Autentizität des Wortlautes oder gar des Zu— 
ſammenhanges, in dem die angebliche Außerung gefallen iſt. Wir 
haben vor 8 Tagen aus engliſcher Quelle nachgewieſen, daß von Indis— 
kretionen keine Rede ſein kann, ſondern daß es ſich um Wiedergabe 
bekannter Tatſachen handelt. Nachträglich haben wir in der Ausgabe 
der Reden des Fürſten Bülow dazu die Beſtätigung gefunden. In der 
Sitzung des Reichstages vom 10. Dezember 1900 ſagte der Reichs— 
kanzler, daß Deutſchland im Mai 1899 im Verein mit der niederländiſchen 
Regierung dem Präſidenten Krüger zur Mäßigung geraten habe und 
Anfang Juni 1899 dem Präſidenten riet, die Vermittlung der Ver— 
einigten Staaten von Nordamerika anzurufen. Krüger lehnte darauf 
ab, und ebenſo wirkungslos blieb der im Auguſt von den beiden Mächten 
erteilte Rat, den von England gemachten Kompromißvorſchlag nicht 
abzulehnen. Am 12. Dezember 1900 aber erklärte der Reichskanzler, 
daß Deutſchland im Falle eines Konfliktes mit England in Afrika 
allein auf ſeine eigenen Kräfte angewieſen geblieben wäre, wodurch 
in aller Diskretion auf die Murawiew-Delcaſſéſchen Pläne und ihren 
Hintergrund hingewieſen wird. Der Reichskanzler hat damals dieſe 
ſehr vorſichtig gehaltenen Andeutungen nur gemacht, ſoweit ſie ſich 
aus dem niederländiſchen Gelbbuch belegen ließen. Es iſt unzweifel— 
haft, daß in den Akten unſeres Auswärtigen Amtes ein weit reicheres 
beweiskräftiges Material zu finden iſt. Damit wäre wohl die Richtung 
der Politik, die wir eingehalten haben, deutlich genug klargelegt. Was 
aber die Außerungen unſeres Kaiſers betrifft, ſo iſt zu bedenken, daß 
ſie weder aus erſter, noch aus zweiter, ſondern aus dritter Hand an die 
Offentlichkeit gedrungen ſind, und daß damit jede Gewähr für die 
urſprüngliche Faſſung des Gedankens geſchwunden iſt. Im Verlaufe 
der Beantwortung der Interpellationen wird dieſe Tatſache gewiß 
noch deutlicher zur Geltung kommen. Es ſcheint uns aber notwendig, 
ſie auch in dieſer Stimmungschronik der Zeitgeſchichte hervorzuheben. 
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Bei der leidenſchaftlich erregten und zum Teil künſtlich überhitzten 
Stimmung (wir denken wieder an das Trifolium Wolff, Leipziger, 
Harden), die durch unſere Preſſe geht und von ihr ſuggeſtiv weiter ge— 
tragen wurde, iſt es unerläßlich, zur Beſonnenheit zu mahnen, wo es 
ſich um Urteile über unſeren Kaiſer handelt. In England wäre es un— 
denkbar, eine derartige Agitation in der Preſſe und im Parlament vor— 
zubringen. Mit dem Moment, da König Eduard VII. der regierende 
Herr war, wurde nicht nur all ſein Tun, ſondern auch ſeine Vergangenheit 
jeder Kritik entzogen; bei uns begann die öffentliche Kritik mit dem 
Moment der Thronbeſteigung, und es ſcheint faſt vergeſſen, daß die 
20 Jahre, die hinter uns liegen, eine Zeit wunderbarer materieller 
Blüte, großartigen wiſſenſchaftlichen Fortſchritts und ſtetig wachſender 
nationaler Kraft darſtellen. Welche Rolle dabei der perſönlichen Ini— 
tiative des Kaiſers zufällt, wird die Geſchichte einſt ſagen, und aller 
Wahrſcheinlichkeit nach wird ſie dabei die unbequemen Impulſe als 
minoris momenti anders beurteilen, als jetzt in der Hitze des Augen— 
blicks geſchieht. Was mit dieſem Übereifer der Tadelnden verſöhnt, 
iſt, daß aus der ungeheuren Mehrheit wirklich patriotiſche und nationale 
Erwägungen reden; die höchſt ungeſchickte Inſzenierung des „Daily 
Telegraph“ - Artikels in der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“, 
die übertriebene Vorſtellung von dem Verſagen des Auswärtigen 
Amtes — das, wie wir trotz des Verſagens einiger ſeiner Mitglieder, 
in Pflichtgefühl und Arbeitsfähigkeit ſich mit jeder anderen Körper— 
ſchaft dieſes Namens getroſt meſſen kann — endlich das Gefühl, daß 
unſere Rolle in der Welt nicht der nationalen Kraft entſprach, die wir 
darſtellen, das alles in ſeiner Summe hat den Sturm entfeſſelt, der 
ſich jetzt austoben will. Wir meinen aber zu erkennen, daß die politiſche 
Kurve unſerer Geltung im Aufſteigen iſt und haben das feſte Vertrauen, 
daß es keine Aufgabe gibt, die der Ernſt der Zeit an uns herantreten 
laſſen kann, der wir nicht in ehrenvoller Weiſe gerecht werden könnten. 
Denn das eine iſt ſicher, trotz allen Murrens ſtehen deutſches Volk und 
Deutſcher Kaiſer zueinander, und was aus jenem Murren ſpricht, iſt 
im Grunde — wie die Franzoſen jagen — un dépit amoureux. 

Ein Anzeichen ſich vorbereitender Wandlungen im politischen 
Leben Englands glauben wir in dem Ausfall der Kommunalwahlen 
zu erkennen, die am 3. Oktober in England und Wales ſtattfanden. 
Die Konſervativen und Unioniſten gewannen 118 Sitze gegen 3 der 
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Liberalen. Die Sozialiſten brachten 9, die Arbeiterpartei 1 und die 
Unabhängigen 4 Kandidaten durch. Es iſt eine ähnliche Erſcheinung, 
wie ſie im Laufe des Jahres 1905 dem Zuſammenbruch des konſervativen 
Kabinetts vorausging, um am 10. Dezember des Jahres zur Konſti— 
tuierung des Kabinetts Campbell-Bannerman zu führen. Nun iſt 
zwar nicht wahrſcheinlich, daß die Konſervativen in nächſter Zeit ans 
Ruder kommen, aber die Popularität der Liberalen nimmt unverkenn— 
bar ab. Sie haben die „Times“ und die großen Preßtruſts gegen ſich, 
die von den Miniſtern nur Sir Edward Grey glimpflich behandeln, 
ſonſt aber eifrig am Werk ſind, um den Liberalen den Boden zu unter— 
wühlen. Auch mehrt ſich die Zahl der Unzufriedenen. Die Lizenzbill 
iſt höchſt unpopulär, die Zahl der Arbeitsloſen wächſt ſtetig. Man ſchätzte 
ſie auf 1 bis 2 Millionen, und wenn auch ein großer Teil von ihnen 
bei den mit fiebriſchem Eifer betriebenen Schiffsbauten beſchäftigt, 
ein anderer militäriſch gedrillt und der Armee eingereiht wird, bleibt 
doch ein ungeheurer Reſt. Dazu kommt die Unzufriedenheit mit der 
Entwicklung, die ſich in den Kolonien vollzieht. Von Südafrika ſpricht 
man nicht gern und ſieht mit ſaurer Miene zu, wie die Trümpfe all— 
mählich aus den Händen der engliſchen Spieler in die der Buren über— 
gehen. Ebenſo beunruhigt das Selbſtändigkeitsbedürfnis Kanadas, 
das zu einer Nation heranwachſen und nicht mehr Kolonie ſein will. 
Hat doch kürzlich ſogar der „Standard“ ſich dazu bequemt von der 
„Kanadian Nation“ zu ſchreiben. In Auſtralien iſt das bisherige Haupt 
der Imperialiſten Mr. Deakin geſtürzt worden und an ſeine Stelle als 
Miniſterpräſident der Führer der Arbeiterpartei Mr. Watſon getreten, 
in Indien aber gärt es nach wie vor. Noch vor wenigen Tagen iſt der 
Stellvertreter des Gouverneurs von Bengalen, Sir Andrew Fraſer, 
wie durch ein Wunder dem Attentat eines Bengali entgangen. Die 
Hindupreſſe in Kalkutta, Bombay, Amritſar iſt von erſtaunlicher Heftig— 
keit und wir ſehen nicht, daß das Entgegenkommen, welches das liberale 
Kabinett neuerdings den Eingeborenen zeigt, bisher gute Früchte ge— 
tragen hätte. Auch die Skepſis, mit der die öffentliche Meinung in 
England, namentlich aber das Urteil der in Oſtaſien lebenden Engländer, 
den Früchten des japaniſchen Bündniſſes gegenüberſteht, nimmt eher 
zu als ab. Es wird als eine überkommene Notwendigkeit, nicht als ein 
wirklicher Vorteil empfunden, denn im Grunde hat es bereits ſeine 
Dienſte geleiſtet, und was nachblieb iſt eine läſtige politiſche und materielle 
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Konkurrenz. Wie weit endlich das augenblickliche Überwiegen des engli— 
ſchen Einfluſſes in der Türkei von Dauer ſein wird, bleibt doch abzu— 
warten. Die moraliſche Unterſtützung, die England dem Staatsſtreich 
der Jungtürken gewährte, war allerdings zunächſt für ſie von ganz 
unſchätzbarem Wert. Vor der bulgariſchen und bosniſchen Überraſchung 
aber vermochte England ſie weder zu bewahren, noch ihnen nachträg— 
lich eine irgend wirkſame Hilfe zu leiſten. Nach dem Scheitern der 
Miſſion Iswolskis und der Veröffentlichung des zwiſchen den Mächten 
der Tripleentente vereinbarten Konferenzprogramms gab es eine große 
Enttäuſchung, und neuerdings beunruhigt die Aufſtandsbewegung 
im ſüdlichen und ſüdweſtlichen Arabien, weil zwiſchen den Umtrieben 
des Mullah und den alten engliſchen Plänen in Mekka ein von der 
Türkei unabhängiges Kalifat ins Leben zu rufen, ſich Zuſammenhänge 
vermuten laſſen. Dazu kommt der Blick auf Perſien, wo Rußland und 
England eine Politik verfolgen, welche mit ihrem liberalen Enthuſiasmus 
auf der Balkanhalbinſel nur ſchwer in Einklang zu bringen iſt. In Ruß— 
land aber regt ſich in den orientaliſchen Angelegenheiten neben der ſehr 
aufrichtigen Erbitterung über Oſterreich-Ungarn, auch Mißtrauen gegen 
England in der perſiſchen Frage, und gegen Frankreich wegen ſeiner 
Haltung in der Balkanpolitik. Überaus charakteriſtiſch iſt in dieſer Hinſicht 
ein vom Fürſten Grigori Trubetzkoi gezeichneter Artikel im „Golos 
Moskwy“. Die Franzoſen, ſchreibt er, wollen die Kriſis benutzen, um 
ein Kapital zu erwerben und dabei doch im Stande der Unſchuld bleiben. 
Ihre Diplomatie bemüht ſich, alle Beteiligten zu verſöhnen, und das 
wäre ſehr löblich, wenn ſie nicht vor allem bemüht wäre, für den eigenen 
Vorteil zu ſorgen (wörtlich: ihre kleinen Geſchäfte [dielischki] ins Reine 
zu bringen). Sie machen den Dfterreichern den Hof, weil fie von ihnen 
Unterſtützung in Marokko erwarten. Und das geht ſo weit, „daß der 
Offizioſus der franzöſiſchen Diplomatie offen und ziemlich kategoriſch 
die geringe Nachgiebigkeit Rußlands kritiſiert und ſich auf den öſter— 
reichiſchen Standpunkt in betreff der Konferenz ſtellt“. Daß „König“ 
Ferdinand — den die Ruſſen nach wie vor „knjäs” nennen, eine böſe 
Preſſe in Petersburg und Moskau hat, iſt ſelbſtverſtändlich; um ſo mehr 
Sympathien finden die Serben — aber auch nur Sympathien. Man 
iſt ſich in Rußland ganz klar, daß bei der gegenwärtigen Konſtellation 
ihnen nicht zu helfen iſt, und mahnt zur Ruhe, was gewiß das ver— 
nünftigſte iſt. 
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Die Wahlen erſten Grades, die jetzt in der Provinz Seres zum 
türkiſchen Parlament ſtattgefunden haben, laſſen ungefähr erkennen, 
wie die nationale Zuſammenſetzung dieſer Volksvertretung ſein wird. 
Gewählt wurden 86 Türken, 51 Bulgaren und 45 Griechen. Da Griechen 
und Bulgaren ſchwerlich zuſammengehen werden, dürfte das Über— 
gewicht des türkiſchen Elementes geſichert ſein. Es ſcheint jedoch, daß 
in Türkiſch-Aſien unter der moslemiſchen Bevölkerung die Begeiſterung 
für parlamentariſche Lebensformen ſehr gering iſt, und das mag die 
Sorge erklären, welche den Jung-Türken die Möglichkeit einer ab— 
ſolutiſtiſchen Reaktion einflößt. Sehen wir richtig, ſo begehen ſie den 
großen Fehler, ihren klügſten Mann, den Sultan ſelbſt, nicht genügend 
bei den großen Entſcheidungen, vor denen die Türkei ſteht, zu Rate 
zu ziehen. 

Die Präſidentenwahl in den Vereinigten Staaten hat, wie wir 
erwarteten und hofften, Taft als Sieger aus der Wahlurne hervorgehen 
laſſen. Wir freuen uns deſſen: ein tüchtiger Mann von tadelloſem Ruf 
und umfaſſender Erfahrung iſt damit der großen Republik als Führer 
geſichert. Präſident Rooſevelt hat ſein Wort eingelöſt und trotz aller 
Verſuchungen, die in den Vorſtadien des Wahlkampfes an ihn heran— 
traten, nicht kandidiert, obgleich ſeine Wiederwahl wohl zweifellos 
geweſen wäre. Noch hat er faſt ein halbes Jahr ſeines Amtes zu walten, 
dann will er ſich die wohl verdiente Erholung gönnen und, wie es heißt, 
in Abeſſinien Löwen und anderes Hochwild jagen. Kehrt er nach Amerika 
zurück, ſo wird er, wie bereits feſtſteht, die Oberleitung des „Outlook“ 
übernehmen. 


13. Nov. 1908. Vermittelungsverſuche zwifchen Bulgarien und der Türkei. 
Sven Hedin trifft in Tokio ein. 
14. Nov. Die Großherzogin von Luxemburg wird zur Regentin ernannt. 
Chomjäkow wird zum Präſidenten der ruſſiſchen Duma wiedergewählt. 
Der Tod des Kaiſers und der Kaiſerin von China werden bekannt gegeben. 
15. Nov. Belgien übernimmt die Ausübung feiner Hoheitsrechte über die Kongo-Kolonie. 
Verhängung des Kriegszuſtandes über Teheran. 
16. Nov. 50 jähriges Prieſterjubiläum des Papſtes. 
Kämpfe zwiſchen Beduinen und türkiſchen Truppen bei Muba. 
General Gomez wird zum Präſidenten von Kuba gewählt. 


18. November 1908. 


Am 10. November hat, wie der „Mancheſter Guardian“ berichtet, 
im Reformklub von Mancheſter eine Debatte über die deutſch— 
engliſchen Beziehungen ſtattgefunden, wie ſie im Licht der 
Veröffentlichung des „Daily Telegraph“ beurteilt werden. Der Haupt— 
redner, Mr. H. Sidebotham, ſah dabei von dem Effekt in Deutſchland 
ab und faßte ausſchließlich die Frage ins Auge, welche Schlüſſe ein patrioti— 
ſcher Engländer aus dieſer Senſation zu ziehen habe. Ein Gewährsmann 
der „Times“, Mr. Harald Spender, habe erklärt, daß nunmehr auch 
der Kaiſer den Feinden Englands beitreten werde. Aber, entgegnet 
Sidebotham, wer ſo argumentiert, zeigt uns, daß wir am Rande eines 
Abgrundes ſchreiten. Denn wenn ſchon eine impulſive Freundſchafts— 
verſicherung eine ſo erſtaunliche Wirkung haben kann, was wird ge— 
ſchehen, wenn einmal ein ſcharfes Wort fällt? Die Frage ſei ernſt genug, 
um erwogen zu werden, denn es gebe nicht nur in aller Welt politiſche 
Beziehungen zwiſchen Deutſchland und England, auch in der inneren 
Politik Englands ſpielt ſie mit, wie das nächſte Budget wohl beweiſen 
werde. 

Nun ſolle man nicht ſagen, daß gute Beziehungen zu Deutſchland 
unvereinbar ſeien mit der franzöſiſchen entente. Richtig ſei nur, daß 
die gegenwärtige entente mit Frankreich nicht von Dauer ſein könne, 
wenn man ſie gegen Deutſchland ausbeuten wolle (the present entente 
with France cannot be durable so long as it is used as a stalking horse 
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for animosity against Germany). Es wäre verräteriſch, die Freundſchaft 
Frankreichs als Schild zu benutzen, um ſeinem Haß gegen Deutſchland 
genugzutun. 

Übrigens gehörten die ſchlechten Beziehungen zu Deutſchland 
nicht der Periode der Königin Viktoria an, ſie ſeien „definitely Ed- 
wardian“. Er wolle nicht direkt dem Könige Schuld geben, aber die 
Tatſache ſtehe doch feſt, und es ſei wohl verſtändlich, daß, als der König 
ſeine berühmten europäiſchen Reiſen begann und alle Staaten, mit 
alleiniger Ausnahme Deutſchlands beſuchte, man in Deutſchland an— 
nahm, er wolle ſeine Miniſter in eine deutſchfeindliche Richtung hinein— 
führen. Es ſei deshalb zu bedauern, daß Mr. Haldane den König wegen 
ſeiner politiſchen Initiative gerühmt habe. 

„Ich glaube nicht“, fuhr Mr. Sidebotham fort, „daß die Aus— 
landsreiſen des Königs in jeder Hinſicht den Intereſſen des Friedens 
gedient haben. Sie haben vielmehr, wenn nicht ein Schwert, ſo doch 
jedenfalls Hader in die europäiſche Politik eingeführt. Und ich muß 
dabei bleiben, daß das engliſch-franzöſiſche Abkommen genau dieſelbe 
Wirkung gehabt hat. Es iſt eine Ungeheuerlichkeit (monstrous thing), 
daß dieſes Abkommen genau den entgegengeſetzten Effekt haben ſollte, 
wie den, auf welchen wir hofften. Das Abkommen hat, ich weiß nicht 
wieviel Tauſenden von Mauren in Marokko den Tod gebracht, es ver— 
letzte das Prinzip der offenen Tür und leitete jenen Prozeß ein, der 
Europa in zwei feindliche Lager teilte — den alten Dreibund einerſeits, 
die neue entente andererſeits, und ſie iſt der wahre Grund aller Un 
zufriedenheit und aller Beſorgniſſe, auf die man heute ſtößt.“ 

Es ſchloß ſich hieran eine ſcharfe Kritik der Politik Sir Edward 
Greys, der gewiſſe Beſtimmungen des Abkommens vom 8. April 1904 
aufrechterhalten habe, die infolge der Konferenz von Algeciras obſolet 
geworden waren. Bevor die Konferenz zuſammentrat, ſei er allerdings 
verpflichtet geweſen, ohne jeden Vorbehalt Frankreich diplomatiſch 
in marokkaniſchen Angelegenheiten zu unterſtützen, ſobald aber die 
Konferenz begann, hätte er den Franzoſen ſagen müſſen: „Das engliſch 
franzöſiſche Abkommen iſt nicht länger anwendbar; euere Beziehungen 
zu Marokko werden jetzt durch einen höherſtehenden, internationalen 
Vertrag bedingt, und es wäre unrecht und illoyal von uns, wenn wir 
die beſonderen Vereinbarungen des Abkommens in Algeciras aufrecht— 
erhielten“. 
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Hätte Sir Edward Grey ſo gehandelt, ſo wäre das einer Wendung 
zum Beſſeren in der geſamten Geſchichte Europas gleichgekommen. 
Als Freihandelsminiſter hätte er darauf hinweiſen müſſen, daß das 
engliſch-franzöſiſche Abkommen den Grundſätzen des Freihandels ins 
Geſicht ſchlage, auf die ſeine Regierung zur Macht gelangte, und da 
Deutſchland dem Abkommen gerade wegen der verletzten Grundſätze 
des Freihandels widerſprochen habe, wäre es Englands Pflicht, auch im 
franzöſiſchen Intereſſe, geweſen, auf dieſem Boden eine Verſtändigung 
mit Deutſchland zu ſuchen. Und das wäre leicht geweſen (the easiest 
thing of the world). Deutſchland habe die triftigſten Gründe, mit Leiden— 
ſchaft für das Prinzip der offenen Tür im Auslande einzutreten. Die 
wachſende Bevölkerung brauche einen Ausweg, und da es nirgends 
in aller Welt Raum für Kolonien gebe, müſſe es ſuchen, überall die Tür 
offenzuhalten. 

„Hätte nach Abſchluß der Konferenz von Algeciras, nachdem unſere 
Verpflichtungen Frankreich gegenüber erfüllt waren, Sir Edward Grey 
ſich nach Deutſchland begeben und ein neues Abkommen vorgeſchlagen, 
auf Grund der offenen Tür, ſo wären unſere Sorgen — wie ich glaube — 
beſeitigt geweſen, und die ganze folgende Geſchichte Europas hätte 
einen anderen Verlauf genommen. Grey aber verſäumte die Gelegen— 
heit und wiederholte denſelben Fehler Rußland gegenüber. Mit dem 
Beitritt Rußlands aber nahm die Entente immer mehr die charakte— 
riſtiſchen Formen einer Allianz an.“ 

Mr. Sidebotham berührte auch die Frage der deutſchen Seemacht 
und erklärte, daß es „wildes Geſchwätz“ ſei, von deutſcher Drohung zu 
reden. Das Verhältnis zwiſchen beiden Staaten werde ſich beſſern, 
wenn das engliſche Volk ſich entſchließe, gewiſſe Wandlungen in ſeiner 
Politik vorzunehmen. Das Eingreifen des Königs in die auswärtige 
Politik müſſe aufhören. (There must be a definite stopping of the 
Kings interference in foreign politics.) England müſſe Hand in Hand 
mit Deutſchland eine Art handelspolitiſcher Monroedoktrin feſtlegen, 
um die offene Tür in den exiſtierenden neutralen Märkten aufrechtzu— 
erhalten; und das engliſche Volk ſolle ſich in betreff der Marine einen 
kühlen Kopf bewahren. 

In der ſich hier anſchließenden Debatte vertrat Mr. Erie Johnſon 
den Standpunkt der „Times“, während Mr. A. J. King M. P. ſich in 
allen weſentlichen Punkten auf den Boden Mr. Sidebothams ſtellte. 


Über den weiteren Verlauf der Debatte berichtet der „Mancheſter 
Guardian“ nicht. 

Wir wollen dieſe denkwürdige Debatte nicht überſchätzen, aber 
auch nicht unterſchätzen. Der „Mancheſter Guardian“ iſt unbeſtritten 
das vornehmſte und einflußreichſte engliſche Provinzialblatt, und wir 
erinnern uns in dem liberalen Wochenblatt „The Nation“ zur Zeit der 
Revaler Entrevue ganz ähnliche Ausführungen gefunden zu haben, 
die ſich gegen das Eingreifen König Eduards in den Gang der engliſchen 
Politik wenden. 

Es handelt ſich dabei um den Proteſt gegen politiſche Aktionen 
von größter Tragweite, die verfaſſungsmäßig dem regierenden Mini— 
ſterium gehören, nicht um gelegentliche RAuße rungen, deren 
Wortlaut bis zur Stunde nicht feſtſteht und deren Tendenz nicht zweifel— 
haft ſein kann. Als wir an dieſer Stelle vor 8 Tagen unſere Auffaſſung 
des „Daily Telegraph“-Ineidents darlegten, hatten die Debatten im 
Reichstage noch nicht ſtattgefunden. Sie wurden, wie wir keinen Augen— 
blick bezweifeln wollen, in patriotiſcher Abſicht eingeleitet und geführt, 
in der Vorſtellung, daß durch jene Unterredungen ernſte Intereſſen des 
Reiches gefährdet ſeien; aber die Angriffe, die ſich gegen den Kaiſer 
richteten, waren hart, unbarmherzig und unbillig. Das iſt nicht nur 
ein perſönlicher Eindruck. Ein hochgeſtellter Freund, den ich nicht einen 
Freund Deutſchlands nennen möchte, der vielmehr aus nationalen 
Intereſſen im entgegengeſetzten Lager ſteht, ſchreibt zu der Frage: 
„Ich ſtaune über die Härte des Tones, den Ihre deutſche Preſſe dem 
Manne gegenüber anſchlägt, der 20 Jahre ſeines Lebens darangeſetzt 
hat, das Anſehen und die Wohlfahrt ſeines Landes zu heben, dem der 
Ruhm Deutſchlands alles war, den ich endlich für einen Ihrer glühendſten 
nationalen Patrioten halte (pour qui la gloire de l'Allemagne était 
tout, celui enfin que je considère pour un de vos plus fervants patriotes 
nationaux. Ceci m’est incompréhensible!“ So urteilt ein Fremder, 
wie denn, abgeſehen von bekannten Stimmen in der uns unverſöhnlich 
gegenüberſtehenden Preſſe verſchiedener Sprachen, draußen das Urteil 
ſich von den unerhörten Übertreibungen ferngehalten hat, die man 
in unſerer Preſſe leſen konnte. Wie oft haben wir nicht in den letzten 
Jahren hüben und drüben gehört: „Ja, wenn wir den Kaiſer Wilhelm 
an unſerer Spitze hätten“, und wie iſt unſerem Kaiſer bis in die letzte 
Zeit hinein zugejubelt worden, wenn er, wie er zu tun pflegt, durch das 
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Land reiſte. Wenn jetzt Parlament und Preſſe vornehmlich oder gar nur 
das zur Geltung bringen, was ihnen ein Argernis iſt, ſo zeugt das, 
abgeſehen von allem anderen, doch von geringer Kenntnis der Geſchichte 
unſeres Königshauſes. Es gibt nur einen preußiſchen König, an dem 
die Nation kein Argernis genommen hat, das war Friedrich Wilhelm III., 
der ohne allen Zweifel der wenigſt begabte des Geſchlechtes geweſen iſt. 
König Wilhelm dem Erſten fiel ſein Volk erſt 1866 zu, und wenn es ſich 
danach in begeiſterter und unerſchütterlicher Liebe an ihn ſchloß, und 
ſich in ihm das Ideal eines Königs und Kaiſers verkörperte, ſo vergeſſen 
wir leicht, daß es die durch ſchwere Lebenserfahrungen gereifte Weisheit 
des Greiſes war, die aus ſeinem Tun und Laſſen uns entgegentrat. 
Aber das heiße Blut ſeines Geſchlechtes hat auch in ſeinen Adern ge— 
floſſen, da er ein Jüngling und danach ein reifer Mann war, ganz wie 
wir es, von anderen zu geſchweigen, bei Friedrich Wilhelm J. und bei 
Friedrich dem Großen finden. Damit ſollen natürlich die Fehlgriffe 
nicht weggedeutet werden, zu denen raſche Impulſe und leidenſchaft— 
liches Empfinden führen. Aber ſie ſind der Tribut, den hohe Begabung 
der menſchlichen Schwachheit entrichtet, Eigenſchaften, die ſich über— 
winden laſſen und an denen die geſamte Perſönlichkeit nicht gemeſſen 
werden darf. Gewiß iſt es unerfreulich, wenn Außerungen eines Monar— 
chen vor Zeugen, de ren Intereſſen die deutſchen nicht ſind, politiſche 
Probleme behandeln, die naturgemäß beſſer gedeihen, wenn man ſie 
im Geheimnis der Kanzleien reifen läßt; es iſt meiſt ſchädlich, wenn der 
Monarch die ſtets ſehr komplizierte Verantwortlichkeit für Ereigniſſe, 
die der Vergangenheit angehören oder erſt in Zukunft Wirklichkeit 
werden ſollen, vor der ſtets indiskreten Offentlichkeit übernimmt. Faſt 
wie ein pſychologiſches Geſetz tritt uns die Tatſache entgegen, daß ſolche 
Außerungen in malam partem gedeutet werden. Friedrich der Große, 
zu deſſen Zeiten es eine Offentlichkeit in unſerem Sinne noch nicht 
gegeben hat, war immer geneigt, dem erſten Impulſe nachzugeben 
(voyez vous, je ne puis me defendre de ce premier moment. Geſpräche 
mit Katt. 1758 Auguſt 18) und hat uns in ſeiner Histoire de mon temps 
ſelbſt erzählt, wie ſehr er ſich in kritiſcher Zeit, bei Ausbruch des öſter— 
reichiſchen Erbfolgekrieges dadurch geſchädigt hat, daß er dem öſter— 
reichiſchen Hof Ratſchläge erteilte und dabei ſeinen eigenen Gedanken 
unvorſichtig freien Lauf ließ. „Während ich in Olmütz war (Ende Januar 
und Anfang Februar 1742), wurde ein gewiſſer Fitner (Pfütſchner) 
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aus Wien zu mir geſchickt, ein Rat des Großherzogs (von Toskana, 
des ſpäteren Kaiſers Franz J.), um mir einige Anträge zu machen. 
Ich ließ mir in dieſer Verhandlung einen weſentlichen Fehler zuſchulden 
kommen, den alle vermeiden ſollen, die in Staatsgeſchäften verhandeln: 
ohne ihm Zeit zu laſſen, ſich auszuſprechen, ſprach ich allein und ohne mich 
unterbrechen zu laſſen (sans mettre ni point ni virgule dans mon dis- 
cour) (Histoire de mon Temps, der Text von 1746 S. 250). Er hatte 
ſich mit Oſterreich verſtändigen wollen und erreichte das Gegenteil. 
Noch 1758 klagt er darüber, daß ſeine Lebhaftigkeit ihn fortreiße; und 
daß er ſeine Reſidenz in Potsdam nahm, geſchah, weil er dort den fremden 
Diplomaten nicht ſo leicht zugänglich war wie in Charlottenburg. Er 
kannte die Gefahr wohl, die für ihn in direkten Verhandlungen mit den 
Vertretern fremder Intereſſen lag. In den von Koſer veröffentlichten 
Auszügen aus der Korreſpondenz der franzöſiſchen Geſandtſchaft in 
Berlin 1746—1756 finden ſich die merkwürdigſten Belege für die 
impulſive Natur des großen Königs und dafür, wie die fremden Diplo— 
maten ſie auszubeuten verſtanden. So ſchreibt der Graf Tyrconnell in 
ſeinem Tableau de la cour de Berlin am 27. Dezember 1751: „Der 
König iſt von Natur indiskret, und begeht in dieſer Hinſicht Fehler, 
die bei einem ſo geiſtvollen Manne unverzeihlich ſind. Es iſt keineswegs 
unmöglich, ihn zu durchſchauen und ſogar einen Teil ſeiner Geheimniſſe 
zu ergründen, wenn man Gelegenheit hat, ihn oft und lange zu ſprechen; 
man muß ihn nur viel reden laſſen, was er liebt. Aber die große Schwierig— 
keit liegt darin, zu erkennen, was er wirklich meint, denn ſeine Red— 
ſeligkeit läßt ihn unter der Menge von Dingen, die er vorbringt, viel 
Widerſprechendes ſagen, beſonders wenn er bemerkt, daß ihm etwas 
entſchlüpft iſt, was er nicht hätte ſagen ſollen.“ 

Wir wollen dieſe Zeugniſſe nicht weiter ausdehnen. Sie ſind 
charakteriſtiſch genug; trotzdem iſt der große König allezeit bemüht 
geweſen, der Verſuchungen ſeines Temperaments Herr zu werden, 
und er hat es ſchließlich auch verſtanden, ſie zu beſiegen, wie er die anderen 
Feinde Preußens bezwang. 

Den Schluß aus alledem überlaſſen wir unſeren Leſern. Daß die 
Veröffentlichung der vertraulichen Reden des Kaiſers die gegenwärtige 
Kriſis heraufbeſchworen hat, lag zu nicht geringem Teil daran, daß die 
Art der Veröffentlichung, die offiziöſe Form, mit der man ſie bekleidete, 
an ſich die Vorſtellung erwecken mußte, daß es ſich um eine große Senſa— 
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tion handele. Sie wurde begierig von denen aufgegriffen, die von 
Senſationen leben, aber ſie beunruhigt zugleich lebhaft ernſte und 
patriotiſche Kreiſe. Daß die Zeit vom Mittwoch bis zum Dienstag hin— 
gehen konnte, ehe tatſächliche Unrichtigkeiten des „Daily Telegraph“- 
Artikels und irrtümliche oder hämiſche Schlüſſe zurechtgeſtellt wurden, 
die ſich daran knüpften, war ein weiterer Mißgriff oder eine unglückliche 
Notwendigkeit, deren Gründe wir noch nicht kennen. Keinesfalls geben 
wir zu, daß der Rücktritt des Reichskanzlers ſich als Folge der Irrungen 
und Erregungen dieſer Tage ergeben muß. Fürſt Bülow hat in außer— 
ordentlich ſchweren und verantwortlichen Zeiten dem Kaiſer treu zur 
Seite geſtanden, um das Staatsſchiff aus den nicht geringen Fährlich— 
keiten, die es bedrohten, ſicher in den Hafen zurückzuführen. Die Kriſis 
der Jahre, die ſeit dem 8. April 1904 hingegangen ſind, iſt von außen her 
erregt worden und hat ihre Ziele nicht erreicht. Deutſchland ſteht ſo 
ſicher wie je da, und die pax Germanica bedeutet nach wie vor den 
Frieden Europas. Daran läßt ſich nicht deuteln. Wie die Stimmung 
in England ſich zu wenden beginnt, hat die Rede von Sidebotham 
gezeigt, die wir an die Spitze unſerer Betrachtung geſtellt haben. Die 
Balkan angelegenheiten wenden ſich zum Guten. Die 
Differenzen zwiſchen der Türkei und Bulgarien ſind durch Hinzuziehung 
der Orientbahn zu den Verhandlungen einer Löſung näher gerückt. 
Auch beſtehen die Ausſichten, die ſich bei einem überraſchenden kriegeri— 
ſchen Vorgehen der Bulgaren boten, heute nicht mehr. Von einer 
Überrumpelung der Türkei kann keine Rede mehr ſein. Daß trotz der 
„großen flaviſchen Woche“ und trotz der Reiſe des Kronprinzen von 
Serbien nach Petersburg Rußland keineswegs geneigt iſt, um Serbiens 
willen einen Krieg auf ſich zu nehmen, zeigt die Aufforderung, die 
Rußland an die Mächte gerichtet hat, durch einen gemeinſamen Schritt 
in Belgrad die Serben vor weiteren Unklugheiten zu warnen. Deutſch— 
land hat dieſer ruſſiſchen Initiative bereits zugeſtimmt, und es kann 
als ſicher gelten, daß die anderen Mächte folgen werden. Unter dieſen 
Umſtänden wird die Konferenz, auf deren Zuſtandekommen die Pforte 
mehr Wert zu legen ſcheint als die übrigen Intereſſenten, ſich wohl auf 
eine Regiſtrierung vollzogener Tatſachen beſchränken. Daß die Konferenz 
in einer der Hauptſtädte ſtattfindet, iſt ausgeſchloſſen. Es könnte ja 
in ſolchem Falle nur von Berlin die Rede ſein, und dazu beſteht bei uns 
nicht die geringſte Neigung. Wahrſcheinlich dürften Florenz oder Neapel 
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gewählt werden. Mit großer Spannung ſieht man den Erklärungen 
entgegen, die Herr v. Iswolski vor der Duma über ſeine politiſche 
Tournee abgeben wird. Man darf wohl mit Sicherheit annehmen, 
daß er die erhitzten Köpfe, die dazu drängen, daß die Politik der Ent— 
haltſamkeit aufgegeben werde, zur Beſinnung rufen wird. Denn es 
iſt kaum glaublich, wie ſehr die nüchterne Wirklichkeit in dieſen „neo— 
ſlaviſchen“ Streifen verkannt wird. Dagegen hat die Duma ſich bei ihrer 
Eröffnung außerordentlich monarchiſch und loyal gezeigt. Die Kaiſer— 
hymne mußte viermal wiederholt werden. Seither ſteckt man ſich in 
die agraren Debatten, und bei der ungeheueren Zahl von Rednern, 
die ſich gemeldet haben, iſt ein Ende nicht abzuſehen. Aber es ſteht wohl 
feſt, daß alle Anträge, die auf Erhaltung des Geſamtbeſitzes der Bauer— 
gemeinden und auf Expropriierung gerichtet ſind, abgelehnt werden. 
Im Innern des Reichs und namentlich in Sibirien dauert die Unſicher— 
heit fort und iſt die Stimmung wenig erfreulich. 

In Frankreich dauert die Propaganda für Anderung des 
Wahlſyſtems fort, durch das die Herrſchaft der Radikalſozialiſten ſich 
behauptet. Jetzt hat auch Millerand in einer vielbemerkten Rede ſich für 
Einführung des Liſtenſkrutiniums und einer Proportionalvertretung nach 
belgiſchem Muſter ausgeſprochen, und ebenſo gehen die Angriffe gegen das 
Miniſterium Clemenceau fort. Der Eindruck, den man gewinnt, iſt, daß 
dieſesMiniſterium heute weit weniger feſtſteht als noch vor wenigenWochen. 

Daß es Herr v. Kiderlen-Wächter und M. Cambon gelungen iſt, 
die Verſtändigungsformel zu finden, durch welche die Caſablanca— 
Affäre in ihrer akuten Geſtalt aus der Welt geſchafft werden konnte, 
ohne daß dabei der Empfindlichkeit der beiden Parteien zu nahe ge— 
treten wurde, iſt ſehr erfreulich. Die Marokkofrage ſelbſt bleibt freilich 
nach wie vor lebendig, und wir glauben nicht, daß die bevorſtehende 
Veröffentlichung eines franzöſiſchen Gelbbuches daran viel ändern wird. 
Vielmehr weiſt ein kürzlich in der „Revue politique et parlementaire“ 
veröffentlichter Aufſatz von M. Tardieu darauf hin, daß das Programm 
Delcaſſé nach wie vor mit dem Programm des parti colonial identiſch 
iſt. Man wirft ihm höchſtens einige taktiſche Fehler vor. Es wäre richtiger 
geweſen, meint Tardieu, von Oſten nach Weſten vorzugehen, um die 
pénétration durchzuführen. 

Mit lebhafter Genugtuung haben wir es begrüßt, daß das nationale 
Unglück, das die Grubenkataſtrophe bei Hamm uns brachte, in Frank— 
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reich die Erinnerung an Courrieres wieder lebendig gemacht hat, da 
unſere Bergleute ſo eifrig bemüht waren, den verunglückten Berufs— 
genoſſen jenſeits der Grenze Hilfe zu leiſten. Die Telegramme, die 
zwiſchen Kaiſer Wilhelm und dem Präſidenten Fallières ausgetauſcht 
wurden, geben den Empfindungen beredten Ausdruck, die unſer Volk 
und gewiß auch das franzöſiſche hegt. 

Was der Tod des Kaiſers von China und der faſt 
gleichzeitige Tod der regierenden Kaiſerinwitwe für das Reich 
der Mitte bedeutet, läßt ſich nicht vorherſehen. Am wahrſcheinlichſten 
iſt leider wieder eine vormundſchaftliche Regierung von langer Dauer. 
Unter allen Umſtänden wird wohl Juan Schikai wieder in den Vorder— 
grund treten. Der Agitation für eine amerikaniſch-chineſiſche Allianz, 
die von einem chineſiſchen Journaliſten Li mit großem Eifer betrieben 
wird, legen wir wirkliche Bedeutung nicht bei. Der „New Pork Herald“ 
macht zwar unentwegt Reklame für dieſe Allianz. Aber das ſcheint 
eine Politik zu ſein, die nur im Redaktionslokal von Gordon-Bennett 
Boden hat, und hinter der ernſte Politiker nicht ſtehen. Die „Daily 
Telegraph”-Affäre iſt natürlich auch arg ausgebeutet worden, vornehm— 
lich von der „Sun“, dem Schweſterblatt von „Matin“ und „National 
Review“, was bei dieſen Verwandtſchaftsverhältniſſen nicht wunder— 
nehmen kann. 


20. Nov. 1908. Rede Sir Edward Grey's in Scarborough. 

Der Schah von Perſien ſagt ſich von der Verfaſſung los. 
21. Nov. Franzöſiſches Gelbbuch über Marokto. 

Prinz Tſchung übernimmt als Vormund des Kaiſers die Regierung von China. 
23. Nov. Verfaſſungstundgebungen in Kairo. 
24. Nov. Zuſammenſtöße zwiſchen deuſchen und italieniſchen Studenten in Wien. 

Unterzeichnung des deutſch-franzöſiſchen Schiedsvertrages in der Gafablancaaffaire. 

25. Nov. Straßenkämpfe in Nanking. 


25. November 1908. 

Während die türkiſch-bulgariſchen Verhandlungen ſich hinziehen 
und bald einer Verſtändigung, bald einem Bruch zuzuführen ſcheinen, 
während gleichzeitig in der Türkei mit unkluger Leidenſchaftlichkeit 
eine Boykottierung öſterreichiſcher Waren in Szene geſetzt worden iſt, 
die ſcheitern muß, weil ſie auf die Dauer niemanden mehr ſchädigt 
als die Türkei ſelbſt, auch ſolche Boykottierungsverſuche noch niemals 
und nirgends zum Ziele geführt haben — nähern wir uns der Zeit, 
da die türkiſche Revolution die Probe auf die Lebensfähigkeit der Ideen 
machen muß, die ſie verwirklichen will. Die Wahlen zumtür— 
kiſchen Parlament haben begonnen. Wenn das Parlament 
zuſammentritt, muß ſich erweiſen, ob die 14 Nationen, die in ihm ver— 
treten ſein werden, zuſammen arbeiten können und ehrlich zuſammen 
arbeiten wollen. Das weſentlichſte Ziel, das die regierende jungtürkiſche 
Partei ſich ſtellt, iſt nächſt der Beſeitigung des unſittlich deſpotiſchen 
Regiments, das die Beamten der hohen Pforte aufrechterhielten, 
die politiſche Stärkung des türkiſchen Reiches. Eine ſtarke Türkei aber 
war das Gegenteil deſſen, was Bulgaren, Serben, Griechen und Albaner 
wünſchten, und ebenſo widerſpricht der Gedanke nationaler und reli— 
giöſer Gleichberechtigung, wie ihn die neue türkiſche Verfaſſung pro— 
klamiert hat, nicht nur der hiſtoriſchen Entwicklung des Iſlam, ſondern 
in vielleicht noch höherem Grade der Entwicklung, welche die chriſtlichen 
Nationalitäten der Balkanhalbinſel, gleichviel ob ſie in ganzer oder halber 
Selbſtändigkeit neben der Türkei als beſondere Staaten lebten, oder 
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ob ſie direkte Untertanen des Sultans waren, in den letzten 30 Jahren 
genommen haben. Seit Ignatiew ein beſonderes bulgariſches Exarchat 
vom griechiſchen Patriarchat in Konſtantinopel zu löſen verſtand, 
begann jener Konkurrenzkampf der Kirchen, der zu einem Konkurrenz— 
kampf der Nationalitäten auswuchs und die unerträglichen Zuſtände 
in Mazedonien reifen ließ, die zur Reformaktion der Mächte und ſchließlich 
zu dem Handſtreich der jungtürkiſchen Revolution geführt haben. Es 
gehört ein hohes Maß von Optimismus dazu, wenn man annimmt, 
daß dieſe Gegenſätze in dem auf das Programm einer verjüngten ſtarken 
Türkei zuſammengerufenen Parlament nicht aufeinanderplatzen ſollten. 
Da iſt es von beſonderem Intereſſe, auf eine Broſchüre hinzuweiſen, 
die ſich die Aufgabe ſtellt, uns zu ſagen, welches die Ausſichten der 
türkiſchen Revolution ſeien ). Der Verfaſſer, Dr Vladan Georgevitch, 
war von 18971900 ſerbiſcher Miniſterpräſident und iſt ohne allen 
Zweifel ein hervorragender Kenner der Probleme, die mit der Balkan— 
frage in Zuſammenhang ſtehen. Seine Schrift war im Auguſt 1908 
bereits vollendet, als vor Auftauchen der neuen Streitpunkte, welche 
die Okkupation Bosniens und der Herzegowina und die Unabhängig⸗ 
keitserklärung Bulgariens hervorrief. Das iſt ein Vorzug, da die aktuellen 
Fragen des Augenblicks ſein Urteil nicht beeinfluſſen konnten. 
Vladan Georgevitch leitet ſeine Ausführungen höchſt peſſimiſtiſch 
ein und läßt ſie ſehr optimiſtiſch ausklingen in den Gedanken eines 
Balkanbundes, mit der Türkei an der Spitze, auf dem Fundament 
einer Militärkonvention und eines Zollvereins zwiſchen der Türkei und 
den Balkanſtaaten. Solch ein Bund würde über 1500 000 Bajonette 
und über einige Tauſend ſchnellfeuernde Kanonen verfügen. Jeder 
Staat des Balkanbundes hätte in ſeiner heutigen Form ſeine Unab— 
hängigkeit zu behalten und nur die äußere Politik, die militäriſchen 
Fragen und die volkswirtſchaftlichen Intereſſen würden von den Dele— 
gationen aller Bundesſtaaten zu leiten und zu entſcheiden ſein. Den 
Gedanken der Autonomie Mazedoniens gibt er preis, aber er erwartet, 
daß die Türkei darauf verzichte, ihren chriſtlichen Untertanen die türkiſche 
Sprache zu oktroyieren. Die Knaben- und Mädchengymnaſien, die 
Lehrerpräparandenanſtalten und geiſtlichen Seminare der Griechen, 
Serben und Bulgaren müßten dieſen Nationalitäten belaſſen werden, 


) Dr. Vladan Georgevitch: Die türkiſche Revolution und ihre Ausſichten. 
102 S. Leipzig, bei Hirzel, 1908. 
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ſonſt breche ein neuer Bandenkampf aus, gegen den die bisherigen 
Kämpfe Kinderſpiele wären, und die Intervention der Mächte ſowie 
der Zuſammenbruch des neuen Regimes würden die Folge ſein. 

Daß hier die Schwäche der Argumentation Vladan Georgevitchs 
liegt, wird unſeren Leſern nicht entgangen ſein. So ſicher es ein Fehler 
wäre, das Türkiſche als Unterrichtsſprache in Mazedonien einzuführen, 
ſchon weil die türkiſche Schrift ſo überaus ſchwer zu erlernen iſt, ebenſo 
ſicher würde der alte Nationalitätenhader zwiſchen Serben, Bulgaren 
und Griechen ſofort ausbrechen, wenn es ſich darum handeln ſollte zu 
beſtimmen, welcher Sprache und welcher Kirche Schulen und geiſtliche 
Seminare angehören. Die Kapitel der Schrift von Georgevitch, welche 
die Anſprüche der einzelnen Nationalitäten betreffen, geben dafür 
die bündigſten Belege. Wenn man nun nebenher erwägt, wie wenig in 
Griechenland und in den beiden jlavischen Balkanſtaaten ſich das parla— 
mentariſche Regime bewährt hat, läßt ſich nur ſchwer annehmen, daß 
die Vertreter dieſer Nationen als Elemente der Ordnung den neuen 
türkiſchen Parlamentarismus ſchulen werden. Viel eher iſt das Gegenteil 
zu erwarten. Dieſer Skeptizismus iſt auch in den konſervativen ſlaviſchen 
Kreiſen der Balkanhalbinſel verbreitet. Georgevitch führt einen 
„der kompetenteſten“ Vertreter der ſerbiſchen Konſervativen redend ein 
und läßt ihn ſagen, der türkiſche Parlamentarismus werde in die Ver— 
drängung der Türken aus Europa nach Aſien ausmünden. „Der Staat 
iſt Macht, der Parlamentarismus iſt Ohnmacht. Der Parlamentarismus 
in ſeiner letzten Konſequenz iſt Ochlokratie und Anarchie.“ Er illuſtriert 
das an einigen Beiſpielen: 

„Die Nation, die ſo viele Jahrhunderte an der Spitze der Zivi— 
liſation marſchierte, iſt eine Großmacht zweiten Ranges, welche ſich 
an die Rockſchöße bald Rußlands, bald Englands klammern muß, um 
überhaupt noch als Großmacht zu gelten. Warum? Iſt das große 
Volk geiſtig oder materiell ſo verarmt? Nein. Frankreich zählt heute 
noch die hervorragendſten Geiſter in ſeiner Intelligenz, und ſeine rieſige 
Arbeitskraft ſchafft ihm überſchüſſige Milliarden, aber es muß mit den— 
ſelben ſeine Protektoren bezahlen, und ſeine großen Geiſter können nicht 
einmal in die Kammer dringen, geſchweige denn zur Regierung des 
Landes gelangen. Dieſe iſt aus Mittelmäßigkeiten und das Parlament 
aus Bezirksgrößen zuſammengeſetzt. Die Demokratie, der Parlamen— 
tarismus verträgt einfach keine hervorragenden Menſchen; ſie ziehen 


362 — 


die Landärzte und Veterinäre, die Schreier von Advokaten ohne Klientel 
den größten Talenten des Landes vor, und ein ſolches allmächtiges 
Parlament bringt Nullen an die Spitze des Staats, läßt die Armee 
von Sozialiſten und Nationaliſten desorganiſieren, und wenn Frank— 
reich heute noch lebt, ſo hat es dies allein der Napoleoniſchen Geſetz— 
gebung und der monarchiſchen Bureaukratie zu danken; wenn auch 
dieſe letzten Reſte eines wirklichen Staates von der Ochlokratie ver— 
ſchlungen fein werden, dann ſteht finis Galliae vor der Tür.“ 

Abgeſehen von den für jedermann durchſichtigen Übertreibungen 
iſt das, beiläufig bemerkt, eine Sprache, die man in Frankreich heute 
in allen Kreiſen hören kann, die rechts von der regierenden Partei 
ſtehen. Noch ſchlechter fahren bei dieſem ſerbiſchen Konſervativen Oſter— 
reich-Ungarn und Rußland. Für erſteres erklärt er den Föderalismus 
als den einzigen Weg zur Rettung, in Rußland aber werde der Par— 
lamentarismus eine mehr als zehnjährige chroniſche Revolution hervor— 
bringen, deren Ende der Zerfall des Reiches in ein Dutzend nationaler 
Staaten ſein werde. Es iſt kein Wunder, daß ihm bei dieſem prinzi— 
piellen Standpunkt der türkiſche Parlamentarismus als ein totgeborenes 
Kind erſcheint, nebenher aber läßt er durchblicken, daß die Jungtürken 
vielleicht die „Hampelmänner“ Englands ſein könnten, das doch un— 
möglich eine mächtige, geſunde, moderniſierte Türkei wünſchen könne, 
die, wenn ſie die paniſlamitiſche Bewegung kräftige, eine Lebensgefahr 
für die Weltmacht Englands bilden würde. Es ſei undenkbar, daß die 
Türkei je das Ideal der Jungtürken verwirklichen werde. An all das 
könnten nur die „radikalen Grünſchnäbel“ in Europa glauben, ernſten 
Staatsmännern könne dergleichen nicht im Traum einfallen. 

Wir können unmöglich den ganzen Inhalt der Ausführungen der 
intereſſanten Broſchüre wiederholen, ſie bringt ſehr viel Beachtenswertes, 
aber ſicher irrt ſie, wenn ſie meint, daß eine Erſtarkung der Türkei dem 
Intereſſe aller Großmächte widerſpreche. Deutſchland iſt vielmehr 
lebhaft daran intereſſiert, daß dieſer Staat lebendig bleibe, und eben 
deshalb verfolgen wir nicht ohne Sorge die politiſchen Wege, welche 
das leitende jungtürkiſche Komitee einſchlägt. Die gütliche Verſtändigung 
der Türkei mit Oſterreich-Ungarn iſt ſo ſehr eine politiſche Notwendig— 
keit, daß es beinahe ſcheint, als werde die Türkei abſichtlich in gefährliche 
Bahnen geleitet. Oſterreich-Ungarn iſt die Großmacht, die dauernd der 
Nachbar der Türkei bleibt, der von Georgevitch vorgeſchlagene Balkan— 
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bund iſt ein Phantom, deſſen Inkarnierung faſt gleichbedeutend mit 
einem Kriege von unberechenbaren Dimenſionen iſt. Wenn von ſlavo— 
philer Seite und jüngſt auch von der „Times“ zur Bildung dieſes Balkan— 
bundes ermutigt wird, ſo ſollte man nach den Motiven dieſer Ratſchläge 
ſpüren. 

Über die Arbeitsfähigkeit des Parlaments aber wird eine nahe 
Zukunft uns belehren. Die Wahlunruhen der letzten Tage ſtellen kein 
günſtiges Prognoſtikon. Ebenſowenig ſind es günſtige Aſpekten, die 
uns in dem ſerbiſchen Kriegslärm entgegentreten. Noch bietet ſich der 
Türkei die Möglichkeit, die ihr von Oſterreich-Ungarn gebotene Hand 
zu ergreifen und damit eine politiſche Aſſekuranz zu gewinnen, die gerade 
jetzt von höchſtem Werte wäre. Auch iſt Ofterreich zu wirtſchaftlichen 
Zugeſtändniſſen bereit, wie die „N. Fr. Pr.“ ausführlich darlegt. Daß 
die Annektierung Bosniens und der Herzegowina rückgängig zu machen 
wäre, iſt ausgeſchloſſen. Sie wären nur um den Preis eines Krieges 
zu haben, den die Türkei nicht wünſchen kann. 

Während in Perſien der Schah die von ihm verliehene Ver— 
faſſung „auf den Wunſch des Volkes und der Geiſtlichkeit“ für null und 
nichtig erklärt hat und dafür mit einer weiteren Ausdehnung des bereits 
um ſich greifenden Aufſtandes zu rechnen haben wird, fordern jetzt die 
ägyptiſchen Liberalen ſtürmiſch eine Verfaſſung. Aber 
es iſt wohl ausgeſchloſſen, daß England dieſem Wunſche willfährt. 
Seine Politik in der Türkei und in Agypten kann nicht dieſelbe ſein, 
und gerade jetzt hat es ſo ernſte Sorgen in Indien — wie ſich aus jeder 
Nummer engliſcher Zeitungen ergibt —, daß es ſich ſelbſtverſtändlich 
nicht leichtfertig die Unbequemlichkeit aufhalſen wird, die eine ägyp— 
tiſche Verfaſſung beſtimmt bedeuten würde. Auch läßt ſich nicht ver— 
kennen, daß die Nachfolger Kamel Paſchas in der Leitung der ägyp— 
tiſchen Nationaliſten ſein Geſchick und die Energie ſeines Willens nicht 
geerbt haben. Der innere Zuſammenhang der Partei hat unverkennbar 
abgenommen. 

Sehr erfreulich iſt die Rede, durch welche Sir Edward Grey mit 
Nachdruck erklärte, daß er nicht glaube, daß irgend ein anderes Volk 
ſich England gegenüber mit böſen Anſchlägen trage. Wir ſehen darin 
eine erwünſchte Zurückweiſung der Verleumdungen, denen wir ſeit 
Jahren ausgeſetzt geweſen ſind. Wenn jetzt in England wieder lebhaft 
für Einführung der allgemeinen Wehrpflicht plädiert wird, ſo kann 
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das nur unſeren Beifall finden. Die Dienſtpflicht aller würde nicht nur 
in England ſelbſt dahin führen, daß jenes Gefühl der Unſicherheit 
ſchwindet, das ſich von Zeit zu Zeit in mißtrauiſcher Verdächtigung 
äußert, ſondern auch die Neigung zu Abenteuern erſticken, wie ſie von 
der „National Review“ und ihrem Troß angeregt werden. Denn die 
allgemeine Wehrpflicht, die von jedermann Opfer verlangt, iſt ihrer 
Natur nach eine Friedensbürgſchaft, und ſetzt ihre Stärke nur ein, wo 
es ſich darum handelt, für Ehre und nationale Lebensfragen einzutreten. 

Was der Tod des Kaiſers und der Kaiſerin-Witwe 
für die Zukunft Oſtaſiens bedeuten wird, läßt ſich noch gar nicht ab— 
ſehen. Der neue Kaiſer Pu-Ji iſt ein Kind, das 12 Jahre lang unter 
Vormundſchaft ſtehen wird. Man weiß von ihm nur, daß er im Palaſt, 
in den man ihn übergeführt hat, laut ſchreiend nach ſeiner Amme ver— 
langt, von der man ihn getrennt hat. 

Der Wai⸗Wu⸗Pu hat es für nötig gefunden, das Gerücht zu demen— 
tieren, daß Kaiſer und Kaiſerinwitwe vergiftet worden ſeien. Über 
die letzten Augenblicke beider wird der folgende Bericht verbreitet: 
Der Kaiſer habe noch eine Stunde vor ſeinem Tode lange geredet. 
Er ſtarb in einem Augenblick, da die Umgebung des Kaiſers den chine— 
ſiſchen Arzt fortgeſchickt hatte, der ihn behandelte. Man rief den 
Arzt darauf zurück und beauftragte ihn, die Leiche in gelbe Seide ein— 
zukleiden, wie das Zeremoniell es verlangt, und auf den Weg vom 
Palaſt zur verbotenen Stadt gelbe Tonerde zu ſtreuen. Dann wurde 
die kaiſerliche Senfte inſtand geſetzt, um die Kaiſerinwitwe zum 
Pavillon des ewigen Friedens zu tragen. Die Kaiſerinwitwe erkrankte 
am 1. November und erſchreckte von da ab ihre Umgebung durch wilde 
Zornausbrüche. Am 12., als ſie vom bedenklichen Zuſtande des Kaiſers 
erfuhr, traf fie ein Schlaganfall. Am 13. kam der Prinz Tſching vom 
Mauſoleum der Kaiſerin zurück, das auf den öſtlichen Hügeln liegt. 
Man hatte ihn hingeſchickt, um den Geiſt zu verſöhnen, der, wie die 
Kaiſerin glaubte, ſie zu den Hügeln rief. In der Nacht des 14. berief 
die Kaiſerinwitwe den großen Rat und ſprach eine Stunde lang mit 
den Räten. Dann entließ ſie ſie und befahl ihnen, am nächſten Morgen 
wiederzukommen und die Edikte mitzubringen, die den Prinzen Pu-Ji 
zum Nachfolger und den Prinzen Tſchuen zum Regenten ernannten. 
Als die Räte wiederkamen, ſcheint die Kaiſerin ihre Zuſtimmung zu 
beiden Edikten gegeben zu haben, aber unmittelbar danach rief ſie: 


Nein, ich will ſie nicht mehr! Dann verlor ſie die Beſinnung. Hohe 
Würdenträger erklärten, daß ſie am Schlage geſtorben ſei und faſt bis 
zuletzt habe ſprechen können. 

Kaiſer und Kaiſerin waren tot oder ſterbend, als die Edikte ver— 
öffentlicht wurden. Die Eunuchen, welche die Flucht ergriffen hatten, 
kehrten danach zurück und übernahmen wieder ihre Funktionen. Die 
Hauptfrauen des verſtorbenen Kaiſers erhielten Penſionen. 

Das iſt, was offiziell kundgegeben wurde. Die erſten im Namen 
Pu⸗Ji erlaſſenen Edikte treffen Beſtimmungen über die Beſtattung 
der Kaiſerinwitwe und berichten, daß der junge Kaiſer ſich leb— 
haft mit der Frage beſchäftige, welche Geſetze zu ändern ſeien, 
damit China mächtiger werde. Ein Edikt, das noch am Abend vor 
dem Tode der Kaiſerin redigiert wurde, betont den Nutzen von 
Reformen. 

Gewiß iſt mit der verſtorbenen Kaiſerin eine große hiſtoriſche Figur 
geſchwunden. Sie hat das alte China untergehen ſehen und widerwillig 
geholfen, die Vorbereitungen zu treffen, die dem Aufbau eines neuen 
China dienen ſollen. Während ihres Regiments hat die gewaltigſte 
Wandlung ſtattgefunden, die das Reich der Mitte ſeit Jahrtauſenden 
erlebt hat, eine weit größere Wandlung als der Wechſel der Dynaſtien 
bedeutete. Es war in der Tat das Erwachen der gelben Raſſe, von 
Japan ausgegangen, in bitterer Not von China übernommen. Aber 
unzweifelhaft kann das chineſiſche Weſen, wie es vor der Erſchließung 
beſtand, nicht wieder in die weltfremde Erſtarrung zurückfallen, in der 
es ſich, in ſeiner Weiſe, glücklich fühlte. Aber zurzeit ſchwirrt es von 
beunruhigenden Gerüchten. Die Emigranten aus Japan kehren zurück, 
wie es heißt, gehen große Waffenlieferungen in die ſüdlichen Provinzen, 
die als der Herd einer gegen die Mandſchudynaſtie gerichteten Bewegung 
betrachtet werden müſſen. Namentlich das Gebiet des Jantſetales 
iſt unruhig. Auch die Feinde der Reformen regen ſich. In England 
hält man die Lage für höchſt kritiſch. Auch in Amerika erregen die chine— 
ſiſchen Angelegenheiten ein lebhaftes Intereſſe. Die Kampagne des 
„New York Herald“ für eine chineſiſch-amerikaniſche Allianz it keines— 
falls ſpurlos vorübergegangen, und wenn es auch nicht wahrſcheinlich 
iſt, daß die Vereinigten Staaten um Chinas willen ihr Prinzip aufgeben 
und ein förmliches Bündnis ſchließen ſollten, kann doch mit Sicherheit 
angenommen werden, daß die Neigung beſteht, die freundſchaftlichſten 
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Beziehungen zu China aufrechtzuerhalten. Wirtſchaftliche und politische 
Gründe drängen zu einer Annäherung. 

Die erwartete Balkanrede Herrn v. Is wolskis iſt bisher nicht 
erfolgt. Offenbar tragen noch ſchwebende Verhandlungen daran 
Schuld. Die Verhandlungen der Duma gelten noch immer der Agrar— 
frage, und alle denkbaren Argumente für und wider den Geſamtbeſitz 
der Gemeinde mögen wohl erſchöpft ſein. Aber von den 238 Rednern, 
die ſich zum Wort gemeldet haben, konnten bisher erſt 50 reden, ſo 
daß, da niemand zu verzichten geneigt ſcheint, noch langwierige Debatten 
bevorſtehen. Dagegen hat der Abgeordnete v. Anrep einen Geſetz— 
entwurf eingebracht, der den obligatoriſchen Schulunterricht einführen, 
aber wegen der großen damit verbundenen Koſten erſt allmählich vor— 
gehen will, ſo daß die Reform erſt nach 20 Jahren perfekt werden könnte. 
Es iſt höchſt charakteriſtiſch, daß die geſamte Bauernſchaft einmütig 
eutſchloſſen iſt, die für die Kirchenſchulen der Gemeinden angeſetzten 
4 Millionen Rubel abzulehnen. Sie ſtehen der Geiſtlichkeit entſchieden 
feindſelig gegenüber. Die Bauern, die zur Rechten gehören, behaupten, 
daß die Geiſtlichen, die dem Volke die Kirche verleidet hätten, es auch 
aus der Schule vertreiben werden, die linksſtehenden aber ſehen in der 
Dotierung der Kirchenſchulen nur ein Mittel der Geiſtlichen, ſich zu 
bereichern. 

Zum Schluß noch eine Perſonalnotiz, die nicht ohne Bedeutung 
iſt. Der ruſſiſche Botſchafter in Konſtantinopel, Sinowje w, ſoll 
abberufen und durch den bisherigen Geſandten in Athen, Schtſcher— 
batow, erſetzt werden. Offenbar hält man es für nützlich, in 
dem neuen Regime durch einen neuen Mann vertreten zu ſein. 


26. Nov. 1908. Antrag der ruſſiſchen Regierung auf eine Anleihe von 450 Millionen Rubel. 
27. Nov. Garantie-Vertrag zwiſchen Japan und den Vereinigten Staaten. 
29. Nov. Unterzeichnung des deutſch-portugiſiſchen Handelsvertrages. 
Rede Haldanes in Cambridge gegen Lord Roberts Pläne. 
1. Dez. Weitere Pöbelexzeſſe in Prag führen zum Einſchreiten des Militärs. 
2. Dez. 60 jähriges Regierungsjubiläum Kaiſer Franz Joſephs. 
Verhängung des Standrechts über Prag. 


2. Dezember 1908. 

Die große Reklame, die der „New Pork Herald“ für Abſchluß 
eines amerikaniſch-chineſiſchen Bündniſſes eingeleitet hatte, mündet zu 
allgemeiner Überraſchung in einen amerikaniſch-japaniſchen 
Vertrag aus, der ſich in einem weſentlichen Punkte mit dem Jangtſe— 
abkommen deckt, das am 16. Oktober 1900 zwiſchen Deutſchland und 
England abgeſchloſſen wurde und namentlich inſofern von außerordent— 
licher Bedeutung war, als damit endgültig die Gefahr beſeitigt wurde, 
daß das große chineſiſche Gebiete, wie das Jangtſetal, als ausſchließliches 
Handelsgebiet einzelner Mächte der freien Handelskonkurrenz ent— 
zogen würden. Damit wurde auf dieſem Boden zum erſten Male das 
Prinzip der offenen Tür proklamiert. Es war zugleich eine Uneigen— 
nützigkeitserklärung, deren Vorausſetzung die Integrität des chineſiſchen 
Territoriums war. England hatte 1901 dieſes Abkommen dahin aus— 
nutzen wollen, um Deutſchland in den ſchon damals auftauchenden 
Schwierigkeiten der mandſchuriſchen Frage in eine antiruſſiſche Politik 
hineinzunötigen, wie ſie ſpäter durch Abſchluß der engliſch-japaniſchen 
Allianz vom 30. Januar 1902 vereinbart wurde. Aber das wurde deutſcher— 
ſeits mit großer Entſchiedenheit abgewieſen und diente zu einem der 
Vorwände jener engliſchen Preßkampagne gegen Deutſchland, die 
ſeither erescendo fortgeführt worden iſt. 

Das jetzt zwiſchen den Vereinigten Staaten und Japan verein— 
barte Abkommen iſt nun in doppelter Hinſicht von großer Bedeutung. 
Die ſeit vorigem Jahre ſehr brennend gewordenen Gegenſätze zwiſchen 
Japan und den Vereinigten Staaten, die ihren Ausgang von der japa— 


368 — 


niſchen Einwanderung auf amerikaniſchem Boden und der leidenſchaft— 
lichen Reaktion der Bevölkerung des Weſtens gegen dieſe Einwanderung 
nahmen, hatten ſich bereits einigermaßen beruhigt, als Präſident Rooſe— 
velt den ſtaatsmänniſchen Entſchluß faßte, die Flotte der Union in den 
Pazifik zu ſchicken, der als das eigentliche Feld der politiſchen Diffe— 
renzen beider Mächte betrachtet werden mußte. Was man in Amerika 
fürchtete, war die Gefährdung der pazifiſchen Kolonien, insbeſondere 
Hawais und der Philippinen, und in der Tat konnte bei der Schlag— 
fertigkeit der japaniſchen Kriegsmarine und der ungeheuren numeriſchen 
Überlegenheit der japaniſchen Armee ein „Jameson raid“ in großem 
Stil von den verderblichſten, nur ſchwer wieder gutzumachenden 
Folgen ſein. Der große Eindruck, den das Erſcheinen der gewaltigen 
Flotte der Union in Japan machte, und die Erkenntnis andererſeits, 
daß Japan unter allen Umſtänden ein gefährlicher Feind iſt, hat den 
Gedanken nahegelegt, neben den Differenzen des Augenblicks auch 
die Keime künftiger Schwierigkeiten auf dem Wege eines Abkommens 
zu beſeitigen. Die Initiative hat Japan ergriffen, und wenn die erſten 
nach Europa gedrungenen Mitteilungen richtig ſind, haben beide Mächte 
erklärt, daß ihnen jede feindſelige Abſicht fernliege, und daß ſie ent— 
ſchloſſen ſeien, den status quo im Pazifik und das Prinzip gleicher Chancen 
im Handel mit China aufrechtzuerhalten. Sie werden gegenſeitig ihren 
Territorialbeſitz im ſtillen Ozean reſpektieren und im gemeinjamen 
Intereſſe aller Mächte mit allen ihnen zur Verfügung ſtehenden Mitteln 
die Unabhängigkeit und Integrität Chinas und das Prinzip gleicher 
handelspolitiſcher und induſtrieller Vorteile für alle Mächte aufrecht- 
erhalten. Ein letzter Artikel ſagt endlich, daß beide Mächte ſich gegen— 
ſeitig verpflichten, daß, „wenn Verhältniſſe eintreten, die den oben 
beſchriebenen status quo und das oben beſtimmte Prinzip der Gleich— 
heit gefährden ſollten“, ſie ſich zueinander in Beziehung ſetzen werden, 
um zu einer Verſtändigung über die zu ergreifenden Maßnahmen zu 
gelangen. 

Alſo wenn wir reſümieren: Erhaltung des status quo im Pazifik, 
offene Tür in China, gegenſeitige Garantie der Unabhängigkeit und 
Integrität Chinas, eventuelles Zuſammenwirken, wenn der Inhalt 
dieſer Vereinbarungen gefährdet werden ſollte. Wir können beiden 
Staaten zu dieſem Abkommen nur Glück wünſchen und ſehen in ihm 
die Verwirklichung der Ziele, die wir ſtets verfolgt haben. Die ſehr 
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weit verbreiteten Beſorgniſſe, die man an die überraſchende Entwicklung 
und an den Ehrgeiz Japans knüpfte und die in dem Schlagwort „die 
gelbe Gefahr“ gipfelten, werden ſich nunmehr legen, ſo daß wohl auf 
lange hinaus an den Geſtaden des Großen Ozeans auf eine friedliche 
Entwicklung gerechnet werden kann, die auch China, mehr als es 
bisher der Fall ſein konnte, dem allgemeinen Zuſammenhang der Welt— 
kultur zuführen muß. Die Vorausſetzung dabei iſt freilich, daß der 
Thronwechſel in Peking, der am 2. Dezember feierlich vollzogen wird, 
nicht innere Erſchütterungen von mehr als lokaler Tragweite nach ſich 
zieht, und daß die in China bevorſtehende Verfaſſungsänderung, die 
in den nächſten 8 Jahren gradatim verwirklicht werden ſoll, nicht ähnliche 
Kriſen herbeiführt, wie ſie uns in anderen orientalischen Staaten ent— 
gegentreten und wie wir ſie ja auch in Europa erlebt haben und noch 
erleben. Endlich ließe ſich noch darauf hinweiſen, daß Japan durch 
ſein Abkommen mit den Vereinigten Staaten ſich vor einer Iſolierung 
geſichert hat, die nach Ablauf der engliſch-japaniſchen Allianz leicht 
hätte eintreten können. | 

Weit weniger optimiſtiſch laſſen fich leider die Dinge im nahen 
Orient anſehen. Sie ſind nicht klarer, ſondern verwirrter geworden. 
Der bekannte Londoner Korreſpondent der „Nowoje 
Wremja, der ſeit einigen Monaten, wohl pour cause, nicht mehr 
mit ſeinem nom de guerre zeichnet, faßt ſein Urteil in einem Telegramm 
vom 27. November folgendermaßen zuſammen: „Die Lage wird hier 
(in London) als ſehr ernſt betrachtet, und ein baldiger Zuſammenſtoß 
als drohend. Serbien iſt vollkommen bereit, einem öſterreichiſchen 
Einfalle zu begegnen. (Natürlich: archipret!) Belgrad iſt entfeſtigt 
worden, um den Vorwand für ein Bombardement zu nehmen. Die 
Truppen werden ſtarke Poſitionen in bergigen Ortſchaften einnehmen 
und dort die Oſterreicher erwarten. Von dort aus werden fie auch 
Vorſtöße machen. Die Entſchloſſenheit und die Selbſtbeherrſchung der 
Serben rufen heiße Sympathie hervor. Sſterreich bereitet ſich offenbar 
vor, in Serbien einzudringen, ſobald die letzten Truppen zur Grenze 
herangezogen ſind. In Kreiſen der öſterreichiſchen Finanz und der 
Kaufleute herrſcht Panik. Die öſterreichiſche Adminiſtration iſt demorali— 
ſiert, die Zentralſtelle hat alle Beſinnung verloren und droht nicht nur 
den Schwachen, ſondern auch den Starken. Der Verſuch, die Türkei 
zu beeinfluſſen, iſt würdevoll abgewieſen worden. Die Beleidigung 
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der muſelmänniſchen Frauen durch öſterreichiſche Offiziere und Soldaten 
hat furchtbare Erbitterung unter den Türken hervorgerufen. Emigrierte 
Muſelmänner bilden Freikorps. Der diplomatiſche Bruch zwiſchen der 
Türkei und Oſterreich ſteht nahe bevor, das ſerbiſch-türkiſche Bündnis 
iſt Tatſache geworden. Die öſterreichiſchen Offiziöſen beſchuldigen 
England, daß es die Slaven aufreize. Wäre nicht England, ſo würde 
ſich niemand der Annexion entgegenſetzen. Gleiche Anſchuldigungen 
und Drohungen bringt die Bülowſche „Voſſiſche Zeitung“. Die Eng— 
länder beginnen, über Oſterreich in ſtarken Zorn zu geraten, und hegen 
den Verdacht, daß die neue gewaltige Verſtärkung der öſterreichiſchen 
Flotte beſtimmt iſt, im Kriegsfalle die engliſchen Handelsverbindungen 
nach Indien zu unterbrechen. Man nimmt in England an, daß das 
engliſche Mittelmeergeſchwader mit den Feindſeligkeiten beginnen und 
die öſterreichiſchen Schiffe und Arſenale zerſtören wird. Übrigens hofft 
man, daß auch die italieniſche Flotte ſich an dieſem Werke beteiligen 
dürfte. Es fällt den Engländern auf, daß die erſten, vom Kaiſer unab— 
hängigen Schritte der Bülowſchen Politik zu einer energiſcheren Unter— 
ſtützung Oſterreichs und zu ſtärkerem Druck auf die Türkei geführt haben. 
Englands Antwort darauf wird ſein, daß es den Türken eine Anleihe 
beſorgt. Die törichte Politik Oſterreichs hat auch die Freunde in Frank— 
reich abgekühlt, Politiker und Geſellſchaft nehmen entſchieden Partei 
für die Türkei und die Balkanſlaven. Die Oſterreicher klagen ſogar, 
daß Rußland ſie verrate. Sie haben um die Vermittlung Deutſchlands 
und Frankreichs gebeten, damit der türkiſche Boykott aufhöre. Der 
deutſche Botſchafter Frhr. v. Marſchall iſt ſogleich inſtruiert worden, 
der Pforte zu einem Schiedsgerichte zu raten und Deutſchland als 
Schiedsrichter vorzuſchlagen. Die Pforte hat für den freundſchaftlichen 
Rat gedankt, aber unter Berufung auf die Erregung des Volkes abge— 
lehnt. Überall drängen die Volksintereſſen alles Kleinliche und Perſön— 
liche zurück, aber man muß auf Überraſchungen gefaßt ſein. Eben erfahre 
ich, daß Frankreich ſeinem Bedauern Ausdruck gegeben hat, die privaten 
Intereſſen der Oſterreicher nicht verteidigen zu können. Die Pforte 
verletze keinerlei Vertrag.“ 

Soweit unſer Freund Weſſelitzti, der, wie ſtets, ſeiner Phantaſie 
freien Lauf läßt, aber im weſentlichen der Stimmung derjenigen chau— 
viniſtiſchen Kreiſe Englands Ausdruck gibt, die einen Kontinentalkrieg 
im Intereſſe Englands für geboten halten. Spricht ſich doch auch 
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der „Standard“ dahin aus, daß, wenn ein Krieg zwiſchen Serbien 
und Montenegro einerſeits und Oſterreich-Ungarn andererſeits aus— 
brechen ſollte, es ſchwer fallen dürfte, den Krieg zu lokaliſieren. Das 
mag richtig ſein, aber es liegt nicht an den inneren Notwendigkeiten 
der Lage, ſondern vielmehr daran, daß ſo viele unberufene Ratgeber 
ſich erhitzend und aufreizend ans Werk geſetzt haben, um die ohnehin hoch- 
gradige Erregung noch weiter zu ſteigern. Den leitenden jungtürkiſchen 
Kreiſen ſind ihre erſten Erfolge offenbar zu Kopf geſtiegen, ſo daß ſie 
die Konſequenzen ihrer intranſigenten Politik nicht mehr überſehen, 
die früher oder ſpäter die Geſamtſtellung des Iſlam in Europa und 
darüber hinaus gefährden wird. Die angekündigten Reformen können 
nur mit feſter, nicht mit fieberiſcher Hand durchgeführt werden, und 
der ſchon jetzt in Mezedonien wieder auftauchende Terrorismus der 
Banden zeigt deutlich genug, wieviel noch an Herſtellung erträglich 
geordneter Verhältniſſe fehlt. Eine Konſtantinopeler Korreſpondenz 
der „Voſſiſchen Zeitung“ vom 27. November brachte die jetzt auch von 
anderer Seite beſtätigte Nachricht, daß der Vorſitzende des Londoner 
Balkankomitees, Noel Buxton, jetzt in Konſtantinopel weilt; 
derſelbe Mann, der, wie die berüchtigte bulgariſche Denkſchrift zeigt, 
ſo lebhaft geholfen hatte, die bulgariſchen Banden in Mazedonien zu 
organiſieren, um dieſe Provinz den Türken zu entreißen. Jetzt hat 
er ſich zu einem jungtürkiſchen Patrioten umgebildet, obgleich er gewiß 
beſſer als andere weiß, welches die letzten Ziele der heutigen Freunde 
der Türkei unter den Balkanſlaven ſind. Dazu kommen die aufreizenden 
Artikel der ſlaviſchen Preſſe Rußlands und bereits, wie 1876, auch 
Freiwillige aus Rußland die zu den ſerbiſchen Fahnen ſtrömen. Nun 
ſagt man freilich, das ſei nichtsnutziges Geſindel, und das mag zum 
Teil ſtimmen. Aber die jüngſte Nummer des „Golos Moskwy“ meldet, 
daß auch der aktive ruſſiſche General Popowitſch-Lipowatz 
in Belgrad erſchienen ſei und ſich dem Kriegsminiſter zur Verfügung 
geſtellt habe. Das wäre eine neue Auflage des Generals Tſchernajew, 
der bekanntlich die Serben von Niederlage zu Niederlage geführt hat. 
Auch in Cetenje ſind, wie wir derſelben Quelle entnehmen, ruſſiſche 
Offiziere als Inſtruktoren erſchienen, und die Montenegriner haben 
auf den Höhen von Lowtſche, die das öſterreichiſche Cattaro beherrſchen, 
zwei ſchwere Batterien aufgeſtellt. Dazu kommen die durch nichts 
zu rechtfertigenden Forderungen der Montenegriner auf Abtretung von 
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Spitzza und auf Aufhebung der Beſchränkungen, die ihnen Artikel 20 
des Berliner Vertrages auferlegt hat. 

Es iſt wohl nützlich, zur Charakteriſtik der moraliſchen Entrüftung 
über Verletzung des Berliner Traktats daran zu erinnern, daß im Jahre 
1885, nach dem Staatsſtreiche des Fürſten Alexander, England 
es war, das durch ſeinen Widerſpruch die Herſtellung der vom Berliner 
Kongreß beſtimmten Ordnung in Oſtrumelien verhinderte und ver— 
langte, daß die Botſchafterkonferenz, die in Konſtantinopel das Werk 
des Kongreſſes zu retten bemüht war, in ihren Reſolutionen über— 
haupt den Berliner Vertrag nicht erwähnen ſolle! 
Darüber ging dann die Konferenz am 28. November 1885 ergebnislos 
auseinander! Nicht minder lehrreich aber iſt die im „Neuen Peſter 
Journal“ kürzlich aus offiziös öſterreichiſcher Quelle veröffentlichte Mit— 
teilung eines nichtaktiven Politikers, demzufolge Rußland dreimal, 
in jedesmal ſcharfer, bindender Form, Bosnien und die Herzegowina 
den Oſterreichern preisgab. Die beiden erſtaufgeführten Vereinbarungen 
ſind freilich ſeit geraumer Zeit bekannt, und noch korrekter bei Gor— 
jäinow zu finden. Wir haben ihrer mehrfach gedacht. Die dritte diefer- 
Vereinbarungen war dagegen bisher nicht bekannt. Sie wurde abge— 
ſchloſſen, während der Kongreß in Berlin noch tagte, und trug den 
Charakter eines bindenden Vertrages, durch den Rußland nicht nur 
den Anſchluß Bosniens und der Herzegowina, ohne jede Friſt 
und Bedingung, an Eſterreich-Ungarn guthieß, ſondern noch 
dazu erklärte, es werde auch keine Einwendungen erheben, wenn Oſter— 
reich-Ungarn ſich bewogen finden ſollte, auch im Sandjak von Nowy— 
bazar an Stelle der türkiſchen Verwaltung ſeine eigene zu ſetzen und 
„a Occuper définitivement ce territoire comme le reste de la Bosnie 
et de l’Hercegovine“. Das haben in dieſem Wortlaute Gortſchakow, 
Schuwalow und Oubril unterzeichnet. Wenn wir demnach ſehr wohl 
verſtehen, daß die Türkei ſich über die Verletzung des Berliner Vertrages 
entrüſtet, jo iſt doch ſchwer einzuſehen, wie England und Rußland auf 
einem neuen Kongreß über das Vorgehen Sſterreich-Ungarns zu Gericht 
ſitzen wollen. Man könnte ihnen wiederholen, was nach der Annexion 
von Savoyen und Nizza Cavour den Franzoſen zurief! „vous voila 
nos complices!“ Aber freilich, hiſtoriſche Reminiszenzen hört man 
nicht gern, wenn ſie ſich der Tagespolitik nicht anpaſſen, ganz wie man 
ſie hervorzuholen pflegt, wenn ſie ſich ad hoc aufputzen laſſen. 
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Die Komödie, die in Perſien mit den Eiden des Schah ge- 
ſpielt wird, macht einen höchſt widerwärtigen Eindruck, und ebenſo 
die widerſpruchsvolle Haltung der Diplomaten, denen ein Teil der 
Verantwortung zufällt. Offenbar iſt jene perſiſche Verfaſſung tat— 
ſächlich zu einem Unglück für das Land geworden. Sie hat ihm Bürger— 
krieg, fremden Einfluß, ſchwere materielle Schäden und große Vexluſte 
an Leib und Leben der Bevölkerung gebracht. Auch läßt das Ende ſich 
nicht abſehen. Die Truppen des Schah haben zwiſchen Täbris und dem 
Kaſpiſchen Meere wieder eine ſchwere Niederlage erlitten und plündern 
jetzt alles aus, was an der großen Straße liegt, die von Reſcht nach 
Teheran führt. Der Führer der „Konſtitutionellen“, Sarta Khan, findet 
neuen Zulauf, und wenn der Schah jetzt unter dem Druck Englands 
und Rußlands ſich wieder bereit gefunden hat, eine Volksvertretung 
zu berufen, ſo will er ihr doch nur eine beratende Stimme zuerkennen. 
Das erinnert, mutatis mutandis, an die erſten Anfänge der ruſſiſchen 
Duma. Es iſt uns aber nicht wahrſcheinlich, daß Perſien aus dieſer 
Kriſis ohne Verluſt an Land und Leuten hervorgehen wird. Über die 
endgültige Haltung, die Rußland in allen dieſen ſchwierigen Fragen 
einnehmen wird, läßt ſich nichts ſagen, ehe Herr v. Iswolski vor der 
Duma ſeine angekündigte Programmrede gehalten hat. Vielleicht 
hat er die Rückkehr des kürzlich aus Teheran eingetroffenen ruſſiſchen 
Geſandten Hartwig abwarten wollen. Es heißt, daß dieſer lebhafte 
Klagen über die eigenmächtige Politik der Oberſten Ljächow heim— 
gebracht hat. 

Über die große Rede Lord Roberts läßt ſich raſch hinweg— 
gehen, ſie deckt ſich faſt wörtlich mit dem, was vor 63 Jahren der alte 
Herzog von Wellington und 1852 Palmerſton in ähnlichen Invaſions— 
ängſten vorbrachten. Daß uns die Einführung der allgemeinen Wehr— 
pflicht in England als ein gutes Remedium gegen dieſe Zuſtände erſcheinen 
würde, haben wir bereits einmal hervorgehoben. Aber die Neigung 
dazu ſcheint in England leider ſehr gering zu ſein. Mit Schotten und 
Iren ließe ſich das Ziel vielleicht eher erreichen. 

Am 1. Dezember wird die Seerechtskonferenz in London 
eröffnet werden. Wir ſehen ihr mit geringer Zuverſicht auf große Er— 
rungenſchaften entgegen. Es ſcheint, daß die Kontinentalmächte und 
unter ihnen beſonders Rußland der engliſchen Auffaſſung prinzipiell 
entgegenſtehen: über das Hiſſen der Kriegsflagge, die Beſtimmung 
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des Begriffs der Kriegskonterbande und die Handhabung der Blockade 
erklärt die „Nowoje Wremja“, nicht mit England gehen zu können. 

In Frankreich wird alles andere Intereſſe zurzeit von dem 
Mordprozeß Steinheil verſchlungen. Es iſt, als ob die alten Partei— 
leidenſchaften aus den Tagen der „Affaire“ wieder erwachen wollten. 
Die unangenehmen Schlaglichter, die dabei auf den Tod des Präſidenten 
Faure fallen und ſeinen Ausgang dem des Generals Skobelew nähern, 
ſind wenig erbaulich. Aber richtig iſt die Tatſache, daß der Tod von 
Felix Faure in der Geſchichte Frankreichs Epoche gemacht hat. Unter 
der Präſidentſchaft Loubets geht die Herrſchaft in Frankreich auf die 
Radikalſozialiſten über. 

Mit Betrübnis und Beſchämung verfolgen wir die heilloſen Früchte 
des Nationalitätenkampfes in Oſterreich-Ungarn. 
Was ſich in den letzten Wochen in Prag und in Wien abgeſpielt hat, 
ſpottet aller Beſchreibung. Es iſt völlig unbegreiflich, daß der Kriegs— 
zuſtand in Prag nicht verkündigt worden iſt, und nur eine natürliche 
Folge der faſſungsloſen Schwäche des Miniſteriums, daß der tſchechiſche 
Nationalismus einen antidynaſtiſchen und revolutionären Charakter 
anzunehmen droht. Daß Studenten aus unſeren Univerſitäten nach Prag 
ziehen, um den bedrängten deutſchen Kommilitonen beizuſtehen, iſt 
eine heroiſche Torheit, die nur zu weiterer Erhitzung der Leidenſchaften 
führt. Auch iſt es nicht ihre Sache, zu helfen, ſondern das iſt die Pflicht 
der öſterreichiſchen Regierung. Fehlt dem Miniſterium Bienerth die 
Kraft dazu, ſo iſt es im Intereſſe der Monarchie wie der Dynaſtie durch 
ſtärkere Männer zu erſetzen. So, wie die Verhältniſſe liegen, läßt ſich 
die Gefahr nicht überſehen, daß aus dieſer inneren Frage eine Frage 
der auswärtigen Politik wird. Wir ſehen deshalb mit Spannung den 
bevorſtehenden Erklärungen vor der italieniſchen Kammer entgegen. 


4. Dez. 1908. Rüſtungen in Öfterreich-Ungarn und in der Türkei. 
Contre-Admiral Croß mit Reorganiſation der türkiſchen Kriegsflotte betraut. 
Mulay Hafid nimmt die Bedingungen der Mächte für feine Anerkennung an. 

8. Dez. Asquith zieht im Unterhauſe die Bill auf Trennung von Kirche und Schule zurüct. 


8 9. Dezember 1908. 

Charles Malo, der einſichtige militäriſche Berater des „Journal 
des Débats“, prüft am 5. Dezember eine Frage, die bei der heutigen 
Weltlage aktuell ſcheint, die Frage nämlich, wie die Armee beſchaffen 
ſein müßte, die England braucht. (De l'armée qu'il faut à l’Angle- 
terre.) Zum Ausgangspunkte dient ihm die vielbeſprochene Rede 
Lord Roberts im engliſchen Oberhauſe. Der temperamentvolle 
Feldmarſchall hatte bekanntlich für England ein ſtehendes Heer von 
1 Million Soldaten verlangt, damit es einer möglichen Invaſion Deutſch— 
lands gewachſen ſei, und das „Berliner Tageblatt“, das ja auch ſeine 
Autoritäten hat — die freilich die unſeres Generalſtabes nicht ſind — 
hatte ſich danach dahin ausgeſprochen, daß ſolch eine Invaſion zwar nicht 
ſehr wahrſcheinlich, aber doch nicht unmöglich ſei. Charles Malo gibt 
ſich nun die Mühe — nach einer ironiſchen Verbeugung vor den militäri— 
ſchen Tugenden der Deutſchen — den Nachweis zu erbringen, daß es 
unmöglich ſei, 200 000 Mann mitten im Frieden (was ja in England 
nach berühmten Muſtern, die der engliſchen, nicht der deutſchen Ge— 
ſchichte entnommen ſind, eine der Vorausſetzungen iſt, mit denen man 
die öffentliche Meinung ſchreckt) aus Deutſchland nach England zu 
werfen, und daß es ebenſo unmöglich ſei, dieſes deutſche Heer „in einem 
Nu“ ans Land zu ſetzen. Es ſei ihm durchaus unverſtändlich, wie der edle 
Lord habe behaupten können, daß Deutſchland, wenn es eine Invaſion 
ausführen wollte, günſtiger geſtellt ſei, als in gleichem Falle Frankreich 
es wäre. Vielmehr hätte England ſtets nur von einer Seite her eine 
Invaſion zu fürchten gehabt, nämlich von Frankreich, deſſen Küſten 
nur 35 km von der engliſchen entfernt find. Man wiſſe heute, daß 
Napoleons Landungsplan der Ausführung näher war, als man bisher 
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annahm, und ſeine kleinen Fahrzeuge waren und ſeien noch heute, wenn 
man ſie nur etwas moderniſiere, furchtbarer als alle Panzerſchiffe und 
alle Paketboote Deutſchlands. „Es hat für England nur 
einen „envahisseur“ gegeben, der wirklich zu 
fürchten war, und das war Frankreich.“ England 
habe daher ſehr weiſe getan, durch Abſchluß der Entente dieſe Gefahr 
zu beſeitigen. Vor 20 Jahren habe dagegen v. d. Goltz bereits darauf 
hingewieſen, daß bei einem Zuſammenwirken von Oſt und Weſt, falls 
Armee und Flotte Hand in Hand vorgehen, eine Landung auf deutſchem 
Boden nicht unmöglich ſei. Nun habe ſeitdem freilich die deutſche Flotte 
ſehr beträchtliche Fortſchritte gemacht, und die öſterreichiſche Allianz 
eine beſſere Rückendeckung geboten. Aber das Eingreifen der ſtärkſten 
Flotte der Welt hebe dieſe Vorteile wieder auf und biete zugleich den 
Engländern die größte Garantie für die eigene Sicherheit. Damit wolle 
er (Charles Malo) nicht geſagt haben, daß England ſeine Armee nicht 
moderniſieren ſolle, das ſei vielmehr unerläßlich. Denn wenn man 
annehme, daß die franzöſiſche Armee von der deutſchen geſchlagen werde, 
dann könne Deutſchland in der Tat, von franzöſiſchem Boden aus und 
ohne zu jener Überrumpelung zu greifen, die Lord Roberts ſo ſehr 
fürchte, den Angriff auf England ausführen. Aber gerade deshalb ſei 
es töricht, von den Engländern mehr zu verlangen, als ſie leiſten können. 
Die Armee von einer Million Köpfen würde fo viel Geld und Zeit 
fordern, daß ſie niemals zur rechten Zeit fertig wäre. Was England 
brauche, ſei eine nach den Prinzipien des Kontinents gebildete und 
geführte Armee von offenſiver Kraft, die mit Hilfe der Flotte ſtets 
bereit ſei, das Meer zu überſchreiten und an geeigneten Stellen zu 
landen, was um ſo ausſichtsvoller ſei, als England nicht allein zu operieren 
hätte. Die Seemacht ſei bereits vorhanden, es handele ſich alſo nur 
noch darum, ſtets eine zum Angriff bereite Truppe in nächſter Nähe 
des wirklichen Kriegsſchauplatzes zu haben. Daran fehle noch viel in 
Hinblick auf die größere Aufgabe, die den Engländern fortan zufalle; 
aber — ſo heißt es wörtlich zum Schluß — „ſie haben den richtigen 
Weg eingeſchlagen, indem ſie an Stelle ihrer bisherigen, verrotteten 
und unzureichenden Armeecorganiſation ſich Geſichtspunkte zu eigen 
gemacht haben, die, wenn ſie methodiſch, entſchloſſen und konſequent 
durchgeführt werden, ihnen in kurzem eine Expeditionsarmee von 
45 Armeekorps liefern werden, dazu eine Territorialarmee von 
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14—16 Diviſionen, jo daß jede dieſer beiden Armeen dem bejonderen 
Zweck entſprechen wird, für den ſie beſtimmt iſt. Unſere Nachbarn 
können übrigens ſicher ſein, daß, wenn ihre Flotte und ihre „Expeditions— 
armee“ im rechten Augenblick bereit ſtehen und verwendet werden, 
wo es nützlich iſt, die Home Army ohne Sorgen ihre Wacht hinter dem 
ſilbernen Streifen wird beziehen können, und daß niemand in der Lage 
ſein oder Luſt haben wird, ihn zu zerreißen“. 

Dieſe Betrachtung Malos verdient in doppelter Hinſicht beſondere 
Beachtung. Sie zeigt einmal, daß in der Vorſtellung der Franzoſen 
die Entente bereits zur Allianz geworden iſt, ſobald ſich ihre Blicke auf 
Deutſchland richten, ſo daß ihnen das Zuſammenwirken mit England 
alsdann eine ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung iſt, über die man nicht 
weiter diskutiert; und daraus folgt zweitens, daß die engliſche 
Politik mit dieſer franzöſiſchen Gefolgſchaft 
operieren kann wie mit einem ſicheren, ihr zur Verfügung 
ſtehenden Machtfaktor. Darin liegt die eigentliche Ge— 
fahr der Weltlage, und damit werden wir zu rechnen haben, 
wenn die ruchloſen Pläne, mit denen die engliſche Kriegspartei ſich 
trägt, einmal Wirklichkeit werden wollen. Denn das Bedenkliche und 
Gefährliche der ſeit über einem Jahrzehnt ſyſtematiſch fortgeſetzten 
Agitation der Preßorgane, die ſich die Aufgabe geſetzt haben, Deutſch— 
land zu verdächtigen, und die ſich ausnahmslos als Parteigänger der 
heute in der Oppoſition ſtehenden unioniſtiſchen Partei bekennen, liegt 
darin, daß ſie der öffentlichen Meinung des Landes völlig Urteil und 
Beſinnung verkehrt haben, ſo daß aus dem konſtruierten Geſpenſt 
der deutſchen Invaſion der Plan geboren wurde, Deutſch— 
land politiſch zu iſolieren, es in einen Kontinental— 
krieg zu verwickeln, und dann ein für allemal der deutſchen Stellung 
zur See ein Ende zu bereiten. Herr Malo hat uns gezeigt, wie aus der 
Armee, die England gegen die Invaſion verteidigen ſoll, im Hand— 
umdrehen eine Expeditionsarmee wird, die mit Frankreich und anderen 
Mächten, an deren Mitwirkung man denkt, gegen den einen Feind 
vorgehen ſoll. Wie dabei das engliſche Publikum geängſtigt wird, mag 
der folgende Abſchnitt aus einem Brief zeigen, den der „Stan— 
dard“ am 5. Dezember abdruckt: 

„Was glauben Sie wohl, werden (nach vollzogener Landung) die 
Deutſchen verlangen, um wieder abzuziehen? Vielleicht begnügen 
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ſie ſich mit einer Entſchädigung von 1000 Millionen. Wahrſcheinlich 
werden ſie aber weit mehr haben wollen. Sie werden gewiß nicht den 
Fehler wiederholen, den ſie 1871 in Frankreich gemacht haben. Sie 
werden ſelbſtverſtändlich unſere Flotte und unſere beſten Kolonien 
nehmen. Und das alles, nachdem ſie das Land mit unſerem beſten und 
tapferſten Blut getränkt haben. Mag doch das britiſche Publikum das 
wohl überlegen! Es würde außerdem eine militäriſche Okkupation 
des Landes von ein- oder zweijähriger Dauer geben. Weiß der Durch— 
ſchnittsengländer was das bedeutet?“ uſw. 

Der Brief ſchließt mit der Aufforderung, zu erfüllen, was Lord 
Roberts gefordert habe, und mit einem Dank an den „Standard“ für 
ſeine glänzenden Artikel über die britiſche Flotte. Dieſen Dank ſagten 
ihm alle Engländer, die auch nur einen Zoll über die eigene Naſe hinaus— 
blicken könnten. — Man glaubt wirklich, einen Tollhäusler reden zu hören. 

Eine andere Zuſchrift desſelben Blattes beginnt: 

„Sir, es iſt kein Zweifel mehr, daß Deutſchland in ſehr naheliegender 
Zeit unſere Weltſtellung angreifen will. Man braucht nur mit offenen 
Augen und Ohren durch Deutſchland zu reiſen, um deutlich zu ſehen, 
daß überall in Deutſchland und in allen Ständen Deutſchlands, ſowie 
in einem großen Teile Deutſch-Oſterreichs der Krieg mit England 
nicht nur im Begriff iſt auszubrechen, ſondern von allen Bevölkerungs— 
klaſſen lebhaft herbeigeſehnt wird. . . . Der Ruf, der durch ganz Deutſch— 
land geht, lautet: England delenda est, und die Stimmung gegen 
England kann nur mit der verglichen werden, die man bei uns zu Zeiten 
der Königin Eliſabeth gegen Spanien hegte.“ hier 

Der Verfaſſer des Briefes, der „Engliſh Patriot“ zeichnet, erzählt 
ſodann, daß ein ehemaliger ruſſiſcher Botſchafter ihm geſagt habe, 
Deutſchland hätte den Franzoſen Belgien angeboten, um ſie von England 
zu trennen und für eine neutrale Haltung zu gewinnen, aber die franzöſi— 
ſchen Staatsmänner hätten Lothringen und Luxemburg verlangt, 
was die Deutſchen nicht geben wollten, weil ſie ſelbſt Holland und Luxem— 
burg brauchten und Lothringen nicht fortgeben könnten. Von einem 
Oſterreicher erfährt derſelbe Gentleman, daß Deutſchland bereits alle 
ſeine Pläne zum Angriff auf England fertig habe. Ein italieniſcher 
Bankier und der Sohn eines ehemaligen belgiſchen Geſandten be— 
ſtätigen das, und der letztere erklärt, daß Deutſchland den Belgiern und 
Holländern für den Fall, daß ſie der deutſchen Flotte ihre Häfen zu 
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Dienſt ſtellten, die Integrität ihres Territoriums verbürgt habe. In 
Berlin erfährt er, daß wir eine Reihe von engliſchen Parlamentsmit— 
gliedern beſtochen hätten, und in einem Londoner Hotel wird ihm er— 
zählt, daß ein deutſcher Kellner im Streit mit einer engliſchen Dame 
geſagt habe: „Ihr glaubt, ich ſei ein einfacher deutſcher Kellner; nun 
wohl, ihr täuſcht euch, und ich ſage euch ſchmutzigen engliſchen Hunden, 
die ihr euch fürchtet dem Tode als Soldaten ins Auge zu ſehen, daß ihr 
nach 3 Monaten deutſche Untertanen ſein werdet, und ich weiß, was ich 
ſage!“ Die Dame hat dem „engliſchen Patrioten“ die Verſicherung ge. 
geben, daß jener Kellner gleich danach aus dem Hotel verſchwunden ſei! 

Was aber ſoll man dazu ſagen, wenn ein Blatt wie der „Standard“ 
dieſe Speiſe ſeinen Leſern vorſetzen darf! Aber es gibt Leute, denen 
auch das nicht genug iſt. 

Der „Temps“ bringt den Inhalt einer Rede, die Lord Roſeberry 
am letzten Freitag in Edinburgh gehalten hat, in folgendem Wortlaut: 

„Eine deutſche Invaſion als möglich annehmen, heißt annehmen, 
daß wir unerwartet und verräteriſch angegriffen werden. Ein ſolcher 
Angriff wäre faſt beiſpiellos; aber im gegenwärtigen Zeitpunkte laufen 
zahlreiche Außerungen um, die in Widerſpruch zum Völkerrecht ſtehen, 
Außerungen, die ſich dahin auslegen laſſen, daß ein Überfall ſtattfinden 
könnte, während unſere Flotte abweſend iſt. Hat doch jüngſt ein Wiener 
Blatt geſagt, daß, wenn man die engliſche Flotte vernichten wollte, 
ſich am beſten die Herbſtmanöver dazu benutzen ließen.“ 

Es iſt ſchwer glaublich, daß gerade der „Standard“, der 
über Roſeberrys Rede ausführlich referiert, ſich eine ſo pikante Außerung 
hätte entgehen laſſen. Dort aber heißt es: 

„Lord Roſeberry ſagte: er brauche nicht erſt zu ſagen, daß er an 
einen unprovozierten Angriff von ſeiten Deutſchlands nicht glaubte. 
Das wäre ja eine Beſchimpfung und Verleumdung einer großen auf— 
geklärten und befreundeten Nation (cheers); aber England müſſe ſich 
ſicherſtellen gegen alle Gefahren, die ein geſunder, urteilsfähiger Mann 
für möglich halten könne.“ 

Das klingt doch weſentlich anders. Von der angeblichen Außerung des 
Wiener Blattes findet ſich nichts in der Rede, dagegen der folgende Satz: 

„Nun ſagt man euch, eine Invaſion könne ſtattfinden, wenn die 
Flotte anderweitig gebunden iſt, aber das iſt eine Vorausſetzung, die 
ſchwerlich angenommen werden kann.“ 
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Auch das klingt weſentlich anders, ſo daß unter allen Umſtänden, 
ſelbſt wenn dem „Temps“ ein vollſtändigerer Text vorgelegen hätte, 
als der des „Standard“, nach dem wir referieren, eine nicht zu recht— 
fertigende Entſtellung des Sinnes der Roſeberryſchen Rede vorliegt. 
Wir legen ſie zu unſeren übrigen Notizen über die politiſche Moral des 
„Temps“. 

Es iſt politiſch kein erfreuliches Anzeichen, daß der Boden unter 
dem jetzigen engliſchen Kabinett immer unſicherer wird. Nachdem die 
Schankſteuer (licencebill) gefallen iſt, hat das Miniſterium ſich jetzt ge— 
nötigt geſehen, auch die Schulbill (educationbill) zurückzuziehen, und 
mit der Reform der Lords ſcheint es ebenfalls gute Wege zu haben. 
Man beginnt bereits, von einer bald bevorſtehenden Auflöſung des 
Unterhauſes zu reden, und es iſt keineswegs ſicher, daß die Wahlen 
einen neuen Sieg der Liberalen bringen. Einmal haben die Unioniſten 
das protektioniſtiſche Programm Chamberlains, dem ſie zum Opfer 
fielen, ganz in den Hintergrund ihrer Wünſche gerückt, dann aber lieben 
die Engländer in Zeitläuften, die ihnen kritiſch erſcheinen, konſervative 
Führer zu haben, weil ſie dieſen mehr Energie zutrauen. Und daß die 
Zeiten kritiſch ſind, darüber beſteht nirgends in Europa ein Zweifel. 
Im nahen Orient ſind die Verhältniſſe nicht beſſer, ſondern ſchlimmer 
geworden. Hinter der Türkei ſteht eine zum Konflikt treibende Kraft, 
die bisher alle Bemühungen, durch eine friedliche Verſtändigung zwiſchen 
Türken und Ofterreichern die Löſung herbeizuführen, zum Scheitern 
gebracht hat. Dagegen iſt die Türkei gegen Montenegro aufs äußerſte 
entgegenkommend geweſen. Alle ſtrittigen Grenzpunkte, mit Ausnahme 
von Jezero, ſind den Montenegrinern ausgeliefert worden, und ebenſo 
intim haben die türkiſch-ſerbiſchen Beziehungen ſich geſtaltet, während 
Serbien ſeine provokatoriſche Haltung gegen Oſterreich aufrechterhält 
und Montenegro mit Waffen und Geld unterſtützt. Die Boykottierung 
öſterreichiſcher Waren dauert fort, und trotz aller Dementis läßt ſich nicht 
überſehen, daß allſeitig gerüſtet wird. Auch die Haltung der Preſſe 
ſpielt mit. In Rußland iſt ſie direkt antiöſterreichiſch und darauf ge— 
richtet, die Serben zu ermutigen, während die ruſſiſche Regierung, 
in der richtigen Erkenntnis, daß ein Krieg ſich ſchwer werde lokaliſieren 
laſſen, bemüht iſt, zu vermitteln und einen Ausgleich zu fördern, deſſen 
Baſis die Übernahme eines Teiles der türkiſchen Staatsſchuld, als Anteil 
Bosniens und der Herzegowina, bilden ſollte. Doch das iſt ein Vor— 
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ſchlag, der wohl vor 30 Jahren, aber nicht heute ausführbar ſcheinen 
konnte. Die Haltung der franzöſiſchen Preſſe, die ſich zunächſt unparteiiſch 
zu zeigen bemüht war, iſt merklich zurückhaltender geworden, die der 
engliſchen türkiſcher als türkiſch, die italieniſche Preſſe entſchloſſen anti— 
öſterreichiſch. Die gleiche Haltung hat ſich dann auch bei der Beurteilung 
der letzten italieniſchen Kammerverhandlungen gezeigt. In England, 
Rußland, Frankreich ſpricht man, obgleich das Schlußvotum für Tittoni 
eine erhebliche Majorität brachte, von ſeiner Niederlage und von ſeinem 
bald bevorſtehenden Rücktritt. Die Preſſe aller drei Länder iſt darin 
einig, daß, trotz der entgegengeſetzten Erklärungen Giolittis und Tittonis, 
Italien vom Dreibunde abgerückt und der Zuſammenhang nur noch 
ein künſtlicher, durch Sondervereinbarungen beeinträchtigter ſei. Ob 
überhaupt, eventuell wann, ein Kongreß ſtattfinden werde, ſteht noch 
keineswegs feſt. Kurz, das alles gibt ein unklares und unerfreuliches 
Bild, das für Oſterreich durch die haßerfüllten Ausſchreitungen des 
tſchechiſchen Fanatismus in Prag noch mehr verdüſtert wird. Leider 
kann man nicht jagen, daß es ſich nur um Pöbelexzeſſe handelt. Die 
Bewegung iſt von der tſchechiſchen Intelligenz großgezogen und ſyſte— 
matiſch geſteigert worden. Wenn jetzt das Standrecht proklamiert wird, 
darf man wohl auf eine zeitweilige Herſtellung der geſetzlichen Ordnung 
und auf Freiheit der Bewegung für die Deutſchen in Böhmen rechnen. 
Aber beſſer kann es auf die Dauer nicht werden, wenn die öſterreichiſche 
Regierung nicht mit dem Syſtem ſteten Zurückweichens vor den tſchechi— 
ſchen Inſolenzen bricht. Wir bedauern daher lebhaft, daß ſie nicht trotz 
allem die Grundſteinlegung für das deutſche Univerſitätsgebäude hat 
ausführen laſſen. Die Feierlichkeit zu ſchützen, war gewiß nicht un— 
möglich. Es wäre ein erſter Schritt geweſen, um zu beweiſen, daß 
ſie nicht nur Aufruhr zu ſtrafen, ſondern auch gutes Recht zu ſichern 
vermag. Daß unter dieſen Umſtänden dem Kaiſer Franz Joſef ſein 
Jubiläumsfeſt kein Freudenfeſt geweſen ſein kann, liegt auf der Hand. 
Zu den äußeren Schwierigkeiten ſind die inneren gekommen, und die 
Meuterei in Bosniſchbrod beweiſt wohl, daß es nicht die letzten ſein 
werden. Wird der ſlaviſchen Bewegung nicht mit rückſichtsloſer Strenge ent— 
gegengetreten, ſo könnte das Beiſpiel von Bosniſchbrod gefährlich werden, 
zumal da es an einheimiſchen und ausländiſchen Agitatoren nicht fehlt. 

In Rußland geht die langwierige Debatte über das Geſetz 
vom 9. November 1906 endlich ihrem Abſchluß entgegen. Es handelte 
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jich dabei um die prinzipielle nachträgliche Legaliſierung der vom Miniſter— 
präſidenten Stolypin während des Höhepunktes der agrariſchen Unruhen 
verordneten Freigebung des Austritts aus dem Mir, der Bauerngemeinde. 
Obgleich die Bauern nebſt der Linken ſich jetzt ablehnend verhalten, 
kann die Annahme als geſichert gelten. Man rechnet auf gegen 70 
Stimmen Majorität. Dann aber wird eine neue Debatte über jeden 
einzelnen Paragraphen des Geſetzes beginnen, und wann das ſeinen 
Abſchluß findet, iſt bei der Redefreudigkeit der ruſſiſchen Abgeordneten 
ſchwer abzuſehen. Dagegen it die Genehmigung der 450 Millionen- 
Anleihe ohne viel Schwierigkeiten erteilt worden. Im Innern ſieht es 
nach wie vor traurig aus. Die Senatorenreviſionen enthüllen die 
empörendſten Unterſchleife und Gewalttaten. Mord und Raubanfälle 
dauern fort, und ebenſo die Klagen über die ſittliche Korruption der 
Jugend. Es war ja von vornherein nicht darauf zu rechnen, daß dieſe 
Übelſtände über Nacht zu beſeitigen ſein würden. Jedenfalls braucht 
Rußland, wenn es geſunden will, noch eine lange, zuſammenhängende 
Friedenszeit. Die Frage iſt nur, ob die Regierung ſtark genug ſein wird, 
ſich der drängenden ſlaviſchen Strömung gegenüber, die durch das Reich 
geht, auf die Dauer zu behaupten. Wir ſetzen unſer Vertrauen dabei 
auf den Miniſterpräſidenten Stolypin, der jedenfalls das Friedens— 
bedürfnis des Landes kennt und auch genau weiß, daß hinter den zu 
einem Kriege drängenden Elementen diejenigen Gruppen ſtehen, an 
deren Bekämpfung er ſein Leben geſetzt hat. 

Vor den europäiſchen Schwierigkeiten tritt, was ſich jetzt in Haiti 
und Venezuela abſpielt, an Bedeutung ganz in den Hintergrund. 
Die haitaniſche Revolution hat wieder einmal gezeigt, wie haltlos die 
Zuſtände der Negerrepublik ſind. Ob Präſident Alexis oder General 
Simon regieren, kann der Welt gleichgültig ſein. Man gibt ſich zufrieden, 
wenn den beſcheidenſten Anſprüchen an ſtaatliche Ordnung einigermaßen 
genügt wird. Dafür aber ſorgen im Augenblick die 5 Kriegsſchiffe, die 
im Hafen von Port au Prince liegen. In Venezuela ſucht Holland ſich 
ſein Recht, während Präſident Caſtro, den die Franzoſen aus ihrem 
Territorium ausweiſen wollen, ſich irgendwo in Europa kurieren laſſen 
wird. Wie Holland aber zu ſeinem Rechte kommen wird, iſt zunächſt noch 
nicht klar. Am wirkſamſten wäre es wohl, wenn die Vereinigten Staaten 
helfend beiſpringen wollten. Indirekt iſt es auch ihr Intereſſe, daß der 
Übermut Venezuelas einmal recht gründlich geſtraft werde. 
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Seit wir dieſe Überſicht ſchrieben, bei deren Formulierung jede 
zu ſtark klingende Note ſorgfältig vermieden wurde, iſt uns die Rede zu— 
gegangen, die der Reichskanzler vorgeſtern im Reichstage gehalten hat. 
Sie iſt, wie alle politiſchen Reden des Fürſten von Bülow, ein Meiſter— 
ſtück vorſichtiger und wohldurchdachter Darlegung der Geſamtlage und 
war, wie es den Intereſſen Deutſchlands und des Weltfriedens entſpricht, 
darauf gerichtet, dieſer Lage die freundliche Seite abzugewinnen. Der 
türkiſchen „Bewegung“ erkannte er Würde, ihren Führern Idealismus, 
Integrität und Patriotismus zu. Er wies darauf hin, daß die vollzogene 
Tatſache der Wandlungen in den ſtaatsrechtlichen Lebensformen der 
Türkei als ſolche anzunehmen ſei, und daß mit dieſem fait accompli ge— 
rechnet werden müſſe. Auch ſei Deutſchland allezeit für Einführung von 
Reformen eingetreten. Die „Veränderungen“ des Berliner Vertrages, 
die nachträglich erfolgten, hätten allerdings Schwierigkeiten gebracht, 
aber im diplomatiſchen Spiel, das nunmehr begonnen habe, laſſe Deutſch— 
land anderen, direkt intereſſierten Mächten den Vortritt, während es 
ſelbſt bundestreu zu Oſterreich-Ungarn ſtehe und ſtehen werde. Es ſchloß 
ſich daran ein Blick auf unſere Beziehungen zu Rußland, Italien, Frank— 
reich, England. Aus dem Munde Herrn v. Iswolskis konnte der Reichs 
kanzler die Verſicherung geben, daß die engliſch-ruſſiſchen Vereinbarungen 
keine Spitzen haben, die ſich gegen deutſche Intereſſen richten. Italien 
ſei durch eigene Intereſſen zu einem vermittelnden Standpunkt geführt 
worden, und die jüngſten italieniſch-öſterreichiſchen Gegenſätze ſei er 
überzeugt, wie ſchon häufig geſchehen, ausgleichen zu können. Er lobte 
Tittoni und Giolitti, wies auf das Menſchenalter europäiſchen Friedens 
hin, das der Dreibund geſichert habe, und in dem Italien ſo glänzend auf— 
blühte, und fand freundliche Worte für Frankreich in Anlaß der Caſa— 
blanca-Affäre und der Haltung der franzöſiſchen Politik im Orient. Dort 
wünſche Deutſchland als Reſultat der jüngſten Ereigniſſe eine geſunde 
Türkei; wünſche England dasſelbe, ſo werde es im Orient auch keine 
engliſch-deutſchen Gegenſätze geben. Die Rede von Asquith in Guildhall 
ſei von einem Geiſt gegenſeitigen Wohlwollens getragen worden, Sir 
Edward Grey habe darauf hingewieſen, daß eine Balkankonferenz ein 
ſtarkes Beruhigungs- oder Erregungsmittel werden könne. „Wir möchten,“ 
ſagte der Reichskanzler, „daß die Konferenz ein Beruhigungsmittel werde, 
und daß der europäiſche Friede nicht geſtört werde.“ Er ſeinerſeits werde 
alle auf Erhaltung des Friedens gerichteten Beſtrebungen unterſtützen. 
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Dieſen Ausführungen folgte lebhafter Beifall. Hatte die Rede nicht 
neue Tatſachen vorgeführt, ſo hatte ſie die eminent friedliche Richtung der 
deutſchen Politik zu ſcharfem Ausdruck gebracht. Daß Sorgen um die 
Erhaltung des Friedens trotzdem durchklangen, läßt ſich nicht verkennen. 
Aber gewiß war es nicht Aufgabe des Reichskanzlers, ſie ſtärker hervor— 
zuheben. Sie werden ohnehin in aller Welt lebendig genug empfunden. 
Die ſicherſte Friedensbürgſchaft, nicht nur für Deutſchland, ſondern für 
ganz Europa, bleibt trotz allem die Stärke und Kampfbereitſchaft des 
Deutſchen Reiches, die Einmütigkeit, mit der Kaiſer und Volk entſchloſſen 
ſind, unſer gutes Recht und unſere Stellung in der Welt zu behaupten, 
und daran werden, ſo hoffen wir, die heimlichen wie die offenen Feinde 
des Weltfriedens ſcheitern. 


10. Dez. 1908. Fortſetzung des Boykotts öſterreichiſcher Warens 


10. Dezember 1908. 

Wir verzichten darauf, in unſerer heutigen Wochenſchau all den 
Schwankungen zu folgen, welche die Weiterentwicklung der orien- 
taliſchen Kriſis in den letzten acht Tagen gezeigt hat. Sie be— 
rechtigen noch nicht zu Schlüſſen über die endgültige Wendung, die dieſes 
ſehr ernſte Problem nehmen wird. Im ganzen erſcheint uns der Ausblick 
in die Zukunft weniger beunruhigend als noch vor kurzem, weil die Ab— 
neigung Rußlands, ſich in kriegeriſche Abenteuer zu ſtürzen, deutlicher 
zutage tritt, trotz der fortdauernden Hetzarbeit der „Nowoje Wremja“, 
und weil zweitens die Verhandlungen zwiſchen Oſterreich-Ungarn und 
der Türkei wieder aufgenommen wurden und es nicht ausgeſchloſſen iſt, 
daß die bosniſch-herzegowiniſche Frage zwiſchen beiden Mächten durch 
einen Ausgleich von Macht zu Macht auf dem Wege einer von Oſterreich— 
Ungarn zu gewährenden pekuniären oder wirtſchaftlichen Entſchädigung 
ſo erledigt wird, daß einer eventuell zuſammentretenden Konferenz nichts 
übrig bliebe, als die vollzogene Tatſache zu regiſtrieren. Da ein Rück— 
fallen der beiden Provinzen an die Türkei ebenſo ausgeſchloſſen iſt, wie 
etwa die Wiederherſtellung der türkiſchen Oberhoheit über Serbien, Bul— 
garien oder Griechenland, wäre das die Löſung, der alle Friedensfreunde 
den größten Beifall ſchenken dürften. Was aber die moraliſche Ent— 
rüſtung über die einſeitige Durchbrechung des Berliner Vertrages 
betrifft, ſo iſt doch daran zu erinnern, daß der Artikel, durch den Batum 
zu einem Freihafen gemacht wurde, im Juli 1886 von Rußland ein— 
ſeitig aufgehoben wurde, und daß es dabei trotz eines engliſchen Proteſtes 
geblieben iſt. Auch daran wäre zu erinnern, daß die Stellung Englands 
in Cypern völkerrechtlich nicht zu Recht beſtehend betrachtet werden kann, 
da die „Okkupation und Verwaltung“ der Inſel durch die Engländer nur 
auf dem Boden des Vertrages vom 4. Juni 1878 ruht, durch den England 
die Verpflichtung übernahm, den Türken Batum, Ardahan und Kars 
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zu ſichern. Alle drei Feſtungen aber gingen durch den Berliner Vertrag 
in ruſſiſche Hände über, während Cypern noch heute unter engliſcher 
Verwaltung und Beſatzung ſteht. Dieſer Vertrag iſt, ſoweit die Ver 

pflichtungen Englands in Frage kommen, bereits 5 Tage, bevor er unter— 
zeichnet wurde, von England gebrochen worden — wenn es erlaubt 
iſt, dieſe an ſich unlogiſche Bezeichnung zu wählen — denn am 30. Mai 
unterzeichneten Lord Salisbury und Schuwalow jene Geheimkonvention, 
die den Ruſſen die drei Balkanſtädte ſicherte, und am 4. Juni wurde die 
andere Geheimkonvention unterzeichnet, die eben jene Feſtungen unter 
den Schutz der Kriegsmacht Englands ſtellte. Es klingt wie Hohn, wenn 
dann am 1. Juli noch eine beſondere Nachtragskonvention vereinbart 
wurde, durch welche England ſich verpflichtete, Cypern den Türken zurück— 
zugeben, ſobald Rußland Kars und die übrigen Eroberungen, die es auf 
Koſten der Türkei gemacht hatte, der Türkei reſtituiere! 

Die Tatſachen, die wir hier hervorheben, ſind ja längſt bekannt, 
und noch ganz neuerdings hat Gabriel Hanotaux im 4. Bande ſeiner 
„Histoire de la France contemporaine“ ſie recht anſchaulich wiedererzählt, 
freilich ohne Schlüſſe daran zu knüpfen, welche die politiſche Moral diejer. 
Transaktionen würdigen. Sie ſind ein klaſſiſches Beiſpiel für die Vor— 
urteilsloſigkeit der engliſchen Politik, aber ſie ſind wenig geeignet, die 
moraliſche Entrüſtung zu rechtfertigen, die man in London zu empfinden: 
pflegt, wenn andere wider den Wortlaut der Verträge das ſchließliche 
Fazit aus einem zur Tatſache gewordenen Beſitzſtande ziehen. Das viel, 
mißbrauchte Wort „right or wrong my country“ iſt doch nicht zu über- 
ſetzen: in Ehren oder Unehren, wenn es nur Vorteil bringt! Aber das iſt 
offenbar die praktiſche Auslegung, die ihm diejenigen politiſchen Frankti— 
reurs geben, die heute unter immer neuen Vorwänden auf einen Konti— 
nentalkrieg hinarbeiten, und von denen uns ein beſonderes Spezimen in 
Mr. Noel Buxton entgegentritt, deſſen wir ſchon vor acht Tagen 
an dieſer Stelle gedacht haben. Dieſer Gentleman iſt „Chairman“ des 
„Balkan Comitee“ und hat als ſolcher bei einem der angeſehenſten 
Londoner Verleger, John Murray, ein Buch veröffentlicht, das unter 
dem Titel „Europe and the Turks“ wohl das Argſte enthält, 
was je gejagt worden iſt, um den Iſlam als ſolchen und ſpeziell die 
Türkei, die Jungtürken miteingeſchloſſen, verächtlich zu machen. Dann 
war dieſer brave Mann die Seele der Beſtrebungen, die dahin zielten, 
in Mazedonien eine Revolution zu erregen und das verbrecheriſche 


Treiben der bulgariſchen, ſerbiſchen und griechischen Banden zu unter— 
ſtützen. Das hat er noch anderthalb Monate nach Verkündigung der 
türkiſchen Verfaſſung ſo fortgeſetzt. Was ſoll man nun dazu ſagen, daß 
eben dieſer Mr. Buxton ſich jetzt als Türkenfreund aufſpielt und in Kon— 
ſtantinopel an der Verwirklichung jenes Balkanbundes arbeitet, 
den, in merkwürdiger politiſcher Verblendung, heute die Jungtürken zu 
konſtruieren bemüht ſind. Der vortrefflich redigierte, in deutſcher und 
franzöſiſcher Sprache zu Konſtantinopel erſcheinende „Osmaniſche Lloyd“ 
hat ſich nun das Verdienſt erworben, durch Zitate aus Herrn Buxtons 
Hauptwerk die merkwürdigen Metamorphoſen dieſes Politikers auf 
eigene Fauſt darzulegen. Aber ein Mann wie Herr Buxton läßt ſich nicht 
verblüffen. Er hat den jungtürkiſchen Komitees erklärt, daß er ſich ſeit 
zwei Monaten umgedacht habe, und daß Mr. John Murray Ordre von 
ihm bekommen hätte, das Buch mit den ſchlimmen Urteilen über Iſlam 
und Türken nicht weiter zu verkaufen. Er wiſſe jetzt, wie ideal die Ziele 
ſeien, welche die junge Türkei verfolge, und wenn bisher England und 
er die größten Feinde der Türkei geweſen ſeien, wollten ſie fortan den 
Türken die beſten Freunde und Helfer ſein! „Pourvu que cela dure!“ 
denkt man in Erinnerung an eine witzige franzöſiſche Anekdote; verbürgen 
wird man ſich jedenfalls nicht dafür können. 

Aber, wie wir oben betonten, Herr Noel Buxton und ſein Balkan— 
komitee treiben Politik auf eigene Hand, und angeſehene engliſche Zei— 
tungen haben ihn und ſeine Agitation recht ſcharf beurteilt. Faſt be— 
denklicher erſcheint uns eine andere Tatſache. Vor einiger Zeit ſchrieb 
Herr Weſſelitzki der „Nowoje Wremja“ aus London, daß die „London 
opinion“ und die „Weſtminſter Gazette“ Korreſpondenten nach Bosnien 
entjandt hätten, welche die entſetzlichſten Dinge über die Miß— 
bräuche der öſterreichiſchen Verwaltung in den annektierten Provinzen 
meldeten. Die „London opinion“ ließ ſich in Berlin nicht aufbringen, 
dagegen haben wir in der „Weſtminſter Gazette“ vom 7. Dezember aller— 
dings einen Brief ihres Belgrader Korreſpondenten gefunden, der in 
einem anerkannten Organ der regierenden Partei nicht geringes Be— 
fremden hervorruft. Der Bericht ſtrotzt von Übertreibungen, wie z. B. 
daß die Oſterreicher alle Bauernhunde in Bosnien getötet hätten, damit 
die Einwohner nichts von den in der Nacht vorgenommenen Truppen— 
dislokationen merkten, daß die Offiziere das Recht erhalten hätten, ſtand— 
rechtlich zu erſchießen, daß die Bevölkerung von den Truppen terroriſiert 
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werde, daß die Häuſer aller angeſehenen Einwohner bewacht würden uſw. 
Dabei nimmt dieſer Belgrader Korreſpondent in allerentſchiedenſter 
Weiſe Partei für die Serben. Nun iſt es doch höchſt auffallend, wenn ein 
Regierungsorgan derartige Rekognoszierungsreiſen von entſchieden feind— 
ſeliger Tendenz in den Provinzen eines befreundeten Staates vornimmt, 
um feſtzuſtellen, daß die Einwohner nichts ſehnlicher wünſchten, als ſich 
von der Zugehörigkeit zu dieſem Staate freizumachen. 

Was würde man wohl in England jagen, wenn der Korreſpondent 
eines öſterreichiſchen Regierungsblattes nach Irland reiſen wollte, um 
feſtzuſtellen, ob der „Gaelie American“ mit den Anſchauungen recht hat, 
die er in ſeinem jüngſten Leitartikel „On which side will Ireland fight?“ 
darlegt. Dieſer ſehr peſſimiſtiſch geſtimmte Artikel geht von der Annahme 
aus, daß das nächſte Frühjahr einen europäiſchen Krieg bringen werde, 
und daß England dann die Million Soldaten, die Lord Roberts verlange, 
nicht haben werde. Ohne Einführung der allgemeinen Wehrpflicht ſeien 
ſie überhaupt nicht zu beſchaffen, und nur nach einem „great disaster at 
their very doors“ werde man ſich zu dieſer radikalen Maßregel bequemen, 
dann werde es zwar zu ſpät ſein, aber die allgemeine Wehrpflicht werde 
bleiben. Unter allen Umſtänden aber ſtelle der Krieg Irland vor eine 
ernſte Frage, denn ob nun England ſiege oder unterliege, jedenfalls werde 
Irland noch drückendere finanzielle Opfer bringen müſſen, als es ſchon 
jetzt zu tragen habe. Die jungen Männer in Irland hätten daher zu 
wählen, ob ſie für oder gegen England fechten wollen. Fechten ſie für 
England, ſo würden die Opfer an Geld und Blut auf Generationen hinaus 
Irland lähmen; der Kampf gegen England aber könne nicht größere 
Opfer koſten und biete, wenn man ſich den Gegnern Englands anſchließe, 
die Ausſicht auf ein unabhängiges Irland, und dieſe Unabhängigkeit 
werde dann auf engliſchem, nicht auf iriſchem Boden zu erkämpfen ſein. 
Der Schluß dieſes Artikels — deſſen Argumentation wir uns natürlich 
nicht zu eigen machen — lautet: 

„Es iſt nicht die Rede davon, daß Irland einen Angriff auf England 
machen ſoll, wohl aber davon, daß die iriſche Raſſe in aller Welt ſich einer 
formidablen Kombination gegen den unverſöhnlichen Feind Irlands an— 
ſchließt. Wenn Lord Roberts von der Möglichkeit einer Invaſion ſpricht, 
weiß er, daß ſie unter gewiſſen Vorausſetzungen möglich iſt, denn viele 
tauſend Iren, die außerhalb Irlands leben, würden an ihr teilnehmen. 
Die 4 Millionen Iren, die in Irland zurückgeblieben ſind, ſind nur ein 
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kleiner Teil der Raſſe, und wenn die Kraft und die Macht dieſer Raſſe 
zweckmäßig organiſiert wird, kann ſie leicht zu einem wichtigen Faktor 
der internationalen Politik werden. Das Volk von Irland muß ſich dar— 
über klar ſein, ob es in einer Zeit, die nicht fern iſt, für oder wider Eng— 
land in einem Kriege fechten will, der aller Wahrſcheinlichkeit nach das 
britiſche Reich zertrümmern (smash) wird. Sie können nicht neutral 
bleiben, und man wird es ihnen nicht geſtatten.“ 

Nun hoffen wir, daß der „Gaelie American“ mit ſeinen Kriegs— 
prophezeihungen zu ſchwarz ſieht. Er iſt, wie jedermann in Europa, durch 
die Kundgebungen der engliſchen Alarmiſten, der ehrlich beſorgten 
Patrioten wie der verkappten Kriegsſchürer zu der Überzeugung ge— 
kommen, daß England einen Krieg provozieren will, und ſchließt ganz 
richtig, daß ſolch ein Krieg ſich nicht werde lokaliſieren laſſen. Daß aber 
dann die Sorge um Irland ein weſentlicher Faktor in der 
engliſchen Kriegführung werden muß, läßt ſich ebenſowenig überſehen, 
wie die andere Tatſache, daß die Lage in Indien in ſolchem Fall 
in noch weit höherem Grade, als es jetzt geſchieht, die Aufmerkſamkeit 
und die Streitkräfte Englands in Anſpruch nehmen würde. Wir haben 
uns deshalb gefragt, ob nicht hinter den Kriegsdrohungen, mit denen 
wir von der engliſchen Preſſe beehrt werden, und hinter den Invaſions— 
ſorgen, von denen ſeit einigen Jahren ein engliſcher Staatsmann nach 
dem anderen redet, ein ähnliches Strategem ſteckt wie jenes, das Mr. 
Joe Chamberlain anwandte, als er ſein Schutzzollſyſtem der Aufmerk— 
ſamkeit Englands empfahl. Als „Prügelknabe“ in ſeiner Argumentation 
mußte immer Deutſchland fungieren, während in Wirklichkeit es die ſieg— 
reiche Handelskonkurrenz der Vereinigten Staaten war, der er Schranken 
ſetzen wollte. Die Konjektur iſt ſo unwahrſcheinlich nicht. Man braucht 
ſich nur die bittere Kritik zu eigen zu machen, welche die Organe der unio— 
niſtiſchen Oppoſition an der Politik des regierenden liberalen Kabinetts 
üben, um zu dem Schluſſe zu gelangen, daß in Irland, Südafrika, Indien 
die allerbedenklichſten Mißgriffe gemacht ſeien, die den Beſtand des Reiches 
ernſtlich gefährdeten. Um den dort drohenden Gefahren gewachſen zu 
ſein, braucht man nicht nur eine noch rieſigere Flotte, als England ſie 
ſchon heute beſitzt, ſondern auch jene Million Soldaten, die Lord Roberts 
ſo überaus nachdrücklich gefordert hat. 

Eben jetzt iſt in der „Nineteenth century and after“ im Dezemberheft 
eine ſehr eingehende Studie von Edmund C. Cox „Indien in 
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Gefahr“ (Danger in India) erſchienen, der unter Vermeidung jeder 
Übertreibung ein in der Tat beſorgniserregendes Bild der Lage dieſer 
weitaus wichtigſten engliſchen Kolonie entwirft. Sir Edmund C. Cox 
ſpricht als Kenner erſten Ranges. Er iſt „Deputy-Inspector- General 
of Police“, d. h. bevollmächtigter Generalinſpektor der Polizei in der 
Präſidentſchaft Bombay, und hat eine kurze Geſchichte der Präſidentſchaft 
Bombay ſowie mehrere Spezialarbeiten über indiſche Zuſtände ver— 
öffentlicht. Wir können den umfangreichen Aufſatz nicht vollinhaltlich 
wiedergeben. Eine Überſetzung wäre die dankbare Aufgabe für eine 
unſerer größeren Zeitſchriften. Aber die Hauptgedanken des Verfaſſers 
mögen hierher geſetzt werden. j 

Er wolle, jo beginnt Sir Edmund, den Tatſachen ins Auge jehen. 
Man müſſe vor allen Dingen wiſſen, daß es dem gebildeten Inder ganz 
gleichgiltig ſei, ob die britiſche Verwaltung des Landes gut, ſchlecht oder 
mittelmäßig ſei. Es genüge ihm, daß es Fremdherrſchaft ſei, und daraus 
ſchließe er logiſch, daß ſie beſeitigt werden müſſe. Könnten Bomben dieſen 
Prozeß beſchleunigen, ſo ſeien eben Bomben zu verwenden. Man dürfe 
ſich in England aber nicht darüber täuſchen, daß Aufruhr, Unzufriedenheit 
und Agitation nicht auf die Kreiſe der Gebildeten beſchränkt ſeien, ſie 
gehen durch das ganze Indien, von Lahore nach Rangoon und von Delhi 
nach Tuticorin. Zu Lord Ripons Zeiten, als der indiſche Nationalkongreß 
anerkannt wurde, habe die Bewegung begonnen, jetzt fühle Indien ſich 
als eine Nation, ein Volk und ein Land mit gleichen Intereſſen 
und Beſtrebungen, und wenn die Bewohner von Madras ſich mit denen 
von Bengalen auch nur engliſch verſtändigen könnten, ſo ſei trotzdem 
politiſch Lahore nur eine Vorſtadt von Kalkutta. Indien habe als politiſche 
Einheit eine Stimme gefunden, es ſei national, was Europa nicht ſei, und 
dieſe Stimme ſchreie nach Unabhängigkeit. Alles wirke hier gegen Eng— 
land: die einheimiſche Preſſe in engliſcher wie in jeder der indiſchen 
Sprachen habe keine andere Tendenz, als England zu verunglimpfen. 
Wer aber in engliſchen Schulen zu engliſcher Bildung erzogen werde, 
bilde ſich erſt recht zum Feinde Englands aus. Mill, Spencer, Huxley, 
die Kenntnis der Magna Charta und die Geſchichte Jakobs II., vor allem 
aber die Geſchichte des amerikaniſchen Unabhängigkeitskrieges führten 
zum gleichen Ziele, und dazu komme die unberechenbare Einwirkung 
der japaniſchen Siege. Früher hätten vor dem Namen „Ruſſe“ Hindu 
und Mohammedaner gleich gezittert, jetzt habe ein aſiatiſches Volk die 
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Macht zertrümmert, vor der, wie man glaubte, auch England zitterte. 
Was Japan gelang, könne auch Indien erreichen, das doch nicht beſtimmt 
ſei, auf ewig Sklavenfeſſeln zu tragen! Aber noch eines habe die jüngſte 
Geſchichte gelehrt. Die ruſſiſche Autokratie werde in Parallele mit der 
britiſchen Gewaltherrſchaft geſetzt; wenn nun das ruſſiſche Volk den ruſſi— 
ſchen Abſolutismus brechen konnte, weshalb ſollte da nicht auch das Volk 
von Indien desgleichen tun? Geheime Geſellſchaften, Anarchismus, 
Nihilismus, Streikes, Boykott, Kugeln und vor allem Bomben hätten 
als endliches Reſultat die Einberufung einer Duma erzwungen, die dem 
bedrückten Volke eine Magna Charta und alles Gute bringen werde. 
Braucht nur dieſelben Waffen, und euch wird der gleiche Erfolg lohnen! 
Und dann, vor wenigen Jahren erſt, habe Großbritannien ſeine ganze 
Macht daran ſetzen müſſen, um das kleine Häuflein der Buren zu unter— 
werfen, und heute ſchon hätten die Buren ein Selfgovernment erlangt, 
nach dem Indien vergeblich rufe. Auch Perſien habe jetzt ſein Parlament, 
die Türkei eine Verfaſſung. Seien denn allein die Inder ſo verächtlich, 
daß nur ſie nicht frei ſein dürften? So gehe die aufreizende Rede von 
Nord nach Süd, von Oſt nach Weſt. „Haß, Verdacht, Mißtrauen, das 
ſind die Empfindungen, die heute von Seiten der Inder gegen die re— 
gierende Raſſe gehegt werden.“ Alles Üble, was geſchehe, werde den 
Engländern ſchuld gegeben, und es ſei unmöglich, das leichtgläubige Volk 
davon zu überzeugen, daß Cholera und Pocken, Hunger und Peſt nicht durch 
die Fremden zur Vernichtung der Inder ins Land gebracht würden. 
Die Engländer tragen ſchuld, daß das Geld aus dem Lande gezogen werde, 
daß die alten heimiſchen Induſtrien zugrunde gehen uſw. Die gebildeten 
Inder aber klagen über Zurückſetzung bei Vergebung der Amter und über 
die geſellſchaftliche Zurückſetzung, die ihnen die Türen der Salons ver— 
ſchließe. Endlich habe die demokratiſche Agitationsreiſe Keir Hardies einen 
unberechenbaren Schaden getan. Etwas beſſer lägen die Verhältniſſe 
in den Staaten der Vaſallenfürſten (Native States). Cox meint, im all— 
gemeinen werde man in den Stunden der Gefahr auf ſie rechnen können. 
Weit ſkeptiſcher beurteilt er die Haltung der Mohammedaner, die man 
gern als unbedingt zuverläſſig ſchildere, und auch die indiſche Armee 
erſcheint ihm nicht unbedingt ſicher. Elphinſtone habe die „native army“ 
eine „empfindliche und gefährliche Maſchine“ genannt; er (Cox) halte ſie 
nicht für illoyal, aber ein Geiſt der Unzufriedenheit ſei in ihr doch vor— 
herrſchend. Die Forderungen, die man an Offiziere und Mannſchaften 
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ſtelle, ſeien weit ſchwerer geworden, die höheren Stellungen den Einge— 
borenen nicht zugänglich; endlich, dieſe Armee ergänze ſich aus den Reihen 
einer erbitterten und unzufriedenen Bevölkerung. Sei ſie heute noch 
in ihrer Haltung bewunderungswürdig, ſo könne man doch nicht darauf 
rechnen, daß ſie auf ewig den Verſuchungen widerſtehen werde, die ſich 
an ſie herandrängen. Der letzte Mordanſchlag auf den gegen die Ein⸗ 
geborenen gütigen Vizegouverneur von Bengalen zeige, daß man die 
Engländer als ſolche, ganz abgeſehen von ihren perſönlichen Eigenſchaften, 
mit Mord verfolge. In Kalkutta habe man jenen Kanai gefeiert, der auf— 
geknüpft wurde, weil er einen Zeugen ermordete, der belaſtende Aus— 
ſagen gemacht hatte, in Nagpore habe man die Statue der Königin 
Viktoria verſtümmelt. Es ſei nicht übertrieben, wenn die engliſchen Zei— 
tungen rufen: Unruhen in Indien, die Sympathien des Volkes ſtehen 
auf ſeiten der Verräter! Cox ſchließt: 

„Unſerer Feinde in Indien ſind viele, die Zahl der wahren Freunde, 
auf die wir im Fall der Not rechnen können, iſt weniger groß. Die deut— 
liche Stimme Indiens, die nicht mit Unrecht behauptet, die Stimme der 
Majorität zu ſein, gibt leidenſchaftlich ihrem Wunſche Ausdruck, daß wir 
die Inder ſich ſelbſt überlaſſen und mit Sack und Pack aus dem Lande 
ziehen ſollen. Dieſe Tatſache ſoll man nicht vergeſſen. Aber auch das 
andere ſoll man behalten, daß unſer Regiment, trotz ſeiner Mißgriffe, 
im ganzen gerecht und wohltätig iſt und daß, wenn man es beſeitigen ſollte, 
unſagbares Elend über Millionen und aber Millionen hereinbrechen 
würde, die heute glücklich unter unſerer Agide leben, und daß wir nicht 
die geringſte Neigung haben, die Verantwortung abzulehnen, die uns von 
der Vorſehung als eine heiligſte Pflicht auferlegt worden iſt.“ 

Das iſt gewiß richtig und gerecht geurteilt. Trotzdem iſt die indiſche 
Bewegung eine nicht abzuweiſende Gefahr, die mit anderen Gefahren — 
zu denen wir natürlich die eingebildete deutſche Invaſionsgefahr nicht 
rechnen — die Sorgen erklären, die heute unzweifelhaft an der krankhaften 
Nervoſität der Engländer ſchuld ſind. Wenn ſie ihr Augenmerk auf die 
Realitäten richten und nicht, um Geſpenſter zu verfolgen, neue reale 
Gefahren ſchaffen, werden ſie, wie ſo oft ſchon, ſich der ſchwierigen Lage 
des Augenblicks gewachſen zeigen. 

Die „Nowoje Wremja“ vom 13. Dezember bringt das folgende 
Telegramm ihres Londoner Korreſpondenten, des berüchtigten Herrn 
Weſſelitzki: 
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„An einem Rout, den Ihr Korreſpondent zu Ehren des italienischen 
Botſchafters gab, nahmen teil: der ruſſiſche Botſchafter, Mitglieder der 
ruſſiſchen, italieniſchen und franzöſiſchen Botſchaft und des koreign office, 
die Vertreter von Serbien und Bulgarien, die engliſchen Miniſter Lord 
Fitzmaurice und Sir William Kobſon, die engliſchen Vertreter der inter— 
nationalen Seekonferenz, Lord Wardale (?) und andere Mitglieder des 
Hauſes der Lords, viele Mitglieder des Unterhauſes, die Herzogin Kolla— 
brini, Lady Herbert, Redakteure von Zeitungen und Journalen und 
hervorragende Vertreter der Finanz. 

Die Mitglieder beider Häuſer waren trotz der Wichtigkeit der Abend— 
ſitzungen erſchienen, um ihren heißen Sympathien für Rußland Ausdruck 
zu geben.“ 

Man wird zu dem Erfolg dieſes Rout jedenfalls mehr Herrn Weſſe— 
litzti als ſeine Gäſte zu beglückwünſchen haben. 


— 


8. Dez. 1908. Verhängung des Belagerungszuſtandes über Venezuela. 

Beginn des Boykotts bulgariſcher Waren in der Türtei. 

Annahme des erſten belgiſchen Kolonialbudgets. 

Rede Stolypins in der Duma zur Agrarreform. 
19. Dez. Debatten in der franzöſiſchen Kammer über die Reform der Artillerie. 
20. Dez. Said Paſcha wird zum Präſidenten des türkiſchen Senats ernannt. 

Demiſſion des portugieſiſchen Kabinetts. 

21. Dez. Unruhen in Samoa. 
22. Dez. Vertagung des engliſchen Parlaments. 
Eröffnung der erſten ägyptiſchen Univerſität in Kairo. 
OSſterreich bewilligt der Türkei 4 Millionen türkiſcher Pfund als Entſchädigung. 
Vizepräſident Gomez von Venezuela entläßt Caſtros Kabinett und übernimmt die 
Präſidentſchaft. 


23. Dezember 1908. 

Die politiſche Kriſis im Orient ſcheint ſich einer fried— 
lichen Löſung zu nähern, wenigſtens hat ſie ſich nicht verſchärft, was 
einen Fortſchritt zum Beſſeren bedeutet. Serben und Montenegriner 
wiſſen, daß ihre ungerechtfertigten Anſprüche auf Kompenſation eine 
wirkſame Unterſtützung nicht finden können, zwiſchen Oſterreich-Ungarn 
und der Türkei aber nehmen die Verhandlungen eine Richtung, die in 
die formelle Anerkennung des Übergangs der Souveränität über Bosnien 
und die Herzegowina auf Sſterreich-Ungarn ausmünden muß, mit der, 
wie es ſcheint, auch Rußland ſich zufrieden geben will. Dasſelbe gilt 
von Bulgarien. Sollte dann eine Konferenz zuſammentreten, ſo wäre 
ihre Aufgabe, nur noch nachträglich von dem Vergleiche Akt zu nehmen, 
den die Türkei als die nächſtintereſſierte Macht mit ihren Intereſſen 
vereinbar erachtet, und zu dem die beiden anderen ſich bereit gefunden 
haben. Das gleiche würde dann wohl auch in betreff Batums geſchehen 
müſſen, denn der Unterſchied zwiſchen dem ruſſiſchen Vorgehen im Juli 
1886 und den jüngſten Ereigniſſen liegt in dem Werte des Objekts, 
nicht in einer anderen prinzipiellen Grundlage des dem Sinne und 
Wortlaute des Vertrages widerſprechenden Vorgehens. Das Motiv 
war hier wie dort die Wandlung der Vorausſetzungen, unter denen der 
Vertrag zuſtande kam. Worauf es heute ankommt, iſt die Herſtellung 
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klarer, nicht mehr anzuſtreitender Verhältniſſe, und daran find nicht 
nur Dfterreich-Ungarn, die Türkei und Bulgarien, ſondern alle Mächte 
intereſſiert, die ihren Vorteil in der Aufrechterhaltung des europäiſchen 
Friedens ſehen. Ebenſo wären daher die Ergebniſſe des bulgariſchen 
Staatsſtreiches von 1885 zu legaliſieren, und die Frage wegen der 
Stellung Cyperns zu regeln. 

Nun iſt ſeit Freitag als neuer politiſcher Faktor das türkiſche 
Parlament hinzugekommen. Der Sultan hat es feierlich und 
würdig eröffnet mit einer Thronrede, deren maßvolle Haltung allge— 
meine Anerkennung gefunden hat. Auch zeigen die Beglückwünſchungs— 
telegramme, die von Herrſchern und Volksvertretungen nach Konſtan— 
tinopel gegangen ſind, daß dem neuen Leben, das in der Türkei ent— 
ſtehen will, viel Wohlwollen entgegengetragen wird. Aber bei alledem 
läßt ſich nicht verkennen, daß es eine ungeheuer ſchwierige Aufgabe 
iſt, vor der das neue Regiment der Türkei ſteht. Wir haben ſchon gleich 
nach dem Gelingen des Staatsſtreiches, der die große Umwälzung 
herbeiführte, darauf hingewieſen, daß jenes „Komitee Einheit und 
Fortſchritt“, die anonymen Leiter der jungtürkiſchen Bewegung, die 
auch heute noch als die entſcheidenden Faktoren im politiſchen Leben 
der Türken anzuſehen ſind, ſich in irgendeiner Weiſe den Formen der 
türkiſchen Verfaſſung angliedern und entweder im Parlament oder 
in der Regierung ihren Platz finden müſſen. Zum Teil iſt das bereits 
geſchehen, aber das Komitee als ſolches beſteht noch fort, obgleich die 
Verfaſſung ihm keinen Raum läßt, ſich anders denn als politiſch-par 
lamentariſche Partei zu organiſieren. Denn daß das Parlament ſich 
eine außerhalb ſtehende Regierungsmaſchine gefallen läßt, die weder 
Volksvertretung noch Miniſterium iſt, muß wohl als auf die Dauer 
nicht denkbar angeſehen werden. Die zweite Schwierigkeit, die nationalen 
und religiöſen Gegenſätze, wollen wir nicht allzu ſcharf betonen; es iſt 
immerhin möglich, daß das allen gemeinſame Intereſſe an einer Beſſerung 
der arg verfahrenen Rechts- und Verwaltungsverhältniſſe dieſe Gegen— 
ſätze wenigſtens vorläufig zum Schweigen bringt. Weit bedenklicher 
iſt, daß die dem Parlamente geſtellte Aufgabe den Intereſſen aller 
derjenigen Elemente widerſpricht, die ſeit Menſchengedenken von der 
vorherrſchenden Korruption gelebt haben. Die Herrſchaft des Balſchiſch 
zu beſeitigen, das iſt zunächſt das wichtigſte, und wenn dieſe „Reform“ 
ſcheitert, ſind damit auch alle anderen zum Scheitern verurteilt. Es 
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kommt hinzu, daß neben den unzweifelhaft von lauteren, patriotiſchen 
Motiven beſtimmten Leitern des Staatsſtreiches von der Flagge der 
Jungtürken auch ſehr zahlreiche unlautere Elemente gedeckt werden. 
Man braucht nur auf die ſyſtematiſchen Erpreſſungen hinzuweiſen, die 
von Paris und London aus durch Drohbriefe am Sultan erfolgreich 
geübt wurden. Man drohte mit Attentaten oder noch häufiger mit 
Veröffentlichung von Schmähſchriften und konnte meiſt darauf rechnen, 
daß der Sultan ſich „frei kaufte“. Das ſind für jeden, der die türkiſchen 
Verhältniſſe des letzten Jahrzehnts verfolgt hat, allbekannte Tatſachen. 
Überlegt man nun, unter welchen Stürmen und Kämpfen überall in 
Europa ſich der Übergang zu konſtitutionellem oder parlamentariſchem 
Regimente vollzogen hat, ſo müßten Zeichen und Wunder geſchehen, 
wenn die Türkei in ſtetigem ungeſtörten Fortſchritt ihre Umbildung 
vollziehen ſollte. Rußland hat zwei Dumen auflöſen und einen Bürger— 
krieg niederwerfen müſſen, ehe es eine wirklich arbeitsfähige Volks— 
vertretung zuſammenzubringen vermochte, und krankt dabei noch heute 
an inneren Schäden, die den türkiſchen verwandt, aber doch lange nicht 
gleich waren. Wir meinen alſo, daß mit dem Zuſammentreten des 
Parlaments die eigentlichen Schwierigkeiten für die Türkei erſt be— 
gonnen haben, und daß eben deshalb das türkiſche Intereſſe mehr als 
je verlangt, daß die Mißhelligkeiten mit Oſterreich-Ungarn und Bulgarien 
ſo bald als möglich beſeitigt werden. Leider dauern die Hetzereien, 
um Serbien zu einem Konflikt mit Oſterreich zu drängen, immer 
noch fort. Einmal hat (wie der „Golos Moskwy“ vom 4/17. Dezember 
berichtet) das „Komitee ſerbiſcher Juden“ einen Aufruf erlaſſen, durch 
welchen die Juden aller Länder aufgefordert werden, die Intereſſen 
Serbiens zu verteidigen. Dann aber ſind es ruſſiſche Politiker auf eigene 
Fauſt, welche die Erregung ſchüren. Als Beiſpiel dafür mag die folgende 
Korreſpondenz der „Nowoje Wremja“ vom 18. Dezember aus 
Sagreb (Agram) dienen. 

„An der Grenzſtation Bosniſch-Brod war ich Zeuge einer empörenden 
Beſchimpfung ſlaviſcher Soldaten der öſterreichiſchen Armee. In einem 
Militärzuge, der aus Horbatien nach Bosnien fuhr, hatte man das 
36. Regiment, das aus Deutſchen und Tſchechen beſteht, untergebracht. 
Dieſes Regiment wird, wie ich erfuhr, im öſtlichen Böhmen, im Wahl— 
kreiſe des Abgeordneten Klofatſch ausgehoben. In dem Zuge waren 
alle deutſchen Soldaten in der 3. Klaſſe untergebracht worden, während 
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man den Tſchechen einfache Güterwagen anwies, die die Überſchrift 
trugen: 6 Pferde, 40 Mann. Als die tſchechiſchen Soldaten dieſe unge— 
rechte Behandlung bemerkten, erbaten ſie ſich gleichfalls Waggons 
3. Klaſſe. Aber dieſe Bitte gab Anlaß zu einem traurigen Exeignis. 
Der kommandierende Oberſt, ein wütender Deutſcher, befahl den deutſchen 
Soldaten, die ihre Plätze ſchon eingenommen hatten, die Tſchechen, die 
in ihre Wagen nicht einſteigen wollten, zu umzingeln und zu entwaffnen. 
Darauf nötigte er ſie unter der Drohung, ſie zu erſchießen, in ihre Wagen 
zu ſteigen. Wie man jetzt aus Agram mitteilt, wurde nach der Ankunft 
daſelbſt jeder zehnte tſchechiſche Soldat ſofort ins Gefängnis geworfen 
und danach, wie man hört, ſogleich vor ein Kriegsgericht geſtellt, das 
ſie wegen Meuterei zum Tode verurteilte. Dieſes Urteil iſt 
ſchon ausgeführt worden. Hier erzählt man, daß auf dieſe 
Weiſe Rache für die ſerbophilen Reden Klofatſchs genommen werden 
ſollte. Den Abgeordneten konnte man nicht ſtrafen, und deshalb kühlt 
man die Rache an ſeinen Wählern. Iſt das nicht echt öſterreichiſch?“ 

Man braucht dieſen Bericht nur aufmerkſam zu leſen, um ſofort 
zu erkennen, daß er in der Hauptſache erlogen iſt. Daß jene tſchechiſchen 
Soldaten vor Gericht geſtellt und zum Tode verurteilt ſeien, wird als 
Gerücht, die Hinrichtung jedes 10. Mannes als Tatſache erzählt! Offen— 
bar weiß die „Nowoje Wremja“, was ſie ihren Leſern zumuten darf; 
ſie rechnet wohl auch darauf, daß es längſt vergeſſen iſt, wie meuternde 
ruſſiſche Soldaten kurz vor dem Moskauer Oktoberaufſtande aus Sibirien 
in Waggons 1. und 2. Klaſſe nach Europa zurückfuhren, während die 
Offiziere in der 3. und 4. Klaſſe, die zudem mit ſchmähenden Inſchriften 
bedeckt waren, Platz nehmen mußten. Das war freilich demokratiſcher, 
und iſt zudem ungeſtraft geblieben. 

Recht hübſch ſekundiert dieſen Hetzereien wiederum Herr Weſſe— 
blitz ki. In einem ſeiner Londoner Telegramme finden wir die folgen— 
den Meldungen: 

„Die Türkei und Italien nähern ſich offenbar den drei Entente— 
mächten. Die in Italien ſchnell wachſende Erbitterung des Volkes 
gegen Dfterreich kündigt den baldigen Fall des Kabinetts Tittoni und 
ſeine Erſetzung durch Fortis an, der vor kurzem Oſterreich den einzigen 
Feind Italiens genannt hat. In dem unpolitiſchen Klub „Polyglot“ 
rief ein Italiener nach einem Vortrage über die italieniſchen Dichter 
des 19. Jahrhunderts aus: „Verfluchte Oſterreicher, Volksverderber. 
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Man muß ſie alle erſchlagen!“ Es fiel Ihrem Korreſpondenten, der den 
Vorſitz in der Verſammlung führte, ſchwer, den Italiener und die mit 
ihm ſympathiſierenden Engländer zu beruhigen. Die direkt aus Bosnien 
kommenden Nachrichten zeigen, daß die Geſinnung der Muſelmänner 
umſchlägt. Sie wollten anfangs, wenn die Annexion anerkannt werden 
ſollte, in Maſſe auswandern. Jetzt ſind ſie entſchloſſen, die Annexion, 
in Waffen zu bekämpfen. In England und in Italien werden Vor— 
leſungen über den Freiheitskrieg Italiens gegen Oſterreich vorbereitet 
— Vorleſungen, von denen ſich mit Beſtimmtheit annehmen läßt, daß 
ſie die Erregung der Volksmaſſen noch ſteigern werden!“ 

An dieſem Effekte zweifeln wir nicht. Was ſoll man aber zu dem 
politiſchen Zynismus des Herrn Weſſelitzki und ſeiner engliſchen Freunde 
ſagen? Trotz der korrekten Haltung der ruſſiſchen Regierung iſt die 
Wirkung dieſer aufreizenden, mit allen Mitteln auf Vergiftung der 
öffentlichen Meinung hinarbeitenden Agitation ohne Zweifel gefährlich, 
und ihr gegenüber verhallen die beſonnenen Stimmen urteilsfähiger 
Patrioten, die vor Abenteuern warnen, wie General Kuropatkin es 
noch kürzlich getan hat. 

Aber Herr Weſſelitzki wütet in ſeinen Korreſpondenzen wenigſtens 
nicht gegen Rußland, ſein Adoptivvaterland, und nicht gegen den Zaren, 
der ſein Landesherr iſt. Er iſt nicht bemüht, Rußland vor dem Auslande 
herabzuſetzen, ſondern ſucht vielmehr ſeine Schwächen zu verdecken. 
Einen Publiziſten hervorgebracht zu haben, der es zu ſeiner Lebens— 
aufgabe gemacht hat, das eigene Vaterland und ſeinen Landesherrn 
herabzuſetzen, iſt die traurige Sonderſtellung, die Deutſchland durch 
Herrn Maximilian Harden errungen hat. Das geſamte Ausland 
hat erſt mit Schadenfreude, zuletzt mit unverhülltem Ekel den Feldzug 
verfolgt, den er „gegen den Kaiſer“ zu führen die Dreiſtigkeit hatte. 
In Anlaß eines Artikels der „Kölniſchen Zeitung“ vom 9. Dezember 
ſchreibt, um ein Beiſpiel anzuführen, darüber der „Eclair“ vom 
15. Dezember: 

„Der entſchloſſene, drohende Ton der „Kölniſchen Zeitung“ er— 
gänzt und verſtärkt die hartnäckige Kampagne von Maximilian Harden, 
dieſes giftigen Polemiſten, der ſich an die Ferſen Wilhelms II. geheftet 
hat und ſeine Popularität mit verdoppelter Dreiſtigkeit untergräbt.“ 

Es ſchließt ſich hieran aus der Rede, die Harden am 2. De— 
zember in Hamburg hielt, ein Zitat, das ſich in ſeinen Vorträgen in 
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Dresden, Frankfurt, Hannover inhaltlich wiederholt. Der „Eclair“ be— 
merkt dazu: 

„Niemals iſt die Theorie einer dem Kaiſer aufgedrungenen Vor— 
mundſchaft mit mehr Dreiſtigkeit und Inſolenz dargelegt worden. 
Das hätte nichts zu bedeuten, wenn Harden ein iſolierter Pamphletiſt 
wäre. Er war es einmal, heute iſt er es nicht. In den Städten, durch 
die er ſeine geifernden Worte trägt und als Zerſtörer der abſoluten 
Gewalt poſiert, wird der Liberalismus ein Seelenzuſtand, der durch 
Anſteckung allgemein wird . . . Praktiſcher Egoismus, Undankbarkeit 
und die Luſt, ſich zu emanzipieren, halten ſich in dem Ausbruche der 
allgemeinen Unzufriedenheit die Wage. Zunächſt glaubt man ſich nicht 
in Widerſpruch zur Vaterlandsliebe zu ſetzen, wenn man gegen die 
Phantaſien des Kaiſers revoltiert . . .“ 

Die Wirkung der frechen Hardenſchen Angriffe gegen unſeren 
Kaiſer, von denen wir allerdings nicht verſtehen, wie ſie geduldet werden 
konnten, ohne daß Staatsanwalt und Polizei eingriffen, iſt nach außen 
hin zunächſt die geweſen, daß die Machtſtellung und das Anſehen Deutſch— 
lands in aller Welt gemindert ſchien. Man wußte eben nicht, daß dieſer 
Komödiant eine überrumpelte Volksſtimmung benutzte zu einer unge— 
heuerlichen, höchſt einträglichen Reklame, von der er hoffte, daß darüber 
die auf ihm laſtende Mißachtung in Vergeſſenheit geraten könnte. Es 
wäre noch viel über Herrn Hardens Treiben zu ſagen. Die „Frank— 
furter Zeitung“ hat noch kürzlich das unechte Komödiantentum des 
Mannes in Anlaß ſeiner Frankfurter Rede in köſtlicher Weiſe gezeichnet, 
und wenn wir nicht irren, wird einmal ſein Ausgang beweiſen, daß die 
große Spekulation ſeines Lebens in einen Bankerott ausmünden muß. 
Doch nicht von ihm wollen wir reden, ſondern nur unſere Stimme 
dagegen erheben, daß das Ausland in ihm den Wortführer der deutſchen 
Nation erkennen will. Unſer Volk iſt nach wie vor königstreu durch und 
durch und will keineswegs einen roi fainéant, wie Herr Maximilian 
Harden ihn zu konſtruieren ſucht, ſondern einen König von Fleiſch und 
Blut mit ſtarkem Königswillen an ſeiner Spitze ſehen. Daß Se. Majeſtät 
mit jenem ſogenannten Interview, deſſen Geſchichte übrigens noch nicht 
geſchrieben iſt, einen Mißgriff getan hat, läßt ſich nicht beſtreiten, jene 
Fremden verdienten das Vertrauen nicht, mit dem der Kaiſer ſie beehrte; 
aber wie oft haben wir ihm zugejubelt, wenn er Empfindungen und 
Hoffnungen Ausdruck gab, die den edelſten Regungen der Volksſeele 
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entſprachen. Wer hat mehr, als er es getan hat, alle idealen Beſtrebungen, 
jeden wiſſenſchaftlichen und materiellen Fortſchritt gefördert und belebt? 
Wann iſt ein König je leutſeliger und ſchlichter geweſen, als er es iſt? 
Wem hat es das deutſche Volk zu danken, wenn es heute mit Stolz 
und Vertrauen auf ſeine Flotte blickt? Und iſt es denn ein Zufall, daß 
in den 20 Jahren ſeines Regiments das Reich zu unerhörtem Wohl— 
ſtande gedieh, daß unſere Städte, unſere Induſtrie, unſer Handel zu 
neuem Leben aufblühten, daß vor allem jene 20 Jahre auch Jahre 
des Friedens waren? 

Wir haben an dieſer Stelle mehrfach auf die ungeheuerlichen 
Übertreibungen hingewieſen, die an die Veröffentlichung der unzu— 
verläſſig wiedergegebenen Unterredungen von Hiaheliff geknüpft worden 
ſind. Die angeblichen Indiskretionen ſind faſt zum Nichts zuſammen— 
geſchrumpft; die Tatſachen, um die es ſich handelte, waren teils längſt 
bekannt, teils mißdeutet worden, die Abſicht war die löblichſte, wenn 
auch, wie der Erfolg gezeigt hat, es vergebliche Mühe iſt, einen Eng— 
länder davon zu überzeugen, daß Deutſchland ſich nicht mit der Abſicht 
trägt, über Nacht einige hunderttauſend Mann über See oder durch 
den Luftozean nach England zu werfen, um die Bank von England 
auszuplündern. Auch die franzöſiſchen Nationaliſten und ruſſiſchen 
Panſlaviſten ſind nicht durch Worte oder durch Vernunftgründe zu ge— 
winnen. Sie wollen fürchten, nicht lieben. Damit haben wir zu rechnen, 
und gewiß gehen wir am ſicherſten, wenn wir entſchloſſen unſere Inter— 
eſſen verfolgen, unbekümmert um das Gerede rechts oder links. Der 
lächerliche Größenwahn, in dem franzöſiſche und andere ausländiſche 
Organe ſich herausnehmen auf Deutſchland herabzublicken, als wäre 
es ein geminderter Machtfaktor, hat keinerlei innere Berechtigung 
und könnte zu den erſtaunlichſten Überraſchungen führen. Aber die 
Vorausſetzung von alledem iſt, daß die Schatten fallen, die ſich zwiſchen 
Volk und König gedrängt haben. 

Wir ſtehen an der Schwelle der Weihnachten. Im Kaiſerhauſe 
wie in jedem Hauſe unſeres herrlichen Deutſchen Reiches ſoll es ein 
Freuden- und Friedensfeſt ſein, ein Feſt, das wir uns nicht trüben laſſen, 
weder durch die Mißgunſt jenſeits der Grenzen, noch durch den hämiſchen 
Eifer derjenigen, die bemüht ſind, im Lande jeden Funken des Miß— 
verſtändniſſes zur Flamme anzublaſen. Mit Gott, für Kaiſer und Reich! 

das bleibt die Parole. 


24. Dez. 1908. Ruſſiſche Zirkulardepeſche über die Baltanfrage. 
Proteſt Bulgariens über die Haltung der Türkei. 
25. Dez. Rede Iswolskis über die auswärtige Lage in der Duma. 
Tätlicher Angriff auf den Präſidenten Fallieres, Attentat auf den Schah. 
26. Dez. Der Schah verſpricht, die Verfaſſung wiederherzuſtellen. 
28. Dez. Erdbeben in Meſſina. 


31. Dezember 1908. 

Das alte Jahr nimmt einen wenig erfreulichen Abſchluß. Es geht 
ein Gefühl derUnſicherheit durch die Welt, und die offiziellen Beruhigungs— 
reden, die uns aus dem Munde der leitenden Staatsmänner aller Staaten 
Europas entgegenklingen, ändern daran nichts. Geht man den Gründen 
dieſer Erſcheinung nach, ſo wird ſie ſich auf die eine Tatſache zurück— 
führen laſſen, daß die ſeit Jahr und Tag verfolgte Politik Eng- 
lands, eine Iſolierung Deutſchlands herbeizuführen, 
nicht aufgegeben iſt, ſondern mit allen Mitteln einer unbedenklichen 
Diplomatie fortgeſetzt wird. Der Entente mit Frankreich folgte die 
Anreihung der „smaller nations“ an England, danach die Revaler Ver— 
einbarungen und im Zuſammenhang damit das Beſtreben, Italien 
vom Dreibunde abzulenken, endlich die Schwenkung, die, unter Be— 
nutzung des Staatsſtreiches der Jungtürken, aus dem bisherigen Be— 
förderer aller auf Zerſetzung des osmaniſchen Reiches gerichteten An— 
ſchläge plötzlich den beſten Freund der Türkei machte, um auch dort 
Deutſchland eine Stellung ſtrittig zu machen, die es durch jahrelange 
Bemühungen um Hebung der iſlamiſchen Welt errungen hatte. Es iſt 
ſchwer, ſich der Vorſtellung zu entziehen, daß als Ziel dieſer Politik 
ein Kontinentalkrieg in Sicht genommen iſt, der dem ge— 
planten Anſturme gegen die Seemacht Deutſch— 
lands parallel gehen ſoll. Wir haben während des ganzen Verlaufs 
dieſes Jahres immer wieder auf Stimmen hinweiſen müſſen, die mehr 
oder minder deutlich dieſem Endziele dienten. Um das Treiben zu 
rechtfertigen, wurden die angeblichen Angriffspläne Deutſchlands auf 
England erfunden, an die kein Menſch in Europa glaubt, mit 
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denen aber in England gearbeitet wird wie mit einer Realität, während 
jene ſyſtematiſche Feindſeligkeit der engliſchen 
Politik gegen Deutſchland ein poſitiver Faktor 
der großen Politik geworden iſt, mit der jeder Staats— 
mann Europas und der außereuropäiſchen Welt rechnet wie mit einer 
Tatſache, über deren Wirklichkeit nicht weiter diskutiert wird. Das 
i ſt in kurzen Worten die Quinteſſenz der gegen- 
wärtigen Weltlage, und wir möchten den ſehen, der uns 
das beſtreiten kann, wenn er nicht aus Beruf oder Intereſſe die Tat— 
ſachen verdunkeln will. Mit dieſer Lage haben wir zu rechnen, und wenn 
je, iſt es heute Pflicht, daß die deutſche Nation einmütig 
und geſchloſſen, jeder Gefahr und jedes Opfers gewärtig, zu— 
ſammenſteht. Nicht durch Worte, ſondern durch Taten iſt es zu erweiſen, 
und vor allem durch Annahme und Ausführung der Reichsfinanz— 
reform die Baſis für eine Leiſtungsfähigkeit zu ſichern, 
die früher, als unſere Optimiſten für glaubhaft halten, durch die Macht 
der Verhältniſſe in Anſpruch genommen werden könnte. Das alles 
iſt nichts Neues, aber ſicherlich iſt es notwendig, daß wir uns in dieſer 
Hinſicht das Gewiſſen ſchärfen. In den Lebensfragen des 
Staates verlieren Parteiintereſſen ihr; BE 
rechtigung. 

Der brutale Angriff auf den Präſidenten der 
franzöſiſchen Republik hat allgemeine Entrüſtung erregt. 
Roheiten dieſes Schlages müßten, wie die gewaltſamen Verbrechen 
gegen die Sittlichkeit, mit körperlicher Züchtigung beſtraft werden, 
nicht mit einer Freiheitsſtrafe, die von Leuten, wie jener ſtellenloſe 
Kellner Jean Mattis einer iſt, eher als eine Zeit der Verpflegung auf 
Staatskoſten denn als Strafe empfunden wird. Aber gewiß trägt 
das maßloſe Hetzen der Nationaliſten gegen alles, was nicht zu ihrer 
Fahne ſchwört, weſentlich dazu bei, ſolche Roheiten großzuziehen. 
Präſident Fallieres iſt eine Perſönlichkeit, die niemandem Übles getan 
hat. Was an ihm gehaßt wird, iſt das Syſtem eines Miniſteriums, das, 
nach franzöſiſchem Maßſtabe gemeſſen, ſchon viel zu lange am Ruder iſt, 
während der Ehrgeiz anderer, nicht zur herrſchenden Partei gehörender 
Elemente unbefriedigt beiſeite ſtehen muß. Denn die Stellen am Staats— 
ruder werden vielleicht nirgends mit größerer Zähigkeit in einem parla- 
mentariſchen Staate behauptet und umſtritten, als in Frankreich. Bis 
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in die kleinſten Provinzialſtädte hinein hängt die Exiſtenz der großen 
und kleinen Beamten davon ab, daß kein Wechſel in der Parteikompoſition 
des Miniſteriums ſtattfindet. Man kann Varianten in der Zuſammen— 
ſetzung des Perſonals eines Miniſteriums hinnehmen, wenn nur die 
Geſamtrichtung ſich behauptet, und in dieſer Hinſicht hat Herr Clemenceau, 
deſſen Geſchicklichkeit wir je länger je mehr bewundern, ſich mehrfach 
zu Zugeſtändniſſen an unbefriedigten Ehrgeiz bereit gefunden. Aber 
gefährliche Konkurrenten weiß er ſich vom Leibe zu halten, und ſeinen 
Block hält er mit feſter Hand zuſammen. Übrigens erkennen wir mit 
Befriedigung an, daß die franzöſiſche Marokkopolitik 
etwas von ihrem intranſigenten Charakter verloren hat. Es ſcheint 
jetzt ernſtlich an die Räumung des Schaujagebietes gedacht zu werden, 
und von weiterer Unterſtützung des Exſultans Abdul Aſis iſt keine Rede 
mehr. Unerläßlich iſt aber eines: daß Mulay Hafid nicht in 
eine unhaltbare pekuniäre Lage gezwängt wird, die ihn nötigt, 
das mit geordneten Verhältniſſen nicht vereinbare Syſtem der gewalt— 
ſamen Steuererhebung durch ſyſtematiſche Raubzüge aufrechtzuerhalten. 
Es muß ein Weg gefunden werden, ihm die Abtragung der Penetrations— 
ſchulden möglich zu machen, ohne daß er ſein Volk ausraubt, und ihm 
zugleich Einnahmen zu ſichern, die das Regieren überhaupt möglich 
machen. Das iſt das Problem, das gelöſt werden muß. 

Die Fehde, die in Anlaß der flüchtigen oder meuternden Fremden— 
legionäre in den letzten Wochen durch unſere und die franzöſiſche 
Preſſe gegangen iſt, hat politiſch nicht das geringſte Intereſſe. Es iſt 
eine innere franzöſiſche Angelegenheit, um die es ſich dabei handelt, 
und darein zu reden, haben wir weder ein Recht noch die geringſte 
Neigung. Aber hiſtoriſch und pſychologiſch iſt das Inſtitut der Fremden— 
legion allerdings von hohem Intereſſe. 

Die Fremdenlegion wurde durch ein Geſetz vom 9. März 1831 
begründet, und durch die königliche Inſtruktion vom 10. März desſelben 
Jahres wurden die Bedingungen kundgegeben, unter denen die Fremden— 
legionäre zu rekrutieren waren, ſo wie die Ordnungen, an die ſie ſich zu 
halten hatten. Die Inſtruktionen vom 20. Februar 1901 und vom 
15. September 1905 haben dann einige Modifikationen gebracht, ſo 
daß die heute geltenden Beſtimmungen folgendermaßen lauten. Die 
Fremdenregimenter nehmen auf: 1. Fremde aller Nationalität, die 
in den franzöſiſchen Militärdienſt einzutreten wünſchen. 2. Franzöſiſche 
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Militärs, die nicht mehr dienſtpflichtig ſind und, obgleich ſie den Voraus— 
ſetzungen nicht genügen, um ſich neu zu verpflichten (pour se rengager), 
dennoch in die Reihen der Armee wieder einzutreten wünſchen. 3. In 
Frankreich, Algier und Tunis werden die Anwerbungen vom Militär— 
unterintendanten entgegengenommen oder, falls keiner am Platze iſt, 
vom Kolonialkommiſſar oder entweder von deſſen Vertreter oder von 
dem geſetzlichen Vertreter des Militärunterintendanten. In dem „acte 
d’engagement pour la legion étrangère“ vom 20. Februar 1902 wird 
unter anderem verlangt, daß der Fremdenlegionär ein Sittenzeugnis 
beizubringen habe; aber, ſagt eine dazu gehörige Anmerkung: „Iſt der 
Angeworbene ein Fremder, ſo iſt, falls er keinen Ausweis hat, nach 
ſeiner Angabe Tag und Ort der Geburt zu verzeichnen“. Ur— 
ſprünglich war die ſo gebildete Truppe nur zum Kampf in Algier beſtimmt, 
ſpäter hat man ſie auch in Mexiko, Tunis, Tongking verwendet. Im 
Feldzuge 1870/1871 kämpfte ſie gegen Deutſchland, doch wurden die 
Legionäre deutſcher Herkunft in Algier zurückbehalten, und die ſo gemin— 
derte Truppe bewährte ſich nicht. Im Jahre 1871 halfen ſie die Kommune 
unterdrücken. Die Dienſtzeit dauert 5 Jahre, aber die Verpflichtung 
kann erneuert werden. Heute zählt die Fremdenlegion 2 Regimenter 
zu 6 Battaillonen mit je 4 Kompagnien und 2 Depotkompagnien. 
Während es früher nur Infanteriſten waren, gibt es jetzt auch einige 
Fremden-Eskadrons und eine Fremden-Artilleriebatterie. Dieſe 
Fremdenlegion iſt unzweifelhaft von großer militäriſcher Tüchtigkeit, 
ſie hat in Mexiko und Algier eine bewunderungswürdige Tapferkeit 
gezeigt, und die Franzoſen jagen, nächſt den „tirailleurs algériens“ 
ſei es die einzige Truppe, die noch einen Begriff von der alten franzöſi— 
ſchen Armee gebe. Das mag äußerlich wohl zutreffen. Sie ſind aller— 
dings Berufsſoldaten, aber Berufsſoldaten minderer Ehre, dazu mit 
Ausnahme natürlich der ausgezeichneten, aus der franzöſiſchen Armee 
hin verſetzten Offiziere, die einzigen, für die es kein Avancement gibt, 
Leute, die niemand nach ihrer Vergangenheit fragt, Abenteurer, ge— 
ſcheiterte Exiſtenzen, Verbrecher, die nichts zu verlieren, aber auch 
nichts zu gewinnen haben, außer vielleicht der inneren Läuterung, 
die ſtete Todesgefahr und ein hartes Schickſal auch verſtockten Naturen 
bringen können. Man verwendet dieſe Truppe ſtets an den meiſt expo— 
nierten Stellen und fragt wenig nach ihren Verluſten; auch haben ihre 
Invaliden und ihre Hinterbliebenen keinerlei Anſpruch auf Entſchädigung. 
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Eine intereſſante Charakteriſtik dieſer Fremdenlegionäre gibt die Revue 
„Patria“, ein illuſtriertes Blatt, das beſonders für Offizierskreiſe be— 
ſtimmt iſt, in der Nummer vom 1. Juni 1906. Es mag daraus der folgende 
Abſchnitt hervorgehoben werden: 

„In dieſer ſonderbaren Gemeinſchaft, in die der Menſch gleich— 
ſam maskiert eintritt, ohne Identitätspapiere, ohne Nationalität, ohne 
daß ihn ein Auszug aus den ihn betreffenden Kriminalakten begleitet, 
findet man ein Gemiſch von Gut und Böſe, das ſich nicht definieren läßt, 
aus dem ſich aber eine eiſerne Energie, ein inſtinktiver Zug nach Aben— 
teuern, eine erſtaunliche Kraft der Initiative und die höchſte Todes— 
verachtung ergibt. . . . . Dieſe Legionäre kommen aus aller Herren 
Länder; es ſind „outlow‘‘, die die Schranken einer geſellſchaftlichen 
Ordnung überſprungen haben, in der ſie ſich nicht wohl fühlten; viele 
von ihnen haben mit Familie und Vaterland gebrochen; Deſertion 
nach einem Vergehen, und bei den Deutſchen Verdruß über ſchlechte 
Behandlung! Zahlreich ſind ehemalige franzöſiſche Offiziere vertreten, 
Opfer eines ſchlechten Abſchieds oder freiwilligen Austritts aus der 
Armee, die nun als Gemeine eine Laufbahn aufnehmen, deren untere 
Grade bereits hinter ihnen lagen.“ 

Nun wollen wir nicht beſtreiten, daß der Beſitz einer ſolchen Truppe 
für Frankreich vorteilhaft geweſen iſt. Aber ſtolz auf ſie ſein kann Frank— 
reich gewiß nicht, und wenn am 27. April 1906 der Fahne der Fremden— 
legion der Orden der Ehrenlegion verliehen wurde, ſo wird damit doch 
die Tatſache nicht verdeckt, daß jeder einzelne Fremdenlegionär dieſe 
Auszeichnung nicht erringen kann. Es ſind die einzigen Soldaten Frank— 
reichs, aber auch — von den indischen Truppen Englands abgeſehen — 
die einzigen Soldaten der Welt, denen kein militäriſches Verdienſt, 
keine Aufopferung und kein Heldentum das Recht erwirbt, ſich ihren 
Kameraden in der Armee gleichzuſtellen. Deshalb wird auch keine 
Armee der Welt Frankreich um dieſe Truppe beneiden. Sie hat viele 
tapfere, aber auch viele unmenſchliche Taten getan, und wer ihr angehört, 
hat kein Vaterland. Wenn nach unſeren geſetzlichen Beſtimmungen 
Deutſche, die ihr angehören, trotz allem Deutſche bleiben, und das 
gleiche gewiß auch von den Fremdenlegionären engliſcher Herkunft gilt, 
ſo genießen ſie unſeren Schutz doch nicht, ſolange ſie in der Legion 
ſtehen, und wenn ſie in die Heimat zurückkehren, haben diejenigen, 
auf denen eine geſetzlich zu faſſende Schuld ruht, erſt ihre Sühne zu 
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leiſten, ehe ſie wieder als Vollbürger in unſerer Mitte ſtehen können. 
Über die Deſerteure von Caſablanca wird das Haager Schiedsgericht 
entſcheiden. Was das Schickſal der letzten Deſerteure ſein wird, läßt 
ſich vorherſehen: ſie verfallen der Strenge der Kriegsartikel. Man mag 
den einzelnen bedauern, dareinreden können wir nicht. Wohl aber 
ſtehen wir nicht an, das ganze Inſtitut als ein unſittliches zu bezeichnen. 

Die große politiſche Rede des ruſſiſchen Miniſters der auswärtigen 
Angelegenheiten, Iswolski, hat zwar wenig Neues gebracht, 
aber doch einige Tatſachen offiziell beſtätigt, die wichtig genug ſind, 
um regiſtriert zu werden. Als erſtes notieren wir die Erklärung, daß 
England und Rußland nicht nur in der zentralaſiatiſchen Politik, ſondern 
auch in der Balkanfrage Hand in Hand gehen, und daß die Allianz mit 
Frankreich alle Fragen der Weltpolitik umfaßt. Es knüpft ſich daran 
die Erklärung, daß die ruſſiſche Politik keine Spitze gegen Deutſchland 
habe, ſondern daß im Gegenteil die althergebrachten freundſchaftlichen 
Beziehungen erhalten werden müßten, und daß zwiſchen Rußland und 
England keine offenen oder geheimen Verträge exiſtierten, die gegen die 
deutſchen Intereſſen gerichtet wären. Nun folgt die Erklärung, daß die 
(ſehr ſtark unterſtrichene) Annäherung an Italien auf der Baſis der 
Aufrechterhaltung des status quo auf der Balkanhalbinſel erfolgt ſei, 
und endlich die wichtige Mitteilung, daß neben den allbekannten Ab— 
kommen von 1877 und 1878, die Oſterreich-Ungarn das Recht gaben, 
Bosnien und die Herzegowina zu okkupieren und zu verwalten, noch 
eine Reihe anderer diplomatiſcher Abkommen beſtänden, von denen 
einige die Freiheit der ruſſiſchen Handlungen beſchränkten. Dieſer 
letzte Satz gibt uns ein Novum. Ein zweites Novum iſt die offizielle 
Erklärung, daß Rußland den Zuſammenſchluß von Serbien, Montenegro 
und Bulgarien untereinander und mit der Türkei zum Ziel ſeiner 
Politik gemacht habe. Schließlich heben wir noch aus den eingehenden 
Ausführungen über die Verhandlungen, welche die Konferenzfrage 
betrafen und die aus dem ruſſiſchen Zirkular zur Genüge bekannt ſind, 
hervor, daß Rußland auf der Konferenz Vergünſtigungen für Serbien 
und Montenegro erwirken will. Im übrigen hat Herr v. Iswolski 
mehrfach und nachdrücklich die Friedensliebe und das Ruhebedürfnis 
Rußlands hervorgehoben. 

Wir haben die Rede mehrfach in ihrem vollen Wortlaute geleſen 
und können trotz der friedlichen Tendenz, die wir ſoeben betont haben, 
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nicht ſagen, daß ſie einen ſehr beruhigenden Eindruck macht. Vor allem 
halten wir die Hauptſache, was als Ziel der ruſſiſchen Politik 
bezeichnet wird, für un ausführbar. Es iſt niemals möglich ge— 
weſen, die drei ſlaviſchen Hauptſtaaten des Balkans, Montenegro, 
Serbien und Bulgarien zu einer gemeinſamen Politik zuſammen— 
zuſchließen; mit der Türkei aber haben ſie ein Ganzes nur ſo lange 
gebildet, als ſie einen Teil der Rahja darſtellten. Denken wir uns 
den Balkanbund ſo konſtruiert, ſo würde dieſe Eintagsfliege den 
nächſten Morgen nicht erleben. Dieſe Vettern ſind ſtets Rivalen ge— 
weſen, und wenn ſie ſich einmal gegen einen gemeinſamen Feind zu— 
ſammenſchließen und ſiegen ſollten, ſo würde der Streit um die Beute 
ſofort angehen. Es kann aber fraglich erſcheinen, ob dieſer gemeinſame 
Feind nicht viel eher die Türkei als Oſterreich ſein würde. Daß Bulgarien 
ſich in eine antiöſterreichiſche Politik hineinziehen läßt, kann als aus— 
geſchloſſen gelten, und ebenſowenig erſcheint es uns glaubhaft, daß 
der Streit der ſlaviſchen Stämme um Mazedonien nun plötzlich aufhören 
ſollte. Endlich berührt die Iswolskiſche Rede mit keinem Worte die ſehr 
ſchwierigen konfeſſionellen Fragen, die eben jetzt durch den Proteſt des 
ökumeniſchen Patriarchen gegen Verletzung der Privilegien und Rechte 
der griechiſchen Kirche durch die Türkei wieder lebendig zu werden ſcheinen. 

Was aber die Konferenz betrifft, ſo iſt unter keinen Um— 
ſtänden daran zu denken, daß alle Beſtimmungen des Berliner Traktats 
einer Durchſicht unterworfen werden. Sir Thomas Barkley hat 
in einem Interview, das die „N. Fr. Pr.“ wiedergibt, ſich darüber ſehr 
unumwunden ausgeſprochen, und gewiß kennt er ſeine Leute. Auf 
die Bemerkung, daß Rußland, auf ſein gutes Verhältnis zu England 
bauend, gewiſſe europäiſche Hoffnungen auf der Orientkonferenz zu 
verwirklichen glaubte, entgegnete er: „Solche Hoffnungen mögen in 
Rußland beſtehen, aber ebenſo ſicher iſt, daß England zur Aufwerfung 
der Meerengenfrage auf der Konferenz niemals ſeine Zuſtimmung 
geben wird.“ Wie aber will England anderen Mächten verwehren, 
gewiſſe Fragen von der Konferenz auszuſchließen, wenn es ſelbſt das 
Beiſpiel dazu gibt? Ebenſowenig faßbar erſcheint uns die Hoffnung 
des ruſſiſchen Miniſters, Vergünſtigungen für Serbien und Montenegro 
zu erwirken. Denn auf weſſen Koſten ſollte das geſchehen? Der Sand— 
ſchak Nowy-Bazar, an den man früher hätte denken können, iſt heute 
im Vollbeſitze der Türkei, die gewiß nicht geneigt ſein wird, auch nnr 
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einen Fuß breit davon abzugeben. So bliebe nur Oſterreich, das ebenſo 
wenig opferwillig ſein dürfte, zumal es ſich ſagen muß, daß jedes Zu— 
geſtändnis nach dieſer Richtung nur zu weiteren Forderungen führen 
kann. Kurz, das alles iſt wenig greifbar und verträgt um ſo weniger 
eine Analyſe, als zugleich der status quo auf der Balkanhalbinſel ge— 
wahrt bleiben ſoll. Wir hätten noch mancherlei zu bemerken: das Über— 
gehen der Frage von Batum und der mit der Konferenzfrage in Zu— 
ſammenhang ſtehenden griechiſchen Probleme. Aber gewiß hat der 
Miniſter vieles nicht ſagen wollen und vieles nicht ſagen können. Es bleibt 
daher nur der Schluß, daß das orientaliſche Problem und damit die Welt— 
lage heute genau ſo dunkel geblieben iſt, wie vor der Iswolskiſchen Rede. 

Der Sturz des Präſidenten Caſtro iſt wohl die natür- 
liche Folge ſeiner Entfernung vom Sitze ſeiner Macht. Die Wirkung 
aus der Ferne war nicht ſtark und nachhaltig genug. Er hätte den Ber- 
liner Profeſſor Iſrael nach Caracas kommen laſſen müſſen — und ſeine 
Mittel erlaubten ihm das — wenn er die Herrſcherſtellung behaupten 
wollte. Daß man ihn haßte, mußte er wiſſen. Jetzt ſcheint ihn alles 
verlaſſen zu haben, und ſeit die Vereinigten Staaten von Amerika das 
Regiment des Vizepräſidenten Gomez anerkannt haben, kann Caſtros 
Sturz als endgültig betrachtet werden. Ob damit die Schwierigkeiten 
mit Holland Erledigung finden werden, ſteht noch nicht feſt, iſt aber 
nicht unwahrſcheinlich, und ebenſo läßt ſich wohl auf Beilegung der 
franzöſiſch-venezolaniſchen Differenzen rechnen. 

In England ſteigert ſich die Sorge um Indien. Lord Minto, 
deſſen perſönlicher Mut über allem Zweifel feſtſteht, iſt doch genötigt, 
zu den außerordentlichſten Vorſichtsmaßregeln zu greifen, um ſeines 
Lebens einigermaßen ſicher zu ſein. Aber neben der nicht ſehr zahlreichen 
Gruppe der Anarchiſten wirkt vor allem die Preſſe, die, aus den 
Reihen der Gebildeten hervorgehend, jetzt in alle Kreiſe der Bevölkerung 
eindringt und deren Tendenz ſich in das Schlagwort „los von England“ 
zuſammenfaſſen läßt. Trotz der drakoniſchen Strenge der neuen Preß— 
geſetze — man erinnere ſich, welche Entrüſtung ähnliche Maßregeln 
in England hervorriefen, als Rußland ſie gegen die ruſſiſchen Revo— 
lutionäre anwendete! — dauert das Übel fort, und es iſt keine Ausſicht, 
daß es beſſer damit wird, auch nicht, daß die wachſende Boykottbewegung 
abnimmt. Es ſind hier elementare Gegenſätze im Gange, deren England 
nicht anders als mit Aufwendung ſeiner vollen Energie und mit Ein— 
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ſetzung großer Machtmittel Herr werden kann. Auch richtet die allge— 
meine Aufmerkſamkeit ſich immer mehr dieſer indiſchen Frage zu. In 
dieſer Hinſicht iſt ein Buch des Ruſſen Grale w: „Skizze der Auf— 
ſtände der Grenzſtämme Indiens während der letzten zehn Jahre“, 
Petersburg 1909, von großem Intereſſe. „Wir wollen (ſagt der Ver— 
faſſer in ſeiner Vorrede) keineswegs jedes Ereignis im Leben unſerer 
Nachbarn zu aggreſſiven Zwecken ausnutzen. Wenn für England Schwie 
rigkeiten in Indien oder Afghaniſtan entſtehen, ſo darf das uns durchaus 
nicht auf die Bahnen eines leichtfertigen Chauvinismus führen. Wohl 
aber müſſen wir ſtets, unabhängig von allen zeitweiligen Verſtändigungen, 
ſcharfen Blickes alles verfolgen, was in den angrenzenden Ländern 
geſchieht — wenn wir uns nicht von den Ereigniſſen überraſchen laſſen 
wollen.“ „Es wäre falſch (ſagt er im erſten Kapitel) zu glauben, daß 
wir ignorieren dürfen, was an den Grenzen Indiens geſchieht, da doch 
dieſe Dinge noch vor kurzem unſere öffentliche Meinung in ſo hohem 
Grade aufregten. Iſt doch eine Reihe von Generationen bei uns in 
der Vorſtellung erwachſen und erzogen worden, daß unſere Aufgaben 
in Mittelaſien von ganz außergewöhnlicher Bedeutung ſeien. Sogar 
der Weg nach Konſtantinopel — dieſer von den Vätern überkommene 
Traum des ruſſiſchen Volkes — führte nach der Meinung vieler nicht 
über Wien, wie man früher dachte, ſondern durch unſere turkeſtaniſchen 
Grenzmarken.“ 

Nun ſind ja gerade jene zentralaſiatiſchen Schwierigkeiten zwiſchen 
Rußland und England heute zum Stehen gebracht worden, aber wer 
mag annehmen, daß ſie damit aus der Welt geſchafft ſeien? Und anderer— 
ſeits, wie läßt ſich darauf rechnen, daß die chroniſchen Aufſtände jener 
Bergvölker nicht wiederkehren ſollten, wenn der Boden, auf dem die 
Herrſchaft Englands in Indien ruht, zu ſchwanken beginnt? Herr von 
Iswolski hat von den ſehr ernſten Prüfungen geſprochen, die das ruſſiſch— 
engliſche Abkommen in den perſiſchen Angelegenheiten beſtanden habe. 
Sehen wir richtig, ſo ſtehen die wirklich ernſten Prüfungen erſt bevor. 
Perſien iſt noch ſehr weit davon entfernt, ſich normalen Zuſtänden 
zu nähern, und über kurz oder lang wird ein Einſchreiten der Ruſſen 
in Aderbeidjan ſich nicht mehr umgehen laſſen. Dann folgt das Ein— 
ſchreiten Englands in die Einflußſphäre, die es ſich zugeſprochen hat, 
und damit beginnt eine neue Phaſe der perſiſchen Frage, deren Charakter 
von dem jetzigen ſehr weſentlich verſchieden ſein muß. 
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